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ten, fo war das fchmerzliche Gefühl mindeftend von der Hoffnung 
begleitet, daß durch eine folche, den Zufammenhang der gefammten 
Geſetzgebung im Auge behaltenden, Prüfung die Aufmerffamkeit des 
Geſetzgebers möglicherweife auf die erfteren hingeleitet werden Fönnte. - 

Wir enthalten und einer außführlichen Darlegung der inneren Or⸗ 
‚ganifation und des Zweckes diefer Schrift, da felbige einen Sheil des 
größeren, die Verfaffung und Verwaltung des Preußifchen Staates 
betreffenden, Werkes bildet und wir und über dieſes im Allgemeinen 
fowohl bei deffen Ankündigung, ald in dem Vorworte zum „Polizei 
Weſen des Preußifchen Staats” des Weiteren auögefprochen haben. 
Es möge daher nur noch darauf hingewiefen werden, daß wir aud) 
‚ bei diefem Sheile von der und für dad ganze Werk verflatteten Be⸗ 
nußung der an jenem Orte erwähnten Minifterial-Archive Gebraud) 
machten. 

- Wir Schließen mit dem Wunfche, daß diefe Schrift, — eine Dar: 
ftellung der verfchiedenartigften Gefeßgebungen und daraus entſtan- 
bener verwickelter Berhältniffe, — vecht bald eine antiquirte wer: 
den möge durch ein Gefeß, welches Dem angedeuteten Entwicelungs- 
gange des Preußifchen Staates und den gerechten Forderungen ber 
Zeit gemäß iſt; mit dem Wunfche, daß Preußen feinem hohen 
Berufe aud) in dieſer Richtung gehorche ! 

Berlin im Juni 1843, 


v. NRönne. Simon. 
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den Quellen bearbeitet. 9 Thle. Berlin. 1820-1829. 


£eo, Borlefungen über die Gefchichte des jüdifhen Staats, gehalten an der Univerfität 
zu Berlin. Berlin. 1828. 


Geſchichte der Geſetzgebung fiber die Juden — in Müllers Archiv für die neuefte 
Geſetzgebung aller Deutfchen Staaten. Bd. 5. ©. 88 ff. 


Erfier Abſchnitt. 
Allgemeinfte Umriffe der älteren jüdifhen Geſchichte. 


Nachdem der jũdiſche Staat fein goldenes Zeitalter in den achtzigRegenten- 
jahren David's und Salomon's gehabt, ſowohl in Rüdficht auf den 








2) Diefe Einleitung hat, dem Zwecke des Werkes gemäß, nicht die Abfiht, eine 
ſtizzirte Befchichte der Juden zu geben, fondern ftellt vielmehr die legtere nur in fo 
weit bar, als dies nöthig war, um bie hauptfächlichiten Refultate der die Juden 
betreffenden Geſetzgebungen in Eurzen Ueberbliden anknüpfen zu können. Die be: 
fonderen hiſtoriſchen Einleitungen in Betreff der einzelnen Territorien des Preu⸗ 
Fifhen Staates find bei den betreffenden Abſchnitten, Theil J. Abtheilung II., zu 


vergleichen. . 
| 2) Die hiftorifhen Schriften, welche ſich auf einzelne Länder beziehen, find bei diefen 
angegeben. 
Thl. VIII. 39.9 Die Verbaͤltniſſe ver Juden. \ 


j 
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Umfang des Landes und des Nationalruhms, als in Betreff der Reindı 
der Religionöbegriffe, der Wiffenfchaften, der Künfte und ded Reichtbum 
finkt er, fich in die Reiche Suda und Israel fpaltend, in den nächften vi 
Jahrhunderten unter einer Reihe fchlechter Regenten, und e8 fallen endli 
die Juden in die affyrifche und babylonifche Gefangenſchaft. 

Cyrus geftattet nad) fiebzig Jahren die Wiederherſtellung ded Staat 
und derfelbe wird nunmehr durch faft zweihundert Jahre von Hohenpriefter 
und Sanhendrin regiert, meift jedoch egyptiſchen oder ſyriſchen Könige 
zindbar. Nur auf kurze Zeit fommt ein neuer Aufſchwung in das Volk dm 
die Bedrängungended Königs Antiohus Epiphanes; das Joch der St 
leuciden wird abgeflreift und mit den mächtigen Römern das gewünfd! 
Bündniß gefchloffen. Aber Sene benugen dies zur Sinmifhung in di 
Staatöverhältniffe; Pompejus zieht nach Paläſtina und macht den jüdi 
fhen Staat den Römern tributbarz; — und als Letztere ein Jahrhunder 
fpäter, im Jahre 70 unferer Zeitrechnung, unter Kaifer Vespaſian Serufa 
lem nach langer Belagerung erobern und zerflören!), geht der jüdiſch 
Staat unter und die Israeliten zerfiseuen fich innerhalb der weiten Graͤn 
zen ded Nömifchen Reiche. 


Zweiter Abſchnitt. 


Bürgerlihe und Rechtöverhältniffe der Juden im Römifden 
Reiche. 


Nachdem die Zuden unter Trajan und Hadrian in den Jahren 11! 
und 135 ihre lebten Kräfte vergeblich daran gelebt hatten, ihre Feſſeln zu zer 
brechen, wobei über fünfmalhunderttaufend Menfchen allein durch's Schwer 
umfamen, wurden fie ruhige Bürger ded Römifchen Reiches. Wir finden 
fie nun über zweihunbert Jahre im ungeflörten Genuffe aller bürgerlicher 
Freiheiten und Nechte?), da die alten Grundfäge des Römiſchen Neichel 
feine Abhängigkeit der ſtaatsrechtlichen Verhältniffe vom Glauben kannten 
Sie ſtellten ihre firchliche Verfaſſung wieder ber und verbanden damit ein 
Gemeindevermwaltung. Die erblichen Patriarchen zu. Ziberiad übten übe 
ihre Slaubenögenofjen fürftliche Hoheit, wurden von den Römern zu den 
höchſten Ehrenftellen befördert, und mit den in den Römiſchen Gefehen 
höchſten Ehrennamen — viri clarissimi, spectabiles, illustres, leßterer da 
höchfte nach dem des Kaiferd — benannt3). Züdifhe Schulen blüpten: 


4) Bine Million Menfchen follen hierbei das Leben durch das Schwert verlorer 
aben, 

2) Sie waren Cives. 1.17. de statu hominum, 
8) Unter ben Patriarchen, welche einen Rath zur Seite hatten, ftanden Ptimaten 
Provinzial : Patriarchen, Archiſynagogi. Die Kirhen-Beamten hatten all 
„Ehrenrechte und Freiheiten des Priefterthums, vornehmlich Befreiung von Staats 
* dienſten und Abgaben, und blieben in berem Befts noch über 100 Jahre de 
chriſtlichen Herrſchaft. Honorius beftätigte fie ihnen im 3. 397 ausdruͤcklich 
Unter fich lebten die Juden nad) ihren eigenen Geſetzen. Sie entrichteten ihren 
Patriarchen, ber eine ähnliche Stellung hatte, wie fpäterder Papft zur kat holiſch er 
- Shriftenheit, Abgaben (aurum coronarium), bie derfelbe durch Kommiſſarien 
einfordern ließ. inigemal wurde den Unterthanen bes abendländiſche! 
Kaiferthums die Bezahlung berfelben an diefen in dem morgenländiſchen 
* Reiche wohnenden Obern unterfagt und nad) de Edikte bes Honorius v. 3. 39! 
ſcheinen dies die abendländifchen Juden felbft ausgewirkt zu haben; doch wurd 
im 3. 404 diefes Verbot zurückgenommen. Die Reihe der erblihen Patriarchen 
deren Anfang ungewiß ift, erlofch mit Gamaliel IV, zwifchen dem 3, 415 un! 
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ftattfindende Geſetzgebung leßterer beinahe vollftändig in die Hände geges 
ben. Auf Grund mißverflandener bibliiher Stellen wurde nämlich fchon 
auf der Kirchenverfammlung zu Elvira im J. 313 das Verbot, Gelb auf 


Zinfen zu leihen, auc auf die Laien audgedehnt, und fhon Karl ber: 


Große nahm daffelbe in die weltlichen Gefeße auf!), was dann auch in den 
Swabenfpiegel überging 2). Wucher war Allee, was fi) Semand über das 
Geliehene zurüdigeben ließ. Die Juden waren, bei dem auß der chriftlichen 
Religion hergenommenen Grund ded Gefeßed, nicht unter demfelben begrifs 
fen und fie befamen bier und da auddrüdliche Berwilligungen zu beflümm 
ten, nach der damaligen Seltenheit des Geldes fehr hohen Zinfen? ). Durch die 
Bedeutung diefed Geldverkehrs wurden die Juden den Großen unentbehrlid, 
wie man aud den Rechten entnehmen kann, welche ihnen zugelprocden 
murden. Sie 'hatten eigene Richter und lebten nach eigenen Geſetzen. 
Die Judenvorfteber zu Mainz und Worms hießen Bifchöfe und Konfuln, 
und die von Fürſten ald hohe Finanzbeamte aebrauchte Juden nannten 
fi) anftatt Kammer» Knechte wohl Kammer:Grafen*?). Das wichtigfk 
ihrer Rechte, welche eine unfundige Gefeßgebung ihnen zugeftand und 


wodurch fie fchneller ald andere zu Vermögen fommen mußten, war de 


rücfihelich ihrer ausgefprochene Milderung des alten firengen Rechts gegen 
bie redlichen Befißer geftohlener Sachen. In weſſen Befit eine folche ge 


4 
. 


funten wurde, der mußte feinen Vordermann nachweiſen, oder war fell 
ald Dieb verdächtig und verlor wenigftens die Sache, ohne fein Kauf - 


oder Pfandgeld wieder zu erhalten). Diefem allgemeinen ftrengen Rechte 
waren auch die Juden unterworfen und mußten Gewähr leiften, gleih 
ben Chriſten. Allein fchon vor Abfafjung des Magdeburger Weid- 
bilds und des Sachfenipiegeld befamen fie, man weiß nicht von 
welchem Könige, noch auf welche Veranlaffung, ein günſtigeres Recht. 
„Nun habent fy beffer Recht erfauffet”, fagt der Schwabenfpiegel‘) 
„dad habent ihn die Künig geben wider Recht, daß ſy leyhent auf biebig 
„und auf raubig Gut.’ Sie brauchten nicht& zu erweilen, als daß fie 
nicht in Verborgenem, fondern öffentlich, „bei fhönem Tag und vor 
„ihrer Thür in offener Straß,” wie der Schmwabenfpiegel fagt, das Pfand 
angenommen hatten, um vor jeder Verantwortung ficher zu fen Wurde 
dann eine bei dem Juden gefundene Sache als geftohlen erwiefen, und 
diefer hatte Zeugen für feine Öffentliche Annahme derfelben, fo brauchte et 
die Sache nur gegen Erlegung des darauf gegebenen Geldes zurückzugeben, 
und verlor nur feine Zinfen. Hatte er aber heimlich gekauft, fo mußte er 


nn A A" 


die Sache umſonſt herauögeben. Kirchengeräthe ſoll erjederzeit umfonft heraus⸗ 


geben, und wenn er es verläugnet hatte, als Dieb geſtraft werden, doch ſo, 
daß er ſich deshalb.auf einen Gewährsmann nach gemeinem Rechte berufen 


— — — — — — — 


1) Capitul. I. vom 3. 789. cap. V. v. J. 806. cap. 12—18. 

2) Cap. 11. 

3) Zehn Procent jährlich ift die Mittelzahl noch im 14. Jahrhundert. (Meyer 
von ber Rechtmäßigkeit des fechiten Zinöthalere, ©. 69.); doch werben den SU 
den 3. B. in dem thüringifcy-meißnifchen Schugbrief von 1368 noch auf ei! 
Schod die Woche ein halber Grofchen zugeftanden, mas nahe an 30 FI. beträgt 
&. über benfelben unten. 

*) Eine Urkunde von 1259 bei Meichelbeck, histor. Frising. T. II. Cod. probe! 
p. 23 , fängt an: Ego, Lublinus et frater meus Nirckelo judaei, Comite 
Camerae illustris Ducis Austriae. 


0) Sachfenfpiegel 2. Bud) Art. 29. und 36, Weichbild Art, 130. Schwabenfpiegt 
ap. 161. 
*) Cap. 349 in Senkenbergs Ausgabe. 
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erlangt; die Juden waren reich — und fo fieht man denn vom Ende bed 
dreizehnten Jahrhunderts ab, daß die fchon früher da geweſenen Mährchen 
eines von den Juden begangenen Mordes, eines göttlichen Befehls zu ihrer 
Ausrottung, einer von ihnen durchflochenen blutenden Hoſtie und dergl. 
mehr genügen, um die Volkswuth gegen fie zu lenken. Beſonders aber 
geihah dies, als jene furchtbare Pet in den Jahren 1348 bid 1350 alle 
aſiatiſchen und europäifchen Länter in unerhörter Weife vermüftete 
Die Meinung, ein maurifcher König in Spanien habe die Juden gewon 
nen, um Durch Vergiftung der Brunnen die Ehriftenheit auszurotten, brachte 
die allgemeinſte Verfolgung über fie. Unter den Augen der Obrigfeiten, 
ja von ihnen geleitet, wurden Hunderttaufende vom Pöbel hingemordet!). 





1) Im Elfaß war es nicht der Pöbel allein, welcher an die Brunnenvergiftung 
laubte, fondern der Bifhof von Straßburg und die Landeshern im 
Ifaß hielten eine Zufammenkunft in Benfeld, wohin aud die Gtäbte 
Straßburg, Freburg und Bafel ihre Abgeordneten ſchickten, aber 
erklären ließen, daß fie feine Bosheit von ihren Suden wüßten. Der Biſchof 
und die Grafen und Ritterfchaft befchloffen aber dennod, die Tuben abzuthun, 
In Bafel ließ ſich der Rath von dem aufrührertfchen Pobel dazu nöthigen, in 
Straßburg aber zwangen die Zünfte die drei Häupter der Stadt, ihre Aemter 
niederzulegen, und wählten einen neuen Rath. Die Juden waren ſchon in ber 
Zubengaffe zufammengebradht und wurden bewacht. Der neue Rath fing feine 
Verwaltung damit an, den vorigen Handwerkmeiſter, welcher verlangt hatte, daß 
bie Stadt den Juden, welchen fie gegen Erlegung einer Geldfumme Schuß auf 
gewifle Jahre zugeſagt hatte, auch Wort halten müfle, feines Vermögens vers 
luftig zu erklären, einen Theil für fich felbit zu nehmen (1700 Pf., welches bie 
neuen Rathsherrn unter fich felbit theilter.), und das andere feinen Kindern zu 
geben. Am nädften Sonnabend wurden die Juden, zweitaufend an 
der Zahl, auf einem hölzernen Gerüfte in ihrem Kirchhof verbrannt, ' Die 
fih wollten taufen laflen, ließ man leben, aud wurden viel Kinder gegen 
ihrer Eltern Willen aus dem Feuer genommen und getauft. Was man ben Ju 
ben fhuldig war, das ward alles wette, und alle Pfander und Schulbbriefe wur 
den zurückgegeben, aber das baare Gut nahm der Rath, und theilte es unter bie 
Handwerke. „Das war auch das Gift, das die Juden tödtete,” Tagt der 
gleichzeitige Jacob von Königshofen in feiner Elfaffer Chronik S. 296. Rad: 
dem die Sache gefchehen war, ſchloſſen der Biſchof von Straßburg, und bie Gras 
fen und Baronen in Schwaben und Elfaß mit den Städten einen Bund, fit 
wegen des Juden⸗-Brandes gegen männiglid, vertheidigen zu helfen. 

Aehnlich zu Bafel. Der Pöbel und einige Edelleute, die früher wegen verlibten 
Unfugs gegen die Juden aus der Stadt verwielen worden, nöthigten den Kath, 
die Sudenermordung gefchehen zu lafien. Auf einer Infel im Rhein baute mon 
ein hölzernes Haus, worin bie Juden verbrannt wurden. Daffelbe geſchah gleih 
nachher zu Freiburg, wo man 12 der reidhften fo lange aufiparte, bis man alle 
ihre Schuldner erforfcht hätte, Albert. Argentin, Chron. T. II .p. 148. 

In Mainz wehrten fie fich anfänglich. Allein ihr Widerftand Eonnte nicht 
von Dauer fein, da feine Hülfe von Außen kam. Zwölftauſend wurden hie 
verbrannt oder verbrannten fid) ſelbſt. Rebdorf unnal. ap. Freher. T. l. 


P. 

Das letzte thaten ſie, ihr unvermeidliches Schickſal vor Augen ſehend, an vie⸗ 
len andern Orten. Zu Speier, Worms, Oppenheim und Frankfurt 
ſchloſſen he fid) mit ihrer Habe in ihre Häufer und zündeten ſolche an. Albert, 
Argent. |. c, 

In Erfurt wohnten 3000 3uden, Als ihre Slaubensgenoffen zu Eifenad 
und allen andern thüringifchen Städten erſchlagen wurden, und fie gleiche Ans 
ftalten gegen fich bemerkten, verbrannten fie fidy felbft in ihren Häufern. Daffelbe 
Schickſal erduldeten fie in Brabant, wo fie es mit bejonderer Ergebung und 
Standhaftigkeit trugen. „Mit Freudigkeit” fagt ber Chronift, „gingen fie zum 
Scheiterhaufen, fiürzten jerbft erjt ihre Kinder, dann ihre Weiber, endlich fid 
felbft in die Flammen. Aber ihr od hatte eine andere Urfade, die 
Begierde nad ihren Reihthümern!” Magn, Chron, belg. ap. Pistor 
T. III. p. 828. 


‚= eimelinnniiziiilingen — — — 0 m 0 
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fo beftand denn auch der materielle allgemeine Erfolg nur darin, baß die 
Bundesverfammlung!), indem fie eine Kommiffion ven fünf Mitgliedern 
und zwei Stell sertretern zur Bearbeitung eines Gutachtens über Die 
lie Verbeſſerung der Zuden erwählte, eine Summlung und Zufammen el⸗ 
lung der Geſetzaebung der einzelnen deutſchen Bundedſtaaten über die Ibrae 
liten anordnete® ). 





zur Bunbesaltemitaufgenommenwar. Hannover wählteftattberReform und 

Bürgerrechte die fpäter vorgefchlagenen Worte: Berbefferung und bürs 

ger iche Rechte, aus dem Grunde: „weil es dadurch der Beurtheilung der Regie⸗ 

rungen überlaffen bliebe, wiefern fie nad) Maßgabe der etwa eintretenden Hits 
berniffe, die Zulaffung der Zuben zuden gedachten —328 für vereinbar mit dem 

Beſten des Staats erachte.’’ Und auf den ſchon früher (von dem Senator Schmitt) 

gemachten Antrag wurden die Worte: „in den einzelnen Bundesftaaten”, in bit 

Worte „von den einzelnen Bundesſtaaten“ verwandelt, und hierdurch ein Unters 

ſchied gemacht zwiſchen jenen Rechten, welche ben Juden ſchon in früherer Zeit, und 

jenen, weiche ihnen erft in neuerer Beit eingeräumt worben waren. Protokolleber 
beutfhen Bundesverfammlung v. Zahr 1816. Bd. 1. S. 170 zeq. $. 49. 2a: 
ber wollte die freie Stadt Frankfurt die Rechte, welche ben Juden daſelbſt dur 

Die neue Stetigteite: und Schutzordnung des ehemaligen Großherzogs d. d. 

Paris den 30. Nov. 1807 (Winkopps Rhein. Bund. Bd. v. ©. 303 u. ff.) beis 

gelegt worden waren, nicht anerkennen, und behielt fi, in ihrer Verfaſſungt⸗ 

Ergänzunae:Urfunde Art. 7. noch eine anderweite Regulirung der bürgerlicen 
Rechte der Zuden vor. Verhandlungen am Bundestage über die Denkſchrift der 
ifraelitifchen Gemeinde zu Frankfurt a. M. in: Protokolle der deutichen Bundes⸗ 
verfammluna $. 49 u. 54. 8.1. ©. 170 u, ff. u. 188. gl. Klübers Ueber 
fiht 2c. ©. 382 ff. 384 ff. 

1) In dem Protckolle v. 3. Aug. 1820 $. 100, verglichen mit der loco dictaturae 
gedrucdten Zufammenftelluna, ebendaf. ©. 216. 

2) Protokolle der Bundesverf Bd. IX. &. 232. 272. Bb. XII 9.96. Erörterung 
in den Wiener Minifterial-Sonferengen in den Protokollen 32. 33. v. 20. u. 28. 
Mai 1820. Jordan, Lehrb. des allaem. u. befonderen deutichen Staaterehtk 
Kaflel 1831. 1. 8.239. ©. 403. Ausführliche Nachricht von Wiener Gongrek 
Verhandlungen über diefen Geaenftand in Klübers Ueberfiht zc. ©. 376 ff. 
Deffelben Staatsardyiv Bd. 2. ©. 85. 

Was jedoch die Abficht des Bundes und insbefonbere bie Abficht Preußens war, 
erhellt unter anteren aus dem folgenden Dokumente, weldes dadurch veranlaft 
wurde, daß bie fo eben erft geſchaffene freie Stadt Frankfurt ben Juden die ihnen 
von dem Fürften Primas gegen Entgeld gegebene Emancipation wiederum gie 
nommen. 

Antwort des Preuß. Staatskanzlers Fuͤrſten Hardenberg an bit 
Deputirten der ifracelitifhen Gemeinde zu Frankfurt am Main. 

Auf Ihre Verftelung v. 12. d. M. Namens der jüdifhen Einwohner der 
Stadt Frankfurt a. M., nehme ich nicht Anftand, Ihnen zu erwicdern: daß es in 
Ruͤckſicht der Gerechtſame, welde bie jüdifhen Einwehner der Stadt Frankfurt 
aus einem befenderen mit dem vorigen Landesberrn am 28. Dec. 1811 errichteten 
und von ihrer Scite erfüllten Bertrage geltend zu machen beredhtigr find, ber 
Preußiſchen Interceffion bei dem Gongreß gar nicht bedarf, indem die Verhaͤltniſſe 
ber Frankfurter Zudenfchaft als acfeg: und rechtindßig feftftchend, nicht bezweifelt 
werden können. In feweit jedoch die jüdifchen Einwohner der Stadt Frankfurt 
den Umfang ihrer bürgerlichen Rechte noch über den Vertrag mit dem vorigen 
Landesherrn hinaus zu erieitern wuͤnſchen, erfudye ih Sie, die Beflimmuns 
gen des Gongreffes über bie bürgerlihen Berhältniffe der Juden 
in Deutfhland abaumwarten, und fi dabei der dieffeitigen Un: 
terftügung um fo mehr verfichert zu halten als Preußen durch 
ein befonderes Geſetz zu Gunſten feiner jübifhen Unterthanen 
bereits vorgeaangen ift. 

Wien den 18. Mai 1815. G. 8. v. Hardenberg. 

An den Herrn Baruch hierſelbſt. 


(Altenmägige Darftellung des Bürgerrechte der Joͤraeliten zu Frankf. a. M. 
Rödelheim 1816. 13. Beilage. ©. 5860.) 
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fo beftand denn auch der materielle allgemeine Erfolg nur darin, daß die 
Bundesverfammlung!), indem fie eine Kommiffion von fünf Mitgliedern 
und zwei Stell sertretern zur Bearbeitung eines Gutachtens über Die bürgets 
liche Verbeſſerung der Zuden erwäblte, eine Summlung und Zufammen el⸗ 
lung der Gefrgaebung der einzelnen deutſchen Bundedſtaaten über die Israe— 
liten anordnete® ). 


‘ 





zur Bunbesaftemitaufgenommenwar. Hannover wählteftattber Reform und 
Bürgerrechte die fpäter vorgefchlagenen Worte: Berbefferung und bürs 
ger iche Rechte, aus dem Grunde: „weil es dadurch derBeurtheilung der Regie⸗ 
rungen überlaffen bliebe, wiefern fie nad) Maßgabe der etwa eintretenden Hins 
berniffe, bie Zulaffung der Juden zuben gedachten Bortheilen für vereinbar mit dem 
Beften des Staats erachte.”’ Unb auf den fchon früher (von dem Senator Schmidt) 
gemachten Antrag wurden bie Worte: „in ben einzelnen Bundesſtaaten“, in bie 
Worte „von den einzelnen Bundesſtaaten“ verwandelt, und hierburdy ein Unters 
ſchied gemacht zwiſchen jenen Rechten, welche ven Suben fchon in früherer Zeit, und 
jenen, weiche ihnen erft in neuerer Zeit eingeräumt worden waren. Protokolleder 
deutfchen Bundesverjammlung v. Zahr 1816. Bd. I. ©. 170 neq. $. 49. De 
her wollte die freie Stadt Frankfurt die Rechte, welche den Juden dafelbft durch 
die neue Statigkeits- und Schusordnung des ehemaligen Großherzogs d. d. 
Paris den 30. Nov. 1807 (Winkopps Rhein. Bund. Bd. V. ©. 303 u. ff.) bei⸗ 
gelegt worden waren, nicht anerkennen, und behielt ſich in ihrer Verfaflungss 
Ergänzunag:Urfunde Art. 7. noch eine andermeite Regulirung der bürgerlichen 
Rechte der Zuden vor. Berhandlungen am Bundestage über die Denkſchrift der 
ifraelitifhen Gemeinde au Frankfurt a. M. in: Protokolle der deutſchen Bundes⸗ 
verfammluna $. 49 u. 54. B. 1. ©. 170 u. ff. u. 188. Bol. Klübers Ueber⸗ 
fiht 2c. ©. 382 ff. 384 ff. 

1) In dem Protokolle v. 3. Aug. 1820 $. 100, verglichen mit ber loco dietaturae 
gedrudten Zufammenftelluna, ebendaf. ©. 216. 

2) Protokolle der Bundesverf Bd. IX. ©. 232. 272. Bd. All ©. 96. Erörterung 
in den Wiener Minifterial-:Sonferenzen in den Prototollen 32. 33. v. 20. u. 29, 
Mai 1820. Jordan, Lehrb. des allgem. u. befonderen beutfchen Staatsrechtt. 
Kaffel 1831. 1. 8. 239. ©. 403. Ausführliche Nachricht von Wiener Gongrefs 
Verhandlungen über diefen Geaenftand in Klübers Ueberfiht 2c. ©. 370 ff. 
Deffelben Staatsarchiv Bd. 2. ©. 85. 

Was jedoch die Abficht des Bundes und insbefondere die Abficht Preußens war, 
erhellt unter anderen aus dem folgenden Dokumente, weldyes dadurch veranlaft 
wurde, daß bie fo eben erft geſchaffene freie Stadt Frankfurt nen Juden die ihnm 
von dem Fürften Primas gegen Entgeld gegebene Emaneipation wieberum ges 
nommen. 

Antwort des Preuß. Staatölanzlers Fürften Hardenberg an bie 
Deputirten der ifraelitifhen Gemeinde zu Frankfurt am Main. 

Auf Ihre Vorftellung v. 12. d. M. Namens der jübdifchen Einwohner der 
Stadt Frankfurt a. M., nehme ich nicht Anftand, Ihnen zu ermiedern: daß es in 
Ruͤckſicht der Gerechtfame, welce die jüdifhen Einwohner der Stadt Frankfurt 
aus einem befonderen mit dem vorigen Landesherrn am 28. Dec. 1811 errichteten 
und von ihrer Seite erfüllten Vertrage geltend zu machen berechtigt find, de 
Preußifchen Interceffion bei dem Congreß gar nicht bedarf, indem die Verhältnifle 
der Frankfurter Zudenfchaft ale aefeg: und rechtmäßig feftftehend, nicht bezweifelt 
werden können. In fomweit jedoch die jüdifchen Einwohner der Stadt Frankfurt 
den Umfang ihrer bürgerlichen Rechte noch über den Vertrag mit dem vorigen 
Landesherrn hinaus zu erweitern wünfchen, erfuche ih Sie, die Beftimmuns 

‘ sen des Gongreffes über die bürgerlihen Berhältniffe der Juden 
in Deutfhlandb abzumarten, und ſich dabei der bieffeitigen Un: 
terffügung um fo mehr versichert zu halten. als Preußen burd 
ein befonderes Geſeßz zu Bunften feiner jüdifhen Unterthanen 
bereits vorgegangen iſt. 

Wien ben 18. Mai 1815. C. 5 v. Hardenberg. 
An den Herrn Baruch bierfelbft. 


(Aktenmäßige Darftellung des Bürgerrechts der Jeraeliten zu Frankf. a. M. 
Rödelheim 1816. 13. Beilage, ©. 58—60.) 
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diefes ©. bei Publikation des X. &. R. und der G. O. in den neuen unb wieder erwenr. 


benen Provinzen, als unter den bie gedachten Gefegbücher sepängenden und erläutern 

ben Beftimmungen mit eingeführt worden feis fo beftimme ih ierdurch ausbrädlid:. 
daß das E. v. 11. März 1812 nur in denjenigen Provinzen, in welchen es bei feiner 
Erlaſſung publigirt worden, gelten, in den neuen und wieder erworbenen Provin; 
dagegen, als mit dem X. 2. R. und ber ©. D. eingeführt nicht betrachtet, vielmehr 
in legteren, bis zu weiterer gefeglicher Beſtimmung, ſich in Hinficht der Verhältuiffe 
ber Juden tebigtich nach denjenigen Borfchriften geachtet werden foll, welche bei ber 
Befignahme diefer Provinzen, als darin gefeglich beftehend, vorgefunden worden 
find. (&. ©. 1830. ©. 116.) 


9) Durch diefe Beſtimmung erfannte denn aber auch gleichzeitig ber 


Staat die Berechtigung der Juden auf Diejenige Derfafjung an, die 
8 


ihnen durch frühere Gefeugebungen verliehin worden war. 
bereits: 


ſprach 


a) das R. des K. Min. des I. (Erſte Abth. Köhler) v. 10. Juli 1818 
an die K. Reg. zu Erfurt ven Satz aus, daß die Juden in den neuen Pro : 


vinzen bei ihren Rechten zu fchügen. 
Das unterzeichnete Min. kann — was die K. Reg. zu Erfurt in Ihrem Ber. 


v. 19. Mai ce. über bie Nieberlaffung einheimifcher, nicht mit preußifchem Staatsbürger 


Recht verfehener jüdifchen Glaubensgenoffen fentirt bat, beitreten. 

Da die ftaatöblirgerlichen Rechte, welche den Juden im Preuß. Staate durch daͤs €. 
v. 11. März 1812 gewährt worden find, nach ausdrücklicher Allerh. K. Beftimmung auf 
die Juden in den neuen Provinzen nicht zur Anwendung kommen follen, und erft allge 
meine Beftimmungen wegen ihrer ftaatöbürgerlichen Verhältniffe zu erwarten find; fo 
folgt daraus von felbft, daß zwar das Anbringen und Einwandern fremder Juden in 
diefe neuen Provinzen nicht nachgegeben werden Tann, daß aber bie bei der Vefignahme 


in den Provinzen vorgefundenen anfäffigen, oder wohnhaften und gewerbetreibenden y: : 


ben ganz in ber Berfaffung und bei den Reiten vorläufig gefhägt und 
erhalten werden müffen, welche fie nad der früheren Verfaffung zur 
Zeit der Befisnahme hatten. 

Hiernach hat die K. Reg. daher auch in Pa Departement zu verfahren, und Abris 
gens bie allgemeinen Beftimmungen, welche hinſichts der ftaatsbürgerlichen Berhäftniffe 
der Zuden in den neuen Provinzen werden getroffen werden, abzumarten. 

(Ann. 11, ©. 725.) f oo. 

b) Eben fo wurden die Seitens ded Königreichs Weſtphalen verlichenen 
Rechte anerkannt durch dad R. v. 7. März 18251). (Ann. IX. ©; 182) 

c) Dad R. v. 28. März, 1825 bemerkte: | 

Die jübifhen Bewohner einer wieders oder neuerworbenen Provinz koͤnnen in ihren 
durch die beftehende, von Sr. K. Maj. bis auf weitere Anorbnung befkätigte Berfaffen 
wohl hergebrachten Rechten nicht befchräntt werden, fofern nicht ausnahmsweife gewiſſe 
Beſchraͤnkungen ausdruͤcklich vorgeſchrieben ſind, die aber jeden gau⸗ auch nicht vermäge 
ertenfiver Auslegung ber barüber ertheilten Vorfchriften gefchärft werden dürfen, 

(Ann. VIII. ©, 114.) 
10) Diefe Berechtigung der Juden auf Erhaltung derjenigen Rechte, 
welche ihnen ihre bisherige Verfaſſung verlieh, ift denfelben garantirt: 
a) in den fämmtlichen neu und wieber erworbenen Randeötheilen Durch bie 


ui ten 


Oftupationd-Patente für diefelben, in welchen Preußen ganz allgemein die 


borgefundenen Rechte der Einwohner aarantirte. Daß diefe Garantie au 
auf die Rechte der Juden Anwendung finde, bemerkt fehr richtig daB M. bed 
Min. des 3. v. 9. März 1840, welches Abth. IH. Abfchn. I. Kay. 1. 
sub II. 1. mitgetheilt if. Es find ferner 


b) diefe Rechte für alle zum Deutſchen Bunde gehörigen Zerritorien? 
garantirt durch Art. 16 der Bundesakte, welcher beffimmt: itorien⸗) 


Bgl. daſſelbe Abth. III. Abſchn. 1. Kap. II. sub III. 
”) Bloß bie Provinzen Preußen und Poſen gehören nicht zu demſelben. 
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zwUungen, von jenem atomiftifchen inneren Staatörechte abzuarhen und iı 
einzelnen Bezichungen Verordnungen zu geben, welche die Gränzen jene 
einzelnen akquirirten Ländertheile überfchreitend, für den ganzen Staa 
maaßgebend find. Außerdem find fhon nad) gemeinem Deutfchen Suden 
rechte eine Anzahl von Verhältniffen ziemlich gleichartig geordnet geweſen 
Es mar daher nöthig, dieſe gemeinfamen flaatsrechtlidhen Verhältniſſe de 
Juden im Preuß. Staate in der folgenden erften Abtheilung darıufellen 
und «8 find hierher zur Vermeidung vieler Wiederholungen auch diejeniger 
verroielen,. in Betreff deren zwar Ausnahmen bei dem einen oder anderen 
Landestheile fluttfinden, die jedoch den größten Theil bed Staated ums 
faffen und daher bier am zwedmäßinften darsuflelen waren. In Ans 
fehung diefer Ausnahmen iſt dann auf die Darftellung der Verhältniſſe ges 
Dachter Landestheile verwieſen. In der zweiten Abtheilung ift demnaͤcſt 
die Darflelung der betreffenden Berhältniffe der einzeinen Landestheile ges 


Erfte Abtheilung. 


Staatörechtliche Werhältniffe der Juden, welche den ganzen 
Preußiſchen Staat betreffen. 


Erfter Abſchnitt. 


Die Benennung der jüdifhen Slaubendgenoffen Seitens 
des Staateb. 


Es beflimmen hierüber: , 

1) Dad C. R. des K. Pol. Min. (in Abwelenheit ꝛc. v. Kamptz) v. 
10. Oft. 1815 Bezeichnung der Zuden in den Päflen. 
‚ Auf Antrag der Aelteften der biefigen Judenſchaft erdffne ich der K. Reg., daß bei der 
in Gemäßheit der C. V. v. 8. v. M. in die Päffe altteftamentarifcher Glaubensgenoffen 
aufrunehmenden Bemerkung bed Befiges oder Mangels des Staatsbuͤrger⸗Rechts, nie 
mals weder bei einem Einlaͤnder noch bei einem Ausländer der Ausdruck „Jude“ oder 
„Mdiih” in den Paͤſſen zu gebrauchen, fondern vielmehr ber obgebachten C. V. unter 
Vermeidung biefer Ausdruͤcke dadurch nachzuleben, daß 

1) in ben Paͤſſen der moſaiſchen Glaubensgenoſſen, welche Staatsbuͤrger find, dem 
Charakter ober buͤrgerlichen Verhaͤltniſſe des Paß⸗Inhabers die Bemerkung: „und 
niuntsbürger“, 3 B. der Kaufmann und Staatsbürger N. N., beigefügts dagegen 

T 


‚8) bei denjenigen, welche nicht Staatsbuͤrger find, nach Maßgabe inbivibueller Ver 
bältniffe der Mangel des Staatsbürger:-Rechts entweder burch Wealaflung der ad 1. ge 
dachten Bemerkung zu bezeichnen — welches in der Kegel bei allen denjenigen, beren 
Ramen ihren mofaifhen Glauben ſchon beweifen, genuͤgen wird — ober ausdruͤcklich 
Paffe zu bemerken, daß ber Vaßs Inhaber nicht Staatsbürger fei. | 

(Hoffmann, bie ſtaatsbuͤrgerl. Verhältniffe ber Juden zc. ©. 85.) 

2) Für fämmtliche Landestheile ift Durch die mittelft R. v. 10. Aug. 1836 
witgetheilte K. D. v. 19. Juni 1836, rüdfichtlich der Bezeichnungen ber 
Belenner der jüdifchen Religion in amtlichen Verhandlungen und Schriften 
und der Führung der Vornamen verordnet: 

Das K. Dberlandesgericht wird in Folge einer unterm 19. Juni d. 3. erlaffenen 
Allerh. K. O. angemiefen, fih in allen vorlommenden Verhandlungen und amtlichen 
Shriften der Bezeichnung der Bekenner der jüdifchen Religion als „mofaifche oder alt: 
teftamentarifche Glaubensgenoffen” zu enthalten und fich ftatt deffen, mo es auf die 
Slaubensverhältniffe antommt, der Ausdruͤcke: Juden, ober juͤdiſche Religion, juͤ⸗ 
difher Glaube u. f. w. zu bedienen. Durch den vorgebachten Allerh. Befehl ift gu- 
gleich die K. DO. v. 30. Nov. 1828 eingefchärft worden, worin angeorbnet ift, daß die 
Jaden keine chriftlichen Wornamen führen und die Polizeibehörben ftreng darauf halten 
ſollen, daß diefe Unordnung ferner nicht flattfinde. 


44 Staatsrechti, Verhättn. d. I. Erſie Abtheilung. 


Das Kollegium bat diefe Allerh. Beftimmungen fi zur Nachachtung dienen zu laffı 
und Behufs deren weitere Bekanntmachung an die Untergerichte feines Departemen 
das Erforderliche zu verfügen. (Jahrb. Bd, 47. ©. 576. Gräff Bd. 1. ©. 277.) 


3) Mit Bezug auf vorftehende K. DO. erging, veranlaßt durch eine Ei 
gabe ded Kaufmann Meyer zu Berlin, die K. O. v. 15. Oft, 1836. 


. Aus Ihrer Eingabe v. 22. v. M., deren Anlagen bierbei zurüdgehen, babe Ich n 
Befremden erfehen, baß Sie den Antrag gemacht, „daß Ich durch ein Wort der Gna 
- Sie und Ihre Glaubensgenoffen vor unverfchuldeter Geringfhägung fchügen und v 
unverdienter Verachtung bewahren möge”, und Sie haben die Veranlaffung zu bieft 
Geſuche aus einer dffentlih belannt gemachten Verordnung bes Juſtizminiſters über I 
unpaflenden Umſchreibungen des Namens Jude, und in welcher zugleich an eine frühe 
und nicht gehörig beachtete Werorbnung wegen jüdifcher Vornamen erinnert wurt 
welche Meiner Orbre v. 19. Zuni zum Grunde lag, entnommen. Sn dieſer Orbre ha 
Ich den Minifterien und Behörden anbefohlen, in ihren Berichten fi, wenn vı 
Juden die Rebe fei, der modernen vielfältigen Umfchreibungen diefer Bezeichnung zu en 
haften, und wenn hieraus Geringſchaͤtzung und Verächtlichkeit in Hinfiht auf Juden g 
folgert werben follte, fo Tann babei nur böfer Wille ober Irrthum zum Grunde liege 
indem Sch nichts Anderes beabfichtigt habe, als diejenige Bezeichnung, welche in all 
Gefegen und aud in dem lesteren über die bürgerlichen Verhältniffe der Juden 
11. März 1812 aufgenommen worben ift, für die allein richtige zu halten, mithin au 
für diejenige, deren fich die Deinifterien und Behörden zu bedienen haben. Sie werd: 
hieraus Meine Abficht, den gefeglich beftehenden Zuftand der Juden aufrecht zu erhalte 
und hieraus alfo auch entnehmen, daß es gar keines erneuerten Wortes der Gnade u 
Beruhigung bedarf. ine vorurtheilsfrei unternommene Vergleichung der jegigen u 
ber früheren Zeiten in Bezug auf die Verhältniffe der Juden im Preuß. Staate far 
wohl nur zum Vortbeil der erftören ausfchlagen, und treue Erfüllung der Unterthaneı 
und Bürgerpflichten wird, zu welcher Religion ſich auch die Einzelnen bekennen, ve 
Mir nach wie vor ftets anerfannt werben. ch verftatte Ihnen, von dieſer Ordre jedı 
beliebigen Gebrauch zu machen. Berlin, ben 15. Okt. 1836. 
Friedrich Wilhelm, 
An den Kaufmann und Seidenwaaren:Fabrifanten 
Joel Wolff Meyer, hierſelbſt. 
(Ann. XX. 151.) 


4) In Betreff der Adreffen amtlicher Befcheide beflimmen: 


a) Das R. des Zuft. Min. (Mühler) v. 1. Oft. 1836. 


Ihr Schreiben v. 25. v. M. habe fo eben erhalten und kann Sie nur erfuchen, d 
Bälle anzuzeigen, wenn Gerichtöbehörden und einzelne Zuftizbeamten fi beikomm 
laſſen follten, fich der Abreffe: „an den Juden N. N.“ zu bedienen. So wenig man 
fi einfallen Laffen kann, an ben Ehriften N. N. und an den Türken N. N. zu fchrr 
ben, eben fo wenia werbe ich es gut heißen, fich jener Adreffe an den Juden zu bebienei 
Wo es auf feine Glaubensverhältnifle anlommt, da ftellt fich die Sache anders, ba I 
die Bezeichnung: „Jude, oder jüdifche Religion’’ ganz an ihrem Plage und diefer ural 
Volksname jebenfalls ehrwürbiger und treffender als der mofaifche, altteftamentarifch 
Glaubensgenoſſe, und wie die Erfindungen ber neueren Zeit alle heißen mögen, ben 
Gebrauch, weit entfernt, etwas höheres auszubrüden, nur verlegend ift, weil kein Zub 
und überhaupt kein vernünftiger Menſch zugeben wird, in der Benennung Zube lie 
etwas, was man zu umfchreiben nöthig habe, Bon Religionshaß Tannı überall nic 
die Rebe fein; wer dem Glauben feiner Väter und fonft feiner religiöfen Ueberzeugu 
folgt und ein ehrlicher Dann, vechtfchaffener Bürger des Staates ift, dem er angehoͤ 
bleibt ſtets ehrenwerth, und der kein höheres Moralprinzip anerkennt, er mag fein Chr 
oder Zube, ift ein Mann, gegen ben man weder Achtung, noch zu dem man Vertrau 
hegen kann, und ben man nur zu bulben hat, fo ange er nicht bem Arm ber Gerechtigk 
verfällt. Berlin, den 1. Okt. 1836. 

An ben Harn A. M. in. ' (gez.) Muͤhler. 

(Heinemann a. a. DO. &. 216.) 

b) Das zunächft an die K. Reg. zu Bredlau gerichtete Cirk. R. des 
Min. des J. u. d. P. (0. Rochow) v. 13. Oft. 1836. 

Der dortige jübifhe Kaufmann N. bat fi) unter Einreichung des ihm von ber. 
Reg. am 8. v. M., in Betreff des Vornamens feines Sohnes ertheilten Befchelt 


same beſchwert, baß er auf ber Abreffe diefes Befcheides mit „Zube bezeichnet wı 
en Je: 
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dieſe Generaliſirung ber K. O. v. 18. Aug. 1822 auf einem Mißverſtaͤnd⸗ 
niſſe beruht, da letztere ſich nur auf dad E. v. 11. März 1812 bezieht, und 
nirgend all gemein die Unfähigkeit der Juden zu Öffentlichen Aemtern aus⸗ 


geiprochen i 


Zweites Rapitel. 
Des Militairdienft. 


Einleitung. 

Die Anficht, daß die Juden zum Kriegddienft unfähig wären, war früher 
fo feft eingewurzelt, daß Niemand daran k ‚jmeifeln wagte; ein Gelehrter 
wie Michaelis?) bewied mit zahlreichen nden, daß es fo fein müuͤſſe, 
und allenthalben lieg man die Juden vom Kriegsdienſt frei. 

Im Jahre 1812 erhob Preußen die Juden zu Staatäbürgern und im fols 
genden Jahre kämpfen fie für das ihnen gegebene Vaterland gleich allen 
andern Preußen 2). 

Auf diefe Weife waren die früheren Vorurtheile durch die hat behoben, 
die theild aus ihrem Mangel an perfönlichem Muthe, theils aus ihren hin 
dernden Ritualgefegen hergenommen waren ®). 


1) In feiner gegen Dohm gerichteten Schrift. 

2) Die merkwuͤrdige geiftige Elafticität dieſes Stammes zeigte fich hier, wie in frü⸗ 
beren Fällen. Ihre Verächtlichkeit hörte auf, ſobald man aufhörte, fie verächt: 
lich zu behandeln. Das ©. v. 9. Febr. 1819 (G. ©. 1813 ©. 18) rief das ge: 
ſammte Volk zu den Waffen und machte hinfichtlich der Juden Feine Ausnahme. 
„Shatfache ift es,” fagt Buchholz in den Aktenſtücken, die Verbeflerung bes 
bürgerl. Buftandes der Israeliten betreffend, Stuttgart und Zübingen, 18185, 
©. 30, „Thatſache ift ed, daß die Söhne der wohlhabendſten jübifchen Familien 
in ben Hauptfläbten mit dem Beifpiele freiwilliger Ergreifung der Waffen voran: 
gingen, und Alle mit eben der Ausdauer, eben ber Treue, wie andere Staats: 

ürger fochten und bluteten. Thatſache ift es, daß jüdifche Aerzte und Wund⸗ 
ärzte ihr Leben den Gefahren der Hospitäler ausfegten, und als heilige Opfer 
fielen. Thatſache ift es, daß jüdische Frauen und Mädchen Feine Anftrengungen, 
feine Gefahren fcheuten, um den Verwundeten Zroft und Hülfe angebeihen zu 
laſſen. Thatſache ift es endlich, daß alle israelitifhen Bürger durd) die zahl: 
reichften freiwilligen Gelbopfer Beweife der Anhänglichkeit an König und Vaters 
—— gaben.” Beiſpiele ähnlicher Art führt derſelbe Schriftſteller a. a. O. mehr⸗ 
ach an. 

2) Letzteres wurde ungeachtet fortgeſetzter Proteſtationen der jüdiſchen Rabbiner ans 
ßagnen Noch neuerdings iſt hierüber eine beſondere Schrift erſchienen: Rab⸗ 

iniſches Gutachten über Militairpflichtigkeit der Juden von Dr, Abraham Geis 
ger, Rabbiner in Breslau. Breslau, 1842. Dieſelbe ſcheint hervorgerufen 
durd) die Seite52 gegebene K. O. v. 14. März 1842 und wurde auf das Verlangen 
des Obervorfteherfollegiums ber Breslauer Judengemeinde abgefaßt. (Vgl. Schles 
fiihe Zeitung, 1842, Nr. 143. Beilage.) Des Verfaſſers Srörterungen refumis 
ren fich in folgenden Hauptfägen: 1) die Geſchichte fpricht unmwiderleglich dafür, 
daß bie Juden zu allen Zeiten und in allen Ländern ohne irgend einen Gewiſſens⸗ 
ferupel Kriegspdienfte geleiftet haben, und wo es nicht gefhah, mar es von den 
Staaten felbft, welche die Juden wider deren Willen vom Kriegsdienfte aus⸗ 
fhloffen, fo angeordnet. 2) Im jüdifchen Staate waren in beiden Arten des 
Krieges nach rabbinifchen Gefichtöpunfte, dem pflichtmäßigen und freiwilligen, 
alle Oft geltenden Gefege, auch die über Sabbath und verbotene Speifen aufges 
hoben, jobald ber Kriegszuftand deren Verlegung mit ſich führte. 3) Diele Sus⸗ 
penfion wurbe auch auf alle Vorbereitungen und alle Handlungen zu Abwehr 
Fünftiger Gefahr ausgedehnt. 4) Der heutige Staat legt als das jüdiſche Vater: 
land dieſelben Pflichten auf, wie der ehemalige jüdifhe. 5) In ihm fallen ſelbſt 
jene wenigen Beſchränkungen weg, welche im jüdiſchen Staate bei Eroberungs⸗ 
Kriegen galten; der Einzelne hat der Pflicht der Vertkeitigung Wes antere 
nachzuſetzen, fein Leben, feinen ‚Heerd, feine Familie, feinen Wohlttonn art 
feinblide Angriffe zu wahren, ſolchen Angriffen zuvorgutommen, aAlio om VER 
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wegen bes jübifchen Slaubensgenoflen, Kandidaten ber Medizin N. R. gemachte Anfrag 
eröffnet, daß biejenigen ifraelitifhen jungen Leute, welche zum einjährigen freiwillige 
Militairdienft gugelaffen worden, allerdings ihre Militairpflicht ald Kompagnie⸗Chirur⸗ 
gen erfüllen dürfen, und benfelben die Beſtimmung des $. 9 des E. v. 11. März 1842 
nicht entgegengeftellt werden kann, ba hier nicht von der Verleihung eines Staatsamts, 
fondern von der Erfüllung einer augemainen ſtaatsbürgerlichen Verpflichtung die Rede 
iſt, welcher auch die Juden unterworfen ſind. 

Uebrigens bleiben, wie Ew. ⁊c. ꝛc. richtig bemerken, bie iſraelitiſchen Militairpflichtigen 
vom Eintritt in das Garde⸗Korps fo lange ausgefchloffen, als bei biefem Überhaupt kein, 
Zuden eingeftellt und angenommen werden. (Ann. XVI, &. 504.) 

J)Nah dem R. der Min. ded 3. u. d. P., ded Kr. und d. ©, U.u. 
M. A. v. 19. Aug. 1840 haben die Zöglinge der jüdifchen Wereinfchule zu 
Münfter, welche vor der K. Seminar: Prüfungs: Kommilflon ihre Befähl, 
gung zu einer Elementar-Lehrerftelle nachgewiefen haben, das Recht, ihre 
Militairdienftpflicht durch eine ſechswöchentliche Dienftzeit abzuleiften. 

Da nad Ew. ꝛe. Ber. v. 6. Zuni d. J. die jüdifche Vereinfchule zu Münfter bie 
Leiftungen, welche rücfichtlich der Ausbildung der Zöglinge von einem Nebenfeminer eis 
fordert werden, erfüllt: fo genehmigen wir im Sinne der A. 8. O. v. 29. Oft. 1887, 
daß diejenigen Böglinge dieſer Schule, welche vor ber K. Seminar: Prüfungs Kommifien 
ihre Befähigung zu einer Elementarstehrerftelle nachgewiefen haben, gleich demjenigen 
SchulsAmts:Kandidaten angefehenmwerben, welche, in fofern fie ihre Ausbildung in einem 
Haupt⸗ oder Nebenfeminar erlangt haben, die Begünftigung zu Theil wird, ihre Mil: 
tairdienftpflicht durch eine ſechswoͤchentliche Dienftzeit ableiften zu Können. 

Hiernach wird Em. ꝛc. die weitere Veranlaffung, fo wie die Beſcheidung bes jüdiſchen 
Vereins für Weftphalen und die Rheinprovinz ꝛc. uͤberlaſſen. 

(Verw. Min. Bl. 1840. ©. 431.) 


6) In Betreff der Wereidigung des jüdifchen Militairs vgl. den 
Abſchn. X., das jüdifche Kirchenwefen betreffend. 


Schfter Abfchnitt. 


Berhältniffe der Juden im Preugifhen Staate, die Jufiy 
hoheit betreffend. 


Die Verhältniffe der Juden, welche die Suftizhoheit betreffen, nämlih 
fowohl die Civils ald die Criminaljuflizgemalt, find verfchieden, je nade 
dem bie Juden unter der Herifchaft des Landrechts, des Franzöfilchen 
Rechts oder ded gemeinen Deutfchen Rechtö im Preußifchen Staate leben. 
E find diefe Privat» und criminalredtlihen Verhältniffe nach jener bis 
fachen Spaltung in dem zweiten Zheile des Werkes dargeftelt und dort pu 
vergleichen. 


Siebenter Abfchnitt. 


Die Verhältniffe der Juden im Preußifhen Staate, bat 
Staatspolizei-Recht betreffend. 


Mährend einige, die PerfonalsPolizet betreffende Verhältniffe gleichmäßig 
für den ganzen Staat georbnet find, wie die folgenden Kapitel ergeben, find 
die, die Gewerbe⸗Polizei betreffende Berhältniffe in den einzelnen Territorien 
verfchieden und daher bei diefen in den einzelnen Abfchnitten der zweiten 
Abtheilung zu vergleichen. 
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a) Jeder felbftftändige Zube, ber Inländer und preuß. Staatsbürger ift, hat bie Ver 
pflichtung, von den Geburten, Zrauungen, Scheidungen und Zobesfällen, die i 
feiner Familie vorfallen, der Poligei- Obrigkeit Anzeige zu machen, und zwar ;: 
Städten der drtlichen Polizei Obrigkeit binnen 24 Stunden, auf dem Lande ben 
Landrathe des Kreifes binnen 3 Tagen. 
b) die gedachten Behörden find verpflichtet, ein Verzeichniß zu halten, worin jeber fol 
cher Borfall aufgezeichnet wird, und zwar bei Geburten: 
Tag der Geburt, Namen, Gewerbe und Wohnort der Eltern, eheliche oder uns 
eheliche Qualität, Geflecht des Kindes und Namen, welcher dem Kinbe beige 
legt werben foll; 

bei Heirathen, 
Tag der Trauung, Namen, Gewerbe und Wohnort des neuen Ehepaar und fel: 
ner beiderfeitigen Eltern, wie auch Namen des Religions-Dieners, ber das Paar 
zufammten gegeben hat; 

bei Scheidungen, | " 
Kamen, Gewerbe und Wohnort ber gefchiedenen Eheleute, Benennung bed Ge⸗ 
richte, vor welchem fie gefchieden find, und Datum des rechtskräftig gewordenen 
Erkenntniſſes; 

bei Todesfaͤllen, 
Tag des Todes, Namen, Gewerbe, Wohnort und Alter des Verſtorbenen, Anzeige 
der Krankheit oder fonftigen Zufalles, woran er geftorben ift, und ob er über 
haupt ober nur in den legten 48 Stunden ber Hülfe eines approbirten Arztes oder 
Wundarztes genoffen hat, aud) des Ortes, wo er beerdigt ift, oder werben fol, 

c) Jede Behörde, welche ein ſolches Verzeichniß führt, ift verantwortlich dafür: 

a) daß die Perfonen, deren Geburt, Verbheirathung, Trennung ober Tod einge 
tragen wird, ſolche Juden find, welche die Rechte eines Inländers und preuß. 
Staatsbürgers haben, oder refp. durch die Geburt oder Berheirathung er: 
langen; und 

B) daß das Eingetragene in facto wahr fei. 

Für jede Eintragung werden, außer bem Falle bes beglaubigten Unvermögend, 
4 g&r. Schreibgebühr bezahlt. 

d) Das Verzeichniß wird doppelt geführt, und das Duplikat am Schluffe jebes Ka 
Venderjahres ber Regierung eingefandt. 

e) Für die Aufbewahrung der Verzeichniffe bei den Regierungen und bei den örtlichen 
Behörden, muß in eben der Art Sorge getragen werben, als dies mit ben Kirchen: 
büchern gefchieht. 

f) Attefte auf den Grund dieſer Verzeichniſſe von den Behörden, welche fie führen, 
ober von ben Regierungen, vertreten dagegen auch für Juden, die Inländer und 
preußifche Staatsbürger find, die Stelle von Geburts, Zrauungss und Zobten 
ſcheinen, und für deren Ausfertigungen werben auch diefelben Stempel und Spor⸗ 
teln erhoben. (Annal. V. &. 364.) 


2) Diefe vorftehende Beflimmung ift nad) den folgenden Beflimmungen 
auch außerhalb der Gränzen der alten Provinzen maßgebend. 


a) Bekanntmachung der K. Min. ded 3. u. d. P. fo wie der Zuflis 
(Schudmann), v. 16. April 1825, Verfahren bei Führung und Aufbewah⸗ 
sung der Juden-Regifter im ganzen Umfange der Monarchie. 

um aller Ungewißheit der Behörden über das Verfahren bei Führung und Aufbewah⸗ 
rung der Regifter von den Geburten, Zrauungen, Scheidungen und Zodesfällen unit 
den Belennern des jüdifchen Glaubens abzubelfen, wird feſtgeſetzt: 

1) daß diefes Verfahren im ganzen Umfange der Monarchie der Inſtr. v. 25. Juni 
1812 gemäß einzurichten ift, 

2) daß die Duplifate der betreffenden Negifter gleich den Ouplikaten ber chrifklichen 
Kirchenbücher überall von den Gerichten bed Ortes aufzubewahren, mithin letzteren 
jedesmal am Schluffe des Jahres von den Polizei-Obrigkeiten abzuliefern finds 

3) daß diejenigen K. Reg., welchen die ad 1. berührte Inſtruktion noch unbekannt fein 
möchte, ſich wegen deren Mittheilung an das Minifterium des Innern und IE 
Polizei zu wenden haben. (Ann. IX. ©. 407.) 


b) Eingefchärft wurden diefe Beftimmungen sub 1. und 2.a. durch die 
Cirk. V. des M. der J. u. des J. u. d. P., an ſaͤmmtl. Ren.,ausfchließlich ders 
jenigen zu Aachen und Trier, ſowie an das K. Polizeipräſidium hieſelbſt, die 
Führung und Aufbewahrung der Juden⸗Regiſter betreffend, v. 8. Noo. 1840. 
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Mobifitationen, welche fich aus dem Umftande, daß das E. v. 11. März 1812 dort nicht 
publicirt ift, von felbft ergeben, durch bie Polizei: Behörden führen zu laffen ). - 
(Ann. VI. ©. 116.) 

d) Rückſichtlich des Reg. Bezirks Cleve: R. des K. Min. des J. (v. 
Schudmann) an die K. Reg. zu Cleve v. 3. Nov. 1821. 

Um dem in dem Bericht v. 13. v. M. zur Anzeige gebrachten Bebürfniß einer Ver⸗ 
ordnung wegen des Verfahrens bei Beurkundung der Geburten, Heirathen und Gterbes 
fälle der Juden in den dieffeit des Rheins belegenen Landestheilen Ihres Bezirks abzus 

elfen, wird die K. Reg. hierdurch autorifirt, die im Auszuge abſchriftlich angefchloffenen 

eftimmungen des Herrn Staats-Kanzlers Fürſten v. Hardenberg Durchlaucht v. 25. 
Zuni 1812 Ai die damaligen Beftandtheile der Monardjie in Anwendung bringen zu 
laſſen. (Ann. V. ©, 871.) 


e) Rüdfichtlich des Großherzogthums Pofen: 


aa) NR. des K. Min. des Inn. (Köhler) an die K. Reg. zu Bromberg 
v. 1. April 1823. 

Die K. Res. wirb auf Ihren Bericht vom 10. v. M. hierdurch ermächtigt, es in Ans 
fehung der Führung der Geburts-, Heiraths- und Sterbeliften der jübifhen Glauhbens⸗ 
genojlen in Shrem Departement bis auf anderweite Beftimmung eben fo zu halten, wie 
die Königl. Regierung zu Pofen folches mittelft einer durch das Amtsblatt (Jahrgang 
1817 ©. 187 ff.) erlaflenen ®. v. 4. Febr. 1817 angeordnet hat, zumal bie darin gege 
benen Vorfchriften von denjenigen der Inftr. v. 25. Suni 1812 für bie alten Provinzen 
bes Staats im Wefentlichen nur wenig abweichen. (Ann. VII, ©. 288.) 


bb) Publ. der K. Reg. zu Bromberg v. 15. April 1823. 

Seitdem durch Wiedereinführung ber preußifchen Gerege die Civilſtands-⸗Akte aufges 
hört haben, find die Vorfchriften des A. L. R. Th. 2. Tit. 11. 88. 481 seq. wieder in 
Anwendung getreten, wonach zur Beglaubigung der Verheirathungen, Geburten und 
Sterbefälle in ben Hriftlichen Gemeinen, Kirchenbücher von den Pfarrern geführt werben. 
Es ift aber bis jegt im hiefigen Regierungsbezirk noch nicht dafür geforgt, daß auch Ge- 
burten, Verheirathungen und Sterbefälle in den Familien der altteftamentarifchen Glau⸗ 
benögenoflen auf eine fo glaubwürdige Art vermerkt werden, wie e8 fomohl zur Sicher: 
I Fi Perfonalrechte der Juden als zur Erreichung mancher Verwaltungszwecke 
n 6 [2 

nt Genehmigung des Königl. Minifterii des Innern wird deshalb Folgendes vers 
ordnet: 

$.1. Die bei den Sudenfamilien vorkommenden Geburten, Heirathen, Scheibungen 
und Zodesfälle werben vom 1. Juni d. 3. an von den Ortspolizeibehörden, mithin in 
den Städten von ben Polizei-Direktoren und Bürgermeiftern, und auf dem platten Lande 
von den Woyts, verzeichnet. 

8.2. Zudem Ende werden die Bürgermeifter und Woyts 

4) eine Lifte der Geburten, 

2) eine Lifte der Heirathen, 

3) eine Lifte dee Scheibungen, und 

4) eine Lifte der Todesfälle nad) dem folgenden Schema und zwar jede diefer Liſten in 

2 übereinftimmenden Eremplaren führen. 

8.3. Diefe Liften werden die Stelle der Kirchenbücher vertreten und bie nämliche An» 
wendung, wie biefe, haben. 

$. 4. Jedes juͤdiſche Familienhaupt ift verbunden, bie in feiner Familie vorfallenden 
Veränderungen ben Bürgermeiftern in den Städten und den Woyts auf dem Lande in 
24 Stunden nach ihrem Eintritt, bei 5 bis 10 Rthlr. Strafe anzuzeigen. 

$.5. Die Bürgermeifter und Woyts find verpflichtet, eine jede folche Anzeige genau 
und durchaus richtig in bie vorgefchriebenen Kiften einzutragen. Jede fehlerhafte Eins 
tragung wird mit einer Strafe von 1 Rthlr. geahndet werben. 

8.6. Die Duplikate der Liften werben für jedes Jahr, nach Ablauf deſſelben, unfehl⸗ 
bar im Januar des folgenden Jahres, an und durch die betreffenden Landräthtichen Aem⸗ 
ter, welchen bie Orts-Poligei: Behörden folche einzureichen haben, eingefendet. 





_—— 


1) Vergl. auch die der vorftehenden V. gemäß erlaffene 8. ber Meg. zu Münfter v. 
6. Fan. 1822. (Ann. VI. &. 217.) M 8 ſt 


A ne 
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Diejenigen Wärgeqmeifter ober Wopts, welche biefe Ein: an bie dandraͤthlichen 
Iemter Dr — ind a er eins sh 
. 7. Zur Schadlos haltung für dieſes Geſchaͤft und für die den Juden etwa zu ertheis 
Ienden Befcheinigungen und Ertrakte aus ben Liften find bie Bürgermeifter und Wohts 
befugt, vorläufig die in dem Königt. Sächfiichen Dekret v. 23. Zebr. 1809 Zit. 2. für 
Givilftands-Beamte weltlichen Standes feitgefegten Gebühren für fih oder für ihre mit 
der Führung ber Liften bleibend von ihnen zu beauftzagenbe Unteroffizianten zu erheben. 
5.8. Diefe Gebühren betragen . 
a) für die Einſchreibung einer Geburt von Perfonen erſter Klaffe 10 Sgr., zweiter 
Kaffe 5 ., dritter Klaffe 3} Sor.; 
Ki für bie Einf ung einer Heirath refp. 15 &pr., 10 on 5&gr.; 
D für die Ginfepzeibung einer Cheſcheidung reſp. 13 Rthir. 10 Spr., 3Rthlr, 10 Sgr., 


15 Sgr. 

d) für bie Einſchreibung eines Tobesfalles refp. 10 Sgr., 5 Ex unb 2 Ser. 

jede auf Berlangen zu ertheilende Befdjeinigung auß ben Liften findet derſelbe Ger 
1:&ag, wie für bie Einf&reibung felbft, ftatt. 

(rme find jedoch von Zahlung der Gebühren ganz befreit. Die Bürgermeifter und 
Voyts find daher verpflichtet, ſowohl die Einfchreibung in die Liften, als auch die Aus: 
fertigung der Attefte, ohne alle Bezahlung zu bewirken, wenn ihnen bekannt, oder durch 

in jniß nachgewieſen iſt, daß der Intereſſent die Gebühren zu zahlen außer Stande iſt. 
$.9. Die Königl. Landraͤthlichen Aemter werben angemiefen, auf die Befolgung die⸗ 
fer Anorbnung mit Strenge zu halten. Bromberg, ben 15. April 1823. 
Königl, Preuß. Regierung. Erſte Abtheilung. 


A, Geburtsliſte von den jüdifchen Glaubensgenoffen in (dev Stadt R. NR.) 
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C. Liſte von den Eheſcheidungen der jüdifchen Blaubensgenoffen 
Nin .... 
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D. Liſte von den Todesfaͤllen der jüdiſchen Glaubensgenoſſen 








in .... 
FE ueS 
L Des Verſtorbenen 2 Bes ® 
8 2 |&8,.| 8888: |$ 
ä 2 ee Zossila$ 
© gs |@|Ess| 8828. 83 
= 278% 83828 [28 
€ Namen, Gewerbe. ze | Ee785 El 
‚8 2 | #08 3333834 
8 Riss | 5885 
E |8829 
| 38 =3 
an. VII. ©. 288.) - 


cc) V. der K. Reg. zu Bromberg über die Kontrolle der Familien: Ber 
änderungen unter den Juden v. 5. Juli 1825. 
Durd) unfere Verf. v. 24. Der. 1823 (Amtöblat! für 1824 ©. 13) iſt bereits angeorhe 
net, daß und in welcher Art die Werzeichniffe der Geburten, Trauungen, Scheidi 
und Tobesfäle unter den jübifchen Glaubensgenoffen von den Orts:Poligei:Wehörten 
eführt, und daß die Duplifate diefer Liften am Gchluffe jeden Jahres den 
jebens= Gerichten zur Aufbewahrung übergeben werben follen. Die ertheilten dies⸗ 
iligen Vorfhriften find in der Hauptſache übereinftimmend mit ben Vorfchriften ber 
inftr. v. 25. Juni 1812, nach welcher, gemäß einer Verordnung ber König!. Deinifterin 
des Innern und ber Polizei und ber Juftiz v. 26. April d. I. jegt bad Verfahren in ber 
janzen Monarchie eingerichtet werben fol, Jedoch find nad) diefer Inftr. die gedachten 
jerzeichniffe in Anfehung ber Juden auf dem platten Lande künftig nicht von den Woptk 
Aemtern, ſondern von ben landräthlichen Aemtern zu führen, wogegen es hinſichtlich ber 
Juden in den Gtäbten bei der Verf. v. 24. Dec. 1823 das Verbleiben behält. Dem 
Königl. landraͤthlichen Aemtern wirb daher, eben fo wie den ftäbtifchen Polizeibehörben, 
die pünktliche Befolgung der gebachten Berf. v. 24. Dec. 1823 hierdurch aufg 
Jede Behörde, welche die in Rebe ſtehenden Verzeichniſſe führt, iſt Veranuortiie 
4) daß die Perfonen, deren Geburt und Verheirathung, Scheidung ober Tod eingeira⸗ 
ga wird, ſoiche Juden find, welche bie Rechte eines Einländers haben, ober zefp- 
urch bie Geburt oder Werheirathung erlangen; 
2) daß das Gingetragene in facto wahr ſei. 
Es bleibt ihr überlajfen, auf welche ſchickliche und zweckmaͤßige Art fie fich in beiberlei 
Rüdficht Meberzeugung ſchaffen will. 
ie jebe Eintragung werden, außer dem Fall des begtaubigten Unvermögens, 5 ex, 
Sdhreibegebuͤhren bezahlt. Die Aufbewahrung der Verzeichniffe bei den ri 
richten und bei den Orts: Behörden muß mit eben ber Sorgfalt geſchehen, als dies mit 
‚ben Kirchenbüchern ber Hall ift. 
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im Lande zwar geborenen, jedoch mit dem Staatsbürgerrecht nicht verfehener 
vom Auslande zurüdgelieferten Juden, welches Abth. TV. Abſchn. II. Kap. | 
zu vergleichen iſt. (Ann, 1. 128. — 1. 89.) 

I) ER. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Schumann), v. 15. Seh 
1825, an ſaͤmmtl. K. Reg. Ertheilung und Viſtrung der Päfe für Das 

Da bie Verbreitung falfcher Münzen — 2 — durch Handels⸗Juden bewirkt wirt 
und daher bei denſelben in Anſehung der Ertheilung und Viſirung der Paͤſſe mit mög 
lichſter Vorſicht zu verfahren ift, fo wird der K. Reg. hierdurch aufgetragen, ben en 
Behörden Ihres Bez. die genauefte Aufmerkſamkeit auf ſolche Reifende zu empfehlen 
und fie infonderheit anzumeifen, Letzteren nur bei notorifcher ober hinreichend nachgewie 
fener Unverbächtigkeit Päffe zu Reifen im Inlande zu exrtheilen, und bie von ihnen zu 
Vifirung producirten Päffe nur alsdann, wenn felbige den Paßgeſ. gemäß ertheilt, un! 
fonft in Ordnung find, mit dem Vifa zu verfehen, auch die von ihnen etwa in Antıcı 
gebrachte Abänderung der Reiferoute blos in dringenden Fällen und bei der Weberzen: 
gung ber völligen Unverbädhtigkeit des Paßinhabers nachzugeben, in feinem Kal aba 
durd) das Bifa den in bem Paß angegebenen Beitimmungsort der Reife zu verändern 24T, 

(A. IX. 190. — 1. 125.) , ! , 

4) ER. des K. Min. des 3. u. der P. (v. Schudmann), v. 10. Juli 
18235, an die K. Reg. der Prov. Preußen, Pommern und Pofen. Ekrthel 
lung der Päfle an Juden zu See-Reifen. 

Um der durch polnifche Juden verfuchten Verbreitung falfcher aus England Tommen 
den Münzen für die Zukunft nad) Möglichkeit vorzubeugen, finde ich mich bewogen, in 
Folge der fchon früher ergangenen Verf. wegen ber bei Ertheilung und Viſirung von 
Däffen, befonders an Zuben, zu beobachtenden Vorficht, hierdurch näher feftzufegen, daß 
feinem fremden Juden, ohne Ausnahme, und feinem preuß. Juden, ber nicht ald ein 
rechtlicher zuperläßiger Mann gekannt ift, ein Paß zur See gegeben ober vifirt werben 
ſoll ze. (A, IX. 703. — 3, 110.) 

5) C. R. des K. Din. des J. u. der P.(v.Rochow) v. 10. Okt. 1839 au 
fämmtlihe K. Reg. sub No. 10. J 

In Betreff der im Inlande domicilirenden jüdiſchen Handelsleute wird, zur Ver⸗ 
binderung bes unbefugten Umberziehens derfelben unter dem Vorwande von Marktrein 
oder andern Gefchäften, fo wie, um den von mehreren Reg. für ihre reſp. Bezirke dieſer⸗ 
—X* erlaſſenen Anordnungen die erforderliche Wirkſamkeit zu ſichern, hierdurch noch be⸗ 
onders angeordnet, daß ſolchen jüdiſchen Handelsleuten Reifepäle nur von ber Poli 
Obrigkeit ihres Wohnorts, oder den derfelben vorgelegten Behörden ausgeftellt ober pres 
Iongirt werden dürfen. Zum Behufe der Nachſuchung neuer Päffe an bie Stelle beraitd 
abgelaufener barf, wenn ber Inhaber 9 außerhalb feines Wohnorts befindet, und Teint 
Veranlaffung vorhanden ift, denfelben fofort in bie Heimath zurüdzumelfen, nur ein 
Verlängerung auf hoͤchſtens 6 Wochen, deren Zweck ausdrüdtlich zu vermerken iſt, ein 
treten. Bon dieſer jchon in ber Gen. Paß⸗Inſtukt. v. 12. Zuli 1817. 8. 11 enthaltenen 
Vorſchrift findet eine Ausnahme nur ftatt: 

a) bei verlorenen Paͤſſen, an deren Stelle jedoch nur Interimspäffe auf eine nach ben 
Umftänden zu bemeffende Friſt zu ertheilen finds . 

b) bei Ertheilung von beſchraͤnkten Reiferouten (Zwangspaͤſſen), deren Anwendung 
Behufs der Zurückweiſung des Inhabers in die Heimath erforderlich erachtet wird, 


ingleichen Bu 
c) in den Fällen, wo ber et die Entfcheibung der Polizeibehärbe feine 
Wohnorts ohne erheblichen Nachtheil nicht abzuwarten vermag, und die Umfbhnde 
die Beforgniß eines Mißbrauchs des nachgefuchten Paſſes ausſchließen. In allen 
—*— Bi Iebod der letztgedachten Polizerbehörbe von der erfolgten Paßertheilung 
a zu geben. 
Die K. Res. hat die betr. Behoͤrden hi ) mit " . 
IK Ri bei | air erg ehoͤrden hiernach mi Anweifuns zu verſehen 
6) Sn Betreff ver Juden aus dem Großherzogthum Poſen. 
a) ©. R. des K. Din. ded J. u. d. P. (v. Kamptz) v. 20. Juni 182], 
an ſaͤmmtl. K. Reg. (ausfchlieglich der Pofenfchen.) 


1) Der übrige Theil biefes R, enthält die allgemeine Anwelfung an ſammtl. Pol, Be 
börben zur firengeren Befolgung der Paßgefere. 





[4 


Dokumente von größerem Umfange zu verfchaffen. (X 
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bei den Behörden auf den Grund abgelaufener oder befcpeäntter De Srgitimätign 


b) R. des 8. Min, des J. u. d. 9. (v. Schudimann), v. 15. April 18% 
an die K. Reg. zu Liegnitz, Bredlau, Oppeln (und abfchriftl. an die K 


‚Reg. zu Pofen). 


Nach einem Ber. der K. Reg. zu Pofen find bei berfelben oft darüber Befchwerbe 
geführt worden, daß die Vorſchriften der Cirk. Verf. v. 20. Juni v. 3. wegen ber S 
theilung von Päflen an unbemittelte Juden, von Seiten ber Schlefiichen Pol. Br 
börden, ohne Unterſchied auf alle Juden aus dem Großherzogthum-Pofen ausgedehn 
werden. Ich veranlaffe deshalb die K. Reg., die betr. Behörden zu umfichtigerer An 
wendung der ertheilten Vorſchrift anzuweifen. (A. VI. 414. — 2. 68.) 

c) R. des K. Min. ded 3. u. d. P. (0. Rochow), v. 31. Mat 1837, au 
die K. Reg. zu Pofen. = | 

Auf den Ver. ber K. Reg. v. 10. v. M. find die von Derfelben dezeichneten Reg. an- 
gewiejen worden, den Ortöpolizeibehörben ihrer Bezirke die Beobachtung bes $. 11 der 
Gen. Haßinſtrutt. v. 12. Zuli 1817 vorzüglich in Bezug auf die Juden aus der Provinj 
Poſen, aufs Strengfte einzuſchaͤrfen. I 

Indem der K. Reg. die diesfaͤllige Berf. (Anl. a.) hierneben abſchriftlich mitgetheilt 
wird, erhält Dieſelbe zugleich Abſchrift des ablehnenden Beſcheides (Ant. b.), welcher 
auf ihren Ber. v. 22. Maͤrz d. J. den Verwaltungsbeamten der juͤdiſchen Korporation 
zu N. ruͤdſichtlich ihres hier angebrachten Geſuchs um Aufhebung der wegen Ausferti— 
gung von Päflen für handeltreibende Juden zum Beſuche auswärtiger Märkte gemäß 
ten Beſchraͤnkungen ertheilt worden ift, zur Kenntnißnahme. 


a, 

Nach einem Ber. der Reg. zu Pofen find handeltreibenden Suden aus dem Bejirke 
‚von Orts⸗Polizeibehörden in den benachbarten Provinzen gegen die Vorfchrift bed —X 
der Gen. Paßinſtrukt. v. 12. Juli 1817 nicht blos ihre heimathlichen Paͤſſe prolongirt, 
fondern fogar neue Päffe, zumeilen auf ein ganzes Jahr, ausgefertigt worben. 

Zur Abftellung des dadurch veranlaßten Webelftandes wird der K. Reg. aufgelnn en, 
den Orts⸗Polizeibehoͤrden Ihres Bez. die Beobachtung jener Vorſchrift, vorz in 
Berg auf die Zuden aus der Prov. Polen, aufs Strengite einzufchärfen. 

erlin, den 31. Mai 1837. 
J Der Miniſt. des I. u. d. P. 
i v. Rochow. 
An die K. Reg. zu Frankfurt a. O., Stettin, Cöslin, Breslau, Liegnitz, Oppeln und 
Marienwerber. en 


Auf die Eingabe der Verwaltungs-Beamten ber jübifhen Korporation zu N. v.24 
Febr. d. 3. ift wegen ber von der K. Reg. zu Poſen hinfichtlich der Ertheilung von Reife 
pöffen an hanbeltreibende Juden zum Beſuche auswärtiger Märkte gemachten Beſchraͤn⸗ 

ungen zuvoͤrderſt ber Ber, dieſer Behörde erfordert worden. . - 

Nachdem derfelbe eingegangen, Tann ich jeboch, bei forgfältiger Erwägung feine 
Inhalts, wonach die früher von den Polizei-Magijträten der meheiten Städte erfolgte 
Ausfertigung von Iahrespäffen für handeltreibende Juden zum Beſuche auswärtiger 
Märkte zu erheblichen Mißbraͤuchen und Uebelſtaͤnden geführt, und zahlreiche Klagen ber 
benachbarten Reg. Nervorgerufen bat, die getroffene Anordnung nur beftätigen, und zwar 
um fo mehr, ald Päffe, welche auf den Zeitraum von ſechs bis acht Wochen ertheilt wor» 
den find, zum Beſuche beftimmter Jahrmaͤrkte ber Regel nach, für welche diefe Vorſchrift 
auch nur erlaffen ift, und wenn bie Paßinhaber, wie die Bittfteller verfihern, nad be 
endigten Geſchaͤften zurückkehren, vollkommen genügen werden, und als die X. Reg die 
Pol. Behörden ihres Bezirks autoriſirt hat, von jener Regel nad) genauer Prüfung ber 
obwaltenden Umſtaͤnde und bei befannter Zuyerlaͤßigkeit des Extrahenten eines Pafled, 
zumal bei naturalifirten Zuden, Ausnahmen eintreten zu laffen- 

Es kann daher auf das Geſuch, jene Beſchraͤnkungen aufzuheben, nicht eingeganget 
eben fo wenig aber der Antrag auf Eoftenfreie Ausfertigung ber Paͤſſe für zuläfs erach⸗ 
tet werben. Berlin, den 31. Mai 1837. - 

Der Minift. des I. u. d. 9. 


MRXLIB.-. |. | | : 

.7) R. der K. Min. des J. u. d. P. (v. Schumann), u. d. F. (p. Kr 
wis), v. 30. Nov. 1821, an die K. Reg. zu Königsberg. Zu Reifen dt 
Juden in das Samland find Regierungspäffe erforderlich. 

Da ber mit ben Bernftein:Pächtern abgefchloflene Kontrakt ausbrücktich feftfeht, da} 
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die Naturkunde, und eben beshalb hat das A. L. R. die näheren Beftinmungen:twegen 
Berhütung des Lebendigbegrabens iediglich ber allgemeinen Landespoligei vorbehalten. 
Bon Seiten diefer wird daher hiermit feitgefegt, daß auch alle jüdifche Glaubensgenoſſer 
den hierüber beftehenden geſetzlichen Vorfchriften eben fo, wie die Chriften, ſich unterwer⸗ 
fen müffen. Dieſem zufolge darf keine jüdiſche Leiche vor voͤlligem Ablaufe des dritten 
Tages nach dem Zode, und überhaupt nicht eher begraben werden, bis die untrüglichen 
Zeichen des wirklichen Todes und der begonnenen allgemeinen Auflöfung des Körpers 
wirklich eingetreten find. 

Diefe Zeichen find: 1) wenn der Rüden und bie Lenden, und überhaupt die Stellen‘ 
wo der Körper aufgelegen, bleibend platt gebrückt finds 2) der wahre Leichengeruch, weis 
cher indeß von dem Holzgeruche des Sarges wohl zu unterfcheiden ift; 3) das Zuſam⸗ 
menfallen des durchſichtigen vorderen Seite des Auges; 4) das grünliche ober grüns 
ſchwaͤrzliche Auflaufen des Unterleibes; 5) das Abgehen bes Oberhaͤutchens an mehreren 
Stellen des Körpers, nebft dem matfchigen Anfühlen der fleifchigten Theile unter ber 
Saut, und endlich 6) das Ausfließen fauligter Säfte aus allen größern Deffnungen bei 
Körpers. 

um nun das Begraben jüdifcher Leichen vor dem Eintritte diefer Zeichen eanfeie ſicher 
zu verhuͤten, find die juͤdiſchen Todtengraͤber und Begraͤbnißvorſteher durch die Buͤrger⸗ 
meiſter nach juͤdiſchen Gebraͤuchen in der naͤchſten Synagoge dahin zu vereiden, wie ſie 
mit unverbruͤchlicher Sorgfalt darauf zu halten haben, daß keine juͤdiſche Leiche vor Ab⸗ 
lauf des dritten Tages nach dem Tode und vor Eintritt ſaͤmmtlicher obengenannten Kenn⸗ 
zeichen des wirklichen Todes beerdigt, ja nicht einmal mit ihrem Wiſſen der Sarg 
zugemacht wird. Leber dieſen wirklich abgeleiſteten Eid iſt ein Protokoll aufzunehmen, 
deffen Einfendung wir bier in Münfter von dem Stadt⸗Direktor, und auf bem ande von 
den Landraͤthen erwarten. Außerdem werden alle OrtssÖbrigkeiten, befonders ba, wo 
juͤdiſche Gottesäcker vorhanden find, angewiefen, bei der ftrengften Vertretung barauf zu 
halten und Acht zu geben, daß der Mißbraudy der frühen Beerdigung der Juden nicht [dm 
ger geftattet, und fchlechterdings Eeine jüdifche Leiche vor erwiefenem Ablauf bes dritten 
Zages nach dem Tode und dem Eintritte obiger Kennzeichen begraben wird. Es muf 
dieſes entweber durch ein Zeugniß des Arztes oder wenigftens das dreitägige Aufbewahren 
der Leiche nad) dem Tode durch ein Zeugniß des chriftlichen Hauswirths, oder falls en 
Jude ein Haus allein bewohnt, eines chriftlichen Nachbars, erwielen, und dies Zeugnif 
bei der Orts⸗Obrigkeit eingereicht werben, bevor die Beerdigung geichehen darf, Wer 
überführt werden kann, daran Schuld zu fein, daß foldhe früher und vor bem Eintritte 
der oben bemeldeten Zodeszeichen gefchehen, verwirkt die im 778. $. des 29. Titels des 
2. Iheild des A. L. R. feftgefeste Gefaͤngniß⸗ uud Feflungsftrafe, und ift folches beſon⸗ 
ders den jüdischen Begräbnißvorftehern und Todtengräbern, im Betreff jeder gegen ihren 
beöhalb re zu begehenden Fahrläffigkeit, ausdrücklich befannt zu machen. 

(Ann. III. . 


B. Das Begraben in Särgen. 

N, des K. Min. des I. (Köhler) an das Kollegium der Aelteften und 
Vorſteher der israelitifchen Gemeinde zu Bredlau v. 1. Dec. 1818. Be 
digung in Särgen. 

Es wird Ihnen auf Ihre von dem K. Min. der &., U. u.M. Ang. an das unterzeich⸗ 
nete Min. abgegebene Vorftellung v. 1. d. M., worin Sie Sich darüber befchweren, daß 
bie dortige K. Reg. Gie mit Ihren Proteftationen gegen die Ausführung des Entfchlufles 
mehrerer Kamilien, die Todten Ihres Glaubens in Särgen beerdigen zu laffen, abgewie⸗ 
fen, und Sie angemwiefen hat, ſich bei dergleichen Beerdigung jeber Störung zu enthalten, 
zum Befcheide eröffnet, daß das unterzeichnete Min. Ihre Befchwerde ganz unbegründet 
findet, mithin Sie damit abweifen, und das Verfahren der K. Reg., ald der Sache as 
gemeflen, genehmigen muß. (Ann. II. ©. 1050.) 


II. Das Befchneiden der Judenkinder. 

1) R. des Min. des S. v. 27. März 1818, mitgetheilt der K. Reg. zu 
Münfter v. 16. Suni 1819. 

Durch ein hohes Min. R. v. 27. März d. 3. ift, zur Verhütung Ahnlicher infälle, ald 
bei der Beſchneidungs-Ceremonie der Knaben mofaifcher Glaubensgenoffen ſchon vorge 
tommen, und mehreren Kindern toͤdtlich gewefen find, die Vorfichtämaßregeln verordnet 
worden, daß fünftig bei dem Beichneidungs:Gefchäfte ein approbirter Wundarzt zugeg® 
gen, und diefe religidfe Verrichtung einem anerkannt fittlihen Manne übertragen —* 
ſoll, der zugleich von dem Wundarzte über die dabei zuweilen vorkommenden Unfälle, ſe 
wie über das zu deren möglichften Verhütung angemeffene Verfahren gehörig inſtruir 

worden iſt. (Ann, Ill, ©, 423.) 
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Staatsbürger und bierburch gleichzeitig Mitglieder der Orts-Kommune wur 
den. Ihre Gemeinſchaft konnte fortan nur noch eine kirchliche bleiben, nich! 
aber auch eine politifche. Dies ift denn auch fowohl in den alten Provin 
zen feit dem E. v. 11. März 1812 der Fall, ald in allen neuen, fo weil 
darin der Code Napoleon gegolten,, und indbefonbere auch nach bem 
G. v. 1. Suni 1833 im Großherzogtum Pofen !). Bereinzelte Audnah: 
men find in den betreffenden Abfchnitten erwähnt ?). 





biikation biefes Reglements an gerechnet, Teine auf eine folche folibarifche Erſtat⸗ 

tung gerichtete Klage angenommen, vielmehr der hierin zwiſchen ben chriftlichen 

und üdiſchen Gemeinden obwaltende Unterfchied für aufgehoben geachtet wers 
en ſoll. 

8.2. Gleichmäßig foll in Zukunft bie Fü in welchen Bällen jüdiſche Haus 
väter für die Vergehen ihrer Hausgenofien oder Dienftboten einftehen mäffen, 
nad) eben den Grundſaͤtzen wie bei hriftlichen Hausvätern beurtheilt und entſchie 

en werben. 

$. 3. Um dagegen zur Sicherftellung des Publici die verbächtigen einländiſchen 
Juden unter genauer Aufficht zu halten, und das Einfchleichen fremder Tuben zu 
verhindern, Toll an jedem Ort, wo fich eine zahlreiche Judengemeinde befinde, 
eine Cenſur-⸗Kommiſſion angeordnet werden. 

Die Eleineren Zudengemeinden werden an diejenige Cenſur⸗Kommiſſion ver: 
wiefen, welche in der ihrem Wohnort zunaͤchſt belegenen Stadt etablict iſt. 

$. 4. Diefe Eenfur-Kommifftonen follen beftehen aus einem vom Kameral-de 
partement zu ernennenden erfahrenen Polizei-Offizianten, einem von Seiten der 

Suftiz auszuwaͤhlenden, der Rechte kundigen Mitgliede des Magiftrats oder Stadt 

gerichts des Orts, und der nad) Größe der Judengemeinde zu beftimmenden An 

zahl jüdifcher Affefforen, wozu die Kameralbehörbe die rechtichaffenften, im beften 

Ruf flehenden Mitglieder der Judengemeinde auszuerfehen hat. 

Diefe Cenſur⸗Kommiſſionen follen unter der Aufficht einer Haupt-Eenfur-Kom: 
miffion ftehen, welche für jedes Provinzial:Finanz:Departement unter der Direb 
tion eines Deputirten der Krieges: und Domainen⸗Kammer auf eben bie Art an 
zuordnen ift, wie die Spezial-Genfur-Kommilfionen organifirt worden. 

8.5. Die Mitglieder ſämmtlicher Eenfurfommiffionen follen nicht beſonders be⸗ 
foldet, fondern nur durch die unter fie zu vertheilenden Ausfertigungs⸗ und andern 
bei der Kommiffion vorfallenden Gebühren remunerirt werden. Insbeſondere 
follen die jüdifchen Affefloren bei Ausrichtung der in diefer Qualität ihnen ohlie 
genden Geſchaͤfte in Anfehung ihrer Befugniffe und Verbindlichkeiten, als im 
Dienfte des Staats fiehende Offizianten behandelt werben. 

8.6. Bu den Geſchäften der Genfur-Kommiffionen gehört: 

1) die Ausmittelung derjenigen Juden, gegen welche gegründeter Verdacht ob 
waltet, daß fie fich ihren Unterhalt auf eine unerlaubte Art erwerben; 

2) die Ausfertigung der Certifikate und Päſſe, womit nad) diefem Reglement 
die reifenden eins und ausländifchen Juden verfehen fein muͤſſen; 

3) die Ertheilung ber Erlaubnißfcheine zur Annahme ausländifcher Zuben ald 

Handlungsdiener ober Gefinde; 

4) die Bewilligung der Gertifitate, womit nad} diefem Reglement auslänbifde 
Juden verfehen fein müffen, wenn fie ſich länger als 4 Wochen hindurch in 
biefigen Landen aufhalten wollen; 

5) die Beſtimmung der Strafen, womit die dieſem Reglement zuwider handele 
den ein= und ausländifchen Juden zu belegen find, und die Ausfertigung der 
wegen Vollftredung fothaner Strafen an bie Polizeibehörden zu erlaffenben 
Requiſitionen; 

6) die nad) dieſem Reglement erforderliche Kommunikatlon mit den übrigen Ger 
ſur⸗Kommiſſionen des Departements, fo wie mit der ihnen vorgefegten Haupt 
Genfur:Kommiffion; 

7) bie forgfältige Aufficht auf die Befolgung der in diefem Reglement zur Er 
haltung der öffentlichen Sicherheit ertheilten Vorfchriften. 

(N.C.C.T. XI. S. 393. Rabe Bd. 6. ©. 554.) 


1) Vergl. Abth, II. Abſchn. III. XI. XII. 
*) Bargl. Abth. II, Abſchn. VII. VIII. 
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Beiträge, unter Auffiht und Genehmigung bes Staatd, dere 
flalt einzurichten, daß das Erforderliche nur nach und nad) zufammenges 
bracht, und die Laſt ſowohl unter die gegenwärtigen als Fünftigen Mitglie⸗ 
der billig vertheilt werde.” 

Der Zweifel wurde zunächft veranlaßt durch den Anh. $. 153 zur G. O., 
welcher, dem zweiten Abfage des R. v. 6. Dec. 1809 entnommen !) Sol 
gended beflimmt: In 

Soll gegen Stadt⸗ ober Dorfgemeinen, oder gegen eine ganze Klaffe von Mitgliebern 
berfelben, ober fonft gegen eine moralifche Perfon, eine Exekution vollſtreckt werbenz fo 
müffen die Gerichte über die Art, wie ſolche ohne gänzlichen Ruin der Schuldner zu TEß 
lifiren ift, jederzeit mit der Reg. Ruͤckſprache halten, und wenn fie fich mit biefer über 
die zu nehmenden Maßregeln nicht vereinigen koͤnnen, die Exekution audfegen und bie 
Vorbefcheidung des Zuft. Min. einholen. Eben dies muß gefchehen, wenn bie Excku⸗ 
tion gegen ein nicht unter der Reg. ſtehendes Inftitut zu verordnen iſt und alfo der Juſt. 
Min. Anlaß finden möchte, mit den übrigen Minifterien Rückſprache zu nehmen. _ 

Ob nun diefes G. auf Sudengemeinden Anwendung findet, verneint 

a) Das R. d. K. Min. des 3. (Köhler) an die K. Reg. zu Poſen v. 
14. März 1828. 

Der K. Reg. wird in Befcheidung auf Ihre Anfrage v. 1. d. M. eröffnet, daß nach 
dem klaren Sinne ber Verf. v. 7. März 1823 die polizeiliche Einfchreitung in das ge 
richtliche Exekutionsverfahren gegen jüdifche Kommunen als folche allerdings zu unter, 
Laffen ift, indem die Vorfchrift im $. 153 des Anh. zur. G. DO. auf Jubengemeinen 
als blos Eirchliche und nicht politijche Verbindungen, keine Anwendung finden kam. 

(Ann. XII. Nr. 48.) , 

b) Es bejaht dagegen mit volltommen überzeugenden Gründen dad 
N. des Juſt Min. (Muͤhler) an das Ob. App. Ger. zu Poſen v. 2. 
April 1833. 

Der Inhalt des von dem K. Oberappellationsgericht über die Beſchwerde der Juden⸗ 
[haft zu 8. in deren Prozeßſache gegen die von S. Konkurs-Maffe, unterm 20. Mär 
c. erftatteten Berichts, ift einer forgfältigen Ermägung unterworfen worden. 

Era auch aus den von dem Kollegium angeführten Gründen darüber hinweg 
geht, da 

1) as Gt, 29. März 1819 die Solidar-Zahlungsverpflichtung in tenore nit 
ausſpri 
2) es Weifeihaft erſcheint, ob der in dem Vergleiche mit der v. S. Konkurs⸗Maſſe v. 
23. Okt. 1822 gebrauchte Ausdruck: „ſolidariſch“ nur auf das Objekt der Ver⸗ 
pflihtung, ober auch auf die fubjektive Zahlungsverbindlichkeit der Debenten ſich bes 
zieht, und daher nur einen Unterfchieb zwifchen den Leiflungen der Einzelnen 
und den Leiflungen der Synagoge, ald Geſellſchaft hat machen follenz bie 
fer Ausdruck üderdem nur erzählend gebraucht wird, ohne eine Verpflichtung 
und deren Uebernahme beitimmt auszufprechen, 
der gedachte Vergleich zwar gerichtlich, aber nicht im Laufe eines über bie Abgabe 
der 8000 Polnifchen Gulden obſchwebenden fürmlichen Prozeſſes gefchloffen ift, und 
baher zur Exekution ohne vorgängiges rechtliche Gehör und Erk. nicht geeignet 


ericheint: 
fo läßt fich doch in keinem Fall verabreden, 
daß die Zuden-Gemeinen zwar nicht die Rechte der öffentlich aufgenonnmenen Hir⸗ 
chen⸗Geſellſchaften, wohl aber die Befugniffe der geduldeten Gefelifchaften 
ben (Thi. II. Zit. XI. 3.20. Thl. I. Zit. VL. 88. 11 seq. A. c. R.); das fie daher 
auch auf diejenigen Erefutions-Modalitäten Anfpruch machen Eönnen, welche bei 
WER. Thl. II. Sit. VI.$. 97 und der Anh. zur X. ©. DO. $. 153 vorſchreibh 
und bied um fo mehr, als ſich bie letztere Geſetzſtelle auch auf folche Inftitute begichk, 
welche nicht unter der fpeziellen Auflicht der Reg. ftehen. 
Das K. Ob. Appellationsgericht wird daher angeiwiefen, das eingeleitete Grekutionk 
Verfahren hiernach zu modificiten, das Landgericht zu Frauſtadt mit den nöthigen Ber 
haltungsmaßregeln zu verfehen und bie Supplifanten, bei Retradition der Anlagen if 
rer Vorftellung, davon in Kenntniß zu feßen. 
Jene Anlagen erfolgen mit ben eingereichten 2 Vol. Akten hierbei zuruͤck. 
GJahrb. Bd, 41. ©. 467. Gräff Bd. 6. ©. 318.) 


8 
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1) Mathis Bd. 8. ©, 505. Rabe Bd. 10. 6. 211. 
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ferneren Anftand nehmen, an diefe Unfere anderweitige wichtige Regentenpflicht ernfllid 
zu denken, und in gegenwärtigem Edikt Unfere unveränderlihe Willensmeinung über 
diefen Gegenftand öffentlich bekannt zu machen, Als 

$. 1. befehlen, wollen und verorbnen Wir demnach, daß alle drei Haupt-Konfeffionen 
der chriftlihen Religion, nämlich bie Reformirte, Lutherifhe und Römiſch⸗-Katholiſche, 
in ihrer bisherigen Berfaffung, nad) den von Unfern goftfeligen Vorfahren — er⸗ 
laſſenen Edikten und Verordnungen, in Unſern ſämmtlichen Landen verbleiben, aufrech! 
erhalten, und geſchuͤtzt werden ſollen. Daneben aber 

8. 2. ſoll die den Preußiſchen Staaten von jeher eigenthümlich geweſene Toleranz der 
übrigen Sekten und Religions: Parteien ferner aufrecht erhalten und Niemanden ba 
mindefte Gewiffenszwang zu Eeiner Zeit angethan werden, fo lange ein jeder ruhig alt 
ein guter Bürger des Staates feine Pflichten erfüllet, feine jedeömalige befondere Mei⸗ 
nung aber für ſich behält, und fich forgfältig hütet, folche nicht auszubreiten oder andere 
dazu zu überreden, und in ihrem Glauben irre oder wankend zu machen. Denn, da jeber 
Menſch für feine eigene Seele allein zu forgen hat, fo muß er hierin ganz frei handeln 
tönnen, und nad) Unferm Dafürhalten hat ein jeder chriftlicher Regent nur dahin In 
fehen und dafür zu forgen, das Volk in dem wahren Chriftenthum treu und unverfälf 
durch Lehrer und Prediger unterrichten zu laſſen, und mithin einem jeden die Gelegen⸗ 
heit zu verfchaffen, felbiges zu erlernen und anzunehmen. Ob ein Unterthan num aber 
diefe gute ihm fo reichlich dargebotene Gelegenheit zu ſeiner Ueberzeugung nugen und ge 
secuden will oder nicht, muß feinem eigenen Gewiſſen völlig frei anheim geſtellet 

eiben. 

Die in Unfern Staaten bisher öffentlich geduldeten Sekten find, außer der juͤ⸗ 
difhen Nation, die Herrenhuter, Mennoniften und die Böhmifche Vrübdergemein, 
welche unter landesherrlihem Schuß ihre gottesdienftlichen Zuſammenkünfte halten, und 
diefedem Staate unſchädliche Freiheit ferner ungeftört behalten follen. Inder Folge aber fol 
Unfer geiftliches Departement dafür forgen, daß nicht andere, der chriftlichen Religion 
und dem Staate Ihädlidye Conventicula unter dem Namen gottesdienftlicher Verſamm⸗ 
lungen gehalten werden, durch welches Mittel allerlei der Hube gefährliche Menſchen und 
neue gehrer ſich Anhänger und Profelyten zu machen im Sinne haben möchten, wodurch 
aber die Zoleranz fehr gemißbraucht werden würde. 

(N.C.C.T. VIH. S. 2175. Rabe Thl. 1. Bd. 7. ©. 116.) 


2) Mehrfache fpätere R. fprechen daffelbe aus. Vergl. beim neunten Ah 
fhnitt die R. v. 24. Suni 1823, 7. März 1823, 8. Sept. 1840, fo wie 
unten die R. 26. Sept. 1821, 10. Nov. 1823 und 5. Mai 1826. 


BB. Stellung der geduldeten Religionsgefellfchaft zum 
Staate. | 


1) Die Stellung der jüdifchen Religionsgefelfchaft ald einer gebulbeten 
ergiebt fi nad) dem L. R. im Allgemeinen aus den 88. 13—21. Tit. 11. 
Thl. II., welche lauten: 


$. 13. Jede Kirchengefellf haft ift verpflichtet, ihren Mitgliedern Ehrfurcht gegen bie 
Gottheit, Gehorfam gegen die Gefege, Treue gegen den Staat, und ſittlich gute Geſin⸗ 
nungen gegen ihre Mitbürger einzuflößen, 

.$. 14, Religionsgrundfäge, welche diefem zuwider find, follen im Staate nicht gelehrt, 
und-weder mündlich noch in Volksſchriften ausgebreitet werben, 

$. 15. Nur ber Staat hat das Recht, dergleichen Grundfäge nad) angeftellter Pri⸗ 
fung zu verwerfen, und deren Ausbreitung zu unterfagen. 

$. me A batmeinungen einzelner Mitglieder machen eine Religionsgeſellſchaft nidt. 
verwerflich. 

8, 17. Die vom Staate ausdruͤcklich aufgenommenen Kirchengeſellſchaften haben bit 
Rechte privilegirter Rorporationen. 

$. 18. Die von ihnen zur Ausübung ihres Gottesdienftes gewibmeten Gebäude wer 
den Kirchen genannt und find als privilegirte Gebäude des Staates anzufehen. 
‚$. 19. Die bei folhen Kirchengefellfchaften zur Feier des Gottesdienftes und zum Sie 
gigion zunterrichte beſtellten Perſonen haben mit andern Beamten im Staate g 

[4 e. 


. 20. Eine Religionsgefellfchaft, welche ber Staat genehmigt, ihr aber bie 
öffentlich aufgenommener Kirchengefellfchaften nicht beiden bar en nur Ay 
fugniß gebuldeter Gefellfhaften. (Zit. 6. 88. 11 qq. 

$. 21. Jede Kirchengeſellſchaft, die als folche auf die Rechte einer geduldeten Anſpruch 
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„Die hier gegebenen Vorſchriften finden auch auf die Iudengemeinen in den Mebiat: 
ftädten Anwendung.” !) 


CC, Oberaufſicht ded Staates. 

1) Die 68. 32. 33. Vie, 11. Thl. IT. des &, N. beflimmen: 

$. 32. Die Privat: und öffentliche Religionsübung einer jeden Kirchengefellfchaft if 
ber Oberaufficht des Staats unterworfen. 

$. 33. Der Staat tft berechtigt, von demjenigen, was in ben Verfammlungen ber 
Kirchengefellfehaften gelehrt und verhandelt wird, Kenntniß einzuziehen. 

2) Audgelbt wird diefe Oberaufficht des Staates durd) folgende Be⸗ 
hoͤrden: 

a) Durch die Regierungen. 

Nach der Geſchaͤfts. Inſtr. für die Regierungen v. 23. Okt. 18172) ge- 
hörte vor die erfie Abtheilung der Regierungen auch dad Jubenwelen?). 
Diefe hatte nämlich früher auch nad 8. 18. eine Abtheilung für die 
Kirchenverwaltung und dad Schulwefen, melde jedoch durch die K. O. 
v. 31. Dec. 1825%), betr. einige Abänderungen in ber biöherigen Organi. 
fation der Prov.»Berwaltungd-Behörden5), zu einer befonderen Abthetlung 
erhoben worden. 

In Betreff des Werhältniffes der Kirchen» und Schulkommiſſion bemerkt 
der $. 18. der Inftr. v. 23. Oft. 1817. 

$. 18, Der Kirchen: und Schulkommiſſion gebührt die Verwaltung aller geiftlichen 
und SchulsAngelegenheiten, welche nicht dem Konfiftorium in der demfelben heute er- 
cheiiten Inſtruktion ausdrücklich übertragen worden. Unter dieſer Einfchränkung ge 
bührt ihr daher: 

a) bie Befegung fämmtlicher, dem landesherrlichen Patronatrechte unterworfene 
geiftlichen und Schullehrerftellen 2c. 5 
N bie Aufficht Über deren Amts: und moralifche Führungs die Urlaubs-@rtheilung 

ur jelbige; 

ec) bie Au rechthaltung der äußern Kirhenzudht und Ordnung; 

d) die Direktion und Auffiht über ſämmtliche Kirchen, öffentliche und Privatſchulen 
und Erziehungsanftalten, milde und fromme Stiftungen und Inſtitute; 

e) die Aufjiht und Verwaltung des gefammten Elementarfchulwefeng ; 

f) die Aufficht und Verwaltung fämmtlicher äußern Kirchen: und Schulangelegenkei: 
ten, mithin aud) die Regulirung des Stolweſens und Schulgeldes; 

g) die gelammte Verwaltung des Kirchen, Schul: und Gtiftungs:Bermögmi, 
im Fall felbige nicht verfaffungsmäßig andern Behörden oder Gemeinden, Kor: 
porationen und Privaten gebührt, und im lestern Fall die landesherrliche Oberaufficht 
über die Vermögensverwaltung. Ihr fteht hiernach auch die Entwerfung, Prüfung und 
Betätigung der hierher gehörigen Etats, fo wie bie Abnahme und Decharge der. Kirchen, 
Schul: und Inftitutsrechnungen zu. Sie hat ferner: 

D) die Diepenfation in den, in der Konfiftorial-Inftruftion ihr nachgelaffenen Fällen, 


un 

i) die polizeiliche Oberaufficht über alle übrige literariſche Inſtitute, Gefellfchaften und 
Unternehmungen, in foweit diefe Aufficht nicht fchon andern Behörden übertragen ik 
Auch fteht ihr ohne höhere Genehmigung frei: 

k) Schulfocietäten einzurichten und zu vertheilen, wo bie Drtfchaften es wünfce, 
oder Lofalumftände es nöthig machen, fo wie 

I) Parodhien zufammenzuziehen und zu vertheilen, wenn die Gemeinden und Patrone - 
barin villigen, imgleichen, unter diefer Bedingung, einzelne Dorfſchaften umzupfarren 


2) Das R. v. 8. Juni 1805, aus welchem diefer $. des Anh. entnommen ift, bemerft 
zur Rechtfertigung, daß diefelbe ratio legis vorhanden und der $. 105 nicht bloß 
von Dorfgemeinen, ſondern auch von einzelnen Klaffen derſelben ſpreche. 

(R. Archiv Bd. 4. ©. 113, Rabe Bd. 8. ©, 302.) 

RN ®. ©. 1817. ©. 248. 

2) 8. 2. Nr. 7. 

9) G. ©, 1826. ©. 5. 

6) S. sub D. II. 2. 





90 Staatsrechtl. Verhaͤltn. d. J. — Dem ganzen Staat betr. 


ber für chriſtliche Kirchen und für die bei denſelben angeſtellten Geiftlicher 
gegebenen Gefeßvorfchriften zu beurtheilen. 

d) In Betreff der Beauffichtigung des jüdifchen Kultusweſens disponir 
ferner das R. ded Min. der G., U. u. M. Ang. an das Oberpräfidium bei 
Nheinprovinz v. 18. Sept. 1838. 


Die von der jüdifchen Gemeinde zu N. erwählten Vorfteher haben ſich an das unter: 
zeichnete Min. mit dem abfchriftlich bier beifolgenden Geſuche um Beftätigung des für 
ihre Gemeinde entworfenen Statuts gewendet. Das Min. ift mit dem bereits von 
Em. Hochw. den Supplifanten ertheilten Befcheide darin einverftanden, daß bis bahin, 
wo bie kuͤnftig bevorftehende allgemeine gefegliche V. uber das kirchliche Verhältniß der 
Juden erfolgen wirb, auf die Beftätigung von dergleichen neuen Statutentwürfen nach 
dem Antrage einzelner jübifcher Gemeinden auch in dortiger Provinz nicht eingegangen 
werben Tann. In Gemäßheit der X. diesfälligen Beftimmungen ift vielmehr bis zu 
dem vorbemerkten Zeitpunkte das jüdifche Kultusweſen an und für fich Lediglich in feiner 
beftehenden Verfaffung zu erhalten, und nur gegen etwaige Orbnungsftörungen zufsge 
der nach $. 18 der Reg. Inftr. v. 23. Oft. 1817 den Reg. zuftehenden Aufficht über ben 
Kultus aller Religionsparteten, die erforderliche Remedur zu treffen. Gin unentbehes 
liches Mittel zur Abwendung folcher Orbnungsftörungen ift aber, befonders bei jeder 
einigermaßen zahlreichen Gemeinde, die Beftellung eines mit den angemeffenen Dir 
tions und Verwaltungsbefugnifien verfehenen Gemeindevorftandes, mit welchem bie 
jüdifchen Gemeinden aud in den ältern Provinzen der Regel nach verfehen find, auf 
in beffen zeitherigem Mangel ein hauptfächlicher Grund der bisher bei der juͤdiſchen 
Gemeinde zu N. obgewalteten Unordnungen und Zwiſtigkeiten gelegen zu haben ſcheint. 
Eben fo wenig daher, ald dem Min. ein richtiger Zufammenhang deſſen erfichtlich if, 
was der den Supplifanten ertheilte Befcheid der K. Reg. zu N. von einem erſt jett 
geſchehenen Zufammentritt der, anfcheinend vielmehr ſchon feit langer Zeit eriflirenden 
jüdifchen Gemeinde in N. erwähnt, kann das Min. auch die in jenem Beſcheide reſolvitte 
Zurüdweifung der von ber Gemeinde gefchehenen Beftellung eines Vorftandes für rich⸗ 
tig erachten, zumal die Reg. felbft Kein Bedenken gefunden hat, gerade in dem erheb⸗ 
lichten Punkte der Verhandlung mit den Behörden und der Vertretung ber Gemeinde 
in ihren äußern Recdhtöangelegenheiten, die im Weſen der Sache auf bas a 
ausgehende Zulaflung eben jener Vorfteher als Bevollmächtigte der Gemeinde na 
geben, Es unterliegt vielmehr keinem erfichtlichen Anftande, die Wahl jener Vorſteher 
bergeftalt zu genehmigen, daß denfelben aud) die Verwaltung ber innern Angelegenhei⸗ 
ten der Gemeinde, insbeſondere die Sorge für eine gehörige Ordnung bei den gottes⸗ 
dienftlichen Zufammenkünften, unter ihrer nächften diesfälligen Verantwortlichkeit ob: 
liegt. Gleichermaßen wird ihnen hiernach auch die Verwaltung des Nfchen Legats für 
das Schulweſen der jüdifhen ©emeinde, worüber die K. Reg. zu N. bem Miniſterio 
unter dem 19. Sept. v. 3. einen befondern Bericht erftattet hat, zunächft verbleiben 
tönnen, und nur die ordnungsmäßige Aufficht über die richtige Adminiſtration jenes 
Legats und die fliftungsmäßige Verwendung feiner Einkünfte ebenfalls fortzufegen fein 
Em. Hochw. ftellt das Min. anheim, hiernach die K. Reg. zu N. unter Rüdfertigung 
ber bier wieder beifolgenden Eingabe der jübifchen Gemeindevorfteher v. 8. Aug. v. J 
mit der entfprechenden Anweifung zu verfehen, und die Gemeindevorfteher auf bie banad) 
von Ihnen zu erwartenden Verf. vorläufig zu verweifen. (Annal. Bd. 22. &. 645.) 


e) R. der Min. d. G. U. u. M. A. (Eihhom) und des Inn. v. 35. Im 
1842 deffelben Inhalts. 


Der K. Regierung theilen wir beigehend eine Vorftellung des jüdifchen Kaufmann 
N. zu R. v. 30, April d. J., in welcher derfelbe fich darüber beſchwert, daß bie frühe 
dort anfäffig gewefenen Juden ihm die Aufnahme in ihre geiftige Genoffenfchaft und di 
Theilnahme an den damit verbundenen Rechten nur gegen ein Eintrittögelb von 1 
Rthlr. geftatten wollen, und ihm für das Aufgebot zu feiner Zrauung bie Summe von 
10 Rthlr. abfordern, zur Berichtserftattung mit, 


Wir bemerken dabei, daß, wenn gleich von Staatswegen bis jegt eine Einmifhung A 
die Kultusangelegenheiten der Zuden nicht flattfindet, doch and nicht zugegeben werben 
kann, daß bie Aufnahme eines Juden in eine jüdische Synagogengemeinbe zu Gelktt 
preflungen benust werde, wie es in dem vorliegenben Falle zu geſchehen fcheint. Di 
K. Reg. hat daher die jübifche Gemeinde zu N, zur Anzeige aufzuforbern, welches Ein 
trittögeld bisher obſervanzmaͤßig ober einem bereits beitehenden Gemeinde-Befchlufft 
gemäß gezahlt worben ift, ober, wenn ein folches bisher nicht feftgefegt gewefen, derſe⸗ 
ben aufzugeben, durch einen zu fallenden Beſchluß ein Eintrittsgeld au höherer Gent: 
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gung errichtet werben follen, Da die Verftattung von Synagogen zu den Beſtimmun⸗ 
gen wegen ber Toleranz gehört, fo bringt auch fchon die V. v. 27. Okt. 1810 über bie 
Verfaffung aller oberften Staatöbehörben es mit ſich, daß in Fällen der betreffenden 
Art A, Genehmigung eingeholt werde. 

Hiernach hat fich die K. Reg. in Zukunft zu achten, und Ihre Anträge jedesmal ge 
meinfchaftlih an die Din. der ©. ıc. Ang. und des Inn. zu richten. 

(Ann. IX. ©. 656) 

dd) ©. R. der 8. Min. der G. U. und Med. Ang., ‚fo wie beö Inn. 
(v. Altenſtein v. Schudmann) v. 1. Juli 1830 an fämmtlihe K. Reg. aus⸗ 
fchließlich der NRheinifcyen. Deffelben Inhalte. 

Es ift feit Kurzem wiederholt der Fall vorgefommen, daß die nach $. 24. Zit. XI. 
Thl. II. des A. L. R. erforderliche Iandesberrliche Erlaubniß zur Anlage oder Erwei⸗ 
terung von Synagogen erft nach erfolgtem Ankaufe der dazu beflimmten Grunbftüde 
eingeholt worden iſt. Die K. Reg. wird daher bieducch aufgeforbert, durch die Orts 
Polizeibehörden dahin zu fehen, daß, bei Vermeidung venftlicher Ahndung, bergleichen 
Ankaͤufe niemals vor eingegangener Erlaubniß unternommen werben. 

(Ann. XIV, Nr. 31.) 

b) Wegen der Bethäufer. | , 

aa) R. der K. Min. der G,, U. und M. Ang., fo wie des Inn. (v. 
Altenftein. v. Schumann) v. 16. Ian. 1830, an die K. Reg. zu Minden, 
Nichterrihtung von Synagogen, ftatt Bethäufer, in Keinen jübifchen 
Gemeinden. 

Des K. Mai. haben, wie der K. Reg. auf den Bericht v. 22. Der. v. J., bie Aus⸗ 
wirkung der X. Genehmigung zur Erbauung einer Synagoge in N. betr., zum Beſcheide 
gereicht, Sich bei mehreren Veranlaffungen auf das Beftimmtefte dahin ausgufpreden 

erubt, daß folchen Heinen jübifchen Gemeinden die Errichtung eigentlicher Synagogen 
tt der zeither benusten Betftuben nicht zu geftatten fei. Die unterzeichneten Min. 
müffen daher Bedenken finden, für das Geſuch der Judenſchaft zu N. allerhöchften Ort? 
einen Antrag zu machen. (Ann. XIV. ©. 88.) 

bb) R. der K. Min. der G. U. und M. Ang. und ded Inn. und d. Pol, 
(v. Altenfein v. Rochom) v. 6. April 1838 an die K. Reg. zu Marienwer 
ber. Deſſelben Inhalts, 

In Folge bed Berichts der K. Reg. v. 18. Mai 1836, die von der juͤdiſchen Gemeinde 
zu N. nachgeſuchte Erlaubniß zur Anlegung eines Bethaufes und Autorifatton zum Er 


werbe des von ihr hierzu und zur Wohnung für ihren Kantor beftimmten Grunbftäde 


betr., iſt von dem unterzeichneten und dem Min. des Inn. und der Pol. die Allerh. Ge 
nehmigung jener Anlage und Grundſtuͤcks⸗Akquiſition bei des K. Maj. in Antrag gefteht 
worden. Seine K. Mai. haben jedoch auf dieſen und einen ähnlichen, für eine anbere 
juͤdiſche Gemeinde erftatteten Immebiat-Antrag, zu reſolviren geruhet, daß es der Kegel 
nad) bei der an jedem Orte feither beftandenen Einrichtung in Betreff bes jüdifchen Kul: 
tuswefens fein Verbleiben behalten, und die Genehmigung zu neuen Anlagen für dad: 
felbe nur in den Ausnahme-Fällen eines beftimmt nachzuweiſenden, bergeftalt dringen 
den Beduͤrfniſſes ertheilt werden ſoll, bei deſſen Nichtberüdfichtigung die betr. juͤdiſche 
Gemeinde in bie Lage kommen würbe, überhaupt kein Lokal für ihren Gottesbienft fin 
ben zu Tönnen. Ob dies bei der juͤdiſchen Gemeinde zu N. ber Fall fei, foll nadı Ex. 
K. Maj. Allerh. Befehle noch einer näheren Prüfung unterworfen werben, welcher fi 
die K. Reg. dahin zu unterziehen hat, daß namentlich in beflimmten Nachweiſungen 
ermitteln tft, welcher Lokal⸗Veranſtaltung, nach dem nothwendigen Erforberniffe 
net, es für den Gottesbienft der juͤdiſchen Gemeinden bedarf, welcher Lokale fie fi 1 
demfelben bisher bedient hat, ob und aus welchem Grunde diefelben für bie Zukunft dem 
nothmwendigen Bebürfniffe nicht mehr genügen, und ob und aus welchem Grunde, ftatt 
einer etwa miethmweifen oder fonft in der bisherigen Art zu verfuchenden Ausmittelung 
eines geeigneteren Lokale, die Erwerbung eines eigenen Grundftüds und Einrichtung 
beffelben zu einem befonderen Bethaufe ein wirkliches Exforderniß für die KuftussAubs 
übung der jüdifchen Gemeinbe fei. 
‚ Ueber die diesfälligen Refultate hat die K.Reg. demnaͤchſt ihren anderweiten gutacht⸗ 
lichen Bericht Behufs der weiteren geeigneten Veranlaſſung zu erftatten. 
(Ann. Bd. 22. ©. 646.) 
3) Verbot des jüdifchen Privatgottesdienftes. 
a) Im Gegenfage zu der Religionsgeſellſchaft, die vorhanden ifl, 


wenn ſich mehrere Einwohner bed Staats, unter deſſen Genehmigung, zu 
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3) R. des K. Min. des Inn. (Köhler) v. 25. Mai 1829 an die K. Rip: 
zu Minden. Berhütung von Neuerungen in den Religionsgebräuchtir 


der Suden. 

Die K. Reg. wirb hierdurch auf Sr. K. Mai. ausdruͤcklichen Befehl angewieſen, dar⸗ 
auf zu halten, daß die Juden Ihres Bezirks ſich Feine von dem herkoͤmmlichen Ritus. abs 
weichende Neuerungen in ihren Religiondgebräuchen erlauben, welche dahin führen koͤnn⸗ 
ten, unter ihnen neue religiöfe Sekten zu bilden. Sofern nun das, nad) dem Zeitungs 
berichte der K. Reg. für den Monat April c. in einigen ifraelitifhen Gemeinden ſtatt⸗ 
findende Konfixmiren ber Kinder als eine folche Neuerung anzufehen fein möchte, indem 
diefer Religionsgebraud dem Judenthnme fonft nicht angehört: fo wird felbigem in Bes 
mäßheit jenes Allerh. Befehls nicht weiter flatt zu geben fein. (Ann. Xıll. ©. 294.) 

4) R. ded Min. d. G. U. u. M. Ang. (v. Altenflein) an die K. Reg. zu 


Arnöberg v. 25. Okt. 1836. 


ü, 
Eingabe des Ober-Rabbinere X. Sutro in Münfter an ben Herrn Oberpräfiberteh 
von Vincke. 

Nach Er. K. Mal. ausdruͤcklichem Befehle follen, wie aus beffolgender Abſchrift) 
hervorgeht, fich die Tuben Eeine von dem herkömmlichen Ritus abweichende Neuerungen 
in ihren Religionsgebräuchen erlauben, auch fei das Konfirmiren der Kinder als eine 
folche Neuerung anzufehen, indem diefer Religionsgebrauch den Juden fonft nicht anges 
bört, und ferner nicht zu geſtatten. 

Da nun das Konfirmiren ifraelitifcher Kinder in allen Gemeinden der biefigen Pros 
vinz flattfindet, und in der Synagoge zu Soeft fo viele von dem alten Rituß abweis 
chende Neuerungen eingeführt find, daß die daſige Gemeinde als eine neue Sekte zu bes 
trachten ift, fo bitte ich Ew. Ercellenz, gewogentlichſt veranlafjen zu wollen, daß in Ges 
mäßheit jenes Allerh. Befehls erwähnte Neuerungen nicht ferner geftattet fein mögen. 


Münfter, den 17. Zuli 1836. 
Der Ober:Rabbiner X. Sutro. 
b) Refkript. 

Der K Reg. gereicht auf den Bericht v. 25. Aug. d. I. hierdurd) zum Beſcheide, d 
foweit in den von dem Dber-Rabbiner Sutro zu Münfter gebrachten Thatſachen 4 
wirkliche Abweichungen von der bisherigen Verfaſſung des jüdifchen Kultus finden, & 
die Obliegenheit der K. Reg. allerdings ift, die betheiligten Gemeinden zur dietfaul 
Wiederabſtellung anzuhalten, da auch den geduldeten Glaubensſekten keine — 
Abaͤnderungen derjenigen Formen ihres Kultus zuſtehn, auf deren befundene Statthaf⸗ 
tigkeit allein ihnen die Duldung im Staate gewaͤhrt worden iſt, und namentlich in Ve⸗ 
treff der Juden Se. K. Maj. bereits bei mehreren Veranlaſſungen Ihre Allerh. Willente 
meinung dahin ausgeſprochen haben, daß denſelben die kuͤrzlich öfters verſuchten zu man⸗ 
cherlei Unordnung gereichenden und beſorglicher Weiſe zu neuen Sekten⸗Abſonderungen 
führenden Neuerungen in der Einrichtung ihres Kultus nicht geſtattet werben ſollen. 
Diefem gemäß hat die K. Reg. die weiteren in der Sache geeigneten Verf. zu treffen. 


Berlin, den 25. Okt. 1836, 
Min. der geiftl. U. u. M. Ang. 
9%. Altenftein. 
An bie K. Reg. zu Arnsberg. 
(Heinemann Bd. 2. ©. 189.) 


BB. Berüdfihtigung der jüdifhen Religtondgebräude 

1) Berüdfichtigung des Sabbaths 2). | 

a) Märkte find vom Sabbath auf den Montag zu verlegen. 

R. der K. Min. der ©. ıc. Ang., des Handels und ded Inn. (v. Alten 
flein, Beuth, Köhler) v. 13. Juli 1822 an die K. Reg. zu Arnöberg. 

Die unterzeichneten Min. können die, nad) dem Berichte der K. Reg. v. 12.0.0. 
ftattgefundene Verlegung folder Märkte auf den Sonntag, welcher auf den vorhergehen⸗ 


— .- — a A ei 


1) Siehe Sub Nr, 3. u 
3) Menn in einem Bertrage nur von jüdifchen Feiertagen bie Rebe ift, fo ift der Sab⸗ 
bath (Sonnabend) darin nicht mitbegriffen. 
(Entfcheid. des Stadtgericht zn Berlin de public. 27. Zuni 1834, des Ob. Ap⸗ 
pell. Sen. des Kammerger. und des Geh. Ob. Trib. v. 15. Jan., resp, 10. Juli 
1835. Gentralbl. 1838. ©. 176 ff.) ' 
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den Sabbath der Juden gefallen Tein würbe, nicht billigen; emvarten vielmehr, daß in 
einem folchen Kalle der Markt auf den nächftfolgenden Montag verlegt werbe, und hat 
die K. Reg. alſo barauf Torgfäteig zu achten, daß demgemäß auch von den Orts⸗Behör⸗ 
den verfahren wird. (Ann. V. ©, 678. 
b) Am Sabbath find keine Gerichts⸗Termine anzuberaumen, bei 
welchen Juden intereſſiren 1). 
Es bemerken hierüber: 
aa) Das R. v. 9. Mai 1823. Termine in Rechtöangelegenheiten der 
Suden dürfen nicht auf den Sabbath angefeßt werben. 
Aus Beranlaffung der abichriftlich anliegenden Beſchwerde des Gutsbeſiters Marcus 
% zu A. v. 30. April c. erhält das K. D. 2. ©. die Anweifung: mit Hinficht auf die 
beſtimmten Vorſchriften der X. ©. D. Thl. I. Zit.8. 8, 5, welche ben mit ſtaatsbürger⸗ 
lihen Rechten verfehenen Juden gleihmäßig zu ftatten kommen, die angetragene Verf. 
an das Kreißgeriiht zu F., 

daß es die Termine in den Rechtsangelegenheiten des Supplikanten und ſeiner Ange⸗ 

hörigen nicht auf ben Sabbath anfege, 
au ftellen, auch fich felbft vorfommenden Falls darnach zu achten. 

(Juſt. Min. Alt. B. 2404. Gen. J. Nro, 7. Vol. 3. Fol. 122. rg. zur G. O. 
ed. IL. ©, 234.) 

bb) In Anfehung des ſummariſchen Proz. beftimmt das R. v. 30.März 
1835 über die Zuläßigkeit der Zermindprorogation Seitend eined Juden, 
wenn der Termin auf einen Sabbath angeſetzt iſt. 

Für einen Juden ift die Anberaumung eines Termines am Sabbath ein Hinlänglicher 
Grund jur rorogation, da ihm feine Religionsgrundfäge verbieten, rechtliche Gefchäfte 
am Sabbath vorzunehmen. 

Auf das Prorogationsgefuc) bes Verklagten v. 4—10. Mai v. J. hätte daher ein ans 
derweiter Termin anberaumt werben follen. Eine Hinderungsurfache, das Religions 
verbot, war bargethan, und es läßt ſich hiergegen nicht einwenden, daß er einen Sachs 
walter habe beftellen können, weit in Bagatellfachen die Gebühren nicht erftattet wers 
den, und doc) auch bei Prozeffen, bei weldyen ein Jude konkurrirt, nach Recht und Vils 
ligkeit eine folche Einrichtung getroffen werben muß, daß er nicht genöthigt wird, ents 
Ye —A— Religionsgrundſaͤtze zu handeln, oder einen Sachwaiter auf eigene 
en zu beſtellen. 

Der Widerſpruch des Klaͤgers gegen die vom Verklagten nachgeſuchte Verlegung des 
Termins v. 10. Mai v. 3. war mithin, nach 8. 11 der V. v. 1. Juni 1833 (G. ©, 
8, 40) nicht zu beachten. 

Demzufolge wird das (Tit.) veranlaßt, dem Gerichtsamte zu L. bie Anmweifung zu ers 
theilen, in Progeflen der Juden eünftig die Termine nicht auf einen Sonnabend anzu⸗ 
fegen, hiernach auch in Zukunft ſich felbft zu achten. 

(Zuft. Min. Akt. L. R. Nr. 85. Vol. 5. Fol. 143. Erg. zur G. O. edit. II. 


©. 723.) 

c. In offenen Städten dürfen die Juden Sabbathfchnüre ziehen. 

8 D. v. 25. Nov. 1935, mitgetheilt durch R. ded Min. d. Inn. u. d. 
Pol. v. 2. Dec. 1835. 

Des 8. Maj. haben auf die Immediat:Vorftellung ber ae der Judenfchaften 
zu Deutſch Crone, Filehne und Schönlante v. 19. Aug. d. 3. nach eingeforbertem Bes 
tihte des Min. d. Inn. u. d. Pol., mittelft Allerh. K. D. v. 25. v. M. zu genehmigen 
geruht, daß die Sudengemeinden in den offenen Städten, zur Darftellung der nach ih⸗ 
tem Ritual-Gefege am Sabbath erforderlichen ſymboliſchen Mauer, die an ben Stadts 
Ausgängen gelegenen Eckhäuſer mit Bewilligung ihrer Beſitzer, durch dünne Drähte 
oder Schnüre verbinden, fofern dazu weder Stangen aufgeftellt, noch andere ähnliche 
Vorkehrungen auf der Straße ſelbſt getroffen, und die Drähte oder Schnüre nicht auf 
eine auffallende Art, wohl aber hoch genug angebracht werden, um die Yaflage in kei⸗ 
ner Weife zu behindern. 

Den Bittftellern wirb dies unter Bufertigung einer Abfchrift der gedachten Allerh. O., 
fo wie unter Zurückſendung fämmtlicher Anlagen Ihrer Eingabe, mit dem Bemerken 
befannt gemacht, daß die K. Reg. hiernach werben angewieſen werben. 

(Heinemann IL, ©. 191.) 


—— gg. 





1) Das Kammergericht ſpricht dies in einer Verf. v. 18. Gegt. AU SIR 
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d) Sn Betreff der Berücfichtigung des Sabbaths beim Wechſelrecht 
vergl. Thl. IL. am betr. Orte. Ä 

e) Sn Anfehung des Schreibens der Symnafialfhüler am Gab: 
bath verordnet, abweichend von den. allgemeinen Grundfägen, die V. des 
Frovinzial⸗Schul⸗Kollegii zu Bredlau v. 2. San. 1840 an die Direktorender 
Symnafien in der Provinz Schlefien. 

Es ift der Fall vorgekommen, daß für juͤdiſche, die chriſtlichen Gymnaſien befuchenden 
Schüler Diepenfation vom Schreiben am Sonnabenbe verlangt worden. 

Mir finden jedoch feinen Grund, ſolchen Geſuchen zu willfahren, fondern erachten bie 
jüdifhen Schüler für verpflichtet fi) auch In Betreff des Schreibens am Sonnabende 
ber Schulordnung zu unterwerfen, ba fie zum Beſuch der chriftlihen Gymnaſien nicht 
gendthigt find, und folglich keine Weranlaffung haben, ſich über Öewiffenegwang u 

efchweren, wenn in denfelben in biefer Hinfiht auf ihre Religionsvorichriften Feine 
Rückſicht genommen wird, 

Hiernadh ift in vorfommenden Fällen zu verfahren, und die desfallfige Verpflichtung 
tünftig jedem jüdifchen Vater oder Vormunde vor der Aufnahme feines Sohnes ober 
Pflegebefohlenen bekannt zu madıen '). 


Breslau, den 2. Tan. 1840. 
Königliches Provinzial-Schul-Kollegium. 
2) Berüdfihtigung jüdifher Gefangener in den Gefangenen: An— 
ftalten in Betreff der Religiond-Uebungen und Verpflegung. 
Die Verwaltung der Straf: und Beſſerungs-Anſtalten wird Durch zwei 
Reglements georonet, nämlich 
1) durch das urſprünglich für die Strafanſtalt zu Rawicz erlaſſene 
Regl. v. 4. Nov. 1835, welches demnächſt auch für die Strafanſtalten in 
den Reg. Bez. Potsdam, Frankfurt, Stettin, Königsberg, Gumbinnen, 
Marienwerder, Breslau, Liegnitz, Magdeburg, Merfeburg, Münfter, 
Minden, Pofen und Bromberg, fo wie für die Strafanſtalt zu Wuden 
im Reg. Bez. Düffeldorf für gültig erflärt wurde und PR 
u 









2) durch die für die Straf-Anftalten der Rheinprovinz erlaffene 
v. 23, Oft. 1827 2) 
Diefe beftimmen nun in vorgedachter Beziehung und zwar 
a) das N. v. 4. Nov. 1835. 
Anhang. Ron dem Gottesdienft der Sfraeliten. 
8. 108. Den Sträflingen mofaifchen Glaubens Tann eine befondere Beier des Sab⸗ 





... —— — — — 


1) Diefe Beilimmung einer Provinzial⸗Behörde widerfpricht nicht nur den Prinzipien, 
welche von ben höheren Behörden aufgeftellt worben und einer gefunden Politik, da esim 
nächſten Intereffe des Staates, dem Juden eine gelehrte Bildung zu erleichtern: fon 
bern enthält aud) einen den Gefegen geradezu zumiderlaufenden Gewiffensziwang. Wem 
jene Verf., um dies zu widerlegen, bemerkt, daß die Juden ja nicht gendthiget würden, 
die Gymnaſien zu befuchen: fo klingt dies mehr fpöttifch, als logiſch. Die Züben find 
allerdings genöthiget, die Gymnaſien zu beſuchen, falls man nur nicht unter 
Röthigung, wiedas Prov. SchulsKollegium zu thun fcheint, aneine phyſiſche Gewalt denkt, 
fondern daran, daß fie die ihnen als Staatsbürger unzweifelhaft zuftebende B ereiptis 
gung, ſich durch öffentliche Staats-Bildungs-Anftalten fürdie höheren wiſſenſchaftlichen 
Stubien vorzubereiten, nicht anders ausüben Eönnen, als aufden Gymnaſien. Diefe Bes 
rechtigung wird ihnen durch eine Prov. Behörde faktiſch genommen, wenn legtere diefelbe 
burd) eine Verlegung von Religions-Vorfchriften bedingt. Es erfcheint nicht im Intereſſe 
des Staates, wenn eine Schul: Behörde, derdieOberaufficht aufdie intellektuelle und 
fittliche Ausbildung der Schüler anvertraut ift, einer großen Zahl von Schülern vor: 
Threibt: Bildet Euch intelleftuel auf Koften der Sittlichkeit aus; lernt nun, 
wenn Ihr auch Eure Religions⸗Vorſchriften verlegt. 

Kommt hinzu, daß es dem Staate fehr gleichgültig fein kann, ob die Juͤdiſchen Kna⸗ 
ben am Sonnabend in den Gymnaſien fchreiben oder nicht fchreiben und deshalb etwas 
weniger lernen: fo läßt fich mit Gewißheit annehmen, daß diefe Verf. vorfommenben 
Falles won der höheren und hoͤchſten Behörde nicht aufrecht erhalten werben wird. 

3) Bergl. unfer Polizei⸗Weſen des Preuß. Staats Bd. 1. ©. 124 fig, 
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einerlei Parallele. Auch hier gebietet Moral und Gefeh, ber Megierung und bem Va⸗ 
terlande treu zu dienen; wird nun noch das Verfprochene durch einen heiligen Eid bei 
Gott bekräftigt, fo ift nicht abzufehen, wie man bei Berlegung deſſelben auf bie entferns 
tefte Art fein Gewiflen reinigen wollte. Wäre aber der Schwörende vom Grund aus, 
gewiflenslos, was würden bei folchem alle Kormeln und Handlungen vermocht haben?: 
Indeſſen fest im Königl. Edit d. d. 1. Mai 1786 der $. 30. Nr. 4. hinſichtlich des 
Zeugeneides eines Juden feſt, daß der Schwörende die Tephilin in die Hände nehmen 
ſollte, ſo mag es in Vorausfesung, daß der größte Theil der ifraelitiichen Glaubensge⸗ 
noflen folcye befigen, bier beim Kahneneid auch fein Bewenden haben, Weil aber, wie 
die hohen Minifterien fehr weife zu bemerken geruhen, ber gemeine Haufe von Pflicht, 
Geſetz und Religion nicht immer die wahren Begriffe. bat, fo ſchlage ich folgende Ermah⸗ 
nungöformel, welche allenfalld in deutichen und jüdiichen Lettern abgefagt und mit der 
Unterfchrift des Rabbiners nerfehen fein Eönnte, vor, die dem ſchwörenden jübifchen Di 
Ittair vor Ableiftung bes Eides im Namen des Rabbinerö vorgelefen werde: 
„Wiſſe! daß diefer Eid durch Ausfagen aller Rabbinen eben fo heilig und bündig 
“ ift, ale wäre er in der Synagoge und in Gegenwart der Thora vollzogen worben, 
und nichts Kann die Strafe des Allmächtigen abwenden, wenn er verleät werbe. 
Auch ohne diefen Eid ift die ifraelitifche Nation von Gott beihworen, dem König, 
n. unter dem fir Schug finden wird, treu zu fein, und ift es ein heiliges Gebot ber 
. guopheten und der Zalmubiften, feiner Regierung in jeder Hinſicht treu zu dienen. 
“ "Salomo fagt: habe Ehrfurdjt vor Bott und dem König. In den moraliihen 
Sprüchen unferer Weifen heißt es: Bete für das Wohl und Glüd der Negierung, 
Die. Talmudiſten fagen, die Gefege und Verorbnungen ber Regierung finb fo heilig 
und bündig, als unfere Religionsgefege zu erachten. So groß nun das Verbrechen 
an fich felbft fchon ift, wenn man bie Pflichten ded Staats und ber Religion bu 
Untreuheit verlegt, fo unenblich größer wirb es, und die Strafe bes Himmels 
unausbleiblich, wenn biefe Pflichten noch bei dem heiligen Namen Gottes beſchwo⸗ 
ren werben, und man nachher meineibig werde.” 
- Die Formel des Fahneneides felbft kann ungefähr wie folget lauten: 
„Ich ſchwöre, ohne die mindefte Hinterlift und Nebengedanken, auch nicht nach mei: 
„nen etwanigen darin legenden Sinn und Auslegung der Worte, fondern nach dem 
„Sinne des Allmächtigen und deſſen Gefalbten, unferes theuren Königs, bei dem 
„Ramen des heiligen allmächtigen Gottes, daß ich treu u. |. w.“ 
Pflichtmaͤßig gebe ich hiermit biefe meine Meinung gutachtlich ab und verharre ıc. 
Berlin, den 1. Aug. 1818. Meyer Simon Weyl. 


y) Hierauf erging die K. O. an den Kriegsminiſter v. 30. Okt. 1819. 


Ich genehmige hiermit den mir von Ihnen vorgefchlagenen Soldateneib für die juͤdi⸗ 
[hen Slaubensgenoffen, wonach der gewöhnliche tiftlideSolbateneib beizubehalten mb 
nur ber Anfang deffelben nach dem Vorſchlag des Vice-Ober-Lanbrabbiner Weyl in 
folgender Art abzuändern ift: 
„3% ſchwöre ohne die mindefte Hinterlift und Nebengedanken, auch nicht nach mei⸗ 
„nem etwanigen darin liegenden Sinn und Auslegung ber Worte, ſondern nad 
„dem Sinne des Allmächtigen und deffen Gefalbten unfers theuren Königs bei dem 

RNamen des heiligen allmächtigen Gottes, daß ic) treu u, f. m.’ 

Auch die Schlußworte „durch Jeſum Chriſtum“ wegzulaffen find. Ich trage Ihnen 
auf, deffen Anwendung zu verfügen, und durch dad Minifterium für den Kultus eine 
zweckmaͤßige Vorbereitung zur Ableiftung diefes Eides in- einer gottesdienſtlichen Ber: 
fammlung zu veranlaffen. Berlin, den 30, Oft. 1819. 


6) Friedrich Wilhelm. 
An ben Kriegsminifter ©. L. v. Boyen. en) 5 ü ö 


IR. des Kriegs Min. v. 1. Dec. 1819. 

Die — einer Eidesformel für die moſaiſchen Glaubensgenoſſen, wenn ſie zum 
Militairdien E verpflichtet werden, hat nad ben barüber attgehabten Verhandlungen 
zu einem Bericht an des Königs Majeflät Veranlaffung gegeben. 

Mittelft Allerh. K. O. v. 30. Okt. c. haben Allerhöchftdiefelben den vorgefchlagenen 
Soldateneid für die jüdifhen Glaubensgenoffen genehmigt, wonach der —E 
riſtliche Soldateneid beibehalten und nur der Anfang deſſeiben, nad) bem Vorfchlage 
des Wice-Ober-Lanbrabbiner Weyl in folgender Art abzuändern ift: 

„Ich ſchwöre ohne die mindeſte Hinterliſt und Nebengedanken, auch nicht nach einem 
„etwanigen darin liegenden Sinn und Auslegung der Worte, ſondern nach dem 
„Sinne bei Allmächtigen und deffen Gefalbten, unſers theuren Königs, bei dem 

AAMamen bed heiligen allmächtigen Gottes, daß ich treu u. |. m. - 
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ten Berichte und Verhandlungen, betreffend bie Abfaflung einer angemeffenen Verwar⸗ 
nungs⸗ und Bekräftigungs⸗Formel bei den Vereidigungen jüdiſcher Aerzte und Wund⸗ 
ärzte, mit dem ganz ergebenften Bemerken zurüdzufenden, daß id, bie von bem Vice⸗ 
Ober⸗Land⸗Rabbiner Wen! entworfene VBermarnungsformel in der Art, wie aus der Ans 
lage hervorgeht, berichtigt, fuͤr zweckmäßig erachtet und daher deren Gebrauch bei vor» 
kommenden eiblichen Verpflichtungen jüdifcher Medizinalperfonen angeorbnet habe, 


Verwarnungs : Formel, 


Bor ber Vereidigung ber jüdiſchen Aerzte und Wundärzte. 

Wiſſe! daß dieſer Eid, welhen Du jest im Begriffe fteheft abzulegen, nach ben Vers 
orbnungen unferer feligen Weifen und Rabbiner vor der hriftlichen Obrigkeit und am 
gegenwärtigen Orte eben fo heilig und bündig ift. ald würde er Deinen Glaubensge⸗ 
noffen in des Synagoge und in Gegenwart der Ihora abgelegt. Denn der Allmächtige, 
beffen Namen Du vor aller Welt heilig halten follft, ift allgegenwärtig und feine Her 
Lichkeit thronet Überall, daher nichts der Strafe des Allwiffenden Dich entziehen und fie 
von Dir abwenden fann, wenn Du Deinen Eib je verlegen follteft. Aber auch ohne 
biefen Eid find die Ifraeliten von Gott beſchworen, ihrem Nächſten in jeber und befon- 
bers in Lebensgefahr nad) Kräften beizuftehen. Denn es heißt in der Thora (Leviticns 
Kapitel 19. V. 16.) , ul 

„stehe nicht zuruͤck bei der Gefahr Deines Nächten, ſpricht der Ewige!” 

Heilig und erhaben ift Dein Beruf, denn bed Ewigen, von dem es heißt: 

ir „Ich der Ewige bin Dein Arzt” (Exodus Kapitel 15. V. 26.) 
und ferner: 

„Ich Tann töbten und befeben, Tann verwunden und auch heilen.” (Deuteronomion 
Kapitel 32. V. 39.) 

Abgefandter Hiernieden bift Du zum Heil der Menſchen, daher bleibe ben Worten Deis 
nes Herrn treu und laffe feine Lehren Dir zur Richtſchnur Deines Wandels dienen. 
Auch nach den Lehren unferer feligen Weifen und Rabbiner, und nach der ausdrücklichen 
Vorſchrift bes Jureh Deah (Kapitel 336.) ift es die heiligfte und verbinblichfte Pflicht 
eines Arztes ober Wunbarztes, einem jeden Franken Menfhen ohne die geringfte Aus 
nahme, er fei arm oder reih, und ohne die geringften menſchlichen Nebenabfichten nach 
feinem beften Wiffen und Willen und Kräften Hülfe zu leiften, wenn er aber folche ver 
weigert ober ſich ihr iu entziehen fucht, fo ift er einem Blutvergießer gleich. 

Wenn nım ſchon hierdurch die geringfte Verlegung der Dir vermöge Deines GStanbeb 
und Berufs nad) dem Willen Gottes obliegenden Pflichten dem Ewigen ein Gräud fl, 
um wie viel ftrafbarer würbe es jest fein, da Du bei dem heiligen Ramen Gottes ſchwo⸗ 
veft, dieſe Pflichten getreu zu erfüllen und mithin, ſobald Du diefem Schwur entgegen 
handeln follteft, Dich eines Meineides ſchuldig machen würbeft, ben ber Bott ber Gerd: 
tigkeit nicht unbeftraft läßt. 

7 Eid eines jüdiſchen chirurgi. 

Ich N. N. Ihwöre bei TI? dem Gotte Ifraels einen leiblichen Eid, nicht nad mes 
nem Sinn, fonheen nach dem Sinn derjenigen, die mich ſchwören laffen, zu Gott bem 
Allmächtigen, daß, nachdem id) zum Wundarzt ꝛc.; bies ſchwoͤre ich ohne alle etwani 
andere Auölegung und Deutung biefes Eides, weber gegenwärtig noch in ber Zuhm 
annehmen gu wollen, und foll mid nichts davon entbinben, vielmehr mögen auf ber 
Nebertretungsfall bie Strafen über mic, kommen, welche mir aus der X, G. D. für bie 
Hebertreter der Eibe bekannt gemacht worden find. 

(Zuftigminift, At. Gen. J. Nr. 24. Vol. I. fol. 98. 99, und 47, Ann. X. &.825.) 


e) Mm Betreff der Bereibung jüdifcher Lehrer f. Abfchnitt XII. 


| n. 
Verhältniß der jüdifchen Religionsgefellfhaft zu den 
chriſtlichen Kirchengefellfchaften. 
, A Im Agemeinen beftimmen hierüber die 65. 36—38 Lit. 11. Thl.I. 
es A. L. R.: 
.36. M Kir U ‚ lei inerlei Religi rtei 
Hören, eher bennog ne de I ine —ãæãe une: aliglonepa 


$. 37. Kirchengeſellſchaften duͤrfen fo wenig als einzelne Mitglieder derſelben einander 
verfolgen ober beleidigen. 


8.38. Schmähungen unb Erbitterung verurfachende Beſchuldigungen müſſen durch 
aus vermieden werben, 
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entbehrt ber gefeglichen Begrfindung, ſoſern nicht. ein Tpezieller Nechtötitel für biefe 
Art und Weife des Verfahrens nachgewieſen werben kann. 

Iſt dagegen die Unterhaltung der kirchlichen NA eine Pflicht der bürgerlichen 
Ortsgemeinde, fo können bie jüdifchen Ortdeinmohner ſich den Beiträgen zu ben bürger: 
lihen Kommunalbebürfniffen, die kirchlichen Bebürfniffe mit einbegriffen, nicht entziehen, 
ba fie nad) Vorſchrift der &. v. 11, März 1812 und 1. Juni 1833 gegen bie bürger- 
lie Kommune diefelben Laften zu entrichten haben, wie die chriſtlichen Einwohner, 
und eine Befreiung der jübifchen Einwohner dadurch nicht herbeigeführt wird, daß nad 
ber Ortöverfaffung ein Theil der bürgerlichen Gemeinde⸗Einkünfte zum Beſten ber chriſt⸗ 
lichen Kirchen verwendet wird. 

2) Hanbelt es fich aber um eine Abgabe, welche von den Pflichtigen unmittelbar 
an die chriſtlichen Kirchenſyſteme zu entrichten iſtz To Tann die Heranziehung von Juden 
zu biefen Laften nur in dem Maße erfolgen, ald die aud, für dad Großherzogthum Pofen 
in gefeglicher Kraft beſtehende V. v. 30. Aug. 1816 dies geftattet. Diefe V. legt nur 
den jüdifhen Grundbefigern eine Beitragspflicht in folgender Weiſe auf: 

daß bie Zuben, als anfaßige Dorfö: oder Stabt:Gemeindeglieber, von ihren 
Grundftüden, glei andern chriſtlichen Befigern, zur ‚Erhaltung ber 
Kirchenſyſteme beizutragen verpflichtet find, da biefe fonft, wegen der Anftebelung 
der jüdiſchen Staatsbürger, Gefahr laufen, einzugeben. 

Hieraus folgt: . 

a) daß die jüibifchen Grunbbefiger, gleich jedem dritten Befiger, zur Entrichtung folder 
Abgaben und Leiftungen an Eirchliche Inftitute verpflichtet find, welche in der Eigen 
[haft einer vinglichen Laft auf ihren Grundftüden haften, und als folche im Hy 
pothekenbuche eingetragen find, ober welche body nad) feftftehendem Ortsherkommen 
von allen Grundftüden zu entrichten find; 

b) daß die jübifhen Grund befiger aber aud) zu ſolchen Tirchlichen Laften, namentlich 

zu Baubeiträgen, verpflichtet find, welche ganz oder zum Theil, nach Maßgabe dei 
Srundbefiges, in der Gemeinde vertheilt werben. ' 

Die 8. v. 30. Aug. 1816 beſchränkt die Beitragspflicht der jübifchen Grundbe⸗ 
figer nicht bloß auf die Im ſtrengen Sinne des Worts binglichen Leiftungen, fon 
dern verpflichtet dieſelben von ihren Grundftüden in demfelben Maße, in weis 
chem chriftlicye Beſitzer derfelben beizutragen haben würben; den jübifchen Grund⸗ 
befigern fallen daher auch diejenigen ParodhialsAbgaben zur Laſt, welche nad) 
Häufern, Hufen, Höfen, ober nad dem Grundfteuer-Betrage, auf die in der Paros 
hie begüterten Grunbbefiser umgelegt werben, und ift diefe, aus den Morten deb 
Geſetzes ſich ergebende Auslegungsweiſe auch in einzelnen Spezialfällen auf ergan⸗ 
gene Beſchwerde von des Königs Majeftät gebilligt worden. 

Ew. ꝛc. erſuche Wr die Königl. Regierungen Ihres Oberpräſidialbezirks von biefen 
Ergebniffen der angeftellten Unterfuhung in Kenntniß zu ſetzen, und bietetben u veran: 
taflem, in allen den Fällen, in welchen auf die allgemeinen Vorfchriften bes E. v. 11. 
März 1812 8. 15, der V. v. 30. Aug. 1816 Nr. 5, und ber ®. v. 1. Juni 1833 $, 20. 
zurüdigegangen werben muß, hiernach zu verfahren. 

(V. M. 31.1842 ©. 62.) 


4) In Schlefien find nach der dafelbft geltenden Zehntverfaffung Juden 
von Entrichtung des Dezems nicht befreit. So wurde durch das Urtel 
des Geh. Ob. Tribunals v. 28. Sept. 1839 erkannt, welches die beis 
den früheren Urtel beftätigte. 

Das Fanonifche Recht ertheilt in C. 10. 12. 14, 18. 20. 25.26.31 — 33. 
X. de decimis (III., 30.) dem Klerus ein allgemeines Zehentrecht über alle 
Güter und Frücte, und indbefondere der Parochialkicche in ihrem gan 
Bezirk, Obgleich, nachdem in Folge der Reformation verfchiebene chrift: 
liche Religiondparteien entflanden waren, burch den Weftphälifchen Frieben 
beftimmt wurde, daß demjenigen Pfarrer der betreffenden Religionspartei 
der Dezem gebühren fole, welcher fih am 1. Ian. 1624 im Beſitz bei 
Sehntrechted befunden habe, fo it in Schlefien doch immer der Beſitz des 
Behntrechted nur von den Fatholifhen Pfarrern gegen alle Übrigen Re 
gionsparteien auögeübt worden. Diefer Beſitz wurde auch durch die Pr 
Iiminarartikel des Friedenstraktates d. d. Breslau den 11. Iunt 1742 Spe⸗ 
zialartitel VI. garantirt, und erft durch dad Ebd. v. 3. März 1758 hob 
Örtebrich ber Große den Parochialnerud in Schleflen auf und beftinmte: 
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2) Sefellfhaften zur Beförderung des Chriſtenthums unter 
ben Juden. 

a) A. Beflätigung der zu Berlin errichteten Geſellſchaft zur Beförderung 
bes Chriſtenthums unter den Juden. Vom 9. Febr. 1822. 

Die mit der Anzeige vom 1. d. M. eingereichte Grunbverfaffung ber Gefellfchaft zur 
Beförberung bed Chriftentbums unter den Zuben, enthält nur ſolche Beftimmungen, 
die dem Löblihen Entzwecke entſprechen; Ich billige fie daher und mit ihnen biefen Vers 
ein vollkommen und ertheile bemfelben hierdurch Meine landesherrliche Beftätigung. . 

Berlin, ben 9, Febr. 1822. Kriedrih Wilhelm. 


An den Verein zur Beförderung des Chriftenthums unter den Juden. 


Geſellſchaft zur Beförderung des Chriſtenthums unter den Juden. 


Unter diefem Ramen hat ſich auch bier aus freiem Antriebe ein Verein gebilbet, ber 
mit den in’ London und Frankfurt am Main bereits beftehenden Gefellfchäften 
diefer Art die Verbreitung chriftlicher Erkenntniß unter den Juden beabfichtigt. Weber 
die Stiftung biefeß Vereins und die Grunbfäge, nad) welchen derſelbe feinen heiligen 
Zweck zu verfolgen gebentt, fprechen nachftehende Altenftäde: 


1. 
. Vorwort, 

Die Sefellfchaft, welche fich in Berlin zur Beförderung des Chriſtenthums unter den 
Juden gebildet hat, vereinigt ſich zu einem Zwede, der mit den Worichriften des Evan: 
geliums zu vollftänbig übereinftimmt, als daß fie eine Rechtfertigung ihrer Beweg⸗ 
gründe für nötbig halten dürfte. Jeſus Chriftus, der Erlöfer, befahl feinen Jüngern 
in ber legten Unterrebung vor feiner Himmelfahrt: das Evangelium zu prebigen allen 
Voͤlkern, aber — „anzuheben zu Serufalem.” 

Diele Geſellſchaft tritt zwar in die Fußftapfen der Bibelgefellfhaft, und will den 
Wirkungskreis jener Schönen Stiftung auf gewiſſe Weife noch erweitern, ift aber nichts 
deſtoweniger eine beſondere für ſich beſtehende Vereinigung, deren Bemühungen zunächſt 
darauf gerichtet fein muͤſſen, diejenigen Vorurtheile und Verblendungen zu zerſtoͤren und 
ſolche falſche Auslegungen des Alten Teſtaments zu berichtigen, welche bisher bie Maffe 
bes jũdiſchen Volkes verhindert haben, in Jeſu Shrifto ihren Meffias, den Sohn Gottes 
und ben Gründer ihrer Eünftigen Herrlichkeit und ihres Heiles zu erkennen. 

Bir wibmen uns biefem Vorhaben mit defto größerem Eifer, da mit feinem Gelin⸗ 
gen 34 jene Scheidewand fallen wird, welche anjegt noch die Interefien, Neigungen 
und Gelinnungen unferer Seraelitifchen Mitbürger von ben unfrigen trennt. 

Eine große Anzahl frommer Perfonen und — was zu feiner großen Ehre gereicht — 
befonders des geiftlichen Standes, hat ſich bereits mit entſchiedenem Eifer dem Werte 
der Belehrung der Juden gewidmet. Diele mögen hier zuerft die Verficherung unferer 
Achtung und unfers Dankes leſen. Weit entfernt, ihnen binderlich fein zu wollen, 
wünfchen wir vielmehr ihrem Beifpiele zu folgen, und erbitten uns ihren Beiftand, 
ihren Rath und die Erlaubniß, und ihrem [hönen Werke anfchließen zu bürfen, 

Bir haben eingefehen, daß eine Vereinigung Vortheile gewährt, welche von den Bes 
mühungen Gingelner nicht erwartet werben können; immer aber werden wir und gluͤck⸗ 
lich fhägen, wenn ed uns nur gelingt, das Gebäube zu erweitern und zu vervolllomms 
nen, zu weldyem fie den Grund gelegt haben, 

Wir behaupten weber neue Wahrheiten noch neue Pflichten entdeckt zu haben. Die 
wahre &riftliche Religion ift immer diefelbe gewefen und bleibt immer biefelbe; allein 
woir alten den gegenwärtigen Augenblid für befonders geeignet zu einer allgemeinen 
Verkuͤndigung ihrer ewigen Wahrheiten an die Nachkommen Abrahams, bie noch immer 
irregehen in der Wüfte und durch Blendwerk getäufcht, mit gefchloffenen Augen wan⸗ 
bein mitten im Lichte, , 

Unfere Unduldſamkeit und unfer Verfolgungsgeift hat die Brüder Jeſu Chrifti nad) 
dem Fleifche und feiner Apoftel, jenes auserwählte Bolt Gottes dem das Geſetz und bie 
Propheten gehören, dem bie Verheißungen gegeben find und welches ber Wächter war 
der alten Offenbarungen, feit Jahrhunderten vom Veßt bes Heils zurückgeſtoßen. 
Wie konnten wir hoffen, daß bie Juden, fo lange ein folcher Geiſt alle chriſtliche Liebe 
gegen fie erfticte, wirklich in uns die Befiger des einigen wahren Glaubens erblicken 
würben, baß fie glauben könnten, der Sohn Gottes habe wirklich und jene allgemeine 
und rücfhtetofe Liebe gepredigt, an deren Stelle fie nur Haß und Werfolgung gewahr 
wurden 

Due Gottes Snabe hat diefer Geift anjegt Befinnungen Platz gemacht, die auf W 
Weiſe ein Werk begunſtigen, das unſere Vaͤter mit keiner Wohriägeniiägteit bed Sriniak 
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hätten unternehmen koͤnnen. Wir aber bürfen hoffen, baß die Beit gefommen:fel, wo 
wir den Söraeliten unfere alte Schuld der Dankbarkeit entrichten Finnen, Strecken wit 
ihnen denn unfere Arme entgegen, und indem wir zuerft fie un Vergebung bitten wegen 
der graufamen Unduldſamkeit, die wir gegen fie geübt, werben wir fie auch bewegen, 
auf ihren Knieen und in reuigem Schmerze denjenigen um Vergebung zu bitten, wel- 
chen ber heidnifche Krieger für den Sohn Gottes erklärte, während ihre Väter ihn an 
das Kreuz der Schmad; und bes Todes hefteten. 

Die Stimme Gottes fagt uns, daß die ganze Erbe einft die Herrſchaft Jeſu Chriſti 
anerkennen fol, daß vor allen bie Kinder Israels ihn fuchen werden in au und 
bitterer Reuez daß nur nad) ihrer Belehrung bie aller übrigen Völker werde vollendet 
werden; ja daß vornehmlich die Jsraelitiſchen Chriften jener allgemeinen- ng 
als Mufter und Werkzeug dienen follen. Welche bringenbere und heiligere Pflicht Haben 
wir alfo zu erfüllen, als die: das Evangelium in ihre Hänbe zu geben? benn atıd un 
fern Händen, von ben Nachkommen bekehrter Heiden, follen fie es erhalten 
(Ief. 61, 5. Röm. 11, 30. 31), Wie dürfen wir einer Pflicht uns entziehen wolle, 
die jo deutlich ausgeiprochen, fo wichtig, To er iſtz ja auf deren Erfüllung Gott einen 
befondern Gegen hat legen wollen? Erv digt die ſchrecklichſte Rache denen, bi 
jemals als Keinde Israels ſich beweifen werben, ſelbſt in ſolchen Zeiten, wo feine Kaqhe 
auf Jakobs Nachkommen laftet. Er erllärt, da er redet von feinem alten Wolle: „Er 
ar Juchen dem, ber ihm fluche;“ aber er erklaͤrt auch: „Er werde fegnen ben, ber 

egne. 

Haben aber wir Chriſten uns den Juden genähert, fo find auch fie wiederum und nähe 

ekommen. Sener Geiſt der Korfhung und jener Zufland von Bund, der einen gs 
en heil der Israeliten in Deutichland auszeichnet, macht fie empfänglicher, als fr 
nme für die Sprache der Wahrheit, und genelgter, fie aus unferm Munde 
zu vernehmen. . 2 

Fromme Ehriften in Deutfchland haben ſich bis jegt zu ihrer Betruͤbniß faſt dunp 
fchloffen gefehen von jenem Felde der Heibenbelehrung, wozu nur Seefahrende 
nen unmittelbaren Zugang haben, Mögen fie fich tröften, indem fie ihre Blicke auf jene 
Millioneri bes alten Volkes Gottes richten, bie unter ihnen ober in ihrer 
Nachbarſchaft wohnen. Und Feiner andern Nation ftehen fo wirkfame Hulfemittel % 
Gebote, um anjegt das Werk der Belehrung zu beginnen, als dem evangelijchen Dat 
lande, Ihm fcheint bie herrlichſte und heiligfte Ernte aufbewahrt zu fein, bir jeg 
feliger Betriebfamteit fi) dargeboten hat. So wollen wir uns denn reinigen von bei 


D 
‘ 
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Vorwurfe, ja von dem Verbrechen, daß diefe Millionen unter und oder an unfern Ze 


ren wohnen, ohne daß je ein Überlegter Verfuch gemacht worden ift, fie bem Kreuze pr 
zuführen, an weldyem ihre Väter den Meffias opferten. Diefes Feld ift ung eigen, und 
es verlangt nur Arbeiter. Nach der beflimmten Senntniß, die wir von biefer 
genheit haben, können wir nicht zweifeln, daß der Boden die Saat bes göttlichen 
tes mit Begierde aufnebmen werde. Die Nachrichten aus dem alten Polen find end 
fheidend in dieſer Hinfiht. Die Suben fcheinen überzeugt, daß eine wichtige Verun 
berung in ihrem Dafein ſich vorbereite, und geneigt, dazu die Hände zu bieten. 
Außer bem frühern Gallenbergifchen Inftitut in Halle, giebt eine Geſellſchaft, die fat 
einigen Jahren in London für diefen Zweck fich gebildet hat, uns ein Beiſpiel zur 
ahmung. Achtungswerth durch Zahl und Eigenſchaften ihrer Mitglieder und von aw 
fehnlichen Gelbbeiträgen unterftügt, ermuntert fie uns zu brüberlicher und chriſtliche 


Nacheiferung. Nach ihrem Vorbilde haben zahlreiche Gefellfchaften durch ganz Bro 


brittanien ſich gebildet, und in den vereinigten Staaten von Nordamerika, im Könlp 
reiche der Niederlande, felbft in Calkutta ift man dem Beiſpiele gefolgt. Ja, mit 
Freude haben wir erfahren, daß fchon in Frankfurt a. M. eine ähnliche —— 
ſich gebildet hat. Möge denn dieſe Freude nicht unfruchtbar fein für uns und für ie 
Ehre unfers Herrn. Die Stimme der Denfchen zuft uns zu biefer Arbeit und fie 
mächtig in ihrem Rufe; denn diesmal ift fie der MWiederhall der Stimme Gottes, 

Die Blindheit, womit Jsrael gefchlagen ift, dauert freilich noch fort, damit Gott) 
Weiffagung erfüllt werde; allein durch feine unendliche Barmherzigkeit koͤnnen wir 
Theil die Werkzeuge werden zu ihrer Befreiung aus diefem jammervollen und mi 


würdigen Zuſtande, damit fie verföhnet werden mit ihrem Schöpfer und theilhaftig de | 


Erlöfung durch das Blut Jeſu Chriſti. 

So wollen wir denn eilen, ftatt einer Religion, bie, wie fie jest gelehrt wirb, weht 
zur wahren Liebe Gottes noch zur wahren Tugend führt, ihnen diejenige zu v 
die allein dem gefallenen zur Wiebererlangung bes Helles aus eigener Kraft unfsy 
Menfchen bie Pforte des Himmelreichs dffnet, bie mit dem tiefen Verderben unferm 
Ratur und zugleich die Nothwenbigkeit der Erlöfung fühlen und begreifen laͤßtz bie nnd 
leitet im Städ, ftügt und teöftet im Unglüd, die uns ben. Schöpfer und bie Menſches 
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11. Die Sekretaire haben Protololle über die Verhandlungen jeber orbentlichen ober 
cdußerordentlichen Sitzung bed Komite oder der ganzen Geſellſchaft zu führen. 

12. Wenn eine Stelle im Komits erlebigt wird, wählt das Komits einen Nachfolger, 
und zwar ber Direktoren, Schagmeifter und Sekretaire aus den Mitgliebern ber Geſell⸗ 
haft; bes Präfidenten aber und der Vicepräfibenten aus ben Mitgliedern bed Komite, 
durch Mehrheit der Stimmen, bei deren Gleichheit der Praͤſident entfcheipet. . 

18. Es verfteht ſich, daß alle Mitglieber des Komite ihre Geſchäfte unentgelblich ver 
—* und fo wie das Komité mit billiger Ruͤckſicht auf ihre Verhaͤltniſſe ſolche 
vertheilt. ., 5, 

14. Alle Jahre wird in der Regel eine allgemeine Verſammlung ber Geſellſchaft ſtatt 
haben, in welcher Bericht über die Wirkfamkeit und Kortfchritte ertheilt wirdz weicher 
‚Bericht nachher, nebft der bargelegten Rechnung der Einnahme und Ausgabe, gebrudt 
und den Mitgliedern und Wohlthätern zugefchitt wird, . 

15. Jedes Mitglied hat dad Recht, dem Komité Vorſchläge und Anträge zu machen, 
welche eö berathen und den Beſchluß bem Vorfchlagenden mittheilen wird. 

Berlin, den 1. Febr. 1822. 

v. Witzleben, Theremin, Nicolovius, Rofe, v. Meyern, Anton Graf 
Stollberg: Wernigerode, Ancillon, Bekendorf, Bormann, Brunne 
mann, Eouard, Marheinicke, Nikolai, Ritfhl, Rofenftiel, Schmalz, 
Schulze, Ziehe, Dietrid, Focke, Aholud, Haad, Brofe, Elsner. 


8, 
u Comit6é on 
ber Gefellfchaft zur Beförderung des Chriſtenthums unter den Juden: 


— Praͤſident. 

Herr von Witzleben, Generalmajor und General⸗Adjutant, Direktor bes 3. Depan 
tements im Kriegaminifterio, hinterm Gießhaufe Nr. 2. 

auch nice peäfibenten. j J 

Herr Nicolovius, wirklicher Geheimer Ober⸗Regierungsrath, Leipzi Rr. di. 

Hear Theremin, Hofprebiger, Behrenftraße Nr. 69. igerſtrahe | 

I Anweſende Ehrenmitglieder. 

ger von Meyern, Großh. Babenfcher Charge d’affaire, 

Sir George Rofe, Großbrittanifher Geſandte. 

Hear Sraf Anton Stollberg: Wernigerobe. 

Direktoren. 

Herr Ancillon, wirklicher Geheimer Legationsrath, Werderſche Markt Nr. 4. Kar 
Beckendorf, Geheimer Ober: Regierungsrath, Behrenftraße Nr. 69. Herr Bor 
mann, %eutenant, Aleranderftraße Nr. 61. Herr Brunnemann, Prebiger, 
Fa: Geiſt⸗Kirchhof Nr.d. Herr Couard, Prediger, Landsberger Straße Nr. 

err Marheinide, Pr. und Profeffor, Zaubenftraße Nr. 3. Herr Nicolai, 
Konfiftorialrath, Kloſterſtraße Nr. 64. Herr Ritfchl, Konſiſtorialrath, Biſch 
ftraße Nr. 5. Herr Rofenftiel, Geheimer Ober-Finanzrath, Leipzigerftraße Nr. 4 
Herr Schmalz, Geheimer Juſtizrath, Georgenftraße Nr. 17. Herr Schulz;, 
Prediger, Neue Schönhauferftraße Nr. 29. Herr Biehe, Barnifonprebiger, Koms 
manbdantenftraße Nr. 3, 
Sekretaire. 


Herr Dietrich, Stadtrath, Schleuſe Nr. 6. Herr Focke, Juſtizrath, Jeruſalemes 
firaße Nr. 1. ' Herr Tholud, Profeſſor, Lesteftraße Nr. 56. % ı 
Bibliothekar. 
Herr Haack, Kaufmann, Spandauerſtraße Nr. 11. 
Schatzmeiſter. 
Herr Broſe, Banquier, Kloſterſtraße Nr. 87. | 
Vice⸗Schatzmeiſter. 
Herr Elsner, Kaufmann, Spandauerſtraße Nr. 40. 
Sämmtliche obengenannte Mitglieder des Komité der Geſellſchaft zur Beförderung 
bes Chriſtenthums unter ben Juden und befonders die Schagmeifter der Geſellſchaſt, 
nehmen Beiträge für den Zweck berfelben an, welche von außerhatb kommend unter. bem 
RKubro: „Geſeilſchaft zur Wefdrberung bes Chriſtenthums unter den Juden“ erbeten | 
werden. Außerhalb Berlin werben fid) nachgenannte Perfonen mit Annahme von Bei⸗ 
—e— —8 Herr Apotekbefiger Bolle. In Altona, Herr Kaufmanı . 
> Su Angermünde, Herr Apothekbeſiger Bolle In ona, Herr Kau 
3 6, Bahre. Sn Arn swalde, Herr Uhrmacher Marth. In Barth bei Strals . 
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fund, Herr v. Mevius, In Bachmann bei Memel, Herr Infpeltor Rhenius. 
In Bunzlau, Her Dberiehter und Prediger Henning. In Breslau, Herr Kauf: 
mann Stard, In Brentenhofswalde, Herr W. Lange. In Kottbus, Her 
Aucfabritant Zeidler jun. In Danzig Herr Dr. Med. Reinide. ISnDargun, 
Dar Brofemann. In Eisleben, Fräulein v. Polenz. In Freyſtadt in 
Schlefien, Herr Galzinfpettor Slauffen. In Goͤrlitz, Herr Polizeifekretair 
Schneider. In Grimma, Herr Amtd-Steuer-Einnehmer KüllErus. In Glass 
bagen, Herr Lehrer Drews. In Goldberg in Schlefien, Herr Leberhändler Hüb: 
ner. In Glogau, Herr Paftor Köhler. Sn Glindenberg bei Wolmirktäbt, 
Herr Prediger Müller. In Heubuden bei Marienburg, Herr David Epp, Lehrer 
der Mennonitens&emeinde. In Hirfhberg in Schlefien, Here Senator Hilimer, 
In Königsberg in Preußen, Herr Prediger Ebel, In Liegnig, Herr Diakon 
Anforge. In Magdeburg, Herr Ferd. Silldorf. In Maͤrkiſch-Fried⸗ 
Land, Herr Oberprebiger Cauſſe. In Neidenburg in Preußen, Herr Dettinger. 
In Neubresden bei Sonnenburg, Herr Lehrer Jahr. In Neufalz a. D., Herr 
Geheimerath Hillmer. In Neuwied, Herr Kaufmann Keetmann. In (Margs 
rabomwa) Oletzko in Litthauen, Herr Kreis⸗Juſtiz Amtmann Horn. In Orlofr 
erfeid, Herr D. Bergtholdt. In Pofen, Herr Juwelier Ahlgreen. In Sei⸗ 
denberg, Herr Magifter Kley. In Soldin, Herr Maurermeifter Liebenow. In 
Stettin, Herr Stabtrath Ledour. In Stralfund, Herr Paſtor Koh, Herr 
Kaufmann Franck. In Wernigerode, Herr Paflor Seegemund. In Wefel, 
Herr Kaufmann Hövel, (©. ©. 1823. ©. 117.) Bu , . 

b) Allerh. K. O. v. 26. Febr. 1822, die bemilligte Portofreiheit für die 
Geſellſchaft zur Beförderung des Chriftentbums unter den Juden betr. 

Sc habe auf das Geſuch v. 21. d. M. der Gefellfchaft zur Verbreitung des Chriften: 
thums unter den Juden für die Korrefpondenz derfelben die erbetene Portofreiheit bes 
willigt, und den Präfidenten des General-Poft:Amts, Geh. Staatsrath Nagler, da- 
nach angewiefen. 

Berlin, ben 26. Zebr. 1822, 
Kriedrih Wilhelm. 
An den Eomite der Gefellichaft zur Beförderung bes Chriſtenthums unter ben Juden. 
(&. S. 1823. ©. 125.) i 

c) Allerh. Beltätigung der für die Zochtergefelifchaften zur Beförderung 
des Chriſtenthums unter den Juden gegebenen Beflimmungen; und die bes 
willigte Portofreiheit betr. v. 11. April 1823. 

x will die von der Gefellihaft zur Befoͤrderung des Chriſtenthums unter den Ju⸗ 
den mit ber Vorftellung v. 2. d. M. eingereichten, für die Zochtergefellfchaften, welche 
ſich ihr anfchließen, entworfenen Beftimmungen hiemit beftätigen, und habe bie erbetene 
Portofreiheit auch für biefe Tochtergefellfchaften bewilligt, und demgemäß den Gene: 
ral:Poftmeifter Nagler angewiefen. 

Berlin, den 11. April 1823. 
Friedrich Wilhelm. 
Beftimmungen 


über das Verhältniß ber Berlinifchen Gefellihaft zur Beförderung bes Chriftenthume 
unter den Zuben zu ihren Zochtergefelfchaften. 
8.1. Das Verhältnig der Hauptgefellfchaft zu den Tochtergefellfchaften zur Befoͤr⸗ 
derung des Chriſtenthums unter den Juden beruht 
auf gemeinfames georbneted Zuſammenwirken der ganzen Gefellfchaft, und auf Er⸗ 
haltung des reinen durch die Statuten ausgefprodyenen hriftlichen Sinnes in ber 
Sefammtthätigkeit; ferner 
auf Einheit in den Unternehmungen ber einzelnen Gefellfchaften untereinander, 
und auf Uebereinſtimmung in den Formen und Mitteln zur Erreichung des Einen 
großen Zwecks, ben fie ſich vorgelegt haben, 
und gewährt endlich einen Weberblid der Thätigkeit und Wirkſamkeit aller Ge: 
ellſchaften. 
& N Er Geſellſchaft, welche für den Zweck, den die Hauptgefellihaft hat, fich bil: 
bet, und fich dem angegebenen Verbältniß gemäß an biefelbe anſchließt, wird von ihr als 
Zochhtergefeltfhaft durch ſchriftliche Erklärung anerkannt, und macht fich zu fol: 
genden Bebingungen verbindlid: 
a) ihre Statuten der Hauptgefellfhaft zur Prüfung und Genehmigung vorzulegen, und 
die Namen der Mitglieder des Ausfchuffes anzuzeigen ; 
b) diejenigen Mittel, welche fie anwenden will, orher der Hauptarkliihait annıar= 
ben, und über ihren Werth das Gutachten derfelben zu erwarten, MR: Rahlürr 
ZU .VIIL 84.3. Die Berhältniffe der Juden. 8 
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Miffionarien, Verbreitung von Schriften, ober andere bisher noch unbelans 

Huͤlfsmittel zur Erreichung bes gemuinfamen Zweckes; 

e) ſich allen Anordnungen und Maßregein zu unterziehen, welche bie ——* 
noch ind Künftige zu beſchließen für zweckmäßig evachten moͤchte, mit R ta 
Dertlichkeit, Zeit und Umſtände. 

8. 8. Jede ſich in anderen Formen verbindende Geſellſchaft, als bie unfrigen, find, ab 
zu demfelben Zweck, äft Schweftergefellfchaft, deren Wirken die — € 
freuliche Sheitnahme widmen wird: jedoch find fie mir duch gefaͤllige Benachrichtign 
‚gen, und beliebige Mittheilungen fich gegenfeitig zugethan, ohne weitere Verbindlichtei 

5.4. Jebde Lochtergefellfchaft nimmt an den Rechten, Privilegien und Wohlthaten h 
Hauptgeſellſchaft Theil, als: Portofreiteit, Fuͤhrung eines eigenen Siegels m. ſ. w 
auch davf fie im Rothfall Unterftügmg, Vertretung und jeben Bortheil, ‚weichen ein 
Gemeinſchaft gewährt, von berfelben gewärtigen. 

:$. 5, ‚Um endlich einen genauen Weberblict der Thätigkeit und Wirkſamkeit der ganze 
Geſellſchaft zu erhalten, fo werden die einzelnen Tochtergeſellſchaften jährlich einen Be 
richt über ihre Unternehmungen und Über ihran bamaligen Buftand der Hauptgeſellſchaß 
einreichen. Diefer Bericht muß enthalten: 

41) eine Angabe der Zahl der Mitglieder ber Zochtergefellfchaft mit namentlicher up 

‚führung der Mitglieder ihres Ausfchufles 5 

2) eine Darftellung Ihrer Thätigkeit in dem verfloffenen Sahres 

3) eine Berechnumg der Einnahme und Ausgabe, mit einer Nachweiſung ‘bes ‚gegen 
wärtigen Kaffenbeftandes ; ' 

4) eine Angabe bes Vorraths von Schräften,. welche zur: Vertheilung vorhanden find. 

Diefe Jahresberichte müffen gegen Ende des Dec. eines jeben Jahres singehen. 

Berlin, den 5. Zebr. 1823, 
Das Komite der Geſellſchaft zur Beförderung des Chriſtenthums unter ben Juden. 
(8. ©. 1823. ©. 125. 

d) R. der K. Min. der G., U. und Med. Ang., fo wie des J. (v. U 
tenftein, v. Schudmann) v. 17. Mai 1827 an die K. Rez.:gu Mänfır. 
Vebertrittider Inden zum -Ehriftenthume. 

Die unterzeichneten Min. eröffnen ber K. Reg. auf Ihren die Indentaufen betr. Be 
richt v. 3. März d. 3., daß die Verf. v. 25. Sept. 1810 nach'dem Inhalte der Allech 
K. O. v. 12. Sept. v. J.) allerdings für aufgehoben zu erachten ift, da bie Abſicht 
Sr. Maj. des Koͤnigs dahin gehet, den Juden durch Rüdiichten, welche aus ihren bür 
gerlihen Verhältniſſen hergenommen find, den Uebertritt zur chriſtlichen Kirche in Folge 
befferer religiöfer Weberzeugung nicht zu erfchweren. Dagegen bleibt die-Berpflidtung 
des die Taufe verrichtenden Geiftlihen, durch gründlichen Unterricht dafür zu forgen, 
daß der u taufende Jude hinreichende Kenntniß der Lehren -ber chriitlichen Meligion @ 
langt habe, wie’ dies in der Cirk. Verf. v. 7. Dec. 1819 sub 1—4 angeordnet ift”) fie 
ben. Durd) bie Befolgung dieferVorfchrift wird mit Vermeidung jedes. Gewifſenszwar 
ges am zweckmäßigſten auf Vermeidung von Mißbräuchen hingewirkt werben. 

(Ann. X1. Nr. 53.) 

BB. Beränderung der Familiennamen beim Webertritt. 

In Betreff der Annahme oder Veränderung der Familiennamen bei dem 
Uebertritte zum Chriftenthum beflimmte | | 

aa) die K. O. v. 13. Mai 1822, mitgetheilt duch R. des Min. d. Jas. 
v. 24. Mai 1822. und Publ. der K. Reg. zu Stralfund v. 7. Juni 18%, 
daß daB ‚gedachte Min. die von den zum Chriſtenthume -Übertretenden Ju⸗ 
den bei der Taufe anzunehmenden Familien-Namen beftätigen dürfe, es allo 
nicht, wie die K. O. v. 15. April 18223) es in Betreff von Namensveri® 
derungen überhaupt. gorſchrieb, hierbei der K. Beſtätigung bedürfe. 

nn. + + 7 ‘ 

bb) R. des K. Min. bed Ian. (Köhler) v. 11. Mär, 1825 andas $ 
Pol.sPrafivium zu Berlin. ‚Annahme anderer Familien⸗Namen der zum 
Chriſtenthume übertretenden Juden. | 

Dem K. Pol. Präfidio wird auf den Bericht v. 17. v. M. ‚eröffnet, daß dem and 


— 


1) Beide Beftimmungen find nichb öffentlich. befannt gemacht. 
Auch dieſe Verf. nicht gedruckt erſchienen. gemach 
Siche oben bei den polizeilichen Verhaͤltniſſen. 
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Breelau gebürtisen Jaraeliten R. R. zwar undedenklich geſtattet werden dann, dei Ges 

ge bed von ikm beuziiktigien Uebertritts zum Ghriftentbume einen andern Fa⸗ 
milien⸗Ramen anzunet men, dazu jedech ein ſelcher gewahlt werder muß, welcher nit 
hberrits — wie dies bei dem Nomen „Miller und ähnlichen der Fell it — ven gar vie⸗ 
len Familien geführt wird; mas fchen au fi ais ein Uedelſtand anzuiehen iſt. 

ann. IX. S 107.) . _ 

‚CC. If die Bedingung in Verträgen eber Teflamenten, daß ein Jude 
nicht zum Chriftentbume übertreten dürfe, von Gültigkeit? 

1) Diele Frage war fkon vor Premulgation des A. 2. R. fehr flreitig 1) 
und das Geh. Ob. Trib. eractete in einem Erk. v. 28. Sept. 1807, wo 
ber zur Entfcheitung fommende Kal aus einem vor Erlaß des L. R. errich⸗ 
teten Teſtamente (com Jahre 1774) originirte, diefe in demſelben enthal: 
teme Bedingung für gültig?). 

‚2, Mein fon die 8.D. v. 4. Nov. 1786°) entichieb, daß die in letzt⸗ 
willigen Berortnungen mit Zumendung einer Erbicbaft, eines Vermächtniſſes 
oder eines andern Bortheild verbundene Bedingung, bei der jüdiſchen Reli⸗ 
—* zubeharten, oder nicht zuı chriſtlichen Religion uͤberzugehen, für nicht ges 

chrieben ober unverbindlich zu erachıen. 

3) Die Vorarbeiten zum A. 2. R. enthalten hierüber Folgendes: 

Anfänglich wollte man folgende Beſtimmungen in das neue Gefegbuc; aufnchmen: 

Sewiflensfreiheit kann durch keinen Vertrag eingefchränkt werden, und find baber 

alle dahin abzwediende Verträge, mit Inbegriff ber Verabredungen über Beränberung 

ober Beibehaltung einer Religion durchaus nichtig. " 
Sn dex Folge glaube man biefe Beftimmung dahin modificiren zu muͤſſen, 

daß, wenn die Aenderung ober Beibehaltung eines Reliniond-Belenntniffes zur Be⸗ 

bingung eines bagegen vertragsmäßig eingeräumten Vortheils gemacht worden, ohne 

Erfüllung biefee Bedingung aus dem Bertrage nicht geklagt werden Eönne. 

Man räumte alfo der cunditio de ınutanda vel non mutunda religione allerdings 
eine gewiffe Bültigkeit ein. Nun aber griff Suarez die Sache wieder auf, und du= 
Serte ſich folgendermaßen darüber: 

Es ift von allen Seiten ber zugegebener Satz, daß Gewiſſensfreiheit burch keine Ber: 

träge eingefchränft werden könne. Daraus folgt unmittelbar, daß ſich Niemand durch 

Verträge zur Annehmung oder Beibehaltung einer Religion verpflichten koͤnne. Oben 

im Zitel von Willenserklärungen ift der Grundfag angenommen: Alles, wozu ſich 

Jemand nady den G. nicht verpflichten barf, kann einer Willenserklärung als Bedin⸗ 

aung nicht beigefügt werden. Iſt diefer Sag richtig, fo folgt weiter, daß die conditio 

de retinenda, eben fo wie die.de mutanda religiune pro impossibili zu achten fei. 

Db eine ſolche conditio impussibilis die Willenserklärung vitiire, oder ob fie pro 

non adjecta geachtet werde, tft oben im Generaltitel zur näheren Beltimmung, nad 

den verfchiedenen Arten der Willenserkiärungen ausgefest. Nach bisheriger Theorie 
macht conditio impossibilis den Kontrakt, welchem fie beigefügt worben, null; in 
ultimis voluntatibus wird fie pro non adjecta erachtet... . . . Nach vorftehender 

Theorie ift die conditio de mutanda und die de retinendareligione, immpossililia ; 

fie vitiirt alfo den Kontrakt. Daraus folgt, daß nicht nur . . . ohne Erfüllung der 

Kondition nicht geklagt werden koͤnnez fonbern überhaupt, daß aus einem folcdhen 

Kontrakt gar nicht, auch nicht, wenn die Bedingung erfüllt worden, geklagt werben 

Zönne. Es folat ferner, daß, wenn ber Kontratt ob impossibilitatem conditionis 

null ift, derjenige, der etwas baraus gezahlt ober geleiftet hat, folches ... cuncditione 

sine causa, ob turpem causam repetiren könne. Und diefe Theorie harmonirt voll: 
kommen mit dem allgemeinen Grundſatz, daß Niemanden Motive gegeben werben fols 

Ien, in einer fo wichtigen Sache, als die Religion fl, gegen feine Ueberzeugung zu 

banbeln, id est zu heucheln. Denn kann ein foldyer Kontrakt gar feinen efllertus pros 

buciren, fo wird ſich auch Niemand burd) angebotene Vortheile verleiten Laffen, eine 

Religion gegen feine Ueberzeugung anzunehmen oder beizubehalten, weil er weiß, daß 

ex zum Genuß biefer Vorteile doch nicht gelangen, und im Befig derfelben niemals 

ficher fein kann. ' 








1), Hymmens Beiträge Bo. V. S. 1444. | 

2) Diefer Rechtsfall ift mit den vollffändigen Erk. in Mathis Monatsfhrift Bd. 4. 
© 237—297 und Bd. 5. ©. 137—148 abgetrudt. 

») N.C, C. Tum. VII. ©. 197. Rabe Bd, 1. Abth. 7. ©. 530. 
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bern derſelben zur chriftlichen Religion, ihn. beffenohngeachtet vom Fideikommiß ausfchlie 
fen wollten, biefe ihre Entfcheidung offenbar den angeführten fandesgefegen zuwiderlau 
fen, mithin null und nichtig und ohne rehtögüttige Wirkung für den von ihnen Ausge 
fhloffenen fein würde. j 
Der einzige Zweifel dagegen Fönnre 

4) nur darin gefucht und gefunden werben, daß das Teftament des verftorbenen ... 
worauf fich die jest in Frage kommende Befugniß der Fibuciarien gründet, ſchon ben 
233 Okt. 1774 errichtet fit. on 

Meines Erachtens wird nun zwar derfelbe dadurch, daß dem oben angeführten zufolge 
jest erft eine Entſcheidung erfolgen fol und eben deshalb nur nach den Lanbesgefegen ers 
folgen Tann, hinlänglich widerlegt. Allein die Intereffenten Können ihn auf feinem 
Werthe ober Unmwerthe beruhen Lafien, ohne deshalb für ihre Gerechtfame etwas fürds 
ten zu bürfenz denn in den gemeinen, zur Zeit des errichteten Teſtaments, beſtandenen 
Rechten ift die Krane, u 

ob ein Teſtator befugt fei, den Abfall von der väterlichen Religion an einen Verfuf 

zeitlicher Güter zu Inüpfen, . 
durch fein G. beftimmt entfchieden, fonbern nur bie Rechtslehrer ftreiten barlider, vor 
welchen einige die bejahende, andere die verneinenbe Meinung behaupten. Bei einem in 
biefer Beziehung entitehenden Rechtsſtreite würde man alfo zum Behuf der Entfheibung 
deffelben immer auf die Vorſchrift des $. 9. des Publ. Pat. v. 5. Febr. 1794 zurück 
men müffen, nach welcher, W 

wenn die auf den ſtreitigen Fall anzuwendenden G. dunkel und zweifelhaft find, bes 

jeniaen Meinung der Vorzug gegeben werden foll, welche mit ben Vorfchriften dei & 

R. Üübereinftimmt: V 
und es würde alſo darnach die Entſcheidung zum Vortheil der zur chriſtlichen Religion 
uͤbergetretenen Fideikommiß⸗Intereſſenten keinen Augenblick zweifelhaft fein kdnnen. 

Eben aus dieſem Mangel einer geſetzlichen Beſtimmung ber gemeinen Rechte rührte ed 
ber, daß der Prozeß der Gefchwifter . . wider die Gebrüber . . . beffen ber . ... inf 
nem Promemoria erwähnt, im Jahre 1786 in ber Reviſionsinſtanz, hit Aufhebung der 
beiden, bie erſteren begünftigenden Erf. des Kammergerichts, vom Ob. Trib. zumißer 
theil ber Testeren entfchieben wurde. Eben fo wenig haben 


5) bie Sieitommiß-Sntereffenten von ber in dem Promemoria des . . . angeführten 

K. O. 0.20. Dit. 1786, theils in.Hinficht auf die Dispofition des $. 2. des angeflde 

ten Yubl.:Pat., theils um deshalb zu fürchten, weil bie, bie erfte erläuternbe und n» 

her beftimmende Allerh. K. O. v. 4. Eept. d. 3. ausdrücklich feftfegt: 
daß bon nun an in allen von Erblaffern jübifcher Nation künftig zu errichtenben, ſo 
wie in den noch nicht publigirten Teſtamenten und andern lestroflligen Dispofitione, 
bie mit Zuwendung einer Erbſchaft, eines Vermächtniffes oder andern Vortheils vw 
biindene Bedingung, wenn der Erbe ober Legatarius bei der jüdifchen Religion be 
harren, oder wenn er zur chriftlichen Religion nicht übergehen würde, für ger 
ſchehen und unverbindlich geachtet, mithin dergleichen Erbfchaft oder Legat demjen⸗ 
gen, weldem fie zugebacht worden, ohne daß derſelbe an biefe Bedingungen gebunbes 
fet, verabfolgt und gelaffen werden Tolle, 

et Pi wenigften Tann benfelben aber endlich, wie der... . in feinem Promemoria be 
rchtet, 

6) ein Vortheil daraus erwachſen, daß nach dem Inhalte des Teſtamentes 

alle Streitigkeiten zwiſchen den Fiduciarien, welche die Auslegung und 
beffelben, das Fideikommiß und überhaupt den Nachlaß betreffen, fchlechterbings nik 
vor Gericht gebracht werden dürfen, ſondern lebiglih nadı Mehrheit ber Gtimmm 
ber Ziduciarien felbft mit Zuziehung eines Togenannten Schiedsrichter juͤdiſcher Ka 
tion abgemacht und entfchieben werden müffen. 

Denn wie groß auch immer die Macht bes Teftatoris in Uebertragung ber Befnz 
niß zur Auslegung feines legten Willens fein mag, niemals kann fie fich dahin erftreden, 
eine Beftimmung ober eine Enticheidung berfelben,. welche dem Elaren Wuchftaben bei 
G. zumwiberläuft, dergeftalt gültig machen, daß davon Fein Rekurs an die vorgefehte ge 
richtl. Behörde flattfinde. Was endlich die erwähnten Schiedsrichter jäüdifcher Nation 
betrifft, weiche dabei zugezogen werden follen, fo würbe ber Ausfpruch derfelben, in ft: 
fern er gegen ein klar entfcheidendes Landesgeſetz gerichtet wäre, nach näherer Beftims 
mung der ©. D., im $. 172. des 2. Zit. 1. Thls. geradezu nichtig fein, und den andges 
ſchloſſenen Fideikommiß⸗Intereſſenten ftünde zufolge des. $. 174 frei, ſich nach eröffneten 
Ausſpruche fofort an den ordentlichen Richter zu wenden. 

Aus diefen Gründen ftelle ich demnach Ew. K. Maj. anheim, ob ber . . . auf fein Ge⸗ 
ſuch dahin zu beicheiden fein dürfte: 
daß, da der in Frage friende Fall in ben G. kum Vortheil feiner Konftituenten be 
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DD. Sb deriebertritt eined jüdifchen Ehegatten zur chriftlichen Religiet 
einen Eheſcheidungsgrund abgebe, darüber vergl. Th. II. Abth. IL Al 
fchn. I. Kap. I. sub I. 


EE. Einfluß des Uebertritts zum Chriftentbum auf bi 
Privat: Rechts: Verhältniffe des Konvertiten. 

Aus dem allgemeinen Sage, daß der Zube durch feinen Uebertritt zu 
Chriftenthume in ſtaats⸗ und privatrechtlicher Beziehung volltommen gleid 
Rechte mit den chriftlichen Staatdeinmohnern erlangt, wurde 

1) der nachfolgende Rechtsſatz gerechtfertiget, der durch die drei gleich 
lautenden Erfenntniffe des Stadtgerichts zu Marienmerder v. 18. Aprl 
1826, des erſten Senats des DO. 8, Ger. zu Marienwerder v. 23. De 
1826 und des Geh. Ob. Trib. v. 28. Nov. 1827 audgefprochen wurde: 
Wenn jüdifche Eheleute, welche nach den für fie geltenden jüdifchen Ritual, 
gefeßen, mithin nicht in Gütergemeinfchaft lebten, zur Zeit ihres Webertrill 
zum Chriftenthume, an einem Orte wohnen, wo die Gütergemeinfchaft für 
chriſtliche Eheleute ihres Standes gilt; fo wird durch diefen Uebertritt Ge 
meinfchaft der Güter unter ihnen eingeführt. 

(Simon u. v. Strampff Rechtsſpruͤche Bd. 2. &.283— 289.) 


2) Das Suftizmin. hat diefelbe Anficht in dem R. v. 3. Ian. 1810 
entwidelt. 

riedrich Wilhelm, König 2c. Unfern ꝛc. Auf die in Eurem Berichte v. 9. Dec, pr. 
aufgeftellten beiden Kragen, welche ſich auf einige aus dem Uebertritte von ber jübif 
zur hriftlichen Religion entftehende rechtliche Folgen beziehen, ertheilen Wir Euch hier 
mit den Beicheid: 

1) Was zuerft die auf eheliche Gütergemeinfchaft fich beziehende große betrifft, fo ik 
allerdings in Beziehung auf die bei der Oinfereitung der Ehe entſtandenen Rechte ber 
Uebertritt jübifcher Eheleute zur chriftlichen Religion eben fo anzufehen, als ob biefelbm 
fich erft neuerdings an bem Orte ihres Aufenthalts als hriftliche Eheleute niebergelaffen 
hätten, weil das, was im $. 352. Zit. 1. Th. I. des X. L. R. von der Veränderung bei 
BR gefagt wird, mach $. 353 auch von der Veränderung des Gerichtöftande 
gelten foll. 

An vielen Orten wird durch bie Veränderung ber Religion wirklich auch ber Gerihtk 
fand verändert; aber wenn auch eine folche Veränderung bes perfönlichen Geri 
ſtandes nicht eintritt, ift doch mit diefer Veränderung gerade diejenige Werfchiebenbe 
ber Rechte verbunden, in deren Rüdficht die Veränderung des Gerichtsftandes von & 
gen iſt. Es muß daher das jüdifche Ehepaar bei der Religionsveränderung eben 

eobachten, was die Gefege bei der Veränderung bes Wohnfiges vorgefchrieben haben. 

2) Was die vor Annahme der chriftlichen Religion erlangte Großjährigkeit betrifft, f 
kann ein fchon vor dieſer Religionsveränderung erlangtes Recht durch dieſelbe nicht wie 
ber rligängig werben. Daher findet auf diefen Fall die Vorfchrift des $. 104 der Eix 
leitung zum X. &. R. feine Anwendung, denn die Großjährigkeit ift keine auf das Is 
benthum beſchränkte Eigenfchaft, und was einmal während des Judenthums erworbe 
worden, geht durch die Ablegung befjelben nicht verloren. Es bleibt alfo der, welde 
. während des Judenthums großjährig geworben ift, großjährig, wenn.er auch nad fi 

nem Uebergange zur dhriftlichen Religion ſich noch in einem Alter befindet, in welchem a 
wenn er in der chriftlichen Religion verharret wäre, noch minberjährig fein würbe, 

Hiernach habt Ihr das dortige Stadtgericht zu befcheiden. Sind ıc. 

(Suftigmin. At. A. 3300. Rev, Pens. 15. Rr. 1. Vol. 4. fol. 3.) 


IH, 
VBerhältniffe der jüdifhen Religionsgefellfhaft gegen 
ihre Mitglieder. 
A, Umfang bed gemeinfamen Kirchenverbandes. 


In der jüdifchen Kirche befteht Feine äußere allgemeine Bereinigung, fe 
ber Sanhebrin, die höchſte geiftliche und weltliche Behörde zu Serufale 
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Belderprefiungen benupt werbe, wie e8 in bem vorliegenden Falle zu geichehen ſcheint. 
Die K. Reg. hat daher die judifche Gemeinde zu N. zur Anzeige aufzufordern, e 
Eintrittsgeld bisher obſervanzmaͤßig oder einem bereits beſtehenden Gemeindebeſchlufſ 
gemäß gezahlt worden iſt, oder, wenn ein ſolches bisher nicht feſtgeſetzt geweſen, berfet: 
ben aufzugeben, durch einen zu faſſenden Beſchluß ein Eintrittsgeld au höherer Geneh— 
migung vorzufchlagen, wonädjft bie K. Reg. baffelbe mit Ruͤckſicht auf das ber juͤdiſchen 
Gemeinde gehörende, für den Kultus benuste Grund: und Kapitalvermögen zu prüfen 
und barüber unter gufachtlicher Aeußerung hieber zu berichten hat. 

Uebrigend wird die Judengemeinde, auch went ber 2c. N. nicht in die religidfe Ge 
meinbe eintreten follte, polizeilich anzubalten fein, den Leichen feiner Familie Grabftätten 
anzumeifen, und im Kalle er ober jemand aus feiner Familie zu heirathen beabfihtigt, 
das Aufgebot gegen Entrichtung angemeffener, nöthigenfalld von ber K. Reg. feſtiu⸗ 
ftelenden Gebubren zu vollziehen. Berlin, ben 25. Juni 1842. 

(8. M. BI, 1842, ©. 259.) 


d) K. O. v. 30. April 1837 mitgetheilt durch R. der Min. d. G, Un. 
M. Ang., fo wie des Inn. u. d. Pol., (v. Altenftein. v. Rochow.) v. 19 Il 
1837 an fämmtlihe K. Reg., ſowie abfchriftlich an das K. Poligelpeifi 
dium bierfelbft. Eidesleiftungen der Juden in ben Orts⸗Synagogen. 

Da Fälle vorgelommen find, daß die Zudenfchaften denjenigen ihrer ee 
noffen, welche nicht zu ihrer Geſellſchaft gehörten, die Ableiftung des Eides nad) 
ſchem Ritus in ihren Synagogen und die Afliftenz ihrer Kultusbeamten dabei nicht haben 
geftatten wollen, fo hat das Staatsminifterinm fich bewogen gefunden, deshalb and 
Königs Mai. zu berichten, worauf Allerhöchſtdieſelben die in der. extraktweiſe beigehen 
den 8. D. (Anl. a.) enthaltene Borfchrift zu ertheilen gnädigft geruht haben. Die 
Anordnung möge die 8. Reg. den Judenſchaften zur Rachachtung bekannt machen, ſe 
auch durch das Amtsblatt publigiren und auf deren Befolgung halten. 


ü. 
Extrakt. 
Auf den Bericht des Staatsminiſteriums v. 6. d. M., ſetze Ich nach dem Antiagt 
deſſelben feſt, daß die Judenſchaft jedes Orts ſchuldig fein ſoll, bei Eidesleiſtungen ihre 
Glaubensgenoffen, wenn fie auch nicht zue Synagoge des Orts gehöreh und zude 
Koften des Gottesdienſtes dafelbft nichts beitragen, den Gebrauch ihrer Syonagege ui 
bie Zuziehung ihrer Rabbiner und Gelehrten gegen eine billige, von ber Poli 
bed Orts feftzufegende Vergütung für das Lokal und gegen vorfchriftämäßige Anker 
neration ber Rabbiner 2c. unmeigerlich zu geftatten. 
Berlin, den 30. April 1837. 


An das Staatsminifterium. 
(Ann. XX. &, 673.) 
2) In Betreff des Privatgottesbienftes f. oben I. sub B. DD. 3, 
Ordnungen über Zorm und Keier ded Gottesdienſtes. 

1) Das A. ER. beſtimmt Th. H. Lit. 11. 88. 46—49.: 

$. 46. Wegen ber Außern Form und Keier des Gottesbienftes kann jede Kirchengeſel⸗ 
Tchaft dienliche Ordnungen einführen. 

F. 47. Dergleichen Anordnungen müffen jedoch dem Staate zur Prüfung, nah be 
6. 13 1) beftimmten Grundfage vorgelegt werben. 

8.48. Nach erfolater Genehmigung haben fie mit andern Polizeigefegen gleiche 
Kraft und Verbindlichkeit. 

8.49. Sie koͤnnen aber ohne Genehmigung des Staats nicht veraͤndert, noch wiche 
aufgehoben werben, 


2) Das vorftehende Beflimmungen audy maßgebend find bei Einfäh 
tung allgemeiner Synagogen: Ordnungen für jübifche Gemeinden, bel 
das R. der Min. d. G. U. u. M. Ana., des Inn. (v. Altenftein, v. Scho⸗ 
mann) v. 11. März 1822 an die K. Reg. zu Arnöberg. 

Der K. Reg. wird in Beſcheidung auf ben Bericht v. 28. Januar c. wegen Sihnriß 
zung einer allgemeinen Synagogen-Orbnung für bie israelitiſchen Gemeinden der Graf 
ſchaft Mark eröffnet, daß Sie fich lediglich darauf zu beſchraͤnken hat, benjenigen efnzel: 
nen iöraelitifchen Gemeinden, welche darauf angetragen werben, nachzulafien, innechalb 


Friedrich Wilhelm 





7 Daß nichts gegen Gott, Staat, gute Sitte darin enthalten. 
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was unmwürbige Mitglieder find. Ad priun liegen bie meiften Einwenbungen wohl üı 
einem Mißverftändniffe des Worts Kirchengefellfhaft. Das kann man füglid 
wohl nicht geftatten, daß irgend eine einzelne Kirchengefellfchaft berechtigt fein follt: 
eins ihrer Mitglieder bergeftalt auszufchließen, daß auch Feine andere Gefellichaft vo: 
ihrer Religionspartei ihn abmittiren bürfe. Wenn die Gemeinde des Kirchipield A 
einen ausfchließt, fo ann fie der Gemeinde bes Kirchſpiels B. nicht wehren, benfelber 
dennoch bei ſich zu admittiren. Aber ber einzelnen Kirchengemeinde kann man dies jua 
excludendi fo wenig ald anderen Gefellfchaften nehmen. Pon. ergo ftatt „Kirchen⸗ 
geſellſchaft“ Kirchengemeinde. 

Verſchiedene Monenten wollen die Ausuͤbung dieſes juris excludendi bloß dem Gtaate 
überlaffen. Dazu ift aber fein Grund. Genug, daß dem Excluso nad) $. 46 ber Ke= 
turs an den Staat offen flieht. Wenn immer beim Staat geflagt werben müßte, fx 
würde oft ein unnoͤthiges und ſchaͤdliches Auffehen entftehen. Was diejenigen Monen: 
ten betrifft, welche näbere Beltimmungen verlangen, was ein unwuͤrdiges Mitglied ſei 
fo koͤnnte man ihnen zu Gefallen wohl folgende Erklärung beifügen: Vid. d. U. 


Auf Grund diefer Bemerkungen wurden die 88. 54. 55 dahin gefaßt: 
(Auszug aus den Materialien zum A. L. R. Bd. 82. pag. 186.) j 
rar 54. ingeine Kirchengemeinden können unwürbige Mitglieder von ihrer Gemein 
aft aus en. 
$. 55. Dies gilt befonders von denjenigen, bie burch öffentliche Handlungen eine Ben 
achtung bed Gottesdienſtes und der Religionsgebräuche zu erkennen geben und andere in 
ihrer Andacht gefliffentlic, flören. 


Die gegenwärtige Faſſung der 68. 54. 55 aber erfolgte auf das folgende 
Monitum v. Srolmanns (IX. Bd. 83. pag. 157): 

$. 54. Was foll das heißen? Unmwürbige Mitglieder von’ ber Gemeinfchaft der Kir⸗ 
chengemeinde ausfchließen? Doc nicht ihnen die Kirchen zufchließen, fie herausweiſen 
ober fie vom Abendmahle abweifen. Iſt jemand ein unbefonnener Störer der Ruhe und 
Drdnung der Gemeinde, fo find dagegen andere Gefege, und der Staat ftraft ihn. vid. 
8.87. (Aufl. Min. Gen. X. B. 3848, 2. R. Nr. 23. fol, 41.) 


c) Eben fo ift analog das folgende Geſetz, welches fich auf eine gleich⸗ 
falls nur gebuldete Religionsgefelfchaft bezieht, von Wichtigkeit. 


R. v. 10. Zuni 1803. Es ift ein Vergehen gegen die beſtehende Staat 
verfaffung, wenn eine Mennoniten Gcmeinde ihre fich dem Kanten unter 
werfenden Glaubensgenoſſen aus ihrer Kirchengefellfchaft ausfchließt. 

Nach einer dem Großkanzler von bem General⸗Direktorio zugelommenen Anzeige hatt 
Ihr ein Bedenken barüber :: 

ob, wenn eine Dtennoniten-Gemeinde ihre Glaubendgenoffen, die fich bem Kanton un 
terwerfen, aus ihrer Kirchengeſellſchaft auszufchließen ſich anmaßet, dies als ein Berge 
ben gegen die beftehbende Staatsverfaffung angefehen und beftraft werben Fönne? 
Tann indeſſen die affirmative Beantwortung und Entfheidung deflelben nicht zweifelhaft 
fein, da in einer folchen Ausfchließung offenbar die Abficht liegt, den lanbeöherrlichen Ver⸗ 
orbnungen geradezu entgegen zu arbeiten und folche in Abftcht aller Glaubensgenoſſen 
unanwendbar zu madhen. Es werben durch eine foldye Handlung allerdings die Anorbe 
nungen bes Staates gehäffig gemacht; die Bürger des Staates zur Wiberfeglichkeit 
dagegen veranlaßt und zu Sißbergnügen, Unzufriedenheit und Auswanderung verleite. 
Das X. 8. R. beftraft im $. 151. Zit. 20. Thl. II. ſchon den mündlichen und fchriftlichen 
frechen unehrerbietigen Tadel oder Verfpottung der Landesgefege und Anorbnungen IM 
Staate und die Erregung des Mißvergnügens und der Unzufriebenheit der Buͤrget, 
welche ſich einzelne Unterthanen zu Schulden kommen laffen, und es Tann alfo wohl um 
fo weniger Bebenten haben, das thätlihe Verfahren ber Mennoniten: Gemeinde ober 
ihrer Borfteher, wodurch fogar eine offenbare Widerfehlichkeit gegen die Anorbnung bei 
Staats beabfichtigt wird, ftrafbar zu halten. Die Strafe wird vielmehr dadurch vers 
größert, daß ſich eine ganze Religionsgeſellſchaft zu einem ſolchen Vergehen verbindet. 

Die Religion ann nie zur Entfhuldigung eines Vergehen gegen die allgemeinen An⸗ 
orbnungen des Staates gereihen. Sobald bad Gewiflen einzelner Mitglieder der Bells 
gionsgeſellſchaft die Befolgung ber legten zuläßt, darf die Gefellihaft ihren Gehorſam 
nicht ahnden. (N. X. Bd. 4. ©, 148. Rabe Bd. 7. ©. 471.) 


Man vergleiche über die Entftehungdgefchichte und Anwendbarkeit biefet 
R. das Erk. des Cr, Senats des Kammergerichtd v. 24. Ian. 1818, in 
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„Herr D. Be Der... hat durchaus nicht zur Bemeinde Tommen zoallen, & 
„haben ſämmtliche Mitglieder beſchloſſen, daß der 26.D.......b gegenwärtig, da 
„Reihe an ihn hält, Vorfteher zu fein, nunmehr nicht eher Borfte er werben Sann, 
„bis einftmal Herr B....n Vorſteher ift, alsdann koͤmmt wieder die Reihe an ihn, 
„und kann alsdann nad) dem ältern Beſchluß wieder Vorfteher werden.“ 


W....n, am 28. Sept. 1818. 
Unterfärift von 9 Mitgliedern, 
vermerkt und unterfchrieben. 

Außer biefem aber wurde auch dem Schächter unterfagt, ihm Eaufcher Fleiſch zu ver 
faufen und für ihn zu ſchaͤchten. , 

Auf die ‚desfallfige Beichwerbe bed 20. Drsc.....d bei dem dortigen Polizei⸗BDuͤrger⸗ 
meifter wurbe jebod) af des Legtern Befehl die Verordnung an den Schächter wieder 
aufgehoben. Es beſchwerte ſich nun aber der 1c. D........D zuvorderſt bei der K. Me 
über das Verfahren der Gemeinde, wurde aber von jener mittelft Verf. v. 29. Rov. N. 
an bie gertise Juſtiz-⸗Behoͤrbe, und von dieſer laut Dekret v. 15. Dec. v. J. an ah 
verwie en. ‘ 

Mit feiner desfallfigen Provokation v. 18. v. M. hat der ıc. — ein Originab⸗ 
Billet des Vorſtehers v. 23. Sept. v. J., welches in judiſch⸗deutſchen Lettern verfußt iß 
wie folgt lautet: J 

„Herrn H....... d hierſelbſft. Die ſaͤmmtliche Gemeinde iſt hier zuſammen undfhlt 
„es bloß an Ihnen. Sie werden doch wohl nicht verlangen, daß zehn Männer auf 
„einen warten follen ?’ 

„Es ift bei der Gemeinde nun befchloffen, wenn Sie nicht fogleich exrſcheinen 

„ſo find Sie von jest an aus unferer Mitte ausgeſchloſſen und Zönnen nigt 

„mehr als Mitglied betrachtet werden.’ 

Wu.....n, den 23. Sept. 1823. 
©. Bart, 


als Vorfteher, in Gegenwart der ganzen Gemeinde. 
zugleich auch Abfchrift feiner Eingabe bei der K. Reg. v. 4. Dit. v. 3. und ber 
beim K. Stabtgericht v. 12. Dec. v. 3. überreicht. 

Sn den beiden Legtern.hat er angeblich fein Ausbleiben gus.ber Gemeinde⸗Verſamm⸗ 
lung am 23. Sept. v. J. damit entfchuldigt, daß er an dieſem Tage wegen erhaltene 
Einquartierung in feinen Häufern fehr befchäftigt und dadurch verhindert wurde, zu 
Berfammlung zu gehen. In der Erftern beſchwert er ſich nur, daß durch den Beſchluj 
ber Gemeinde v. 23. Sept. c, und deſſen Bermerfung in dem Gemeinde⸗Buche: 

1) er ſehr beleidigt ſei, 
2) für feine Nachkommen eine Schande entftehen würbe, 
3) müfle er den Rang nad) Herrn A. Warn haben. 

In der deöfallfigen Replik der Provokaten, welche am 3. d. M. eingegangen iſt, be 
ftreiten diefelben zwar nicht, daß das vorbemerkte Billet an ben Provokanten und be 
Vermerk in dem Gemeinde:Buche erfolgt fei, fie halten dies aber für feine Beleidigung 
fondern glauben ſich lediglich in Ausübung ihres Rechtes zu befinden. Gänzlich bet 
ten fie aber, daß ber Provofant durch Geſchäfte, befonders aber durch Einquartierung 
verhindert worden wäre, nod, weniger hätte er ihnen dies angezeigt. Auf Erforbern 
überfandten fie auch unterm 15. d. M. ſowohl das Gemeinde-Bucd als auch ein vol, 
Akten, enthaltend mehrere die dortige Gemeinde betreffende Verhandlungen unb Strip 
turen. Nach der nähern Prüfung derfelben. hat fi) nun auch die Beſchwerde bed Prw 
vokanten volllommen geredhtfertiget befunden. 

Denn fowohl das ganze Schreiben bes Vorfteherse S. B....n, als. auch der Eingang 
des Beichluffes und Vermerks v. 23. Sept. c. in dem Gemeinde:Buche ergiebt fdhon in 
feiner Faflung, daß die damaligen verfammelten Mitglieder der Gemeinde den Prove 
kanten wegen feiner verweigerten Erfcheinung in derBerfammlung beftraft haben. Day 
waren und find fie aber weder nad) den jübifchen Ritual-Gefegen noch nach den Lande⸗⸗ 
Gefegen überhaupt und noch weniger in ber Art, wie es gefchehen ift, berechtigt. PAR 
wie nach Vorfchrift ded Choschen hamischpat Kap. 4. 8. 1. Anmerkung Kap. 

. 12. und Kap. 163., fo wie nah 85. 44-45. Tit. 6. TH. II. A. L. R., ſo iſt eine 


efellfchaft nur dann zu einem folhen Strafrecht gegen ihre Mitglieder berechtigt, wenn 


ihnen diefe Befugniß durch die Gefellihafts-Statuten und die vorgefchriebenen @ 
ugeftanden iſt. Dies ift aber weder behauptet worden, noch tft es wirklich ber Fal 
& find vielmehr, wie fich ergeben hat, bis jest überhaupt Feine georbneten Statuten 
ber jübifchen Gemeinde zu W......n vorhanden und mithin auch nicht einmal ein Recht 
u einer Strafe wegen des angeblich ungehorfamen Ausbleibens des Provokanten vor 
Anden. 
Noch weniger aber waren die Provokaten berechtigt, dem Provokanten. eine. Straf, 
ohne ihn vorher gehört zu haben, zu diktiren, die nicht allein für ihn und feine Nachkom⸗ 


* 
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D. Aufbringung der Koften für die religiöfe Verbindung 


AA, Umfang der Bedürfniffe, für welche die Gemeind 
zu forgen. , 

Zu den Gemeindebebürfniffen gehören außer den aufzubringenden Koften 
für die Synagoge und für die Gemeinde» Beamten und unter Umftänden 
für die Schule, Armen: und Krankenpflege — f. Abſchn. XII. XIII. — 
indbefondere auch: | 


1) Das gemeinfame Badehauß für die jüdifchen Frauen. | 
PA Schreiben der Kurmärkiihen Kriege» und Domainens Kammer an dm 
” BVicesOber:Landrabbiner Herrn Weyl und Affefforen in Berlin. 


Die K. Kammer fertigt dem Stellvertreter des Rabbi Weyl und beffen Affeflorm 
das abfchriftlic, anliegende Schreiben der K. Pommerfchen Kriegs: und Dom. Kammer 
zu Stettin v. 7. v. M. u. J. nebft deffen Anlagen mit dem Auftrage zu, gutachtlich über 
die Streitigfeit, welche in ber jüdifchen Gemeinde zu Stargard über die Beiträge‘ 
pflichtigkeit aller Glieder derfelben zu einer allgemeinen Badeanſtalt entftanden ift, zu 
berichten, giebt jedoch dem ꝛc. Weyl und beffen Affefforen hiermit zu erkennen, dah e 
bei der Unmöglichkeit, in Heinen Städten Badeanftalten der gebachten Art einzurichten, 
nicht durchaus nothwendig zu fein fcheint, daß eine ſolche Babeanftalt vorhanden, und 
dag es ferner für rathfam zu halten fei, zur Erleichterung der Armeren Familien, ini 
ſehung ihrer zweifelhafte jüdifche Ritual-Gefege fo wenig jtrenge ald möglich auszulegen, 
indem in Religionsfachen derjenige Zwang am meilten vermieden werben muß, welcher 
ohne unmittelbar auf die Sittlichkeit berechnet zu fein, mehr die Bequemlichkeit, wer 
aleich bei einer übrigens nüslichen Sache, wie das Baden ift, berückfichtiget, welches der 
Arme auf einem wohlfeileren Wege bewirken könne. Die Anfragen haben der ꝛt. Bey! 
und deffen Affefloren bei der Berichtserftattung zuruͤck zu reihen. 

Berlin, den 6. San. 1806. 

Königl. Kurmaͤrkſche Krieges und Domainen⸗Kammer. 


Antwortfchreiben des Vice: ObersLand-Rabbinerd und der Affefforen. 


Ew. K. M. ermangeln wir nicht, über den unter der Stargardfchen Subengemeink 
obwaltenden Streitpunkt in Betreff der auf gemeinfchaftlihe Koften zu entrichtenden 
Anftalt zum warmen Baden dem Rescripto clementissimo v. 6. Jan. c. zufolge, WE 
hiermit gefchieht, gutachtlicy zu berichten. 

Gern würden wir der und von Allerhöchſtdenenſelben ertheilten Anweifung zumVefn 
ber ärmeren Klaffe in Auslegung eines etwanigen dunkeln Gefeges fo wenig ſtrenge ald 
möglich zu fein, und demnach auch im casu subtracto wo möglich zur Wermeibun 
einer Auflage zu urtheilen, nachgelebt haben, wenn nicht bier der Fall eingetroffen wär, 

daß gerade wider ein pofitives Geſetz gehandelt werben follte. 

Wir muͤſſen Daher dem Gutachten des Pommerfchen Provinzial-Rabbiners v.24. Rot 
a: p, dell beipflichten und unfer allerunterthänigftes unmaßgebliches Gutachten dahin 
abgeben: 

daß die Errichtung einer Babeanftalt eine gemeinfame Angelegenheit betrifft, web 
halb der impetrirenden Majorität zu deferiren wäre. 

Das Baden ber Ehefrauen in Quellwaffer unmittelbar nad) ber Reinigungs» Pericde 
tft nicht, wie Die negirende Minorität vermeint, eine Ceremonie, fonbern weſentlichet mo 
faifches Gefeg. Die eheliche Pflicht darf zufolge dieſer Worfchrift nad) jener Peciodt 
durchaus und unter keinerlei Umftänden geleiftet werben, wenn die Ehefrau fi nidt 
zuvor in Quellwaffer gebabet und fi) bis über die Scheitel: Haare untergetaucht habt. 
Die Uebertretung dieſes Gefeges ift nicht allein fündlich, fondern es hat fogar einen nad 
theiligen Einfluß auf die politifchen Verhältniffe eines aus dergleichen gefegwibrigen Um 
armung erzeugten Kindes, und berechtigt den Ehemann, auf Scheidung von feiner Che 
frau, welche ſich des Babes nad) diefer Periode nicht bedient hat, anzutragen und ihr 
ſelbſt die Ilata vorzuenthalten. Eben fo ift der dabei auf ein gewiffes Map beftimmtt 
Waſſerſtand ein nothwendiges Erfordernig, fo wie daß ein Sachverftändiger (Bchrift 
gelehrter) folhen von Zeit zu Zeit revidire. , 

Es ift daher einleuchtend, daß bei bewandten Umftänden eine dergleichen Anftalt in 
aedibus privatis unausführbar fei, und kann daher bei Beobachtung jener (mofaifchen) 
Gefege nicht anders als eine folche Anftalt öffentlich und folglich auf gemeinfame Koſten 
angelegt werden. 

‚ Daß das Waffer durchaus erwärmt fein muß, ift allerdings kein nothwenbiges geſer 
liches Erforberniß, allein da das Klima ber hiefigen Gegend fchon mehr an die elite 
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2) Der Lehrer zum Religiond-Unterricht der Kinder der Gemeinde, 

Vergl. das Gutachten bed Vice Ober-Landrabbinerd Weyl v. 16. Mai 
1815 sub BB. ' 

3) Der Begräbnißplag. 

Das Kirchhofs⸗ und Begräbnißwefen. 

a) Die jüdifche Beerdigungsgefelfchaft in ihrem Berhältniffe zur allge 
meinen Gemeinde. | — 

Das Kirchhofs⸗ und Begräbnißweſen wird in ben jüdiſchen Gemeinden 
getrennt von dem übrigen Gemeindeweſen verwaltet. Es beftcht an.allm 
Orten, wo fich eine zahlreiche Gemeinde befindet, eine befondere Berti, 
gungs⸗Geſellſchaft aud den Gemeinidegliedern, die eigene Statuten und cite 
eigene Kaffe hat, und ihre Geſchäfte freiwillig und ohne Remuneration ver 


fehen. 

Es fprechen hierüber: on 

aa) dad R. v. 14. Aug. 1829 und 14. Mai 1830 und 24. März 184, 
welche sub b, zu vergleichen find. - 

bb) Die ſchiedsrichterliche Entſcheidung ded Wice- Ober » Landrabbine 
Weyl v. 26. Sunt 18121). 

Auf die von dem Heren E. I. M. und Konforten zu F. undberbortigen Beerbigimgk 
Geſellſchaft gegenfeitig erhobenen, und von beiden Theilen zu unferer. gutachtlichen Ent 
ſcheidung gefteilten verſchiedenen Befchwerden und Anfragen haben wir nad) vorher ein 
geholten beiderfeitigen Erklärungen, wie folgt, entſchieden: 

I. Daß die dortige Beerbigungs:@efellfchaft berechtigt ift; 

4) von den De- und Ascendenten und befonders aus dem Nachlaffe eines dort verfor 
benen Einwohners und Mitgliedes der Gemeinde oder beffen Familie für die Srab⸗ 
Baer, den Sarg und das Weerdigen der Lelcye auf dem dortigen Kirchhofe Rad 

ehendes, als: 
a) men die verftorbene Perfon über 20 Jahr alt geworben — zwei Thale 
ourant 
b) wenn folhe aber unter 20 bis 13 Jahre excl. alt war — Einen Thaler mt 
zwölf Groſchen Eourant, ° 
c) desgleichen von 13 bis 3 Jahren excl. — Einen Thaler Courant, und 
d) von 3 Jahren und darunter — Sechögchn Grofchen Courant, wobel es ki 
allen von a. bis d. incl. erwähnten Faͤllen Eeinen Unterfchieb macht, von 
welchem Gefchlecht die Leiche ift, und endlich 
e) en ee jede Leiche ohne Unterfchied des Alters und Gefchlechts ein 
etttiffen 
zu fordern und zu verlangen ‚ und zwar, daß ſolches noch vor der Veerdigung br 
Leiche entweder refp. baar und in natura an die Vorfteher der Beerbigungd-@rfell 
ſchaft berichtiget, oder dafür ein angemeffenes bewegliches Pfand beftellet, und dem 
gedachten Vorftehern behänbiget werbe, und 
von den De- und Ascendenten, und aus dem etwanigen Nachlaſſe einer Hort new 
ftorbenen fremden, nicht aus der Kamilie eines dertigen Mitgliedes ber Gemände 


2 


— 


“ 
num ein übe Be SER ———— Tamedia — 


angehörenden, öder etwa von einem anderh Orte dorthin zum Begraben bringen _ 


Leiche, für die Grabftätte, den Sarg Und das Beerdigen derfelben eine ach Map 
gabe und den Werhältniffen des Nachlaſſes und verbliebenen Vermögens beffelben 
von den Vorſtehern und eventualiter durch die Stimmenmehrheit ber Beerdigung 
Gefellfchaft feftzufegende angemeffene und billige Wergütigung und Bablung a 
baarem Gelbe oder Beftellung eines ſichern beweglichen Pfanbes auf Höhe derſelben 
border Beerdigung der Leiche zu fordern und zu verlangen, und bevor weder dies geſche⸗ 
ben, noch die ad 1 feftgefegten Verbindlichkeiten erfüllt find, ift die Beerbigungsgefels 
ſchaft nicht verpflichtet, die Leiche zur Grabftätte zu bringen, demungeachtet bürfer 
dennoch nidit die etwanigen nächſten Anvetwandten ber Leiche oder fonft Jemand 
bie Reiche, ohne Einwilligung der Vorfteher ber Beerdigungs-Gefellfchaft, eigen 
mächtig und allein Auf dem dortigen Kirchhofe der Gemeinde begraben, ober ſich 
ben Anordnungen der benannten Vorſteher wiberfegen, vielmehr eehteren überall 
genügen, und ſich alles dieſen Wiberfprechenden gänzlich enthalten müffen. 


1) Vergl. auch in den Jahrbüchern der Preuß. Monarchie pro 1798 II. &. 24. 


bie Vorftellung der Todtengräberzunft in Königsberg. 
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£) Gutachten des Vice⸗Ober⸗Landrabbiners. 


In Gemäßheit Ew. Aufforderung vom 29. v. M. die Beſchwerde des Herrn 2. F. 
Namens ber unverehelichten H. &. Über die dortigen jüdifchen Kirchhofs⸗Vorſteher, we: 
gen angeblich fir ihr verftorbenes Kind zu viel gezahlten Weerdigungs-Gebühren betr., 
beehre ich mich, Ew. sub remissione der bdesfalfigen Akten Folgendes gutachtlich zu 
berichten. 


Im Allgemeinen machen bie Beerdigungs⸗Geſellſchaften der jübifchen Gemeinden, 
nad) den jüdifchen Ritual⸗Geſetzen, eine freiwillige, aus Religionseifer zu biefem wohl⸗ 
thätigen und religiöfen Zwecke fidy verbindende Komite ber Gemeinde jedes Ortes oder 
Parochie nad) dem Sinne des $. 237. Zit. II. SH. II. A. L. R. aus. Ihr allein tft 
das Kirchhofs⸗ und Begraͤbnißweſen jebes Orts, wo beraleichen Geſellſchaften errichtet 
find, abgefondert von dem Übrigen Gemeinde-Wefen, übertragen. Wenn daher der Kirch 
hof ſelbſt, übereinftimmend mit den Vorfchriften des L. R. $. 183. ibid. das Gigenthum 
der ganzen jüdifchen Gemeinde jebes Orts ift, fo ftehet diefer, namentlich deren Vorſte⸗ 
bern, nicht nur die Anordnung bes Zeremonield vor und bei der Beerdigung ber Leichen, 
fondern auch die Verwaltung beffelben in vollem Maße und eben fo zu, als wären fie 
von der ganzen Gemeinde gewählt, und haben in biefer Hinficht die Rechte und Werbinds 
lichleiten eines Pfarrers und Kirchenvorſtehers (86. 453. 553. 619. 1. c.). Es haben 
daher diefelben das Recht und die Verpflichtung wie jene ($.423 und 667 ıbid.) bie nad 
ben Statuten einer Ort8:-Gefellihaft und Gewohnheiten — welche bier allein entſche⸗ 
den, da feine nad) $. 425 ibid, beftimmte Taxordn. des Staats vorhanden iſt — einge: 
führte Gebühren und Stellgelder für Begräbnißpläge zu verlangen. 


Sn der Regel ift in diefen Statuten der Beerbigungs-Gefellfehaft eines jeden Orts eine 
besfalfige Taxe binficht8 der Einwohner des Orts uud ihrer Familien, welche jübifche 
Glaubensverwandte find, angeorbnet und feftgefe&t, doch iſt fich diefe nicht uͤberall gleich. 
Selbige herubet auf herkömmlichen Obfervanzen jebes Orts und Beſchluͤſſen ber Ge 
meinbe ober auch nur ber Gefellfchaft allein, _ 

Allgemein ift es Gebrauch, daß für die Leiche, welche eigenes Vermögen ober vermo⸗ 
gende De⸗ und Afcendenten —— mehr als für ſolche, wo dies nicht der Fall iſt, 
jedoch nach den in der Zare beftimmten Sägen gegeben werben muß. 


Eben fo allgemein ift auch die Gewohnheit, daß hinſichts fremder, fich nur momentan 
an einem Orte aufhaltender Perfonen, fowohl in Anfehung ihrer felbft als ihrer unmit 
telbaren Zugehörigen, Fein beftimmter Sag und keine Taxe vorhanden ift, fonbern e 
von der Beftimmung der zeitigen Vorfteher der Gefellfchaft allein abhängt, was fie fir 
die Beerdigung ber Leichen verlangen, in fofern ber Nachlaß des Verſtorbenen fich dan 
qualifiziert, oder die Des und Afcendenten vermdgend find. 


Die Beurtheilung und Entfcheidung hierüber ift das alleinige. Recht und bie Pflicht 
der gedachten Vorfteher, wozu ohne Ausnahme bie verftändigften, vechtlichften und reik 
‚giöfeften der Geſellſchaft gemählet werden, und bei welchen Billigkeit und unparteiifckt 
Verfahren vorausgefegt und erwartet wird, Glaubt indeß Jemand, daß in einem oder 
anderem Kalle ihm von biefen zu viel gefchehen fei, fo Tann er auf das Urthell eines 
Ausſchuſſes der Geſellſchaft, allenfalls unter Vorfig des Rabbiners des Orts, provoziren. 


Ein Gefinde jüdifchen Glaubens gehört. nun zwar rückfichtlich der Beerdigung feltfl, 
ſowohl nach jüdifchem Ritus, ald aud) nad) den Landesgeſetzen zu ber Parochie der jühr 
ſchen Ortö:Gemeinde, wo es in Dienften ift, das heißt, daß die Gemeinde oder bie Be 
erdigungs-Gefellfchaft, demfelben, ober deſſen Angehörigen den Begräbnißplas nicht ver 
fagen dürfe. Es koͤnnen aber von bemfelben, wenn es nicht ein eingebnenes, fonbern dan 
einem fremden Orte dahin gekommenes, und dort nicht wohnhaftes Mitglied if, bie 
willkuͤhrlichen Gebühren und Stellgelder, wie von einem anderen Fremden, nad ber won 
bemerkten Beftimmung genommen werben. 

3m vorliegenden Falle alfo, wo nad) der eigenen Anzeige bed Herrn F., und nad I 
gabe der H. ©., ihr Beihwängerer, Vater des verftorbenen und beerbigten Kindes, eiR 
vermögender Mann ift, von dem fie aud) nad) den G. die diesfallfigen Begraͤbniß⸗Koſten 
erftattet verlangen kann, 

($. 84 des erften Anhanges zum A, L. R.) 
fie ſelbſt auch nicht als eine ganz arme Perfon betrachtet werden Tann, ba fie den Betrag 
von ihrem früheren Dienftlohn entnommen und berichtigt hat; fo können auch bie ber 
tigen Vorfteher ber Beerdigungs⸗Geſellſchaft, ihres Verſehens willen, nach ben Grund: ' 
ſätzen der Ritual: ober Landes-Gefese nicht getadelt, nody weniger zur Zurückgabe bed | 
bereits zur Kaffe gezahlten Geldes angehalten werden. Es muß ihr vielmehr überlaflen 
bleiben, blos im Wege der Güte durch befcheidenes Anfuchen und Vorftellungen bei den 
Borftebern ſolches zu hewirken. 
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Fa ere nicht erreicht werben Tann, beftimmt find, gehören biefelben zur Grund⸗ 
verfaffung. 

$. 29. Srundverfaflungen können nur in foweit geändert ober abgefihafft werben, als 
bie Korporation felbit aufgehoben werden Tann. 

8. 30. Auch andere Verfaffungen kann die Korporation eigenmächtig, ohne Vorwiſſen 
und Genehmigung des Staats, nicht abändern. 

$. 31. Wie weit aber dergleichen Aenderungen duch einen nad) Mehrheit der Stim⸗ 
men abzufaffenden Gefellfchaftefchluß, unter Approbation des Staats, erfolgen Bönnen, 
tft nady den unten vorkommenden Regeln zu beurtheilen. 

$. 32. Bei der Auslegung dunkler und zweifelhafter Stellen in den Verfammlungs: 
geſetzen einer Gefellfchaft, finden die allgemeinen Rezeln von Auslegung der Verträge, 
Gefege und Privilegien überhaupt Anwendung. 

8. 33. Doch ift dabei auch auf die bisherige Gewohnheit bei der Gefellfchaft, fo weit 
biefelbe ihrer Grunbverfaffung und den allgemeinen Gefegen des Staats nicht wider 
fpricht, vorzügliche Rüdficht zu nehmen. 

5. 34. Soll Über dergleichen dunkle oder zweifelhafte Stellen eine allgemeine Erkaͤ⸗ 
rung für die Zukunft abgefaßt werden: To Tann dies nur durch Schlüffe der Korporation 
unter Genehmigung des Staats, gefchehen. 

$. 35. Kann kein folher Schluß zu Stande kommen: oder betrifft die Sache Rechte 
und Pflichten der Korporation gegen andere außer ihr: fo kommt biefes Erkiärungsreht 
nur allein dem Staate zu. 

8, 36. Behauptet aber ein Dritter, daß er durch folche Deklaration in feinen ſchon 
ervorbenen Befugniffen gekränkt fei: fo muß ihm darüber rechtliches Gehör verſtattet 
werben. 

8,37 Jedes in die Korporation neu eintretenbe Mitglied untermwirft fich eben dadurch 
den Verfäffungen derfelben. 

8. 88. Bon deren Beobachtung, fo weit es dabei auf Grundverfaffungen. antommt, 
können auch einzelne Mitglieder niemals befreit werben. 

$.39. In wiefern aber Korporationen, ober deren Vorgefehte, einzelne Mitglieder 
von andern zur Grundverfaffung nicht gehörenden Verbindlichkeiten und Laften diepen⸗ 
firen Können, hängt von den befondern Einrichtungen einer jeben Art ber Korporatie 
nen ab. 

8. 40. &o weit die Verfaflung einer Korporation aus ben bisher ($. 2636.) ange 
gebenen Quellen nicht zu beftimmen ift, muß auf die wegen ber verfchiedenen Arten ber 
Korporationen ergangenen befondern Gefege Rücficht genommen werben. 

$. 41. Wo auch diefe nichts Näheres beftimmen, da treten nachftehende allgemein 
Vorfchriften ein. 

8, 42. Jedes Mitglied einer Korporation tft fhuldig, feine Handlungen bem gemein 
fchaftlichen Zwecke gemäß einzurichten, und zur Erreichung befjelben mitzuwirken, 

$ 43, Die Korporation ift berechtigt, Mitglieder, welche diefem Zwecke vorſaͤtüch, 
oder fonft beharrlich, zuwider handeln, auszuftoßen, 

$. 44. Sie kann aber dieſe Befugniffe nur unter Aufficht des Staats, und nad be 
von ihm vorgefchriebenen Gefegen ausüben. 

8.45. Ein eigentlicdyes Strafrecht gegen ihre Mitglieder Tann einer Korporatton nur 
wegen Vergehungen, die von den Mitgliedern in biefer Eigenfhaft begangen worden, 
und nur in fofern zulommen, als ihr der Staat dergleichen Recht ausbrüdlich verfie 

en bat. 

v >; Aber auch in diefem Falle muß bie Korporation, bei Ausübung ihres traf: 
re A die in den Gefegen allgemein vorgefchriebene Orbnung und Berfahrüngtert 
keobadhten. 

$. 47. Auch findet gegen ſolche Strafverfügungen die Berufung auf die vom Gtealt 
angeordneten Richterftühle Statt. 

$. 48. Die Korporation hat das Recht, neue Mitglieder, mit Vorwiſſen und Beſtim⸗ 
mung bes Staats aufzunehmen. 

8.49. Rechte und Vorzuͤge, welche einer Korporation ober Gemeinde vom Staate 
beigelegt find, kommen der Regel nad allen gegenwärtigen und kuͤnftigen Mitgliedern 
berfelben zu ftatten. 

8. 50. Doch können auf Vorrechte, welche nur ber ganzen Befellfchaft, als einer mo 
raliſchen Perfon betrachtet, verliehen find, einzelne Mitglieder für ihre Perfonen, und 
in ihren Privatangelegenheiten, keinen Anſoruch machen. 

$. 51. Die innern Angelegenheiten einer Korporation werben durch Berathſchlagun 
gen und Schlüffe der Mitglieder angeordnet. j 

5. 52. Bei gewöhnlichen Vorfällen, und in den ein für allemal bazu beftimmten 
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Beefammlungen, entfcheidet der Schluß der in biefer Verfammlung gegenwärtigen Mit 
glieder. 

F. 58. Bei außerorbentlihen Vorfällen, deren Verhandlung in ben Stiftungsgefegen 
den orbinairen Verfammlungen nicht beigelegt ift, müſſen fämmtliche Mitglieder aus: 
drüdlich eingeladen werden, 

8. 54, Sit bei ber Einladung zu ſolchen außerorbentlichen Berfammlungen zugleich 
ber Gegenftand der Berathichlagung angezeigt worden: fo koͤnnen die erfcheinenden 
Mitglieder, ohne Rückſicht auf ihre Anzahl, einen gültigen Schluß abfaffen. 

6.55. ft aber eine ſolche ausdrückliche Bekanntmachung des Gegenftandes ber Be: 
vathfchlagung nicht geſchehen: fo müflen wenigftens zwei Drittel der Mitglieder gegens 
wärtig fein, wenn ein Schluß zu Stande kommen foll, 

$. 56. Iſt die Einladung nicht gehörig gefchehen, oder in dem Zalle des 8. 55. nicht 
die erforderliche Anzahl von Mitglievern gegenwärtig geweſen: fo ift ein bennoch abge: 
faßter Schluß nichtig. 

$. 57. Es ift hinreichend, wenn bie Einlabung an dem gewöhnlichen Wohnorte eines 
jeden Mitgliedes, auf die in der Progeßorbnung vorgefchriebene Art, infinuirt wird. 

$. 58. Mitglieber, welche ihren bisherigen bekannten Aufenthaltdort verändern, ohne 
den Borflebern der Korporation Nachricht zu geben, wo fie anzutreffen find, ift die Kor: 
poration befonbers einzuladen nicht fchuldig. 

$. 59. Eben das gilt wegen folder Mitglieder, bie ihren Wohnfig aus der Provinz 
verlegen, ohne der Korporation einen Bevollmächtigten anzuzeigen, an welchen die Eins 
ladung in vorkommenden Fällen gerichtet werden folle. 
ve a Abweſende Mitglieder können den Verſammlungen auch durch Bevollmaͤchtigte 

wohnen. 

$. 61. Dergleichen Vollmacht kann aber nur einem Mitgliede ber Korporation aufge⸗ 
tragen werden. 

62. Die Schluͤſſe der Geſellſchaft werden nach der Mehrheit der Stimmen abs 
gefaßt. 
$. 63. Bei vorhandener Stimmengleihheit gebührt die Entfcheidung derjenigen Be⸗ 
börbe, der es ſelbſt zukommt, die Schlüffe der Korporation zu beftätigen. 


5. 64. Zu neuen Beiträgen, die weber in der Stiftungsverfaffung, noch in den allges 
— Geſetzen des Staats gegruͤndet ſind, iſt die Einwilligung aller Mitglieder erfor⸗ 


4. 65. Sind jedoch dergleichen Anlagen zur Erfüllung bes Zwecks der Korporation, 
ober einer von ihr vorhin ſchon rechtögültig übernommenen Verbindlichkeit nothwendig: 
fo muß auch in dergleichen Angelegenheiten die geringere Zahl der Mehrheit der Stims 
men fich unterwerfen. 

6. 66. In keinem Kalle können neue Anlagen ohne Vorwiſſen und Genehmigung bes 
Gtaats gemacht werben. 

8.87. Was von neuen Beiträgen vororbnet ift, gilt aud) von Erhöhung ber bisher 
nur gewöhnlichen. 

$. 68. Gefellfchaftliche Rechte, welche nicht fammtlichen Mitgliedern, fondern nur 
Sinem oder dem Andern unter ihnen, als Mitglicder, zukommen, Eönnen benfelbeu, 
wider ihren Willen, durch die bloße Stimmenmehrheit nicht genommen, oder einges 
ſchraͤnkt werben. 

$. 69. Eben das gilt, wenn nicht allen, fondern nur Einem ober etlichen Mitgliedern, 
neue Laften ober Verbindlichkeiten aufaelegt werden follen. 

$. 70. Auch die Berwaltung und Rugung des ber Korporation zuftehenden gemein: 
ſchaftlichen Wermögens wirb durch Schlüffe der Korporation angeordnet. 

$. 71. Die Berwenbnng muß zur Beförderung des gemeinfchaftlichen Beften ber Ge⸗ 
ſellſchaft, und zur Erreichung ihres Endzwecks gefchehen. 

8. 72. Derjenige Theil des Gefellfchaftsvermögens, wovon bie Nutzungen für die 
einzelnen Mitglieder beftimmt find, muB nach den Rechten des gemeinfamen Eigenthums 
behandelt werben. (Th. 1. Zit. 17. Abfchn. 1.) 

$. 73. Die Korporation ift nicht befugt, von demjenigen, was ein Mitglied, ober auch 
ein Fremder, ihr zu einem gewiffen beftimmten Zwecke zugewendet hat, ohne beffen Ges 
nehmigung einen anbern Gebrauch zu machen. 

$. 74. In wiefern aber bei veränberterr Umftänden der Staat, nach bem Ableben 
des Stifters, der Stiftung eine andere Richtung geben könne, ijt nach bem $. 193 
vorfommenden Grunbfage zu beurtheilen.. 

£ 75. In allen Fällen, wo bergleichen Verfügung getroffen werben fol, muß bie noch 
beſtehende Storporation mit ihrem Gutachten zuvdrberit darüber vernommen, und von 
diefem Gutachten, ohne uͤberwiegende Gründe, nicht abgewichen werben, 
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$. 76. Auch von den zur Erreichung des Zwecks einer ſolchen Stiftung vorgeſchriebe⸗ 
nen Mitteln darf die Korporation eigenmädhtig nicht abgehen. 

$. 77. Der Staat ſelbſt ift, diefe Mittel und Einrichtungen abzuänbern, nur alsbann 
berechtigt, wenn Bar erhellet, daß dadurch der Zweck nicht erreicht werben koͤnne, ober 
gar verfehlt werden würde. 

$. 78. Sind dabei Verordnungen zu Gunften gewiſſer beftimmter Perfonen gemadht: 
fo ann davon, ohne die Einwilligung oder vollſtaͤndige Entſchaͤdigung ſoicher Perfonen, 
nicht abgegangen werben. 

8. 70. Iſt in dem Kalle, wenn die Einrichtungen des GStifters nicht buchftäblich be⸗ 
folgt würden, einem Dritten ein Recht auf die zur Stiftung gewidmete Sache ober 
Summe beigelegt: fo findet eine Aenderung obne die Zuziehung oder Einwilligung bie: 
ſes Dritten nicht Statt. 

8.80. Werden die von dem Stifter gemachten Einrichtungen ſchon zu der Zeit, da 
bie Stiftung errichtet, und der Korporation aufgetragen worden, zweckwidrig befunden: 
fo muß der Korporation die Annahme einer folden Stiftung nicht geftattet werben. 


2) Ueber die von den vorftehenden Gefeben abweichende Obfervanz 
der Juden bei Bertheilung ihrer Gemeindebebürfniffe fpricht fih das nach⸗ 
folgende Gutachten ded Vice: Ober: Lands Rabbiner Weyl v. 16. Mai 
1815 aus: 


a) Requifitiondfchreiben des Magiſtrats zu Schievelbein, 


Die biefige Gemeinde mofaiicher Religion hat einflimmig zur Regulivung ihrer An⸗ 
gelegenheiten Vorfteher aus ihrer Mitte, worunter auch einer von denen, die feit bem 
K. Ed., die bürgerlichen Verhältniffe der Zuden betr , bieher gezogen find, gewählt. 
Diefe Vorfteher haben fich den 30. v. M. mit Zuziehung des unterzeichneten Bürger: 
meifter 9. . . verfammelt, um ein jedes Mitglied diefer Gemeinde zu fhägen, bamit die 
nöthigen Ausgaben für das Tünftige halbe Zahr beftritten, und auch der Schulmeiſter 
und Koller beköftiget werben fann. Denen Vorſtehern wirb hierdurch das Zeugniß ge: 
geben, daß die Abſchaͤtzung auf fehr billig ruhenden Grundfägen gefchehen ift. Es giebt 
aber in diefer Gemeinde zwei oder drei einzelne Mitglieder, die fih dem, von den Bor: 
ftehern auf Pflicht und Gewiſſen abgefaßten Befchluffe, aus Neigung zum Widerfprudge, 
widerfegen wollen, obgleich Unterzeichneter ſowohl als die Vorfteher volltommen über: 
heugt find, daß feinem Einzigen zu viel gefchehen ift, fondern blos das allgemeine Wohl 

ezwect worden. Hauptſaͤchlich ift darauf gefehen worden, daß ein tuͤchtiges Subjekt 
zum Unterricht der Zuden im Judenthum, zum Vorlefen und Vorfingen in der Syna⸗ 
goge und zum Schädhten engagirt worden; diefes Subjekt muß aber auch von ber gan 
zen Gemeinde, da fein anderer Kond dazu da ijt, natürlich beföftiget und befolbet wer⸗ 
den. Es giebt in biefer Gemeinde zwar einzelne Mitglieder, bie die mehreften Kinder 
zur Schule fchidten, allein aber auch fehr arm find, biefe müffen doch wohl von den 
Andern, wie es Pflicht ift, Übertragen werben; allein, wie gefagt, ed giebt einige, die 
diefes nicht beberzigen, und dem von den Vorftehern abgefaßten Beſchluſſe nicht ge: 
nüsen wollen. 

Em. Hochehrwürden wird daher ganz gehorfamft erfucht, dem unterzeichneten Magi⸗ 
ftrat mit umgehender Poft gefälliaft anzuzeigen, ob einzelne Mitglieder ber Gemeinde fich 
dem Befchuffe der Vorftcher niht audy in Berlin und andern Orten, wo Seraeliten 
wohnen, willig unterwerfen muͤſſen; denn von einem Armen mehr zu nehmen, als es 
feine Kräfte erlauben, würde ja offenbar Sünde fein. Sogar haben fich die wiberfpens 
fligen Mitglieder geäußert, einen feparaten Schächter zu halten und fid) von der Ge: 
meinde loszureißen. 

Sobald mir Em. Hochehrwürben Ihr Gutachten über diefe Begenftände geneben ha: 
ben werben, wird der unterzeichnete Magiftrat die Vorſteher der Gemeinde bei einer jeden 
Sache, die auf Billigkeit berubet, zu vertreten wiſſen. 

©chievelbein, den 2. Mai 1815. Der Magiftrat. 


An ben Bice-Öber-Land: Rabbiner Herrn Meyer Simon Weyl in Berlin. 


b) Gutachtliches Antwortfchreiben bed Bice-Dber : Lantrabbiners. 


Auf Ew. ıc. mir fehr geehrtes Schreiben v. 9. d. M. in Betreff der von cingeinen 
Mitgliedern der dortigen moſaiſchen Gemeinde, gegen die von den Vorftehern ihnen auf: 
eriegte Laften gemachten Widerſprüche, erwiedere ich ergebenft Folgendes: 

Im Allgemeinen ift es Ritualaefeg, und war auch ftets Obfervanz, bag die Armen in 
einer israelitifchen Gemeinde nidyt nur von allen Beiträgen befreit, fondern die Beduͤrf⸗ 
tigen noch unterftügt werben. Um aber wiflen gu koͤnnen, wer in einem kleinen Orte 
sermögenb ober unvermögend iſt, wurde fonft, und vor Emanirung des Edikts v. 
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11. Maͤrz 1812, immer ber bei der, alle drei Jahre Statt gehabten Verſammlung der Land⸗ 
Judenſchaft, wegen Entrichtung des Schutzgeldes und anderer Königl. Abgaben, geſche⸗ 
henen Vermögenſchaͤtzung jedes Schutzjuden und des ihm auferlegten Beitrages, zur 
Rorm genommen, und find danach bie ſtaͤdtiſchen Gemeindelaſten repartirt worden. Da 
hies nun durch bie vorangezogene Verordnung ceffirt hat, und ein Landesgeſetz über den 
Kultus ber Zöraeliten noch nicht vorhanden tft, fo müſſen nach meinem ergebenften Da⸗ 
fürhalten auch noch die jüdiſchen Ritualgeſetze entfcheiden. Nach diefen aber gehören 
auch die Koften eines Lehrers zum Unterricht der Kinder der G.meinde in der Religion, 
der Thora und dem Zalmud zu denjenigen Kommunelaften berfelben, die von den reichen 
Hausvaͤtern allein getragen werben müffen. Hinſichts aber um zu beftimmen, wer 
vermögend ober ganz unvermoͤgend iſt, ober wie viel ein jeder beitragen folle, fo ift es 
bis jet Gebraud gewefen, daß die Gemeinde in 3 Klaffen, nämlidy: 1) ganz reiche, 
2) bemittelte, und 3) arme getheilt und von jeder Klaffe nach Verhältniß der Zahl der 
Semeinbeglieber ein oder mehrere Hausväter durchs Loos gezogen wurden, und daß bie 
dergeftatt herausgekommenen Perjonen die Schägungs-Kommiffion ausmadhten, deren 
Beftimmungen fi) die Gemeinde unterwerfen mußte. Es muß natürlich diefer Kom: 
miffton, und nachdem fie unter Handfchlag verfichert hat, ohne Intereffe und Rüdficht, 
und nicht einfeitig zu Thäßen, ber Etat der Ausgaben der Gemeinde vorgelegt werben. 
Auch dürfen unter ber Schägungstommiffion nicht zwei oder mehrere ſolcher Anvers 
wanbten fich befinden, die nad) dem Nitualgefege kein Zeugniß einer gegen den andern 
ablegen dürfen. Die Schägung der von der Kommiſſion felbft zu leiftenden Beiträge 
aber wuß, ſobald diefe mit der Schägung der Übrigen zu Stande ift, von drei andern 
aus den 3 Klaffen der Gemeinde durchs Loos zu wählende Perfonen erfolgen. 

In keinem Falle aber können ſich einzelne Mitglieder von der Gemeinde logreißen, und 
eine befondere Gemeinde ausmachen wollen. ' 

Indem ich nun bie fernere Verfügung und Regulirung Ew. 2c. anheimftelle, verharre 
ih ıc. Berlin, den 16. Mai 1815. 

(Heinemann I. 330.), 


3) Koch bemerkt in Betriff des vorfiehenden Gutachtens: 

Die Meinung bed Bice-D.-LandsRab. Weyl, wonad; die Repartition bei Mangel eines 
Landesgeſetzes uber den Kultus noch nach den jübifchenftitualgefegen geſchehen fol, ſteht 
mit ber Beſtimmung in dem G. v. 11. März 1812, daß die Juden ben allgemeinen 
Landesgeſetzen unterworfen fein follen, im Widerſpruch. Die Frage: wie viel ein jebes 
Glied der Gefellichaft zu den Laften beizutragen hat, betrifft keine Glaubensangelegen- 
beit, und wird auch durch kein Ritualgefeg entichieden. Diefes zeigt Weyl felbft audy in 
der weitern Entwidelung feiner Anſicht, indem er bei der Schägung die Quden in 3 
Klaffen, namlich: 1) reiche, 2) bemittelte, 3) arme, getheilt wiffen will. Dies ift die 
alte Eintheilung nach dem Generaljudenreglem. v. 1750, welches gänzlich abgefchafft iſt. 
An defien Stelle treten die allgemeinen Landeögefege, welche hinlängliche Entſcheidungs⸗ 
normen enthalten. Die Rit. G. Choschen hamischpat c. 4. $. L. Anm. cap. 7. $. 
12. u. cap. 168 ftimmen mit $. 68. Tit. 6. Th. II. des X. 2. R. darin, daß jeder Ge⸗ 
meinbebefchluß nad) der Stimmenmehrheit ber Anwefenden gefaßt wird, überein. 

(Die Juden, ©, 210.) 

4) Die vorftehende Anficht ift vom Standpunkte ded erfennenden Rich» 
ters aud vollkommen richtig. Wenn gleich es nämlich den jüdischen Gemeinden 
unberiommen bleibt, fich nach den bei ihnen üblichen Sägen für ihre Ges 
meindebetürfniffe zu befleuern, fo lange fie hierüber unter ſich einig find, fo 
bat doch ein jedes Gemeindemitglied ein klagbares Recht darauf, nur nach 
den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen fuͤr die Gemeindebedürfniſſe bei⸗ 
zuſteuern und der Richter wird, ſo bald er in den Fall kommt, hierüber zu 
entſcheiden, diefe Entfieibung nicht aus den Obſervanzen der jüdifchen Ges 
meinden, fondern aud den allgemeinen Eandeögefegen nehmen. 

Bon diefen Gefihtspunften gehen denn auch in einem Spreialfalle die 
Erkenntniſſe des Landgerichts zu M. v. 6. Nov. 1829 und des Ob. L. ©, 
zu Marienmerder v. 1831 aus. | 

Der —A— nane jüdifhe Kaufmann O. in M. hatte fich gemweigert, zuden Gemeinde: 
laften ber Judenſchaft beizutragen. Auf die gegen Ion angebradjte Klage der Juden⸗ 
ſchaft war er jedoch dazu in 1. Inſtanz verurtheilt. 
lation erging folgendes Urtel: on 

An Sachen bes Kaufmanns D. in M. Beklagten und Appellanten, wiber die Wear 
tifche Gemeinde dafelbft Klägerin, und Appellatin, 


uf die dagegen eingelegte Appel: 
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Diefes ift ed, was ich pflichtmäßig und gutachtlicy zu berichten mid, veranlaßt gefun- 
den, und ftelle die ferneren Verf. deshalb Ew. ꝛc. ergebenft anheim. 


Berlin, den 16. Nov. 1817. 
Der Vice⸗Ober⸗Landrabbiner 
Meyer Simon Weyl. 
(Heinemann I. ©, 347.) 


e) Transport jüdischer Keichen. | 
R. des Min. des Inn. v. 1. Sept. 1818 an die Aelteſten der jübifchen 


Gemeinde zu Königöberg in Preußen. 

Es wird Ihnen auf Ihre Eingabe vom 19. v. M., worin Sie darauf antragen, zu 
verfügen, daß diejenigen jübifchen Glaubensgenoffen, welche auf dem Lande oder in 
Städten flerben, wo Fein jüdifcher Todtenacker ift, nady dem naͤchſten Ort, wo ſich ein 
foldyer befindet, transportirt werben dürfen, zum Befcheid eröffnet, daß dieferhalb eine 
allgemeine Verf. nicht erlaffen werden Tann. 

Sobald indeß die Erlaubniß zu dem Transport einer Leiche bei der Orts⸗Polizei⸗Be⸗ 
hörbe in ſolchen Fällen nachgefucht wird, wo in Hinſicht auf Gefundbeits- Polizei nichte 
Erhebliches entgegenftehet, und namentlich die Leiche noch nicht von der Verweſung an⸗ 
gegriffen, oder der Zodte nicht etwa an einer anftedtenden bösartigen Krankheit geftor: 
ben ift, wird die Exlaubniß auch nicht verweigert werden. 

Webrigens mäffen fich die Suben-Gemeinben in den Städten, wo noch fein befonderer 
Begräbnißplag für diefelben vorhanden ift, dergleichen befchaffen. (Annal. II. ©. 728.) 


BB, Art der Repartition der Gemeindebedürfniffe unter 
die Gemeindeglieder. 

1) Rückſichtlich der Landedtheile in Denen das A.L.R. gilt, verweift Th. IT. 
zit. 11. 8. 20 in Betreff der Rechte der geduldeten Religionsgefellfchaften 
auf Th. IL, Zit. 6. 8. 11 ff, nämlich auf die Rechte Der erlaubten Pri— 
vatgefellfchaften. Diefe haben unter fich die inneren Rechte der Kor: 
porationeri und Gemeinden. Die Beflimmungen, welche für die leßteren 
gegeben find, fommen daher zur Anwendung bei Entfcheitung aller inneren 
Rechtöverhäftnifje der Sutengemeinden, indbefondere alfo auch bei Entſchei⸗ 
bungen über bie Art der Repartition der Gemeindebebürfniffe unter die Ge: 
meindeglieder. Jene Beftimmungen find nun enthalten in den folgenden 
66. 11—15 und 25—80. Tit. 6. Th IE. NR. 


8.11. Die Rechte und Pflichten der Mitglieder erlaubter Gefellfchaften unter ſich, 
werben nadı dem unter ihnen beſtehenden Vertrage, in deſſen Ermangelung, nad) ben 
für die verfchiebenen Arten folcher Gefellfchaften ergangenen befondern Gefegen, und wo 
auch biefe nicht entfcheiden, nach dem Zwecke ihrer Verbindung beurtbeilt. 

8.12: Bei Handlungen, woraus Rechte und Verbindlichkeiten gegen Andere entfle: 
ben, werben fie nur als Sheilnehmer eines gemeinfamen Rechts, ober einer gemeinfamen 
Berbindlichkeit betrachtet. 

5. 13. Dergleihen Geſellſchaften ftellen im Verhältniffe gegen Andere, außer ihnen 
keine moraliſche Perfon vor, und Eönnen daher auch, als foldhe, weder Grundſtücke, 
noch Kapitalien auf ben Ramen ber Gefellichaft erwerben. 

6. 14. Unter fich aber haben dergleichen Gefellfchaften, fo lange fie beftehen, die in⸗ 
neren Nechte der Korporationen und Gemeinden. ($. 25 sqq. 

8. 15. Es kann baber ein ausfcheibendes Mitglied von dem Gefellfchaftsvermögen nur 
in Iofern aa Antheil fordern, ald das Mitglied einer Korporation und Gemeinde dazu 
berechtigt iſt. 

4. 25 Die Rechte ber Korporationen und Gemeinden Eommen nur folchen vom Staate 
genehmigten Gefellfchaften zu, die fic) zu einem fortbauernden gemeinnügigen Zwecke 
verbunden haben. 

5.26. Die Berhältniffe und Rechte der Korporationen und Gemeinden find haupt: 
ſächlich nad) den bei ihrer Errichtung gefchloffenen Verträgen, ober ergangenen Stif- 
tungsbriefen; nad) den vom Staate erhaltenen Privilegien und Konzeſſionen; und nad) 
den auch in ber Folge unter Genehmigung des Staats abgefaßten Schlüffen zu beur⸗ 


tbeilen. 

5.27. Die folchergeftalt beflimmten Rechte und Pflichten der Gefellfhaft und ihrer. 
Mitglieder, fo wie die wegen bes Betriebes der gemeinfchaftlichen Angelegenheiten ge: 
troffenen Einrichtungen, machen bie Verfaflung diefer Korpvoration aus. 

5.28. So weit dadurch ber Zweck der Gefellfchaft, und \aldge Mittel, Woe melde 
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le ame nicht erreicht werben Tann, beftimmt find, gehören biefelben zur Grund; 
verfaffung. 

$. 29. Grundverfaffungen Eönnen nur in foweit geändert ober abgefchafft werben, als 
die Korporation felbft aufgehoben werden Tann, 

$. 30. Auch andere Verfaflungen kann die Korporation eigenmächtig, ohne Vorwiſſen 
und Genehmigung des Staats, nicht abändern. 


$. 31. Wie weit aber dergleichen Aenberungen durch einen nad) Mehrheit der Stims 
men abzufaflenden Gefellfchaftefchluß, ‚unter Approbation des Staats, erfolgen können, 
tft nach den unten vorkommenden Regeln zu beurtheilen. 


$. 32. Bei der Auslegung dunkler und zweifelhafter Stellen in den Verfammlungs: 
gelegen einer Geſellſchaft, finden die allgemeinen Regeln von Auslegung der Berträge, 
Gefege und Privilegien überhaupt Anwendung. 

8. 33. Doch ift dabei auch auf die bisherige Gewohnheit bei der Gefellfchaft, fo weit 
diefelbe ihrer Grundverfafiung und den allgemeinen Gefegen des Staats nicht wiber: 
fpricht, vorzügliche Rücdficht zu nehmen. 

$. 34. Soll Über dergleihen dunkle oder zweifelhafte Stellen eine allgemeine Erklä⸗ 
rung für die Zukunft abgefaßt werben: fo kann dies nur durch Schlüffe der Korporation 
unter Genehmigung des Staats, gefcheben. 


8. 35. Kann kein folder Schluß zu Stande kommen: oder betrifft die Sache Rechte 
und Hflihten der Korporation gegen andere außer ihr: fo kommt dieſes Erklaͤrungsrecht 
nur allein dem Staate zu. 

8, 36. Behauptet aber ein Dritter, daß er durch ſolche Deklaration in feinen ſchon 
erworbenen Befugniffen gekraͤnkt fei: fo muß ihm darüber zechtliches Gehör verftattet 
werben. 

$. 37 Jedes in bie Korporation neu eintretende Mitglied unterwirft fich eben dadurch 
den Verfaſſungen berfelben. 

$. 88. Bon deren Beobachtung, fo weit es babei auf Brundverfaffungen ankommt, 
tönnen auch einzelne Mitglieder niemals befreit werben, 

9.39. In wiefern aber Korporationen, ober deren Vorgefegte, einzelne Mitglieber 
von andern zur Grundverfaflung nicht gehörenden Verbindlichkeiten und Laften bisren: 
firen Können, hängt von den befondern Ginrichtungen einer jeden Art ber Korporatio: 
nen ab. 

8. 40. So weit die Verfaffung einer Korporation aus den bisher ($. 26—36.) anges 
gebenen Quellen nicht zu beftimmen ift, muß auf die wegen ber verfchiedenen Arten der 
Korporationen ergangenen befondern Geſetze Rücficht genommen werben. 

$. 41. Wo auch biefe nichts Näheres beftimmen, da treten nachftehenbe allgemeine 
Vorfchriften ein. 

8. 42. Jedes Mitglied einer Rorporation iſt fchuldia, feine Handlungen dem gemein: 
ſchaftlichen Zwecke gemäß einzurichten, und zur Erreichung befjelben mitzuwirken, 

8 43. Die Korporation ift berechtigt, Mitglieder, welche diefem Zwecke vorfäglic, 
oder fonft beharrlich, zuwider banbeln, auszuſtoßen. 

8. 44. Sie kann aber diefe Befugniffe nur unter Aufficht bes Staats, und nad ten 
von ihm vorgefchriebenen Gefegen ausüben. 

8.45. Ein eigentliches Strafrecht gegen ihre Mitglieder kann einer Korporation nur 
wegen Vergehungen, die von den Mitgliedern in biefer Eigenſchaft begangen worden, 
und ber in fofern zukommen, als ihr der Staat dergleichen Recht ausdruͤcklich verlic: 

en bat. 
’ . 46. Aber auch in diefem Kalle muß bie Korporation, bei Ausübung ihres Straf: 
re * die in den Geſetzen allgemein vorgeſchriebene Ordnung und Berfahrungsart 
beobachten. 

8. 47. Auch findet gegen ſolche Strafverfügungen die Berufung auf die vem Staate 
angeordneten Richterftühle Statt. 

8. 48. Die Korporation hat das Recht, neue Mitglieder, mit Vorwiſſen und Beſtim⸗ 
mung bes Staats aufzunchmen. 

8. 49. Nechte und Vorzuͤge, welche einer Korporation cher Gemeinde vom Staate 
beigelegt find, kommen ber Regel nach allen gegenwärtigen und künftigen Mitgliedern 
derfelben zu ftatten. 

8. 50. Doc konnen auf Vorrechte, welche nur der ganzen Befellfchaft, ale einer me⸗ 
zalifchen Perfon betrachtet, verliehen find, einzelne Mitglicdir für ihre Perfonen, und 
in ihren Privatangelcgenbeiten, keinen Anſeruch madıen. 

$. 51. Die innern Angelegenheiten ciner Korporation werden durch Berathſchlagun⸗ 
gen und Schlüffe der Mitglieber angeorbnet. 

$. 02. Bei gewöhnlichen Borfällen, und in den ein Kür allemal hayı Keftimmten 
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Ber ſammlungen, entfcheibet der Schluß der in diefer Verſammlung gegenwärtigen Mit: 
glieber. 

5. 59. Bei außerorbentlichen Vorfällen, deren Verhandlung in ben Stiftungsgefegen 
den orbinairen Verſammlungen nicht beigelegt ift, müſſen fammtliche Mitglieder aus⸗ 
druͤcklich eingeladen werben. 

8. 54. ft bei ber Einladung zu folhen außerorbentlichen Verfammlungen zugleich 
der Gegenfland ber Berathichlagung angezeigt worden: fo koͤnnen bie erfcheinenden 
Mitglieder, ohne Küdficht auf ihre Anzahl, einen gültigen Schluß abfaffen. 

$. 55. Iſt aber eine foldye ausbrüdtiche Bekanntmachung des Gegenftandes ber Be: 
zatäfchlagung nicht en fo müſſen wenigftens zwei Drittel der Mitglieder gegens 
wärtig fein, wenn ein Schluß zu Stande kommen foll. 

8. 56. Iſt die Einladung nicht gehörig gefchehen, ober in dem Falle bes $. 55. nicht 
die erforderliche Anzahl von Mitgliedern gegenwärtig geweſen: fo ift ein dennoch abge: 
faßter Schluß nichtig. 

$. 57. Es ift hinreichend, wenn bie Einladung an dem gewöhnlichen Wohnorte eines 
jeden Mitgliedes, auf die in der ProgeBorbnung vorgefchriebene Art, infinuirt wird. 


$. 58. Mitglieder, welche ihren bisherigen bekannten Aufenthaltsort verändern, ohne 
den Borftehern der Korporation Nachricht zu geben, wo fie anzutreffen find, ift die Kor: 
poration befonders einzuladen nicht ſchuldig. 

$. 59. Eben das gilt wegen folder Mitglieder, bie ihren Wohnſitz aus der Provinz 
verlegen, ohne der Korporation einen Bevollmächtigten anzuzeigen, an welchen bie Eins 
labung in vorkommenden Faͤllen gerichtet werben Tolle. 
ei 8 Abweſende Mitglieber koͤnnen ben Verſammlungen auch durch Bevollmaͤchtigte 

wohnen. 

$. 61. Dergleichen Vollmacht kann aber nur einem Mitgliede der Korporation aufges 
fragen werben. _ 

* Die Schluͤſſe der Geſellſchaft werden nad) ber Mehrheit der Stimmen abs 

gefaßt. 
$. 63. Bei vorhandener Stimmengleichheit gebührt die Entfcheidung derjenigen Bes 
hoͤrde, der es ſelbſt zulommt, bie Schlüffe der Korporation zu beftätigen. 


$. 64. Zu neuen Beiträgen, bie weber in ber Stiftungsverfaffung, noch in den allges 
en Geſetzen des Staats gegründet find, ift die Einwilligung aller Mitglieder erfors 

erlich. 

6. 65. Sind jeboch dergleichen Anlagen zur Erfüllung des Zwecks der Korporation, 
oder einer von ihr vorhin fchon rechtsgültig übernommenen Verbindlichkeit nothwendig: 
fo muß auch in dergleichen Angelegenheiten bie geringere Zahl der Mehrheit der Stims 
men fich unterwerfen. 

$. 66. In keinem Kalle fönnen neue Anlagen ohne Vorwiſſen und Genehmigung bes 
Staats gemacht werben. 

$. 67. Was von neuen Beiträgen vororbnet ift, gilt auch von Erhöhung ber bisher 
nur gewöhnlichen. 

$. 68. Geſellſchaftliche Rechte, welche nicht ſaͤmmlichen Mitgliedern, fondern nur 
Einem oder dem Anbern unter ihnen, ald Mitglieder, zulommen, können benfelbeu, 
wider ihren Willen, durch die bloße Stimmenmehrheit nicht genommen, ober einges 
ſchraͤnkt werben. 

$. 89. Eben das gilt, wenn nicht allen, fonbern nur Einem ober etlichen Mitgliedern, 
neue Laften ober Verbindlichkeiten aufgelegt werden follen. 

$. 70. Auch die Verwaltung und Nutzung bes ber Korporation zuftehenden gemeins 
ſchaftlichen Vermögens wird durch Schlüffe der Korporation angeordnet. 

$. 71. Die Berwendnng muß zur Beförderung des gemeinfchaftlichen Beſten ber Ge⸗ 
fellfchaft, und zur Erreichung ihres Endzwecks gefchehen. 

8. 72. Derjenige Theil des Befellichaftsvermögens, wovon bie Nusungen für bie 
einzelnen Mitglieder beftimmt find, muß nad) den Rechten bes gemeinfamen Eigenthbums 
behandelt werben. (Th. 1. Zit. 17. Abfchn. 1.) 

$. 73. Die Korporation ift nicht befugt, von demjenigen, was ein Mitalied, oder auch 
ein Kremer, ihr zu einem gewiffen beftimmten Zwecke zugewenbet hat, ohne beffen Ges 
nehmigung einen andern Gebrauch zu maden. 

8. 74. In wiefern aber bei veränderter Umſtaͤnden der Staat, nad dem Ableben 
des Stifters, der Stiftung eine andere Richtung geben könne, iſt nach dem $. 103 
vorkommenden Grunbfage zu beurtheilen. 

. 75. In allen Fällen, wo dergleichen Verfügung getroffen werben foll, muß bie noch 
beftehende Korporation mit ihrem Gutachten zuodrderit darüber vernommen, UHR Un 
diefem Gutachten, ohne überwiegende Gründe, nicht abgewidgen werhtn. 
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8. 76. Auch von den zur Erreichung bes Zwecks einer ſolchen Stiftung vorgefchriche 
nen Mitteln darf die Korporation eigenmädhtig nicht abgeben. 

$. 77. Der Staat felbft ift, diefe Mittel und Einrichtungen abzuänbern, nur aldbann 
berechtigt, wenn klar erhellet, daß dadurch der Zweck nicht erreicht werben koͤnne, ober 
gar verfehlt werben würbe. 

$. 78. Sind dabei Verordnungen zu Gunften gewifler beſtimmter Perfonen gemacht: 
fo ann davon, ohne bie Einwilligung oder volftändige Entſchaͤdigung folcher Perfonen, 
nicht abgegangen werben. ' " 

$. 79. Sit in dem Falle, wenn die Einrichtungen des Stifters nicht buchftäblich bee 
folgt würden, einem Dritten ein Recht auf bie zur Stiftung gewidmete Sache ober 
Summe beigelegt: fo findet eine Aenderung ohne die Zuziehung ober Einwilligung bie: 
fes Dritten nicht Statt. 

8.80. Werben die von bem Stifter gemachten Einrichtungen fchon zu der Zeit, ba 
die Stiftung errichtet, und der Korporation aufgetragen worden, zweckwidrig befunden: 
fo muß der Korporation die Annahme einer ſolchen Stiftung nicht geftattet werben. 


2) Ueber die von den vorftehenden Geſetzen abweichende Obfervanz 
der Suden bei VBertheilung ihrer Gemeindebebürfniffe ſpricht fih das nad 
folgende Gutachten des Vice-Ober-Land-Rabbiners Weyl v. 16. Mai 
1815 aus: 


a) Requifitiondfchreiben des Magiſtrats zu Schievelbein, 

Die biefige Gemeinde mofaifcher Religion bat einftimmig zur Regulirung ihrer An 
gelegenheiten Vorfteher aus ihrer Mitte, worunter auch einer von denen, die feit dem 
K. &d., die bürgerlichen Verhältniffe der Juden betr , hieher gezogen find, gewählt. 
Diefe Vorfteher haben fich den 30. v. M. mit Zuziehung des unterzeichneten Bürger 
meifter P... verfammelt, um ein jebes Mitglied dieſer Gemeinde zu ſchaͤtzen, bamit bie 
nöthigen Ausgaben für das künftige halbe Zahr beftritten, und aud ber Schulmeifter 
und Koller beköftiget werden Fann. Denen Vorftehern wird hierdurch das Zeugniß ge: 
geben, daß bie Kb häsung auf jehr billig ruhenden Grundfägen geſchehen iſt. Es giebt 
aber in diefer Gemeinde zwei oder drei eingelne Mitglieder, bie ea dem, von den Bor: 
ftehern auf Pflicht und Gewiffen abgefaßten Beichluffe, aus Neigung zum Widerfprude, 
wiberfegen wollen, obgleich Unterzeichneter ſowohl als die Vorſteher vollkommen über 
zeugt find, daß feinem Einzigen zu viel gefchehen ift, fondern blos das allgemeine Wohl 
bezwedt worden. Hauptſaͤchlich ift darauf gefehen worden, daß ein tüchtiges Gubjekt 
zum Unterricht der Juden im Judenthum, zum Vorlefen und Vorfingen in der Gyna⸗ 
goge und zum Schädhten engagirt worden; diefes Subjett muß aber auch von der. gan 
zen Gemeinde, ba kein anderer Fond dazu ba ijt, natürlich beföftiget und befolbet wer 
den. Es giebt in diefer Gemeinde zwar einzelne Mitglieder, bie die mehreften Kinber 
zur Schule ſchicken, allein aber auch fehr arm find, dieſe müffen doch wohl von ben 
Andern, wie es Pflicht ift, Übertragen werben; allein, wie gefagt, es giebt einige, bie 
biefee nicht beberzigen, und dem von ben Vorftehern abgefaßten Beichluffe nicht ge 
nügen wollen. 

Em. Hochehrwürden wird daher ganz gehorfamft erfucht, dem unterzeichneten 
ftrat mit umgehender Poft gefälligft anzuzeigen, ob einzelne Mitglieder der Gemeinbe 
dem Beſchuſſe der Vorfteher nicht aud) in Berlin und andern Orten, wo Jgraeliten 
wohnen, willig unterwerfen müffens denn von einem Armen mehr zu nehmen, als d 
feine Kräfte erlauben, würde ja offenbar Sünde fein. Sogar haben fich die wiberipew 
fligen Mitglieder geäußert, einen feparaten Schächter zu halten und fich von der Ge 
meinde loszureißen, oo 

Sobald mir Ew. Hochehrwärben Ihr Gutachten über biefe Gegenftände gegeben he 
ben werden, wird der unterzeichnete Magiftrat die Vorfteher ber Gemeinbe bei einer jeben 
Sache, die auf Billigkeit berubet, zu vertreten wiffen, 

Scievelbein, den 2. Mai 1815. Der Magiftrat. 


An den Vice-Ober:Land-Rabbiner Herrn Meyer Simon Weyl in Berlin. 


b) Gutachtliched Antwortfchreiben des Vice» Ober - Landrabbiners. 


Auf Ew. 10. mir fehr geehrtes Schreiben v..9. d. M. in Betreff der von einzelnen 
Mitgliedern der dortigen mofaifchen Gemeinde, gegen die von den Vorftehern ihnen auf 
erlegte Laften gemachten Widerfprüche, erwiebere ich ergebenft Folgendes: " 

Im Allgemeinen ift es Ritualgefes, und war auch ſtets Obfervanz, bag bie Armen in 
einer israelitifchen Gemeinde nicht nur von allen Beiträgen befreit, fondern die Bebürf 
tigen noch unterftügt werden. Um aber wiflen zu Zönnen, wer in einem Heinen 

sermögend ober unvermögend tft, wurde fonft, und vor Emanirung bes Edikts v. 
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Erkennet der I. Senat ze, den Akten gemäß für Recht: 
daß formalia appellationis richtig, und in der Sache felbft sententia a qua be8 
K. Landgerichts in M. de publieato db. 6. Nov. 1829 lediglich zu beftätigen, unb 
Appellant in Zragung und respective Erftattung ber Koften der zweiten Inſtanz, 
fo wie in @rlegung einer Succumbenzftrafe von 4 Rthlr. zu verurtheilen. 


V. R. W. 


Gruͤnde. 


Appelant iſt verurtheilt, vom Aug. 1826 ab, bis zum Tage, mo er aufhört Mitglied 
der klagenden Gemeinde zu fein, einen jährlichen Beitrag von 10 Rthlr. zur Beftreitung 
ber Gemeindeausgaben zu bezahlen. 

Er glaubt ſich dazu nicht verpflichtet, weil 

1. nach feiner Behauptung in M. keine Sudengemeinde exiſtirt. Dies iſt unridtig, 
denn Ausweis der Alten des Magiftrats in M. hat die dortige Jubenfchaft eine 
Synagoge und einen Kirchhof, befoldet einen jübifchen Schulleheer und Schächte, 
wählt fi) einen Vorfteher, der vom Magiftrate beftätigt wird. Diefe Umftänbe beweis 
fen hinlänglid) die Eriftenz einer jüdifchen Gemeinde. Darauf aber, ob dieſe Gemeinde 
Schriftliche Statuten befigt und ob biefe vom Staate beftätigt find, kommt es bei ber 
Frage: ob eine jüdiſche Gemeinde criftirt? nicht an. 

2. Er behauptet, nicht Mitglied der Gemeinde gu fein. Dies ift ebenfalls unrictig. 
Denn eine Kircyengefellfchaft if nach $. 11. Zit. 11. Th. 2 des A. L. R. eine Religionk 
Geſellſchaft, welche fich zur dffentlichen Feier des Gottesdienftes verbunden hat. So 
wie jeder riftlihe Einwohner eines Ortes ein Mitglied derjenigen Kirchengemeinde 
wird, in welcher er feinen Wohnſitz auffchlägt, fo wird auch ber jüdifche Staatäbtrge, 
welcher in einer Stadt feinen Wohnfig wählt, Mitglied der dort befindlichen Zubms 
gemeinde, denn das Generalprivilegium für die Zudenfhaft in Preußen v. 17. April 
1750 verordnet im 8. 81: 

„Bir wollen auch fernerhin, daß bie fämmtlichen in unfern Städten wohnenden 
Schutzjuden in Religionsfachen es mit der ganzen jüdifchen Gemeinde halten und keiner 
davon ausgeſchloſſen, noch die geringſte Trennung verſtattet werden ſoll. 

Appellant bekennt ſich zum moſaiſchen Glauben, und hat ſich als Kaufmann in fi. 
ſeit 1826 niedergelaſſen. Iſt er ſchon hierdurch Mitglied der dortigen Gemeinde gewor⸗ 
den, To bat er außerdem feinen Eintritt in die Gemeinde dadurch ausdruͤcklich erklaͤrt: 
daß er gefländigermaßen am Gottesbienfte in der Synagoge Theil genommen, ja fogar 
im Jahre 1828 und 1829 einen eigenen Plag in der Synagoge gemiethet hat. Au 
bat ihn der Magiftrat zu allen Verhandlungen Uber Angelegenheiten ber jüdifchen Ge 
meinde vorgelaben. 

Appellant behauptet, daß er fi) von der juͤdiſchen Gemeinde Iosgefagt habe, und be 
zieht fi auf die Verhandlung v. 26. Okt. 1826 in den Magiftratsatten, in denen ® 
bei Regulirung der Beiträge zu ben Koften ber neuerbeuten Synagoge erlärt hat: 

daß ein unverheiratheter Mann nicht zugezogen werde. Es fpringt in bie A 
daß dieſe Erklärung nit den Willen, aus der Gemeinde auszufcheiden, fonbern em 
Widerſpruch, bei den Verhandlungen zugezogen zu werben, enthält. 

Nach $. 110, Tit. 11. Th. II. des A. L. R. müffen weltliche Mitglieder ber Kirchen 
gefeniaaft, fo Lange fie folche bleiben, zur Unterhaltung der Kirchenanftalten, nad ba 

erfaffungen der Geſellſchaft, beitragen. V 

Appellant will nur um deshalb von jedem Beitrage befreit fein, weil er unwerheirathet 
iſt. Er bezieht ſich auf das Atteft der Worfteher ber israelitifchen Gemeinde in Gi 
v. 16. Nov. 1829, nad) welchem 0 

bisher bei der ißraelitifchen Gemeinde in Elbing der Gebrauch noch nicht eingeiie 
ift, von unverheiratheten Männern zum Bebarfe der jährlichen Ausgaben ber- 
meinde eine Beiſteuer gu erheben, 

Allein mit Recht wendet bie Appellatin ein, daß dies Atteſt über die Verhältniſſe de 
jübifchen Gemeinde in M. nichts enthalte. ie beftreitet, daß bei ihr dieſer Gebraud 
eriftirt, und da nun nirgends in den Gefegen ein Unterfchied zwifchen verbeirathetm 
und unverheiratheten Mitgliedern jüdifher Gemeinden in Beziehung auf ihre Verpflids 
tung zu Beiträgen gemacht ift, fo muß das Verlangen des Appellanten als unbegründt! 
zurückgewiefen werben. 

Was nun das Quantum bes geforderten ‚Beitrages betrifft, To hat bie Appellaiin nidt 
nur den Betrag der jährlichen Ausgaben, ſondern auch da8 Quantum des jährliden 
Beitrages ber Übrigen Gemeindeglieder von 60, 40 und 20 Rthlr. angegeben und be⸗ 
hauptet, daß der dem Appellanten durch einen münblichen Beſchluß der Gemeinbemtt- 
— 2 — quferlegte Beitrag von 10 Rthlr. feinen Verhaͤltniſſen als Kaufmann ange 

meijen Tel: . 
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Der K. Reg. wird auf ben Ber. v. 30. v. M. eröffnet, daß bie Krage: ob juͤdiſch 
Berwaltungsbeamte als mittelbare Staatsbiener anzufehen? fchon früher zwiſchen ber 
Min. des I. und der Juſtiz zur Verhandlung gefommen, und, wie die in Abfchrift bei: 
folgende, an die Verwaltungs-Beamten der Zuden: Korporation zu N. ergangene: Be 
ſcheidung v. 19. Mai 1840 (Anl. a.) ergiebt, übereinfiimmend verneinen» beantworte 
worben iſt. Hiernach hat daher die K. Reg. audy Shrerfeits zu verfahren. 

Berlin, den 27. Mai 1842, ’ 

Minifterium des Innern, Erfte Abtheilung. v. Mebing 


a. 


Bei Rückgabe der Anlagen der Eingabe v. 23. März d. 3, wird den Verwaltungs 
Beamten der ifraelitifchen Korporation zu N. eröffnet, daß Ihre Beſchwerde gegen bie 
Verfügungen des K. Lands und Stadtgerichts zu Oſtrowo und des DO. L. ©. zu Poſen 
al8 unbegründet zurücdgewiefen werben muß. Dieſe Serfügungen orünben ſich Mi 
daß die Bittfteller als öffentliche Beamte nicht angefehen werben können. Hiermit kann 
fo wie der Herr Staatsminifter v. Rochow, mid) nur einverftanben erklären. Unb baren 
folgt, daß denfelben auch das Recht nicht zuftehen Eann, bei Beleidigungen in Ausäbum 
ihrer Funktion auf fiöfalifche Unterfuhung anzutragen. 8 bleibt denfelben vielmeht 
nur überlaffen, ihre Genugthuung im Wege des gewöhnlichen Injurien-VProzeſſes p 


ſuchen. Berlin, den 19. Mai 1840, 
Der Juſtiz-⸗Miniſter. Mühler. 
An die Verwaltungsbeamten der ifraelitifchen Korporation zu NR. 
und Abjchrift an das Königl. O. L. G. zu Pofen zur Nachricht. 
(V. M. Bl. 1842, ©. 187.) 


B. Die Vorſteher oder Aelteften der jüdifhen Religionsgeſellſchafti). 

Allgemeine Normen über die Wahl und den Wirkungskreis der Juden 
älteften find nicht vorhanden. Im Beziehung auf Berlin beftimmte für 
frühere Zeiten hierüber die Nefol. v. 18. Sunt 17502). So wenig dieſe 
jedoch, ald die fpätere Inſtruktion, ded Verhaltens der Aelteften und Bor 
fteber der Sudenfchaft zu Berlin v. 28. März, 17553) ift zur Zeit noch von 
Intereſſe, da fich diefelten auf dad General» Suden : Privilegium von 17% 
beziehen, welches die Sudenfchaften ald Korporationen voraudfegt. Dage 
gen ergiebt fich der Wirkungskreis der gegenwärtigen Judenälteſten aud ten 
folgenden Schreiben: 


1) Schreiben der Königl. Polizei» Intendantur zu Berlin an ben Bir 
Ober⸗Landrabbiner Meyer Simon Weyl daſelbſt. 


Es find zu Frankfurt an der Oder Judenaͤlteſte gewählt worden, dieſe wuͤnſchen ein 
Inſtruktion über dieihnen obliegenden Pflihten und Befugniffe zu haben. Das Pali 
zei-Direktorium hat mid) in diefer Beziehung um Auskunft erſucht, ob und welche I 
ftrußtionen für die biefigen gubrnälteften eriftiren. Ich erfuche Sie daher, mir ba 
lichſt über diefe Angelegenheit das Erforderliche und eventualiter die eriftirende Ir 
ſtruktion abſchriftlich mitzutheilen. Berlin, den 14. San. 1817. 


Antwortfchreiben ded VBice-Ober-Landrabbinere. ' 
Em. Königl. Wohllöbl. Polizeis-Intendantur erwiedere ich hiermit auf beffen geehrted 
Anichreiben v. 14. db. M. wie folgt: 
Die Funktion der hiefigen Aelteften beftehet darin, 
4) die Kinanzs Angelegenheiten der Gemeinde, in fofern ſolche den kirchlichen Bereit 
' betreffen, zu verwalten, die Einnahmen und Ausgaben, welche beibe nach feftfleher 
ben Prinzipien beftritten werben, durch Rendanten und Vorfteher beforgen zu laffen! 
2) die Verordnungen, welche die Synagoge betreffen, um die herftömmlichen Ann 
en aufrecht zu erhalten, unter ihrer obern Leitung refp. zu erlaſſen und zu wo 
anlaflenz 
8) bi Oberaufficht über die von der Kommuhe unmittelbar zu unterhaltenden Arm 


ftalten ; 
4) die Extheilung ihrer (ber) Genehmigung zu ben Aufgeboten in ber Synagoges 





1) Bergl. auch bie einzelnen Abſchnitte ber zweiten Abtheilung. 
2) Heinemann I. ©, 369, 1% theilung 


#) ‚Heinemann I, ©, 364, und 369, datirt fie irrthuͤmlich von 1655. 
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Bei naͤherer Vernehmung des N..g hat derſelbe das refigionswibrige Betragen de 
Hrn Bern. dad Nähere dahin angegeben: BE 
ee habe vor kürzer Zeit auf einer Auktion am Sonnabend Sachen gekauft, auch an 
Sonnabend Karten gefptelt und Tabak geraucht. : 
Die Gemeinde hat bei ihrer Bernehmung behauptet, der I..g habe drei Borfänger ver 
langt, das fei ihr zu theuer gewefen, und darum habe fie gewollt, daß I..g und Bi«. 
J... das Worfingen verrichteten, und nur zur langen Nacht noch ein Vorſaͤnger ange 
nommen werden follte. Die Wahrheit diefer Behauptung hat der 3..g jedoch nicht ein: 
umt. .! 
Der Den. J... hat bei feiner Vernehmung bie ihm vom J. g gemachten Beſchuldi⸗ 
ungen wegen feines religionswibrigen Betragens zugeftanden, hat aber wieberum ben 
—* befchuldigt, daß er vor ungefähr 17 Jahren bei dem Bräuer Hanſche ein Schmalz 
brod gegeflen Babe, und vor etwa zwei Jahren beim Gaftwirth Riefenſthal an Atem 
Sonnabend mit Licht durch den Saal gegangen fei. 
Der 3..9 hat dem wiberfprochen, und ſich bie Abhörung ber genannten Perfonen ger 
fallen laffen, die aber, wenn die Vernehmung wirklich erfolgte, ſchwerlich davon noch et⸗ 
ae willen würden, inbem dergleichen Wergehen den Chriften nicht genug auffallek 
nnen. 
Die ganze Sache ſcheint ſich nach unſerm Urtheil um die Fragen zu drehen: 
1) ob dem J..g als Vorſteher der jüdiſchen Gemeinde auch die Veranſtaltungen bes 
a obtiegen, und ob die Gemeinde verpflichtet iſt, den Anordnungen be 
.g zu folgen 
2) ob die dem Der. Be. zur Laft gelegten, und von ihm eingeräumten Religkontber 
ea ihn F Berrichtung ber kirchlichen Geſchaͤfte, und in Specie bes Vorſingent 
unfähig machen 
Es betreffen diefe Fragen den jüdifchen Kultus; wir haben daher den Streit nicht 
enticheiden wollen, und erfuchen Sie demzufolge ganz ergebenft - 
ung gefälligft davon zu unterrichten, was in dieſer Sache nach jübifchen Keligiont⸗ 
Gefegen Rechtens fei, . 
damit wir in diefen und ähnlichen Faͤllen diejenigen hiefigen jübifchen Gemeinbegtieber, 
welche fich der Ordnung widerfegen, zurechtweifen können. Bu 
Bei diefer Gelegenheit erfuchen wir zugleich um gefälligfte Auskunft, unter welche 
Bedingungen ed einem hiefigen Juden erlaubt ift, nicht mit der hiefigen Gemeinde, bi 
dern mit einer auswärtigen zu halten, damit wir Streitigkeiten, die wegen ihrer ® 
tragspflichtigkeit zu biefigen Gemeinde⸗Ausgaben entftehen, darnach beurtbeilen können. 
Spandom, den 10. Dec. 1819. Der Magiftrat,. 
An den Ober:Landrabbiner Herrn Weyl Hochehrwürden zu Berlin. 


Antwortfchreiben ded Vice. Ober⸗Landrabbiners. 

Einem Hochedlen Magiftrat zu Spandau erwiebere ich hiermit auf Dero —5 — 
—E v. 10. Dec. v. J. in Betreff der Zwiſtigkeiten der dortigen juͤdiſchen, 
meinde, da BE 

ad 1. fo obliegen allerdings die Weranflaltungen des GBottesbienftes dem Vorſteher, 
und müffen feine deöfallfigen Anordnungen, wenn nicht die Mehrheit der Gemeinde⸗ 
Stimmen, und zwar ohne den Gefegen zu widerfprechen, dagegen ift, befolgt merken. 

ad 2. So ift der Hu... I...., da er die ihm zur Laft gelegten Religionsvergehen, unb 
befonders ber öffentlichen Entweihung bes Sabbaths eingeräumt hat, und, wie 
ſcheint, nicht laͤugnen konnte, nad) jüdifchen Gefegen zur Verrichtung bes Vorbeten 
jo lange unfähig, bis er die Vergehen bereuet, ſolche nicht wiederholt zu *8 
verſpricht und eine ihm auferlegte Buße überflanden hat, welches aber er 
Dee Su, wie ich hier ausdrücküch bemerke, bis jest nicht geſchehen iſt. 

Was Übrigens die Abfonderung eined Gemeinde-Mitgliedes, um es mit einer aukwon 
tigen Gemeinde zu halten, betrifft, fo ift dieſes, ohne rechtlichen Grund, ben jüdiſchen Bes 
fegen gemäß unerlaubt. Berlin, den 7. März 1820. a 


C. Die Rabbiner. 
1) Ihre Wahl, Konfirmation, Stellung zum Staate und 
zur —— im uigemeinen, ch ar 
Hierüber fprechen ie folgenden R. aus, welche ſich größtentheild 
I auf die übrigen Gerieinde-Bedniten beziehen. gröhttenth 
a) R. des K. Min. des I. (Köhler) v. 24. April 1821 an die K. Reg. 
zu Bromberg. Beryältniffe der iüdifchen Rabbiner und fonfligen Syna⸗ 
gogendiener. 
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in den ihnen zu übertragenden Aemtern bem Gemeinweſen Gefahr drohen, ober zu aͤrger⸗ 
lichen Auftritten Anlaß geben könnte. (Ann. VIE. ©. 848.) 


d) R. deffelben Min. (Köhler) v. 24. Juli 1823 über denfelben Gegen» 


fland an diefelbe Behörde. 

Die K. Reg. wird in Befcheidung auf ben Ber. v. 4. d. M., betr. bie Grängen bes 
Ihr zuftehenden Oberaufſichtsrechts in Angelegenheiten des juͤdiſchen Gemeindeweſens 
Nachſtehendes bei Ruͤckſendung ber urfhriftlichen Beilagen zu ertennen gegeben. 

Unter den Juden befteht keine politifche, fondern bloß eine kirchliche Verbindung. 218 
Kirchen⸗Geſellſchaft betrachtet gehören Judenſchaften aber zu den bloß gebuibeten, 
und genießen mithin nad ber Vorſchrift des Allg. Landrechts Thl. I. zit, Al, 
8. 20. nur die Befugniffe erlaubter Privat: Gefellfhaften (Zit. VI. 88. 11. und ff.) 
Die K. Reg. hat fi) demnach in die Gemeinde Angelegenheiten der Juden überall mer 
in fofeen einzumifchen, und Ihren Unterbehörben die Einmiſchung in felbige zu geflatten, 
als folches in Anfehung der Angelegenheiten erlaubter Privat⸗-Geſellſchaften nad) den 
Beflimmungen des A. &, R. zuläffig, oder aber aus polizeilichen Ruckſichten nothwenbdig 
erſcheint. (Ann. VII. ©. 322.) 


e) R. des Min. der G., U. und M. Ang. und des J. (v. Altenflein, Ki 
ler) v. 10. Nov. 1823 über denfelben Gegenftand an diefelbe Behörde. 

Die Anfichten, welche die K. Reg. in Ihrem Ber. v. 13. Zuli v. 3. bezüglich auf bie 
kirchlichen Angelegenheiten ber Juden entwidelt hat, können nicht genehmigt werben. 

Im Allgemeinen ift ftetö der Geſichtspunkt feftzuhalten, daß Juden⸗Gemeinden nidt 
zu den vom Staate ausdrüdlich aufgenommenen Religions s Gefellfchaften, welche als 
folhe die Rechte privilegirter Korporationen genießen (A. 2. R. Thl. II. Zit. 11. $1 
zu zählen, fondern bloß als gebuldete Geſellſchaften anzufehen find. (Ibidem $. 20. 
Bon diefem Gefihtöpuntte ausgehend wird die K. Reg. fich Überzeugen, daß bie Wers 
hältniffe der jüdifchen Religions-Gefellfhaften überall nicht nach der für chriſtliche Kir 
hen und für die bei denfelben angeftellten Geiftlihen gegebenen Geſetzes⸗Vorſchriften 
beurtheilt werben können. . 

Dies vorausgefchickt wird ber K. Reg. in Anfehung ber einzelnen Gegenftänbe, wovon 
5 Ihrem vorerwähnten Berichte gehandelt worden, zur Nachachtung Folgendes er 

net. 

Wie es rückſichtlich des Aufgebotes und der Trauung bei juͤdiſchen Ehen zu halten iſt, 
ergiebt ſich ganz unzweideutig aus dem $. 25 des Ed. v. 11. März 1812. Nach den 
Beftimmungen diefes $., welcher die Anwendbarkeit aller Vorfchriften bes A. L. R. in 
Betreff der bei der Abfchließung chriftlicher Ehen zu beobachtenden Förmlichkeiten auf 
jübifche Ehen gänzlich ausfchließt, ift fich allein zu achten. Insbeſondere kann nicht bie 
Rede davon fein, die Vorfchriften im 2. Theile 1. Zitel, welche Parochial-Werbältuiffe, 
ingleichen die Rechte und Verpflichtungen hriftlicher Pfarrer, bezüglich auf das Aufge 
bot und die Trauung bei hriftlichen Ehen betreffend, auf Suben anzuwenden. 

Der Staats:Behörbe muß es genügen, fich davon zu verfichern, daß Ehen unter Je 
den nicht ohne vorgängige Bekanntmachung in der Synagoge (welche die Stelle bei 
Aufgebotes verfritt), und daß fie mittelft des Zufammentritts unter dem Zraublumd, 
verbunden mit dem feierlichen Anſtecken des Ringes (anftatt der Trauung) — 
werden. Im Uebrigen hat ſie ſich darum, wer die Bekanntmachung in der Syn 
verrichtet, in welcher Form fie vorgenommen, und was etwa fonft bei der bie Sielle ber 
Zrauung vertretenden Körmlichkeit beobachtet wird, nicht zu befümmern. 

Daß es zu dem Abfchluffe jüdifcher Ehen eines Rabbiners gar nicht bebarf, und mal 
überhaupt von dem Einfluffe und den Gefchäften der Rabbiner zu halten ift, hieräbe 


ift die K. Reg. burch die R. des Wein. bes 3. v. 14. Febr. und v. 14. März c. a. Hin |. 


laͤnglich befchieden, weshalb darauf lediglich verwieſen wird. Aus biefen R. wid 
ſich überzeugt haben, daß die Juden⸗Rabbiner nicht fo angefehen werben bürfen, als 
ten fie in Anfehung des jüdifchen Kirchenwefens diejenigen Werpflichtungen auf 
welche das A. L. R. den chriftlichen Pfarrern auflegte 

Uebrigens hat die von der K. Reg. bei diefer Gelegenheit zu erkennen gegebene Unbe 
kanntſchaft mit den, in der Verordnung des verftorbenen Staatskanzlers v. 25. Al 
1812 posit. 4. enthaltenen beftimmten Vorfchriften wegen Führung der (bie Stelle ba 
Kirchenbuͤcher bei den chriſtlichen Gemeinden vertretenden) Werzeichniffe von Geburts 
Heiraths⸗ und Sterbefällen bei den Juden befremden müffen. Indem die K. Reg. au 
dieſe Borfchriften aufmerffam gemacht und angemwiefen wird, fi) darnach genau zu ady 
ten, glauben wir, bezüglich auf die Aeußerungen am Schluffe Ihres Berichtes wegen de 
von Ihr noch nicht beftätigten Rabbiners, auf die oben angeführten R. bes Din. bei 
J. v. 14. Febr, und v. 14. März v. 3. Bezug nehmen zu Eönnen. 

(nn. VII, Heft 4. Nr. 63.) 
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Zwecke von dem Inſtruenten zu ertheilenden Inftruftion, auf welche Punkte 
ſich das Gutachten zu erſtrecken babe, abzugeben). 
bb) Daß die Rabbiner aus ber Zeit vor 1812 noch Erbedlegitimationt· 
Attefte audſtellen können, bemerkt bad R. des Kammergerichts dv. 18. Sept. 
1815 an dad Stadtgericht zu Berlin. 
Dem X. Stadtgericht remitticen wir bie mit bem Ber. v. 28. v. M. eingereichten Dos 
Tumente in ber A—chen Hypothelenſache und eröffnen ihm babei: 
Der Vice:Oberlanbrabbiner und bie Affefloren find allerdings berechtiget, noch jept, 
auf ben Grund ber bei ihnen vor dem Ed. v. 1812 verfanbeiten thetliige⸗ 
Alten, Legitimations⸗Atteſte auszuftellen, ba fie ſich im Beſihe ber Aften 
und brauchen bie Erben fid nicht auf einen nohmaligen Nachweis ihres 
zur Erlangung eines Legitimations-Xtteftes Geitend des Kammergetichts einzu 
laffen, dagegen müffen die Verhandlungen, wodurch Erbtheile cebirt und aufgege: 
ben find, in ber Ausfertigung vorgelegt und verlautbart werden. 
(Heinemann I, ©. 376.) 


- d) In Anfehung ihrer Remuneration für Offizialaffiftenz bei abzuleifer " 
ben Eiden bemerkt J J 

aa) das R. des Juſt. Min. v. 6. Mai 1833 an das K. D. 8. Ger 
Ratibor. j 

Dem K. O. 2. ©. wird auf den Bericht v. 23. v. M. zum Beſcheide de 
Rabbiner und auf pen Bei je nach en art er n — 
eines Judeneides zugezogen werben müffen, ald Beamte einer bloß gebulbeten Keligier⸗ 


Geſeliſchaft, 

5. 20. Tit. 11. Thl. 2. des U, R., 
nicht zu den Staatsbeamten gehören. Sie haben daher auch in dieſer Bi bir 
Verpflichtung, ben Aufforberungen der @erichte zu genügen, wenn ihnen nicht ve 
Sporteltare ausgefegte Entfhädigung für bie ihnen durch Abnahme eines Jadencdei 
allemal entftehende Verfäumniß gewährt wird. N 

Der Zuftizminifter hat baher ſchon bei anderer Gelegenheit nachgegeben, dag Bu J 
Verſaumniß⸗ Koſten in unvermoͤgenden Unterſuchungsſachen, gleich andern baartu 
lagen, aus dem Criminalfonds entnommen werben duͤrfen. ” 

Auch in armen Prozeßſachen gehören die Gebühren des Rabbiners und bes Juden 
Beglaubten bei Abnahme eines Jubeneibes zu ben baaren Auslagen, welche gleich de 
ben Zeugen zu gerährenben Entfhäbigung, aus ber Salarienkafie bes di “ 
richts entnommen werben müflen. 

Da jedoch in einem ſolchen Falle nur bie niebrigften Säge ber Kid 
Tare bewilligt werben koͤnnen, und es überhaupt nicht angemeſſen iſt, dergleichen‘ 
zen, welche prineipaliter von ben Parteien eingezogen werben müffen, aus der Bali 
kaffe vorzufchießen, fo Können ſolche überhaupt nur dann bezahlt werb: u 

a) wenn fie von ben Parteien zur Salarienkaffe eingezogen, ober vun Koſtenvorſcej 
gedeckt worden, oder J 
b) wenn das Unvermögen ber Parteien, ſolche zu zahlen, feſtſteht. 


bb) Dad R. des Min. des 3. u. d. P. v. 8. Nov. 1838. u 
Auf Ew. Exc. Ber v. 11. v. M. erwiebere ic, bei Rüdfendung ber Anlage . 
ber Vereibung jübifcher Rekruten von einer für ben Rabbiner zu ‚ahrenbin E 
tion gar nicht die Rebe fein kann, da jener Akt eine Offigial«Handlung ift, wi 
dem die öffentliche Funktion übertragen worben, umentgelblic, ve ten muß. 
Alerh. X. D. d. 30. April v. I. (Ann. Jahrg. 1837. ©. 873.) Eann für die biedfällge 
Forderung bes Dber-Rabbiners R. nicht angezogen werben, da fie von N 
in foldhen Angelegenheiten fpricht, in weldyen bie Parteien Gebühren zu entrichten 
Teinestveges aber von unenigeldiich zu verrichtenden Sf Bandiungen. . 
Die K. Reg. bortfelbft mag baher den 2c. N, mit feinem Antrage abweifen, ui 
babei bemerttich machen, ba$ von einem ähnlichen Anfpruche eines anbern Rabbiarct 
jegt bier nichts befannt worden it. (Ann. XXI. ©. 1040.) . 


e) In Anfehung ihrer Abgaben. . 
Es ift bereits oben sub I. gezeigt, daß bie Rabbiner, als ſolche, Beine bes 


»2%6,.9.1.10,5.89. 
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Bon den fonfligen Mitgliedern der jüdiſchen Religiond« 
Sefellfchaft. | 


Von den Rechten und Pflichten derfelben handeln bie folgenden 85. 27. 
bis 31 und 108—112. it. 11. Thl. II. des A. L. R. 

8.27. Sowohl oͤffentlich aufgenommene, als bloß geduldete Religions⸗ und Kirchen: 

eſellſchaften muͤſſen ſich in allen Angelegenheiten, bie fie mit andern bürgerlichen Geſell⸗ 
Ächaften gemein haben, nad) ben Gefegen bes Staats richten. - 

$. 28. Diefen Gelesen find auch die Obern und bie einzelnen Mitglieder in allen Bors 
fällen des bürgerlichen Lebens unterworfen. 

8. 20. Soll denfelben wegen ihrer Religionsmeinungen eine Ausnahme von Kewiften 
ade I ftatten kommen, fo muß dergleichen Ausnahme vom Staate ausdruͤcklich zu 
gelaflen fein. 

$. 30. Iſt diefes nicht gefchehen, fo Tann zwar ber Anhänger einer ſolchen Religionds 

‚meinung etwas gegen feine Ueberzeugung zu thun nicht gezwungen werben. 
. 8, 31. Er muß aber die nachtheiligen Folgen, welche die Gefege mit ihrer unterlaffes 
nen Beobachtung verbinden, ſich gefallen laflen. 

$. 108. Die weltlichen Mitglieder einer Kirchengefellfhaft haben das Recht, fi der 
Anftakten der Gefellfchaft zu ihren Religionshandlungen Kir bedienen. 

$. 109. Sie müffen ſich aber dabei ben bei dieſer Geſellſchaft eingeführten Ordnungen 
und Verfaffungen unterwerfen. 

$. 110. So lange fie Mitglieder der Geſellſchaft bleiben, müffen fie zur Ünterhaktung 
ber Kirchenanftalten nad) den Verfaffungen der Gefellfchaft beitragen. 

$. 111. Nur ber Staat kann beftimmen, zu welcher ber verſchiedenen Kirchengemeis 
den feiner eigenen Religiondpartei jeder Einwohner als ein beitragendes Mitglied ges 
technet werben foll, " 

$. 112. Auch ift der Staat berechtigt, jedem Einwohner zur Beobachtung fo 
äußern Kirchengebräuche unb Einrichtungen derjenigen Keligionspartei, zu ber er 
betennt, in foweit anzuhalten, als bavon vermöge der Gefege die Beſtimmung ober Ge 
wißheit bürgerlicher Rechte abhängt. 


Drittes Kapitel. 
Bon den Gütern und dem Vermögen der jübifchen Kell. 
gions⸗Geſellſchaften. | 
I. 


Bon dem Bermögend:Erwerb Seitens jübifcher Religiond«Gefellfchaften 
im Allgemeinen, 


1) Ueberall, wo bie jüdifche Religionsgeſellſchaft Feine Korporation bir 


det, ift fie als folche nicht fähig, ohne fpeziele Erlaubniß des Staates Ber 
mögen irgend einer Art zu erwerben, fondern ed Bann died nur die Ge 
fammtheit der einzelnen Mitglieder der Geſellſchaft y. Anders verhält ſich 
dies in Betreff derjenigen jüdischen Religionsgefellfchaften, denen, wie bie 
im Großherzogtbum Pofen der Full, die Rechte einer Korporation ausdräk 
lich beigelegt find. Allein auch diefe können Neemögen nicht ohne Ei 
willigung der vorgefeßten Behörde erwerben — L. R. IL 6. $&. 83. — md 
insbefondere find auch fie in Betreff des Erwerbes von Gebäuden zu got⸗ 
teödienftlichen Zufammentünften an die ausdrüdliche Erlaubniß des Staateb 

ebunden. Es beftimmt hierüber ganz allgemein 8. 24. Zit. 11. Thl. I. 


‘ 
.. 


1) 2, R. II. 6. . 13. Dergleichen (erlaubte Privat:) Gefelfchaften koͤnnen als 


ſolche weder Grundſtuͤcke noch Kapitalien auf den Namen der Geſellſchaft erwer⸗ 


ben. BVergl. hierüher Abſchn. X. Erſtes Kap. J. BB. 2. 


| 
| 
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In der angefchloffenen Borftellung v. 10. d. M. befchweren fich bie Worfteher ber 
Audengemeinde zu N. darüber, daß das ꝛc. Gericht daſelbſt, unter Auftimmung bep 
K. O. L. G., fi) weigert, bei dem von ber gebachten Gemeinde mit Ianbesherrliher 
Genehmigung zur Anlegung einer Synagoge erworbenen Grundftüd N. 404 ben Bes 
fistitel für die Judengemeinde als folche zu berechtigen, denfelben vielmehr nur für bie 
einzelnen Mitglieder ber legtern eintragen will. 

Die Beſchwerde erfcheint, unter Vorausfegung der Nichtigkeit des faktifchen Vortra⸗ 
ges, allerdings begrünbet. 

Die dem Ebd. v. 11. März 1812 unterworfenen Zubengemeinden gehören unftreitig 
gu ben gebulbeten Kirchengefellihaften ($. 20. Zit, 11. Thl. II. A. 2. R.). Als folde 
Eönnen fie gottesdienftliche Zufammenkünfte in gewiflen, dazu beflimmten Gebäuden 
balten, das Eigenthum dieſer Gebäude aber nicht ohne befondere Erlaubniß bes Staa⸗ 
tes erwerben ($$. 23 und 24 a. a. D.). Daraus folgt von felbit, daß wenn biefe Er⸗ 
laubniß — wie im vorliegenden Falle geichehen ift — ertheilt worden, das Cigenthum 
der gebachten Gebäude auch nur von der Gefellfhaft als folder, und nicht von 
ben einzelnen Mitgliebern derfelben erworben worben ift, mithin auch ber Befistitel. nur 
für die Gefellfchaft berichtigt werden Tann, da die Befistitelberic) gung nyr zur Kor 
ftatirung des Eigenthumserwerbes dient. Zwar koͤnnen in ber Regel blos erlaubte Ge 
ſellſchaften ats folche keine Grundſtuͤcke auf ven Namen der Sefellfhaft wer 
ben, fonbern die Erwerbung gefhieht nur für ſämmtliche Gefellfchafter und auf deren 
Kamen muß aycch der Befistitel berichtigt werben ($$. 13 und 17. Zit. 6 a. a. O. — 
R.v. 8. San. 1836, Jahrb. Bd. 47. ©. 368). Dazu bebürfen bie Gefellfchafter je 
doch Feiner befonderen Erlaubniß bes Staats, vielmehr ift eine ſolche nur bei Korpore 
tionen erforderlich ($. 83 a. a. D.). Wenn deſſen ungeachtet geduldete Kirchengefell: 
(haften, obgleich fie nur die innen Rechte der Korporationen genießen ($. 14 a. 4. D. 
und $. 20. Zit. 11 a. a. D.), das Eigenthbum der zu gottesdienftlihen Zuſammenkluf⸗ 
ten beflimmten Gebäude nur mit befonderer Erlaubniß des Staates follen erwerben Eins 
nen, fo folgt daraus doch nicht, daß auch ber Erwerb für bie einzelnen Mitglicher von 
ber Erlaubniß des Staates abhängt, vielmehr nur, daß durch die landesherrliche Er 
laubniß ausnahmsweiſe die Gefellfhaft als folche befähigt wird, Grundeigen⸗ 
thum zu erwerben und demgemäß ben Befigtitel für fich berichtigen zu Laffen. Im mt 
gegengefesten Kalle würben nit nur bie gedulbeten Kirchengefellfeaften in Beziehung 
auf den Erwerb von Grunbeigenthum härteren Bedingungen unterworfen fein, als as 
dere erlaubte Gefellfchaften, da bie Mitglieder ber le&tern ohne Erlaubnig bes Staates 
Eigenthum an Grunbftüden erwerben Eönnen, fondern es würden auch bie zu gotiek 
dienftlichen Zwecken beftimmten Grunbftäde als Privateigenthum ber ein; ein 
getrügenen Mitglieder der Gemeinde und demnach als Erekutionsobjekte fr bie Schab⸗ 
den der eingetragenen Beſitzer angefehen werben müffen, was ber Allerh. Orbre v. 38. 
Okt. d. J. (Inf. Min Bl. ©. 340) wiberfprechen würbe. wo 
Hiernach wird das 8. O. L. G. angewiefen, dem ıc. Gericht zu N., wenn ſonſt ken 
Bedenken ent, bie Berichtigung des Beſitztitels dei dem Eingangs gedachten 
Grundſtuͤck N. 204 fuͤr die Judengemeinde daſelbſt aufzugeben. Bu 

Berlin, den 31. Dec. 1840. Der Ju 
Muͤhler. 


An das Koͤnigl. O. 2. ©. zu N. II, 10072, J. 7. Vol. 5, 


Beilage 


Die hiefige jüdifche Gemeinde, deren orfieher wir find, hat mit Genehmigung bei 
Staates bas in hiefiger Stadt belegene Grundſtuͤck Nr. 393 gekauft und zur Sog 
eingerichtet. Eben fo bat fie einen eigenen Begräbnißplas eigenthmtich 
23. beiben Grundftüden ift der Befigtitel auf den Namen ber biefigen Zubengemginkt 
richtigt worden. . 
Diefe Synagoge entfprady nicht mehr dem Beduͤrfniß der Gemeinde, und ed wind 
KH zum Verlauf dieſes Gebäubes und zum Ankauf bes Grundftlds [ 
nachgeſucht. — 
Mittelſt ber Allerh. Kab. Ordre v. 18. Juli 1838 iſt dem Antrage auch deferict m 
ber Gemeinde der Ankauf des Grundſtuͤcks Ar. 404, fo wie die Einrichtung defſelben a 
einer Synagoge und zur Lehrermohnung geftattet worden. u. 
„Der Kaufkontrakt ift in Gefolge diefer Allerh. Genehmigung abgefchloffen und bei 
biefigen Königt. ze. Gericht zur Berichtigung bes Beſitztitels eingereicht wörden. 
Die genannte Behörde verweigert aber die Berichtigung des Befigsiteie aufn By 
men ber Gemeinde, und will benfelben nur auf den Namen ber einzelnen Mig 
derſelben berichtigen. 
Bir ſtellten dem hieſigen etc. Gericht vor, daß von dem Grundſtuͤck Nr. 898 und J— 
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das 2c. Gericht hierſelbſt anzuweiſen, daß es ben Befitztitel von dem in biefiger 
De unter R. 404 beiegenen Grunbftüd auf den Ramen ber Judengemeinde 
ge. 

Sollten Ew. Exellenz aber bie Anficht bes 2c. Gerichts für gerechtfertigt erachten, 
dann bitten wir ehrfurdhtsvoll, uns in Bezug auf bie Synagoge, aus Rück deruns 
bedrohenden Nachtheile, bie Rechte einer Korporation Allerh. Orts auszumirken. 

N. den 10. Dez. 1840. Die Boufteher ber hieſigen iupiihen Gemeinde. 


(Juſt. Min. BI. 1841. S. 34-36.) 


5) Die Subhaftation von Synagogen und Begräbnißpläken if 
verboten durch die K. D. v. 26. Oft. 1840. 


Sch! finde, im Einverftändniffe mit den in Ihrem Ber. v. 9. b. M. entwideltn 
Gründen, die Beſchwerde der Zudenfchaft zu N. durchaus gerechtfertigt und ermädhtige 
Sie deshalb, die Aufhebung der vom dortigen Stadtgericht verfügten unftatthaften Gut: 
baftation der Synagoge und des Bezräbnißplages der Supplikanten zu verfügen, 

n 


Triedrih Wilhelm, 
ben Staats und Juſtiz⸗Miniſter Mühler. . 
(3. M. Bl. 1840, &. 340. V. M. BI. 1840. ©. 457.) 
Der Rechtögrund diefer K. D. ift in einer zweiten durch R. v. 27. Apıtl 
1840 mitgetheilten K. O. v. 14. April 1840, durch welche die Subhafts 
tion über ein Sumilienbegräbnig aufgehoben wird, babin angegeben, daf 


Begräbnißpläge überhaupt dem bürgerlichen Verkehr entzogen find. 
(I. M. Bi. 1840. ©. 143. V. M. Bl. 1840. ©. 154.) 


6) Die Stände in den Synagogen. 


a. Diefe Stände find ald Immobilien zu betrachten und als folche eintra⸗ 
gungdfähig in dad Hypothekenbuch. 

aa, R. v. 18. Mai 1804, betr. die Nealgerichtöbarkeit über die 
Stände in den Judenſchulen. 


Sn den mehrften Orten der hiefigen Provinz find die Stände in den Judenſchülen 
Eigenthum der Beſitzer und verkäuflih. Ihr Werth ift ſehr verſchieden und ſchwebt ia 
ben on von 100 bi8 1000 Gulden, auf dem Lande aber oft unter 100 Bulbm; 

aften: ' 

1) prinzipaliter der Judenſchaft des Orts für die Staats: und andere jubenfchaftliht 
Abgaben des Beſitzers. Die Judenſchaft fieht ſich oft genöthigt, wenn fie ben 
Beliser nicht in Nahrungsverfall bringen will, bamit lange nachzuwarten, aber 
eben dieſe Sudenfchaft hat auch 

2) hin und wieder für baare Anlehen Konfenfe zur Verpfändung biefer Stühle 


gegeben. 

So lange nun bie jübifhe Gerichtsbarkeit beftand, haben wir hiervon keine weiter 
Notiz genommen, ald daß wir im Kalle eines Konkurfes verordnet haben, es müfle ber 
Verlauf unter Mitwirkung des Konfensrichters gefchehen, ed müffen ferner die nach oben 
unter 1 und 2 etwa darauf haftenden Pfandredhte mit Sugiehung des Konkurskuraterd 
verifizirt, ſodann aber nur ber Reſt des Erlöſes an die Konkursmaſſe abgeliefert werben. 
Dieſe Maßregel fchien ung gleich richtig, man mochte die Sache nad) den gefehlicen 
Vorſchriften von handhaften Pfändern oder nad) denjenigen von Immobilien unter eine 
fremden Jurisdiktion betrachten. 

Nachdem aber die jüdifhe Gerichtsbarkeit aufgehoben wurbe, glaubten wir bieft 
Stühle als Gerechtigkeiten betrachten zu müflen, über welche ein Hypothekenbuch bei 
dem Richter des Orts zu führen ift. Die jüdifhen Gemeinden aber, befonders bie zu 
—* und Fürth, —* gegen dieſe Anſicht der Sache Beſchwerden geführt, und 

ehaupten: 

1) biefe Schulftände hätten keineswegs bie Qualität von Rechten, welche Immobilien 
gleich zu achten wären, wohl aber 

2) diejenigen von Kauftpfändern, da fie durch den Vorfchuß der Schule in dem Beſite 
ber Korporation als folcher, wären, welcher fie für die Abgaben hafteten. 

3) Wenn durdy die Korporation fremden Gläubigern Konfenfe ertheilt werben, fo fe 
dies bloß eine Verſicherung daß die ihnen prinzipaliter verpfändete Sache nicht cher 
zurückgegeben werben folle, als bis auch der fremde Gläubiger befriedigt worden, 
und ein Konfens bes Debitoris in biefe mapregel | 

9 Sonten bie Brundbfäge von Immobilien auf dieſe Stähle angewandt waren, fi 
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Judenſchulen nicht Anmenbung finten, bemerkt das R. v. 23. SM. 18%, 
welches oben im neunten Abfchnitt gegeben ift. (sub I. 5.) 


Eilfter Abſchuitt. 
Das jütifhe Schulwefen }). 


Erfies Kapitel. | 
Das Verhältniß des Staates zum jüdiſchen Schulweſen. 
I. 2 | 
Verhältniß des Staates zum jüdifhen Schulmefen im 
Allgemeinen. 


Da ter Staat im Allgemeinen bie jüdiſche Religionsgefellfchaft -Aur 
ald eine erlaubte Privatgeſellſchaft aneht, fo mifcht fi) die Berwaltung 
in deren Streitigkeiten, wie oben, Abſchnitt IX. dargeſtellt worden um 
für den Fall, wo died von Polizei wegen behufs Aufrechthaltung der öffent: 
lichen Ruhe und Ordnung nöthig ift und überläßt die Schlichtung von 
Streitigkeiten, fofern darauf von dem einen oder andern Theile prooncirt 
wird, den richterlichen Behörden. Dies Prinzip iſt nun aber auch in Be 
treff dee Schulangelegenheiten in einigen Min. R. auögefprochen. So 

1) in dem R. des Min. d. Inn. v. 3. Nov. 1820 2), Ferner: 

2) R. d. K. Min. d. 3, fo wieder ©, U. ıc. Ang. (v. Schudman, 
v. Kamptz) v. 22. Sept. 1827 an die K. Reg. zu Münden. Auforingung 
der Unterhaltungsfoften für jüdifche Schulen. 

Der K. Reg. wird auf die Anfrage v. 6. d. M. in Betreff des jübifchen Glementar 
Schulweſens hierdurch eröffnet, daß, da bie juͤdiſchen Schulen jederzeit nur als Pri 
Anſtalten gelten können, es den Mitgliedern der jüdiichen Gemeinden ebiglic b 
fen bteiben müfle, in welcher Art fie die Koften zur Unterhaltung biefer Schulen adfı 

ri . 

Können fie ſich darliber nicht unter fi in Güte einigen, fo muß die Sache zur richter 
lihen Entfcheibung gelangen. (Ann. Al, Nr. 54. ©. 120.) . 


$. 679. Das Vermiethen ber Kirchftellen foll niemals nad) Art einer Iffenb 
lichen Verfteigerung gefchehen. 

$. 680. Bei neu errichteten Kirchen muß die Vertheilung ber Stellen von ba 
Vorſtehern, unter Beiflimmung des Patrone oder Kirchenkollegii und Genehmi⸗ 
gung der geiftlihen Obern, nad) Klaffen, oder durd) das Loos beforgt werden 

$. 681. Wo nad) befondern Verfaffungen Kirchftellen gewiſſen Perfonen oder 
Familien erblich verliehen find, da können die Eigenthuͤmer dieſelben an Andert 
vermiethen, und zum Gebraud) einräumen; auch fie auf ihre Nachkommen 
vererben. 

$. 682. Dagegen können fie das Eigenthum weber unter Lebenbigen, ac 
von Zodeswegen, an Andere übertragen. 

5. 683, Denn der Eigenthümer einer folchen Stelle ohne Nachkommen ftitkt, 
oder die Parodie verläßt: fo fällt die Stelle an die Kirche zurück. 

$. 684. Kicchftühle, die Jemanden in Rückſicht feiner Würde oder find 
Amts Angewiefen find, können von ihm an Andere auf feine WWeife 
werben. 

$. 685, Kircchflühle, die einem Haufe oder Gute für beftändig zugefchlagen 
find, gehen mit diefem Grundftüd zugleich auf jeden Beſiter defielben, auf 
wenn er einer andern Religionspartei zugethan tft, über. _ 

1) Ausführliche Mittheitungen über die jüdifche Kreifchule zu Berlin enthalten die 
von Zeit zu Zeit im Drud erfchienenen Nachrichten von berfelben 3. 8. „Silfte 
Nachricht von dem Zuſtande ber jübifchen Freifchule in Berlin, womit zur öffentl, 
Prüfung ze. einlabet Lazarus Bendavid, jehiger Direktor ber —* 

Berlin, 1818. 
2) ©. daſſelbe oben Abſchn. IX. aub. II. 


— — 
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ulfähige Kinder, nach obigen Beftimmungen ($$. 43 seq.) erforderlichen Falls 
5 und Pr der täten Seen ‚ Aue —* Zn ehr here 
angehalten werben. 

b) In höherer Inſtanz ift dad jüdifche Elementarfchulmelen den Reg. um 
tergeben, wie dies die Geſchaͤfts⸗Inſtr. für die Reg. v. 23. Oft. 1817. $.18 
ergiebt ?) und die obere Leitung in wiflenfchaftlicher Hinficht und in Beer 
hung auf die innere Verfaffung, ingleichen die Sorge für die Ausbildung 
der Elementar-Schullehrer den ProvinzialsKonfiltorien?), 

c) Die höchfte Inftanz find dad Min. der ©. und Med. Angel, und das 
Min. des Inn. vergl. Abfchn. X. Kap. I. sub I.B. CC. 2, 

2) Zwangspflicht der jüdifhen Kinder zum Schulbefud. 

a) Sm „ulgemeinen beftimmen hierüber die 89. 43 — 46 Zit. 12. Thl 
des A. L. R. 


z. 43. Jeder Einwohner, welcher den noͤthigen Unterricht für feine Kinder in ſeinen 


Haufe nicht beforgen kann ober will, ift ſchuldig, diefelben nach zurückgelegtem Yünften 
Sabre zur Schule zu ſchicken. 
’8.44. Nur unter Genehmigung der Obrigkeit und des geiftlichen —— 
Tann ein Kind länger von ber Schule zurückgehalten, oder der Schulunterricht beff 
wegen vorkommender Hinderniffe, für einige Zeit ausgefegt werben. 

$.45. Zum Beften derjenigen Kinder, welche wegen häuslicher Geſchäfte die orks 
nairen Schulftunden, zu gewiflen, nothwendiger Arbeit gewidmeten Jahreszeiten, nicht 
mehr ununterbrochen befuchen können, foll am Sonntage, in den Feieritunden zwiſchen 
der Arbeit, und zu andern ſchicklichen Zeiten, befonderer Unterricht gegeben werben. 


$. 46. Der Schulunterricht muß fo lange fortgefegt werden, bis ein Kind, nach bem 


Befunde feines Seelforgers, die einem jeden vernünftigen Menſchen feines Gtandei 
nothwendigen Kenntniffe gefaßt hat. 

Diefe Beflimmungen gelten nach der K. O. v. 14. Mai 1825) dem Be 
fentlichen nach auch in den Provinzen, wo dad L. R. nicht gilt. 

b) Diefelben find auch auf die jüdifhen Kinder anzuwenden. 

aa) R. des K. Min. ded I. (Köhler) v. 11. März 1825 an das K. Pol. 
Präfivium zu Berlin. Anwendung von Zwangsmitteln gegen jüdifche 3a 
milienhäupter, ihre Kinder zur Schule zu halten. 

Das K. Pol.⸗Präſid. wird hiermit angervieten, auf jedesmalige Anzeige ber Aelteften 
und Vorſteher der hiefigen Judenſchaft wider diejenigen jüdifchen Familienhaͤupter, 
welche der VBorfchrift des A. 2. R. Ih. IL. Tit. XII. 8. 43 nicht gehörig nachkommen, 
nad) der Beftimmung des $, 48, ibid. zu verfahren. (Ann. IX. ©. 120). 

bb) Vergl. hierüber auch die Beſtimmungen des Kap. IL. und wegen deb 
Großherzogthums Pofen das Kap. VII. 

3) Kontrolle diefes Schulbeſuches. 

a) Vergl. dad R. des K. Min. d. I. v. 11. März 1825 an dad Pol 
Dräfid. zu Berlin, vorftehend sub 2. b. aa, 

b) Cirk. R. des K. Min. der G., U. und M. Ang. an fämmtlide K 
Reg., (v. Altenftein) v. 10. Jan. 1826. Einfendung von Verzeichniffer 
über den Schulbefucd der jüdiſchen Kinder. 

Der K. Reg. wird unter Bezugnahme auf die Verf. v. 15. Mai 18241), bie Ginrik 
tung des jüdifhen Schulweſens betr,, hierdurch aufgegeben, vom Jahre 1826 ab ab 
jährlich Verzeichniffe über den Schulbeſuch der juͤdiſchen Kinder ihres Bezirks von dem 
Behörden einzufordern, felbige in eine General-Rahmeifung zufammenftellen zu laffet, 
und le bann re mit dem Schluffe des Monats März hieher einzureichen. 

nn. A. ©. . 


I) Vergl. den 8.18 oben Abſchn. X. Kap. I. sub I.B. CC. Siehe auch die As 
ertennung dieſes Grundfages in dem Publ. der Neg. zu Cöslin v. 11. Zän. 18% 
en ie II.). ’ 

. 5. 6. 7. der Dienſt.⸗Inſtr. für die Prov. Konfiftorien v. 23. Okt. 1817. (6. 
&. 1817. ©. 237,) fr fü ’ ſiſte 
s) G. ©. 1825. ©, 149, 
4) ©, unten. 
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6) Publ. der. K. Reg. zu Breblau, v. 6. Febr. 1826, in derſelben Ans 
gelegenbeit. 

Bon bem K. Min. der G., U. 1c.Ang., ift mittelft R, v. 10. v.M. vom 1. Jan. 1826 
ab die Führung von Verzeichniſſen über den Schulbeſuch der juͤdiſchen Kinder, welche 
aMägrtich mit dem Okhluffe bes Wkonats Zebr. an uns eingereicht werben müffen, ans 
gierdnet worben. Den Magifträten ber Orte unferd Reg. Bez., in welchen judiſche Bas 
milien leben, wird bemgemäß hierburch aufgegeben, diefe Werzeichniffe dergeftalt anzu⸗ 
fertigen, daß aus folchen unter vier Kolonnen erfehen werben Tann : 

a) wie viel judiſche (chulpflichtige Kinder vorhanden, 

») wie viel davon bie Schule ihres Glaubens befugen, 

ce) wie viel durch eigene Schullehrer ihres Glaubens unterrichtet werben, 
r mie gr die gelten Det Sen, kind. se hrs © 
einer olonne ift en! e Schul utation zu Abgabe ihres Gutach⸗ 
tens über ben ee Inne gehaltenen ve Rinde a en en 
Bemerkungen gu veränlaffen. 

Der Eingang dieſer Tahelle.wirb, wie oben bemerkt, alljährlich Enbe Februar puͤnkt⸗ 

id gewärtigt, und Men it der Anfertigung für das laufende Jahr ſogleich vorzu⸗ 
. (Ann. X. ©. 96.) 

d) Erf, &. des K. Min. der ©. und U..xc. Ang. (v. Altenftein) v. 
9. Juni 1827 an fümmtlihe K. Reg., ausſchuͤeßlich derjenigen zu Düffels 
HR Die alljährlich einzureihenden Nachweiſungen von dem jüdiſchen 

wefen. 

Die 8. — wird unter Bezugnahme auf die wegen Einrichtung des jũdiſchen Schul⸗ 
wefend uni 15. Mai 1824 und 10. Ian. pr. erlaffenen Eirk. Verf. hierdurch aufges 
fordert, bie alljährlich eingureichenben, diefen @egenftanb betr. Nachweiſungen künftig 
a fer Art einzurichten, wie e8 in bem (sublitt.a.) beiliegenden Echema vorgefchries 


Berlin, den 29. Juni 1827. 
Win, ber G., U. und Med. Ang. 
v. Altenftein. 
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(Ann. XI. ©. 873.) “ 
4) Prüfung und Anfellung der jüdifhen Lehrer Seitens 
des Staates. 
Hierüber ſ. das Kap. IV., die Berhältniffe der jüdhhehra Lehrer beit, 
Zpı. VII. 86.3. Die Berhältniffe ber Inden. a 
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5) Braurfiihtigung der jadiſa en priva ter tieduac· 
Vergl. hierüber bad Kap. II. 


6) Recht aan t 
Vetgl. wegen bes el Mr F HR HOW a sähe 
ertheilten Rechtes in u des —E 0 19: Augı 
oben Abſchniti V. Rap. I. S. 54, s 


gwener Rayman. 


Allgemeine, dad jüdifhe &aulween. 
nungen. 
Allgemeine, das jübifche Schuhieten bitr. Gef NAEH 

Belimmungen de8 ©. v. 1. Zuni 1833 für — be; 
Iche Kap. VII. zu vergleichen ſind. Das Ed. v. 14: —A 
—* im $. 39 Beſtimmungen wegen Verbeſſerung det Unterrichts det Is 
dem, die aber nicht erſchienen find, sen Fälpnangen, ven, weiße de 
zur Beit beftehende gefegliche Beftimmiuhgen zufariiikenfo bißher 
nur von den Minifterien und Reg. ansätgangen; es Alb bied Pc 


Minifterial« ügungen. 
1) 9. deb Min. der ©, Ur un Wi, At. Ku en! 
1823 an die K. Rea. zu Bromberg (biöher.u 
Das Min. ift ruͤcſichtlich der Anſicht der Königs Reg. - ul). ihrem Über bie Eins 
ricprung des jüdifchen Schultwefens im dortigen Reg. Bez. unter bem 2, m. er | 
ten Ber. volltommen bamit singerhanen, da die Schüßpflictigkeit der 
der nad) $.48. Zit, XII, Ih. 11. 68 %..2..R. umpwdfelkRt ift; daß fonach di * 
noͤthigen Falls kit Strenge angehatten den Eönnen, entweder bem Webhrfnif und 
den Vorſchriften des Staats entfprechende jübifche Elementar-Schuien einzurichten und! 
zu een ober mit Ausnahme des Religions:Unterrichts gegen Erlegung ber fil- 
fteten Beiträge ihre Kinberndenicheifttigjert Drteſchuten anzuverträuen, wmobel bie 
Birne für den Unterricht in ber jübifchen, Religion Ind in der — —— 
durch einen judiſchen Privatlehrer ihnen ü abe —* de und * endli ish — 7— 
jadiſchen Gaußoäteen, ind Euthäfiiäje üb! ad en teberlieh nr 
die Wohl überlaffen werben muß, Dre von 5* Pre fi fid) anfchliegen wollen, 
die Behörbe aber, wenn % ihre Euflärung-hierüber —5— verweigern, nad Maß 
abe ber Umftände entfcheidet, und“ — Falls Sroahge-‘ Kan; — u 
un, ae vn damit ir * Sri. einerfk daß jüdifche —— wenn fie audı 
als ſolche 





















felben nicht die unbebingte en zum Erwerb. von Grunbftücen — es vielmeht 
von dem Ermeſſen rate — unter welhen Be fie Vene ee 
ten will. Rathfam wird 8 Aber 
tung zu beftimmten Präfkationsn, vorgefährieben hlcb, alch: ber. ran en u 
has gopisetentud zu —A — Borfcheift das. 24 Til * 

ed he Bi 


Xehrer bie von einem tüchtigen Giementar: Lehen zı ntniſſe ir 
Zeiten nicht abgehen, jeder an einer jübifthen Schule — Ti 


fung unterwerfen muß, die auf feine Religion nicht exftredt verden tanz, 
° Ar ‚son — de U, uni — — — {in ıc. ©. Nr. 1, Vo 


2) C. RR. d16 8. Din. der G, U. und Med. Ang. Unterrichts: bebre 
lung (v. Kamptz) v. 15. Mai 1824 an die K. Reg. zu; Bredlau und a 
fänmtlihe andere K. Reg. (mit Yuönahme derer ih den Afeinproninjiil 
bie Einrichtung des jüdifchen een, s tt. & 

Der Reg. wird ein Eptrakt der unter Hei A—— 

erlaſſenen Verf., die —e— des — eins betr. (sub Lit, * 
Seaqhricht und Nachachtung mitgetheilt. 








6A Otaatbrechtl. Verhältn. der J. — Den ganzen Staat betr. 


.. Da bie jünifchen Blaubensgenoffen, welche das Staatsbuͤrgerrecht erhalten haben, hin⸗ 
fichtlich ihrer Nieberlaffung.nicht mehr auf beftimmte Orte des hiefigen Reg. Depart. bes 
ſchraͤnkt ſind, ſo werden nachſtehende, das jüdifche Elementar:Schulmwefen betr. Zefl: 
fegungen zur allgemeinen Kenntniß gebracht: 

1) Die in Betreff dee Schulpflichtigkeit beftehenden G. finden auch auf die moſaiſchen 
Glaubensgenoffen Anwendung. Züdifche Eltern müflen demnach ihren Kindern, 
vom 6. Jahre an, den allgemeinen Schulunterricht ertbeilen laffen. 

2) In chriſtliche Schulen dürfen jübifche Kinder aufgenommen werden. Sie find aber 
von der Theilnahme an dem Religionsunterricht zu bispenfiren, und es bleibt bea 
Eitern überlaffen, in welcher Art fie ihren Kindern ben jübifchen Religionsunter: 
richt verfchaffen wollen. 

8) Mo eine jüdifche Gemeinde zahlreich genug ift, eine Öffentliche Schule zu grünten 
und zu unterhalten, wird ihr diefes nicht nur geftattet, fondern es tft fogar in din 
— daß die chriſtlichen Ortsſchulen ſaͤmmtliche am Ort vorhandene ſchulpflichtige 

udenkinder nicht aufnehmen konnen, von ihr zu verlangen. Die juͤdiſche Gemeinde 
iſt aber auch verpflichtet, die Schule hinlaͤnglich zu dotiren, und die diesfaͤlligen 
Koſten aufzubringen. Es darf kein juͤdiſcher Lehrer angeftellt werben, ber nicht 
burd) vorgängige Prüfung feine Tüchtigkeit zum Lehramte nachgewieſen hat. Ueber 
jede zu gründende dffentlihe Schule für jübifche Kinder wirb demnaͤchſt von ben betr. 
Drte:Schulbehörben befonderer Bericht jährlich erwartet. 

Das über das Privat:Schulwefen überhaupt emanirte G. (Amtsbl. 1812. G. 269 
gilt auch von den jüdifchen Privatichulen. 

Aue jüdifche, fomohl öffentliche als Privatfchuten, follen wie die chriftlichen ver 
waltet und beaufjichtigt werden. Sie ftehen zunächft unter einem eigenen, von tar 
jüdifchen Ortsgemeinde zweckmäßig anzuordnenden Vorftande, bleiben aber ber Auf: 
fit der Orts⸗Schulbehoͤrde unterworfen, und diefe ift nicht nur berechtigt, mitte! 
bes Vorftandes, alle ihr nöthigen Nachrichten über die juͤdiſchen Schulen des Orut 
einzuziehen, fondern auch verpflichtet, ſich von der Beſchaffenheit und bem Fort 
gange derſelben durch oftere Vifitationen in Kenntniß zu erhalten. 

6) Jũdiſche Winkelſchulen follen, fo wie Winkelſchulen überhaupt, nicht gebulbet werben. 

Wir fordern die Schulvorftände, und namentlich bie ſtaͤdtiſchen SchulsDeputatiena 
auf, darauf zu halten, daß befolgt werde, was vorftehend angeorbnet ift. 
(Ann. IV, ©. 265.) 


2) Publ. der K. Reg. zu Köslin v. 11. San. 1823. Schulunterrigt de 


Kinder jüdifcher Gemeinden. 

Zur Befolgung der in dem $. 39. des Ed. v. 11. März 1812 wegen ber bürgerlicen 
Verbefferung ber Juden in den Preuß. Staaten, vorbehaltenen Beitimmungen, und ü 
Gemaͤßheit des $. 18. der Allerh Inſtr. v.23 Okt. 1817, wonad) es Behufs uni 
Befugniß in Schulfachen auf die Verfchiebenheit der Religion und des Kultus nicht ar: 
kommt, feßen wir, in Betreff des Schulunterrichts jüdifcher Kinder in unferm Verwal: 
tunges Bezirke, Nachſtehendes hierdurch feit: 

$. 1. Jedes Zudenkind ift vom ſechſten Jahre an, bis zum vierzehnten, fchulpflictic. 

$.2. Das Verzeichniß der ſchulpflichtigen Kinder wird in jeder Gemeinde von dern 
Vorfichern zu Ende jedes Jahres angefertigt und dem Magiftrate, zur Mittheilung as 
die SchulsDeputation, zugeitellt. Für die Richtigkeit und Volljtänbigkeit diefes Vergeid 
niffes find die gebachten Vorſteher verantwortlid). 

$. 3. Alle jubifhe Eltern find, in Kolge der ihnen zugeſtandenen Rechte riftiide 
Staatsbürger, verbunden, ihre ſchulpflichtigen Kinder in den für die allgemeine Mer 
ſchenbildung und das bürgerliche Leben nethwendigen Kenntniffen und Fertigkeiten, ' 
wie in ber Heligion und Sorache ihres Volks, unterrichten zu laffen. 

$. 4. Diejenigen Eitern, weiche nicht nachweiſen konnen, daß fie für den Unterricht ih 
ver Kinder, in einer offentlichen jüdiichen Schule oder durch einen vorſchriftsmäßig ge 
prüften und als tüchtig befundenen Privatlehrer forgen, müflen ihre ſchulpflichtisca 
Kinder in die hrifttihe Schule bes Orts fhiden. Juͤdiſche Schulen dürfen dagczia 
feine hriftiichen Kinder aufnehmen. 

$. 5. Die bisherigen jüdiſchen Winkelſchulen, d. b. alle Schulen, deren Lehrtr cher 
Lehrerinnen weder geprüft find, nody unter gehöriger Aufſicht ftchen, werben vom 1. Ob. 
d. 3. an für aufgeheben erfiärt und dürfen unter keinerlei Vorwand länger getd: 
bet werden. 

$. 6. Jede zuͤdiſche Schule muß von uns anerkannt und beftätigt fein. 

8.7. Wenn daher eine jüdiſche Gemeinde eine Schule einrichten will, fo bar fie bis 
zunächſt dem Maniftrate der Stadt anzuzeigen, und dieſem licat cb, unter Zuzichung der 
Schul:Deputation, darüber an uns gutachtlich ku berichten. 

$. 8. Tem biesfäligen Berichte muß beigifügt fein: 1) cin Werzeichniß der Anzahl 
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ber ſchulpflichtigen Kinder ber jübifchen Gemeindes 2) eine Meberficht der zur Befolbung 
des Lehrers - und zur Unterhaltung der Schule überhaupt erforderlichen Koften, unter 
Andeutung der Art, wie folche von den fich zu diefer Schule haltenden jüdifchen Glaus 
benegenoffen aufgebracht werde; 3) eine Nachweiſung über das Schullofale, die Schul: 
geäthe, Bücher und übrigen Unterrichtsmittel; 4) der vollftändige Lehrplan der Schule, 
nebft dem Gutachten der wiffenfchaftlichen Mitglieder der ftädtiihen Schul:Deputation 
und 5) eine Anzeige ber jüdifchen Gemeindevorfteher von der Wahl der Lehrer. 

8.9. Der von der Gemeinde gewählte Lehrer muß fi, Behufs der Prüfung feiner 
ae hen‘ Kenntniffe und Fertigkeiten, zu gleicher Zeit bei uns melden, und die ers 

tderlichen glaubmürdigen Beugniffe über feinen fittlich guten Lebenswandel, über feine 
erfüllte Militairpflicht und über feine, bei einem jüdi hen Rabbiner in dem Preuß. 
Staate bereits beftandene Prüfung in der moſaiſchen Religton und der hebräifchen 
Sprache, einreihen. Nur auf den Grund jener Prüfung und diefer Zeugniffe kann er 
als Lehrer von uns beftätiget werben. Wer blos in der etgenthümlichen Religion und 
Soprache des jüdifchen Volkes Unterricht ertheilen will, wird zwar von ber bier zu bes 
fiehenden Prüfung, welche allein den allgemeinen Schulunterricht zum Gegenftande hat, 
befreit, muß aber gleichwohl die gedachten Zeugniffe hieher einfenden. 

$. 10. Die für die hriftlichen Schulen beitehenden Geſetze, hinfichtlich der Unterrichtss 
zeit, der Lehrgegenftände, der Schulverfaumniffe, der Schulzucht und der Ausftattung 
der Schulen gelten auch von den jüdifchen Schulen, jedoch für (egtere mit den in Ab⸗ 
int auf den Religionss und Sprachunterricht und die Schulferien nothwendigen Ab: 

nbderungen. 

$. 11. Die jüdifchen Kinder, welche eine chriftliche Schule befuchen, find von ber 
Theilnahme an dem dhriftlichen Religionsunterrichte und den Bibellektionen befreit. 

$. 12. An den dhriftlihen Sonn= und Kefttagen fällt während bes öffentlichen Got: 
tesbienftes die Schule audy in den jüdifchen Gemeinden aus. 

8,13. Die Judenſchulen find der allgemeinen Orts: Schul: Behörde untergeordnet, 
und eö fteht diefer das Recht zu, von Allem, was den innern und Außern Zuftand 
folder Schulen betrifft (mit Ausnahme des Religionss und hebräifchen Sorach-Unter⸗ 
richte) ich in Kenntniß zu fegen und über die Befolgung der eingeführten Schulorbnung 
zu nahen. Die Lehrer find verbunden den Anorbnungen ber Behörde pünktlich Kolge 
zu leiften. 

$. 14. Außer dem allgemeinen Orts: Schul-Vorftande Tann jede jübifche Schule noch 
einen befondern, aus einigen jübdifchen Hausvätern beftehenden, Vorſtand erhalten. 
Diefem würbe vorzüglich die Aufficht über bie äußere Ordnung in der Schule unb bie 
Sorge für die Unterhaltung derfelben obliegen. Kein jüdifcher Glaubensgenoffe darf 
an der Verwaltung und Auflicht über eine chriftliche Schule Theit nehmen. 

Indem wir die vorftehenden Beftimmungen zur Kenntniß ber Magiſträte bringen, 
weiſen wir biefelben hiermit zugleich gemeffenft an, die jüdifche Gemeinbe jedes Orts zu 
iner beftimmten Erklärung über die Art, wie vom 1. Okt. d. 3. an für den Schul- 
Interricht ihrer Kinder geforgt werden wird, aufzuforbern. Die betr. juͤdiſchen Schul: 
ehrer, gleichviel, ob fie von der ganzen Gemeinde blos ald Religions: und Sprad): 
lehrer, oder als wirkliche Schullehrer angenommen find, ober in einzelnen jüdifchen 
Familien Unterricht ertheilen, find unferer Beftimmung unter $. 8 zufolge, anzumeifen, 
daß fie die erforderlichen Zeugniffe innerhalb 3 Monaten durch den Magiftrat ihres 
Wohnorts hieher einſenden, wonach dann Behufs ihrer Prüfung und Anftellung als 
;ffentliche Schullehrer die weitern Verfügungen zu gewärtigen find. Den Magifträten 
yeben wir auf, die Erklärung der jüdifchen Hausväter fowohl, als die gedachten Zeug: 
iiffe, und in bem durch 98. 7 und 8 angegebenen Falle auch die nöthigen Nachweiſun⸗ 
ſen mittelft gutachtlichen Berichts unfehlbar binnen 8 Monaten hieher einzureichen, 
ınd auf die pünktliche Befolgung der obigen Vorfchriften 88. 1 bi3 14 mit bem erforder: 
ichen Ernft und Nachdruck zu halten. (Ann. VII. &. 90.) 


B. $ür die Provinz Weſtphalen. 
1) BVorläufiged Reg. der K. Requl. zu Arndberg v. 27. Sept. 1822. 
Beauffichtigung des Tugend: Unterrichtd unter den Juden, 


Wir haben vielfache Gelegenheit gehabt, zu erfahren, daß die allen Staatseinwohnern 
efeglich obliegende Verbindlichkeit, ihren Kindern während der fchulpflichfigen Jahre 
ie ihnen nach ihrer menfchlichen und bürgerlichen Beftimmung nöthige Bildung mittelft 
ines ordentlichen und regelmäßigen Schulunterrichts ertheilen zu laflen, von den in 
nferm Regierungsbezirk wohnenden Zeraeliten noch häufig entweder dußerft vernach⸗ 
iffigt, oder diefer Unterricht folchen umberwandernden, und eigenmächtig aufgenommes 
en, meiftens auf ein halbes ober ganzes Jahr gebungenen Lehrern aud ihren Adiguutitz 
gerwandten anvertraut wird, melde fo wenig nach ihrem ittlidgen Sharatter, W 
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das ꝛc. Gericht hierſelbſt anzuweiſen, daß es den Befitztitel von dem in hieſiger 
De unter NR. 404 belegenen Grundflüd auf den Namen der Judengemeinde 
ge. 

Sollten Ew. Exellenz aber die Anſicht bed sc. Gerichts für gerechtfertigt erachten, 
dann bitten wir ehrfurchtsvoll, uns in Bezug auf bie Synagoge, aus Rücklicht der uns 
bedrohenden Nachtbeile, bie Rechte einer Korporation Allerh. Orts auszumirken. 

N. den 10. Dez. 1840. Die Vorfteher ber hiefigen iupiihen Gemeinde. 


(Juſt. Min. BL. 184. 8.8) *6 


5) Die Subhaftation von Synagogen und Begräbnißplägen iſt 
verboten durch die K. D. v. 26. Oft. 1840. 


Sch! finde, im Einverftändniffe mit den in Ihrem Ber. v. 9. d. M. entwidelten 
Gründen, die Beſchwerde ber Zubenfchaft zu N. durchaus gerechtfertigt und ermächtige 
Ste deshalb, die Aufhebung der vom bortigen Stadtgericht verfügten unftatthaften Sub: 
baftation ber Synagoge und des Bezräbnißplages der Supplikanten zu verfügen, 

n 


Zriedrih Wilhelm. 
ben Staats⸗ und Juſtiz⸗Miniſter Mühler, ' . ' 
(3. M. Bl. 1840, &, 340. V. M. Bl. 1840. ©, 467.) 
Der Rechtögrund diefer K. O. ift in einer zweiten durch R. v. 27. April 
1840 mitgetheilten K. O. v. 14. April 1840, durch welche die Subhafta- 
tion über ein Familienbegräbniß aufgehoben wird, dahin angegeben, daß 


Begräbnißpläge überhaupt dem bürgerlichen Verkehr entzogen find. 
(I. M. Bl. 1840. 9. 143. V. M. Bl. 1840. ©. 154.) 


6) Die Stände in den Synagogen. 

a. Diefe Stände find als Immobilien zu betrachten und als folche eintr 
gungdfähig in dad Hypothekenbuch. ' Ä 

aa, R. v. 18. Mai 1804, betr. die Realgerichtsbarkeit über die 
Stände in den Judenſchulen. 


Sn den mehrften Orten der biefigen Provinz find die Stände in den Zubenfchulen 
Eigenthum der Befiger und verkäuflih. Ihr Werth ift ſehr verfchieden und ſchwebt in 
be ae von 100 bid 1000 Gulden, auf dem Lande aber oft unter 100 Gulden; 

e haften: ' " 

4) pringipaliter der Judenſchaft des Orts für die Staats⸗ und andere judenfchaftliche 
Abgaben des Beſitzers. Die Judenſchaft fieht fich oft genöthigt, wenn fie den 
Befiser nicht in Nahrungsverfall bringen will, damit lange nachzuwarten, aber 
eben diefe Sudenfchaft hat auch 

2) bin und wieber für baare Anlehen Konfenfe zur Verpfändung diefer Stühle 
gegeben. 

So lange nun die juͤdiſche Gerichtöbarkeit beftand, haben wir hiervon keine weitere 
Notiz genommen, als dag wir im Kalle eines Konkurſes verorbnet haben, es müffe der 
Verkauf unter Mitwirkung des Konſensrichters geſchehen, es müflen ferner bie nad) oben 
unter 1 und 2 etwa darauf haftenden Pfandrechte mit Zuziehung bed Konkurskurators 
verifizirt, fodann aber nur der Reft bes Erlöfes an die Konkursmaſſe abgeliefert werben. 
Dieſe Maßregel fchien uns gleich richtig, man mochte die Sache nach den gefeglichen 
Vorſchriften von handhaften Pfändern oder nad) denjenigen von Immobilien unter einer 
fremden Jurisdiktion betrachten. 

Nachdem aber bie jübifche Gerichtsbarkeit aufgehoben wurbe, glaubten wir biefe 
Stühle als Gerechtigkeiten betrachten zu müffen, über welche ein Hypothekenbuch bei 
dem Richter des Orts zu führen ift. Die jüdifhen Gemeinden aber, beſonders die zu 
— und Fürth, —* gegen dieſe Anſicht der Sache Beſchwerden gefuͤhrt, und 

ehaupten: 

4) dieſe Schulſtaͤnde hätten keineswegs bie Qualitaͤt von Rechten, welche Immobilien 
greid zu achten wären, wohl aber 

2) diejenigen von Zauftpfändern, da fie Durch den Vorfchuß der Schule in dem Beſitze 
der Korporation als folcher, wären, welcher fie für die Abgaben hafteten. 

3) Wenn durch die Korporation fremden Gläubigern Konfenfe ertheilt werben, fo ſei 
dies bloß eine Verficherung daß die ihnen prinzipaliter verpfändete Sache nicht eher 
aurdtgegeben werben folle, als bis auch der frembe Gläubiger befriedigt worben, 
und ein Konfens bes Debitoris in biefe apregel 

9 Orten bie Srundfäge von Immobilien auf dieſe Stühle angewandt waren, fü 
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wörben fie, wenn gleich oben ad 1 angegebene. Pfandrecht in rubr. II. eingetras 

gen würde, dennoch nicht hinlänglich gefichert fein, weit fie ſodann 

a) in Anfehung der Zeit durch die Vorſchrift der A. G. O. Thl. I. Zit. 50. 
65 357—358 gebunden wären, 

b) * Befiger ohne ihr Borwiflen fremde Schulden auf ben Stuhl eintragen laſ⸗ 
en könne. 

Endlich werde " 

5) den Befigern durch die gerichtliche Aufnahme ber Kontrakte bei Beſitzveraͤnderungs⸗ 

fällen eine unnöthige Laſt aufgelegt. 

Ob uns nun gleich alle diefe Grunde nicht übergeugen, To fcheint es doch, als koͤnnten 
dieſe Schulftände fuͤglich auch für die Zukunft in Anjehung der jübifchen Laften und Ab: 
gaben, als Fauftpfänder betrachtet werden. Dies Tönnte auch für bie Bee gelten, 
in welchen die Jubenfchaft einem fremden Gläubiger ein Nachpfandrecht zuftehen wollte; 
jeboc werden wir, um etwanige Mißbraͤuche zu verhäten, anorbnen: ' 

dag in diefem Kalle ein chriftlicher Pfandkontrakt durch den perfönlichen Richter 
des Verpfänders aufgenommen werden müffe. 

In Konkursfällen, denn bei diefen ift allein die Krage von Nutzen, würde fobann das 
Geſchäft nach gefeglichen Vorſchriften von Fauſtpfaͤndern zu behandeln fein. 
Wir erbitten uns allergnädigfte Belehrung, um danach die fernern Maßregeln treffen 
zu Eönnen. Ansbach, ben 5. Mai 1804. ' 


Die Regierung. 


Auf die vermittelit Ber. v. 5. d. M. geſchehene Anfrage wegen der Realgerichtöbarkeit 
über ‘die Stände in den Iudenfchulen befcheiden Wir Euch, daß, da es offenbar auf 
einer Fiktion beruht, die Stände in den Judenſchulen zur Klafle derjenigen Mobilien 
zu zählen, welche ohne wirkliche Aushändigung an den Gläubiger, als Fauſtpfand vers 
pfändet werden koͤnnen, weiches bekanntlich zur Erleichterung des Commertii und der 
Banquegefchäfte nur bei einigen Gegenftänden diefer Art durch die V. v. 16. Suni 1785 
nachgelaſſen worben, es zwectmäßiger ift, ad ductam der Hypothekenordnung Zit. 1. 
8. 15. ©, 5., über diefe Stühle eigene Hypothekenbücher zu führen, in ber zweiten Rus 
brik zu bemerken, daß ihr Werth nach ber Provinzialverfaffung prinzipaliter ber Juden⸗ 
ſchaft des Orts für Staats: und andere Abgaben verhaftet fei, und alsdann diefe Ver⸗ 
pfändungen, Ginräumung des Vorzugsredhts und dgl. lediglich nad) den Grundfägen 
des &. R. und der Hypothekenordn. zu beurtheilen, da die Gründe der Judenſchaft, wie 
Ihr ſelbſt anführt, weber überzeugend, nody den gefeglihen Vorfchriften angemefs 
fen find. (N. Archiv Bd. 4. ©. 116. Rabe Bd. 8. ©. 54.) 

bb. Die Beftimmung ded vorflehenden R. ift jedoch in Folge des R. des 
Juſt. Din. (v. Kircheifen) v. 5. Ian. 1813 an dad Kammergericht nicht 
zur Ausführung gekommen. | 

Dem K. Kammergerichte wird auf den, über die Beſchwerde der Aelteften ber Juden⸗ 
ſchaft zu Frankfurt a. d. O., wegen der, von bem bafigen Land» und Stadtgerichte bes 
abfichtigten Eintragung der Sige oder Stände in der Synagoge ad Rescriptum dv. 
19. Sept. pr., unter dem 23. Nov. ej. a, erftatteten Ber., hierdurch zum Beſcheide 


eilt: 
daß, da die Schulftände und Sitze der Juden in den Synagogen bis jest weber 
ter, noch in Frankfurt a. d. D. in das Hypothekenbuch eingetragen worben, biefe 
intragung auch gegenwärtig zu unterlaffen ift. 

Das K. Kammergericht hat daher bie beabfichtigte Einrichtung eines Hypothekenbuchs 
über dergleichen Sitze einzuftellen, auch das Stabtgericht zu Frankfurt a. d. D. zu ins 
firuiren, von der. zum Zwecke der Eintragung von ber dafigen Subenfchaft erforderten 
Ginreihung eines nad) ben Nummern der Schulftänbe anzufertigenben Verzeichniſſes 
ber Eigenthümer derfelben, abzuftehen. (Jahrb. Bd. 2. ©. 187.) 


b. Daß die von Bermiethung der Kirchſtellen chriftlicher Kirchen han⸗ 
deinden 8$. 676— 685. Tit. 11. Thl. Tl. des L. R. 1) auf Stände in den 


2) Diefe $$. lauten: 
$. 676. Wo bie Bermiethung ber Kirchftellen hergebracht ift, da gebührt fels 
bige ven Vorftehern. 
$. 677. Sie können bie Stelle an Eingepfarrte und an Fremde zum Gebraud 
überlaffens doch haben bie Erftern den Vorzug. 
8. 678. Die Vorfteher koͤnnen die hergebrachten Kirchenftellengelder ohne Ber 
willigung ber Eingepfarrten nicht erhöhen. 


TEE Staatérxechtl. Berhaͤltn. d. 3. — Den ganjen Grade beil. 


Judenſchulen nicht Anwendung finten, bemerkt dad N. v. 23. OM. 1829, 
welched oben im neumten Abfchnitt gegeben iſt. (sub I. 5.) 


Eilfter Abfchaitt. 
Das jüdiſche Schulwefen ?). 


Erfies Kapitel, 
Das Verhältniß des Staated zum jübifhen Shulweſen. 
I. | | 
Verhältniß des Staates zum jüdiſchen Schulweſen im 
Allgemeinen. 


Da ter Staat im Allgenieinen bie jürifche Religionsgeſellſchaft -Kur 
ald eine erlaubte Privatgeſellſchaft net, fo mifcht fi) die Berwaltung 
in deren Streitigkeiten, wie oben, Abfchnitt IX. dargeftelt worden nur 
für den Zal, mo died von Polizei wegen behufs Aufrechthaltung der Öffents 
lihen Ruhe und Ordnung nöthig iſt und überläßt die Schlihtung von 
Streitigkeiten, fofern darauf von dem einen oder andern Theile provorirt 
wird, den richterlichen Behörden. Died Prinzip ift nun aber auch in Ber 
treff der Schulangelegenheiten in einigen Min. R. auögefprochen. So 

1) in dem R. ded Min. d. Inn. v. 3. Nov. 1820 2). Ferner: 

2) R. d. K. Min. d. J., fo wieder &., U. ıc. Ang. (v. Schudimann, 
v. Kamp) v. 22. Sept. 1827 an die K. Reg. zu Münden. Aufbringung 


der Unterhaltungskoſten für jüdifche Schulen. 

Der K. Reg. wirb auf die Anfrage v. 6. d. M. in Betreff des jübifchen Elementars 
Schulweſens hierdurch eröffnet, daß, ba die juͤdiſchen Schulen jederzeit nur ald Privat: 
Anftalten gelten koͤnnen, es den Mitgliebern der jüdifhen Gemeinden biglich berlafs 
jen bleiben räffe, in welcher Art fie die Koften zur Unterhaltung diefer Schulen aufı 

ringen wollen. 

Können fie ſich darüber nicht unter fi) in Güte einigen, fo muß die Sache zur richter⸗ 
lichen Entfcheibung gelangen. (Ann, AI. Nr. 54. ©. 120.) 


$. 679. Das Vermiethen der Kirchftellen foll niemals nach Art einer öffent 
lihen Verfteigerung gefchehen. 

$. 680. Bei neu errichteten Kirchen muß die Vertheilung der Stellen von den 
Vorſtehern, unter Beiftimmung bed Patrons oder Kirchenkollegii und Genehmis 
gung der geiftlichen Obern, nach Klaffen, oder durd) das Loos beforgt werben. 

$. 681. Wo nad) befondern Verfaffungen Kirchftellen gewiflen Perfonen ober 
Familien erblich verliehen find, da können die Eigenthümer biefelben an Andere 
vermieten, und zum Gebraud einräumen; aud fie auf ihre Nachkommen 
vererben. 

$. 682. Dagegen Tönnen fie das Eigenthum weber unter Lebendigen, nad 
von Todeswegen, an Andere übertragen. 

$. 683. Menn der Eigenthümer einer ſolchen Stelle ohne Nachkommen ftirbt, 
oder die Parochie verläßt: fo fällt die Stelle an die Kirche zurück. 

$. 684. Kirchftühle, die Jemanden in Rückſicht feiner Würbe oder feines 
Amts ängewiefen find, können von ihm an Andere auf keine Weife Üüberlaffen 
werben. 

$. 685. Kirchftühle, die einem Haufe oder Gute für beftändig zugefchlagen 
find, gehen mit diefem Grundftüd zugleich auf jeden Beſitzer deſſelben, auch 
wenn er einer andern Religionsparter zugethan ift, über. 

1) Ausführliche Mittheilungen über die jüdifche Kreifchule zu Berlin enthalten bie 
von Zeit zu Zeit im Drud erfchienenen Nachrichten von derfelben 3. B. „Eilfte 
Nachricht von dem Zuftande ber judifchen Kreifchule in Berlin, womit zur öffentl. 
Prüfung ꝛc. einlabet Lazarus Bendavid, jetziger Direktor der Schule,” 

. Berlin, 1818. 
2) ©. baffelbe oben Abfchn. IX. sub. II, 





L 
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ulfähige Kinder, nad obigen Beftimmungen ($$. 43 seq.) erforderlichen Falls 
—— —æã der aan m ‚ sur — gi Kr heri 

eng hatm werden. 

) In höherer Inſtanz iſt das jüdifche Elementarſchulweſen den Reg. un⸗ 
tergeben, wie dies die Geſchaͤfts⸗Inſtt. für Die Reg. v. 23. Oft. 1817. 6. 18 
ergiebt ?) und die obere Leitung in wiflenfchaftlicher Hinfiht und in Bezie⸗ 
‚hung auf die innere Verfaffung, ingleichen die Sorge für die Ausbildung 
der Elementar-Schullebrer den ProvinzialsKonfiftorien?), 

c) Die höchſte Inftanz find das Min, der G. und Med. Angel. und das 
Min. ded Inn. vergl. Abfchn. X. Kap. I. sub J. B. CC. 2, 

2) Zwangspflicht der jüdifhen Kinder zum Schulbefud. 

a) Im zulgemeinen beftimmen bierüber die 65.43 —46 Tit. 12. Thl. 
des A. L. R. 

8.43. Jeder Einwohner, welcher ben noͤthigen Unterricht für feine Kinder in feinem 
Haufe nicht beforgen kann oder will, ift ſchuldig, dieſelben nach zurückgelegtem Yünften 
Sabre zur Schule zu ſchicken. 
‚8,44. Nur unter Genehmigung ber Obrigkeit und des geiftlichen ——— — 
Tann ein Kind länger von der Schule zurückgehalten, oder der Schulunterricht beffi 
wegen vorfommender Hinberniffe, für einige Zeit ausgeſetzt werden. 

8.45. Zum Beften derjenigen Kinder, welche wegen häuslicher Gefchäfte bie orbie 
nairen Schulftunden, zu gewiflen, nothwendiger Arbeit gewibmeten Zahreszeiten, nicht 
mehr ununterbrochen befuchen können, foll am Sonntage, in den Feierftunden zwifchen 
ber Arbeit, und zu andern fchidlichen Zeiten, beſonderer Unterricht gegeben werben. 

8.46. Der Schulunterricht muß fo lange fortgefeht werden, bis ein Kind, nad bem 
Befunde feines Seelforgerd, die einem jeden vernünftigen Menſchen feines Standes 
notwendigen Kenntniffe gefaßt hat. . 

Diefe Beflimmungen gelten nad) der 8.D. v. 14. Mai 1825) dem Ber 
fentliben nach auch in den Provinzen, wo dad L. R. nicht gilt. 

b) Diefelben find auch auf die jüdifhen Kinder anzuwenden. 

aa) R: des K. Min. ded I. (Köhler) v. 11. März 1825 an das K. Pol. 
Prafidium zu Berlin. Anwendung von Zwangsmitteln gegen jüdifche Fa⸗ 
milienhäupter, ihre Kinder zur Schule zu halten. 

Das K. Pol.:Präfid. wird hiermit angewieſen, auf jedesmalige Anzeige der Aelteften 
und Vorfteher der hiefigen Judenſchaft wider diejenigen juͤdiſchen Familienhäupter, 
welche der Vorfchrift des A. 2. R. Th. IT, Zit. XII, 8. 43 nicht gehörig nachkommen, 
nad) der Beflimmung des $. 48. ibid. zu verfahren. (Ann. IX, &. 120). 

bb) Vergl. hierüber auch die Beflimmungen des Kap. IL, umd wegen bed 
Großherzogthums Pofen dad Kap. VII, | 

3) Kontrolle dieſes Schulbefuches. 

a) Vergl. das R. des K. Min. d. I. v. 11. März; 1825 an das Pol. 
Praͤſid. zu Berlin, vorftehend sub 2. b. aa, 

b) Cirk. R. des 8. Min, der G., U. und M. Ang. an fämmtliche K. 
Reg., (v. Altenftein) v. 10. San. 1826. Einfendung von Verzeichniffen 
über den Schulbefuch der jüdifchen Kinder. 

Der X. Reg. wird unter Bezugnahme auf bie Verf. v. 15. Mai 1824), bie Einrich⸗ 
tung bes jüdifhen Schulmefens betr., hiecdurd, aufgegeben, vom Jahre 1826 ab all» 
jährlich Verzeichniſſe über den Schulbefuc, der jüdifhen Kinder ihres Bezirks vom den 
Behörden einzufordern, felbige in eine General-Nachweifung zufammenftellen zu laſſen, 
und pa bann re mit dem Schluffe des Monats März hieher einzureichen. - 

nn. X. ©. 94). 


I) Vergl. den 8.18 oben Abſchn. X, Kap. I. sub I. B. CC. Siehe auch die An: 
etkennung biefes Grundfages in dem Publ. der Reg. zu Cöslin v. 11. Jän. 1823 
lunten —8 ſteInft 
«5. 6. 7. der Dienſt.⸗Inſtr. für die Prov. Konſiſtorien v. 23, Okt. 1817. (G. 
&. 1817. ©. 237.) rue die nn | ( 

2) G. ©. 1825. ©, 149, 

4) ©, unten, 
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6) Publ. der K. Reg. zu Breblau, v. 6. Febr. 1826, in deefelben Ans 
gelegenbeit. 

Bon dem X. Min. ber G., U. 26. Ang., iſt mittelft R. v. 10. v. M. vom 1. Jan. 1826 
ab bie Kährung von Berzeihniffen über den Schulbeſuch der juͤdiſchen Kinder, welche 
alfjährlic; mit dem Schluſſe des Monats Febr. an ung eingereicht werben mäffen, ans 
geordnet worben. Den Magifträten ber Drte unſers Reg. Bez., in welchen judiſche da⸗ 
milien leben, wird demgemäß hierdurch aufgegeben, Diele Verzeichniſſe dergeftalt anju⸗ 
fertigen, daß aus ſolchen unter vier Koionnen erſehen werden 

a) wie viel jübifche ſchulpflichtige Kinder vorhanden, 
» wie viel davon die Schule ihres Glaubens befuchen, 
e) wie viel durch eigene Schull ehrer ihres Glaubens unterrichtet werben, 

Pe) ‚wie Fr die a ee eludem, hees Gutach 

einer sen Kolonne ift en! ie Schul-Deputation zu Abgabe il utach⸗ 
tenẽ über den Meng hr gehaltenen Schulbeſuch ver, Kinder, a en fonftigen 
Bemerkungen zu veränlaflen. 

Der Eingang biefer Tabelle wird, wie oben bemerkt, alljährlich Ende Februar pünkts 

us * tt, u A: —8 der Anfertigung für das laufende Jahr ſogleich vorzu⸗ 
inn. X. ©. 95, 

d) Elf, &. des K. Min. der ©. und U..xc. Ang. (v. Altenftein) v. 
%. Juni 1827 an fämmtliche K. Reg., auöfchlieglich derjenigen zu Düffels 
dorf. Die aljäprlih einzureichenden Nachweifungen von dem jüdifchen 
Schulweſen. 

Die K. — wird unter Bezugnahme auf die wegen Einrichtung des jüdiſchen Schuls 
weſens unterm 15. MRai 1824 und 10. Yan. pr. erlaffenen Gitt. Verf. hierdurd) aufger 
fordert, die alljährlich einzureichenden, biefen @egenftand betr. Nachweiſungen künftig 
a Re Art einzurichten, wie es in bem (sublitt.a.) beiliegenden Echema vorgefchries 

en 
KWBerlin, den 29. Juni 1827. 
Min, ber G., U. und Med. Ang. 


ann: 


v. Altenftein, 


a 
Haupt⸗Ueberſicht 
über 
die Juden und den Schulbefuc der jüdifhen Kinder 
J un 


im 
Regierungs-Bezirte N. N, 
pro 18 
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Ann. XI. ©. 673.) B 
4) Prüfung und Anfellung der jüdifhen Lehrer Seitens 
des Staates. 
Hierüber |. dad Kap. IV., die Verhältniffe der jühlihen Teyeer Weit, 
pl. VII. 26.3. Die Berhältniffe der Juden. a 
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5) N der ju diſ em Printing 
Vergl. hierüber das 
6) Redte jäbifäe a anſtatten. 
Vetgl. wegen ben Zöglingen, der ji — chule — St 
ertheilten Rechtes in Betreff des —æ er. ii 19 Aug: 1 
oben Abſchniti V. Kap. U. S. 54, 
Zweites Kayıi. 
Allgemeine, das jüdifhe Eouiniten beteffenbe an 
nunge— 
Allgemeine, das jüdiſche Shukaen tr. Gef tet ts — betr. 
Brfimmungen des ©. v. 1. Zuni u für — thum Poſen 
welche Kap. VII. zu vergleichen ſind. Das Ed. v. 14. Maͤr —R veſprach 
zwar Im $. 39 Beſtimmungen wegen Verbefferung des —* der Ju · 
den, die aber nicht erſchienen find, Allgemeine 5 en, Fr die 
zur Beit beftehende gefegliche Beftimmutigen zufanirenf ig Büsger 
nur von den Minifterien und Reg. ansätgangen; & — dies —* 


Minifterial« Berfägungen, 

4) 0, des Min. der Ö,, U, und Med, Ang. (x: Alinfleki) p. 22. Sept. 
1823 an die K. Reg. zu Bromberg (disher angeorudt). 

Das Min. ift rädfichtlicd der Anſicht der Köntgl Reg. "— in ihrem Über bie Ein 
richtung des jüdifhen Schutweſens im dortigen Reg. Bez. unter dem 3. d. M. erflättes 
ten Ber. volltommen damit einverftanden, daß die J ‚Mprlicztigkeit der füdifchen Kin⸗ 
der nach 8.43. Zit. XII. Ih. II. bs %..2.. MR. unzweifelöhft ift; daß ſonach bie Juden 
nöthigen Falls Mit Strenge angehalten werben Kennen, entweder dem Bebürfnif und 
den Vorfhriften des Staats entſprechende jüdiſche Elementar-Schulen einzurichten und 
un unterhalten, ober mit Ausnahme des Religions-Unterrichts gegen Erlegung ber feſt⸗ 

ten Beiträge ihre Kinder: ben ihriflihen Drssfguten anzuvertrauen, wodei die 
— für den Unterricht in der jübifhep Religion Und in der hebraiſchen Sorache 
duch einen jübifhen Privatiehrer ihnen übeklaffen bleibt, und daß endlich den einzelnen 
jüdischen Haudvätern, wo Fatheffdje und’ arkkkelliche Schülert Hießen:cinanker Hefkehen, 
die Wohl überlaffen werben muß, welcher von beiben Säulen iz fich anfdhließen wollen, 
die Behörbe aber, wenn fe ihre Exklärung-hierüber jebep verweigern, nad) Maße 
gen ber Umftände entfdjelbet, und nöthigen ERTR NN — eintreten Jafın 

nn. Auch damit ift bad Min. einverftenden, daß jübiiche Grumdbejiger, wenn fie au 
als foldye zu der chriſtlichen Orts ſchule Beiträge Ieiften, —D für bie einzu⸗ 
richtende jüdifche Schule den auf fie fallenden Beitrag zu leiften haben, da vorausgeſedt 
werben muß, baß nad} den im bortigen Reg. Bez. zug Anwendung kommenden G. dens 
ſelben nicht die unbedingte Befugniß zum Erwerb von. Grunbftüden zuſteht, es vielmehr 
von bem Grmeffen der Behörde abhängt," unter welchen Bedi jen fie folchen geftats 
ten will. Rathſam wird es aber bleiben, wie aus:bechleihen —— 
tung zu beftimmten Präſtationen vorgeſchrieben 13 ri ie fepteren Gi 
das ——3 zu veranlaffen. Da.aud bie Borf N Rt. 12 SH In 
des I. R. nirgends aufgehoben ift, fo derjtehtsetid J— 5 auch aiſche Win- 
kelſchulen nicht gebulbet werben Eönnen, und da, um zu erforidien, ob einem jübifchen 
Xehrer bie von einem tuͤchtigen Glementarstehiät Auer en Kenntniffe und $ı 
keiten nicht abgehen, jeber an einer jüdiſchen Schule Anzunehmenbetehrer ſich einer‘ 
fung en muß, die jedoch auf feine Religion a — erben kann. 

(Act gen. bes Din. der G., U. und Deb. Ang. Sekten ı.©. Rr. 1, Vol, 
Nr. 16001 de 1823, Fr) 

2) ER. des K. Min. der G., U. und Med. Ang. — 
lung (v. Kamptz) v. 15. Mai 1824 an bie 8. Reg. zu Breblau und an 
fämmtlihe andere K. Reg. (mit —5 I in den Rheinprovinzen) 
die Einrichtung des jüdifchen Schulweſens bi 

Der K. Reg. wird ein Extrakt der unter heutige urn An bem.® eg. zu Breglu 
exlaffenen Berf., bie Einrichtung des —X Schulweſens betr. (ar Lit, “nie 
Aaqhricht und Nachachtung mitgetgeit. 








164 GStaatdrechtl. Verhättn, der J. — Den ganzen Staat bete. 


.. De bie jüdifchen Blaubensgenoffen, welche das Staatsbürgerrecht erhalten Haben, Bins 
fichtlic, ihrer Nieberlaffung nicht mehr auf beftimmte Orte des hiefigen Reg. Depart. bes 
fchränkt find, fo werden nachftehende, das jüdifche Elementar-Schulmefen betr. Feſt⸗ 
feßungen zur allgemeinen Kenntniß gebradht: 

1) Die in Betreff der Schulpflichtigkeit beftehenden G. finden auch auf die mofatfdyen 
Glaubensgenoffen Anwendung. Züdifche Eltern muͤſſen demnach ihren Kindern, 
vom 6. Sabre an, den allgemeinen Schulunterricht ertbeilen laffen. 

2) In chriſtliche Schulen dürfen jüdifhe Kinder aufgenommen werden. Sie find aber 
von der Theilnahme an dem Religionsunterricht zu biepenfiren, und es bleibt ben 
Eitern überlaffen, in welcher Art fie ihren Kindern ben jübifchen Religionsunters 
richt verfchaffen wollen. 

Wo eine jüdifche Gemeinde zahlreich genug ift, eine öffentliche Schule zu gründen 
und zu unterhalten, wird ihr diefes nicht nur geftattet, fondern es iſt fogar in bem 
Kalle, daß die chriſtlichen Ortsſchulen ſaͤmmtliche am Drt vorhandene ſchulpflichtige 

Judenkinder nicht aufnehmen Eönnen, von ihr zu verlangen. Die jüdifche Gemeinde 
ift aber auch verpflichtet, die Schule binlänglich zu dotiren, und bie biesfälligen 
Koften aufzubringen. Es darf Fein jüdischer Lehrer angeftellt werben, der nicht 
durch vorgängige Prüfung feine TZüchtigkeit zum Lehramte nadhgewiefen hat. Ueber 
jede zu gründende oͤffentliche Schule für jübifche Kinder wird demnaͤchſt von den betr. 
Orts⸗Schulbehoͤrden befonderer Bericht jährlich erwartet. 

Das über das Privat:Schulmefen überhaupt emanirte G. (Amtsbl. 1812. S. 269) 
gilt auch von den jüdifchen Privatfchulen, 

Aue jüdifche, ſowohl Hffentliche als Privatfchulen, follen wie die chrifklichen vers 
waltet und beauffichtigt werden. Sie ftehen zunaͤchſt unter einem eigenen, von ber 
jüdiſchen Ortsgemeinde zweckmäßig anzuordnenden Vorftande, bleiben aber ber Auf: 
fit der Orts⸗Schulbehoͤrde unterworfen, und biefe ift nicht nur berechtigt, mittelft 
des Vorftandes, alle ihr nöthigen Nachrichten über die jüdiihen Schulen des Orts 
einzuziehen, fondern auch verpflichtet, fich von der Beichaffenheit und bem Fort: 
gange berfelben durch oftere Vifitationen in Kenntniß zu erhalten. 

6) Jüdiſche Winkelfchulen ſollen, ſo wie Winkelfchulen überhaupt, nicht geduldet werben. 

Wir fordern die Schulvorftände, und namentlich die ſtaͤdtiſchen SchulsDeputationen 
auf, darauf zu halten, daß befolgt werde, was vorftehend angeordnet ift. 
(Ann. IV, ©. 265.) 


2) Publ der K. Reg. zu Köslin v. 11. San. 1823. Schulunterridt der 


Kinder jüdifcher Gemeinden. 

Zur Befolgung der in dem $. 39. bes Ed. v. 11. März 1812 wegen ber bürgerlichen 
Verbefferung der Juden in den Preuß. Staaten, vorbehaltenen Beftimmungen, und in 
Gemäßheit des $. 18. der Allerh. Inftr. v. 23. Oft. 1817, wonach es Behufs unfere 
Befugniß in Schulfachen auf die Verfchiedenheit der Religion und des Kultus nicht an 
kommt, fegen wir, in Betreff des Schulunterrichts jüdifcher Kinder in unferm Verwal 
tungs⸗Bezirke, Nachftehendes hierdurch feſt: 

$. 1. Jedes Judenkind iſt vom ſechſten Jahre an, bis zum vierzehnten, ſchulpflichtig. 

$. 2. Das Verzeichniß der fchulpflichtigen Kinder wird in jeder Gemeinde von ber 
Vorftehern zu Ende jedes Jahres angefertigt und dem Magiftrate, zur Mittheilung an 
die SchulsDeputation, zugeftellt. Für die Richtigkeit und Vollftändigkeit dieſes Verzeich⸗ 
niffes find die gedachten Vorfteher —— 

$. 3. Ale juͤdiſche Eltern find, in Folge der ihnen zugeſtandenen Rechte chriſtlicher 
Staatsbürger, verbunden, ihre ſchulpflichtigen Kinder in den für die allgemeine Men 
ſchenbildung und das bürgerliche Leben nothwendigen Kenntniffen und Fertigkeiten, fo 
wie in der Religion und Sprache ihres Volks, unterrichten zu laſſen. 

$. 4. Diejenigen Eltern, welche nicht nachweiien können, daß fie für den Unterricht ih⸗ 
ver Kinder, in einer öffentlichen jübifchen Schule oder durch einen vorſchriftsmaͤßig ges 
prüften und als tüchtig befundenen Privatlehrer forgen, müffen ihre fchulpflichtigm 
Kinder in die hriftliche Schule des Orts ſchicken. Juͤdiſche Schulen bürfen dagegen 
keine chriftlichen Kinder aufnehmen. 

$. 5. Die bisherigen jübifchen Winkelſchulen, d. h. alle Schulen,. deren Lehrer ober 
Lehrerinnen weder geprüft find, noch unter gehöriger Aufficht ftehen, werben vom 1. O8. 
—* an für aufgehoben erklärt und bürfen unter Eeinerlei Vorwand länger gedul⸗ 

et werben. 

$. 6. Jede jüdische Schule muß von und anerkannt und beftätigt fein. 

$. 7. Wenn daher eine jübifche Gemeinde eine Schule einrichten will, fo hat fie bird 

unächſt dem Magiftrate der Stadt anzuzeigen, und dieſem liegt ob, unter Zuziehung ber 

Aul:Deputation, daruͤber an uns gutachtlich zu berichten. 

$. 8. Dem biesfälligen Berichte muß beigefügt (ein: 1) ein Werzeichniß ber Anzahl 


Nut 


4 
5 


— —⸗⸗ 


mn 


2 
d 


\ 





468 Staatorechti. Verhältn. d. I. — Den ganzen Staat beit 





jen 

bifgen 

Beligion, in bemQebräuchen tesßotteshienftesund inder hebräi Er 

© KR einem, mach bem, AttejE en ine Mae 
Lehrer ihrer Religion zu übe ea; ber. Jh jedoch wiegen. ſittlichen 


gens vor ber Poligel-Obrigkeit des ‚Kurifes vorher gehörig allspuweifen und deren 
Genchmigung zum Aufenthalt, Re Gemein, * Gi zur, ———— des bemerkten 


ei t and erhalten hat. 


Bekanntmadung ». 3. Mai 1817 (Amtöblatt 1817. Nr. 324) Anwendung. 
von einem folchen„Eihrer unterrichteten Kinder find nicht verpflichtet, in Feipiige 
Schulen zu gehen unb an deren Lehrer Schulgeld zu entrichten. 

5) Die gefammte Judenſchaft einer Stadt ober eines Ländlichen Bezirks wird von 
. bem Zwange zur chriſtlichen Schule, To wie von ber Verpflichtung, Beiträge zum 
Bau und zur Unterhaltung berfelben und zur Beſoldung der chriſtlichen Lehrer 
enteiäten, völlig frei, wenn biefelbe eine befondere Schulanflalt auf gemeinfchai 

Hohe Koften mit unferer Benehmigung errichtet und einen in vorbefchriebener Weile 
jeprüften und tüchtig befunbenen jübifhen Lehrer, unter Zuſicherung eines auds 
'ömmlichen und anftönbigen Gehaltes auf Lebenszeit, ordnungsmaͤßig beruft, ſobad 

ber von ben fönsmslichen jübifchen Kamilienspäuptern ober ihren Deputicten auss 
eftellte und vom Lehrer angenommene Beruf unfere durch die flädtifhe Schub 

Ermmifen ober den — nachzuſuch ende Beſtaͤtigung erhalten hat, 

Sowohl die, Schulen ber nad $. 4. Eongeflionirten — als der nah 
$. 5. förmlich angeftellten jübifhen Gemeinbeleßrer find der Auf ſi ht der yon uns 
angeordneten ftädtifchen Schulkommiſſionen und Bezirke: linſpektoren unterwor⸗ 
fen, welche diefe, gemäß der ihnen ertheilten Dienfb-Inftzuktionen auszuüben und 
insbefondere auch bahin zu fehen haben, daß bie israeiitiſchen Kinder regelmäßig 
die Schule befuchen und bie faumhaften Eltern zur Strafe gezogen werben. 
n Kinfintich der jegt in unferm Regierungsbezirk vorhandenen, von israelltiſchen 
meinden eigenmächtig angenommenen Lehrer iſt nach vorftehenden Beftimmuns- 
jen das Erforderliche binnen brei Monaten unfehlbar nachzuholen. Im Kalle br 
fäumniß werben biefelben ald Winkellehrer angefehen und wird ihnen ihr ferners 
unbefugtes Schuthalten unter einer Poligeiitvafe von fünfThalern hierdurch verboten. 
Sowohl die Schulvorgefegten als bie Polizeibehörben haben forgfältig dahin zu ſehen, 
daß durch genaue Beobachtung diefer Vorſchriften der beabfihtigte Zwed einer ange 
‚mefjenen Bildung ber bishet ſehr verſaumten israclitifchen Jugend erreicht werde. 
mm VI. 6. 664.) . 
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zuthun, daß berfelbe Unterricht ihnen durch Eongeflionirte Privatlehrer ertheilt wirb. 
Diefe Schulpflichtigkeit dauert für beide Gefchlchhter vom vollendeten 6. bis zum vollens 
beten 14. Jahr. Die Polizeibehörde jedes Orts wird genaue Liften der bafelbft befind- 
lichen israelitifchen Kinder diefes Alters fahren, und die Erfüllung der obgebadhten 
Verbindlichkeit ihrer Eltern, Vormuͤnder oder Pfleger genau Eontrolliven, auch gegen 
die Säumigen mit angemeffenem Zwange verfahren. 


$ 2. Die chriftlichen öffentlichen Elementarfchulen, fowohl Parochial⸗ ald Neben: 
ſchulen, find verbunden, die ihnen durch die Eltern, Vormuͤnder oder Pfleger etwa zu 
überweifenden israelitifchen Kinder im fchulpflichtigen Alter unweigerlich anzunehmen, 
und hinfichtlich des Schulgeldes, des Unterrichts und ber Disziplin auf ganz gleichem 
Zuge mit den chriftlichen Kindern zu behandeln, nur daß fie, wider Willen der Eltern, 
Vormünder oder Pfleger, nicht gezwungen werden können, weder an dem chriftlichen 
Religionsunterricht oder Gottesdienft Theil zu nehmen, nod) an ihren eigenen Sabbath: 
oder Kefttagen die Schule zu befuchen. . 

$. 3. Wenn die israelitifchen Hausväter eines Orts es vorziehen, für ihre Kinder eine 
eigene öffentliche Elementarfchule zu unterhalten, fo Tann ihnen ſolches, auf gehöriges 
Nachfuchen, zwar geftattet werden, jedoch immer unter folgenden Bedingungen; 

4) daß der von ihnen anzunehmende israelitifche Schullehrer in einer durdy die Regie⸗ 
rung anzuerdnenden Prüfung, mit alleiniger Ausnahme des Religionspunkts, dies 
ſelbe Qualifitation zu feinem Berufe barthue, welche bei einem chriftlichen Ele⸗ 
mentar-Schullehrer erfordert wird, 

2) daß für den Unterricht deffelben durch die Schulintereffenten hinlänglich auskoͤmm⸗ 
lich geforgt werde, um es ihm möglich zu machen feinem Berufe ausfchließlich ober 
doch hauptfächlich fich zu widmen, 

3) bap, ein paffendes und beftimmtes Unterrichtslofal von den Intereffenten befchafft 
werde, 

4) daß die Annahme des Schullehrerd nicht auf beftimmte Kontraktsfriften, fondern 
auf jährige oder halbjährige Kündigung erfolge, welche letztere jedoch, ſobald der 
Lehrer einmal von der Regierung approbirt worden, niemals ohne Genehmigung 
der Regierung flattfinden darf. 

$. 4, Alle gegenwärtig im Reg. Bez. beftehenden öffentlichen israelitifchen Elementars 

Schulen follen nad) den Beftimmungen des vorfteherden $. einer Revifion unterzogen 
werben, von deren Refultät es abhängen wird, ob fie für die Kolge autorifirt werden 
tönnen, oder aufhören müflen. 

$. 5. Seraelitifche Hausväter dürfen zwar den Unterricht ihrer Kinder oder Pflege: 

befohlnen auch duch Privatlehrer ihres Glaubens beforgen laſſen. Letztere bedürfen 
aber dazu der ausdrüdlichen Konzelfion ber Regierung, welche nur auf ben Grund einer, 
durch diefelbe zu veranlaffenden, Prüfung ihrer Fähigkeit und ihres Lebenswandels er; 
theilt werben kann. 

$. 6. Den israelitifchen öffentlichen fowohl als Privat:Schullehrern wird ausdruͤcklich 

hierdurch verboten, chriftlihe Kinder zur Unterweifung anzunehmen. Etwa zuläffige 
Ausnahmen von diefer Regel Eönnen nur mit befonderer Genehmigung ber Regierung 


‘ flattfinden. 


$. 7. Die von ber Regierung zu veranlaffenden Prüfungen der israelitiſchen Elemen⸗ 
tarlehrer follen darauf gerichtet werben, ob der Kanbitat 

4) bereits im Genuffe der ftaatsbürgerlichen Rechte fich befinde? 

2) einen bisher unbefcholtenen Lebenswandel nachmweifen könne? 

3) die zum Unterrichte erforderlichen Kenntniffe und Fertigkeiten befige? 

Die Punkte ad 1 und 2 müffen gleich bei der Präfentation durch Tompetente Zeugniffe 


nachgewieſen werden. Hinſichtlich des 3. läßt die Regierung die Prüfung durch einen 


— 


Spezial⸗Kommiſſarius — in der Regel den nächſten Superintendenten — vornehmen, 
und vom Refultat verfelben ſich zur weitern Entfchließung Bericht erftatten. 


$. 8. Die Befugniß zur Ertheilung des moſaiſchen Religionsunterrihts an ſolche 
israelitifche Kinder, welche ihren übrigen Unterricht in einer dhriftlichen Schule empfan: 
gen, kann, auf gehöriges Anfuchen, foldhen Gubjekten von der Reg. ertheilt werben, 
welche, mit Nachweifung des Befiges flaatöblirgerlicher Rechte und einss unbefcholtenen 
Lebenswanbdels, ein Qualifitationsatteft des betr. Ober-Rabbiners beibringen. 
$.9. Welcher israelitifhe Einwohner des Mindenfchen Reg. Bez. ſich Tünftig bei 
gehen laflen wird, ohne ausdruͤckliche Autorifation der Reg. irgend einen — öffentlichen 
oder Privat: — Unterricht in Elementarfchulfenntniffen zu ertheilen, verfällt in eine 
Polizeiftrafe von 1 — 5 Thaler, welche im Wiederholungsfalle gefchärft werden kann. 
$. 10, Alle zur Aufſicht über die chriſtlichen Schulen verorbneten Behoͤrden find vers 
Michtet bei ipren Schulsifitationen nicht nur in den chriftlichen Schulen ben daſelbſt 
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etwa unterrichteten israelitifchen Kindern und ihrer zweckmaͤßigen Behandlung abfeiten: 
des Lehrers und der Mitichüler eine vorzügliche Aufmerkfamkeit zu wibmen, ſondern 
auch bie innerhalb ihres Sprengels etwa befindlichen israelitifhen Elementarfchulen zu 
befuchen, von dem Zuftande derfelben, namentlich von ber Zwedmäßigkeit ihres Lehrs 
plans, foweit derſelbe nicht die Religion zum Gegenftande hat, ſich zu überzeugen, und 
Yet etıoa vorgefundene Mängel oder Mißbraͤuche zur Abhülfe an die Regierung zu 
erichten. 
8.141. Sämmtliche betreffende Kreis-, Diözefan= und Lokalbehörden werden mit 
ar der gegenwärtigen Verordnung, fo weit es einen Jeden angeht, hierdurch 
eauftragt. 
Minden, den 16. März 1825. Königliche Regierung. 
(Mindener Amtöbl. 1825. Nr. 22.) 


C. Bür die Rheinprovinz. 
Yubl. des K. Oberpräfidbiums zu Koblenz, (Ingerdleben) v. 13. Sept. 
1824. Einrichtung des jüdifchen Schulweſens in den Rheinpropinzen. 


Es ift nothwendig gefunden worden, über die Einrichtung des jüdifchen Schulweſens 
in den Rheinprovinzen Folgendes feftzufesen: 

F. 4. Alle Eltern und Pfleger iöraelitifcher Kinder find gehalten, denfelben beim 
Eintritt des durch beftehende Verordnungen feftgefeaten fchulpflichtigen Alters einen 
ordentlichen und zweckmaͤßigen Elementarunterricht ertheilen zu laffen, und diefen fo lange 
fortzufegen, bi3 entweder die Aufnahme in eine höhere Schule ftattfinden Tann, oder 
wenigitend die allgemeine Bildung fo weit gefördert ift, als es überhaupt die Zulaffung 
zu irgend einem bürgerlichen Gewerbe, oder zur unmittelbaren Vorbereitung für daſſelbe 
erfordert. Diefer Grad der Reife ift durch ein Zeugniß der Drts:Schulbehdrbe nachzu⸗ 
weiſen, und durch dieſes die Befreiung von einer fernern Schulpflichtigkeit bedingt. 

F. 2. Der Elementarunterricht israelitiſcher Kinder findet ſtatt entweder in einer 
der beſtehenden chriſtlichen Schulen des Wohnorts, oder bei Privatlehrern, oder in einer 
eigenen jüdiſchen Gemeindeſchule. 

Für jeden dieſer Faͤlle enthalten bie folgenden Artikel die erforderlichen näheren Be⸗ 
flimmungen. 

8.3. Der Vorftand der jüdifchen Gemeinde jedes Orts ift gehalten, jährlich Sechs 
Wochen vor ber öffentlichen Schulprüfung eine Lifte aller israelitifchen Kinder des Orte, 
oder des Gemeindeverbandes, vom vollendeten 6. bis zum vollendeten 15. Jahre einzu: 
reichen, und dabei für jedes derfe'ben die Schule nachzuweiſen, welche es befucht. 

Die Orts⸗Schulbehörde hat dafür zu forgen, daß diejenigen Kinder, welche nod keine 
oder Eeine Eonzefftonirte Schule befuchen, in eine folche gewiefen, und die Vorfteher das 
von in Kenntniß gefegt werden. 

5.4. Jedes israelitifhe Ichulpflichtige Kind, für welches nicht nachgewiefen werben 
ann, daß es bei einem fonzefitonirten Privatlehrer, ober in einer jüdifchen Gemeinbes 
Schule feinen Unterricht empfängt, ift verpflichtet, bie chrijtliche Bezirksſchule feines 
Wohnortö zu befuchen, und zur Unterhaltung derfelben und ihrer Lehrer das übliche 
Schulgeld und alle diejenigen Beiträge zu zahlen, welche von den übrigen, zu demfelben 
Schulverbande gehörigen Kindern oder deren Gitern, gezahlt werden. ' 

6 5. Den ieraelitifhen Bamilienvätern ift biefe Benugung ber Wohlthat des öffents 
lichen Unterrichts für ihre Kinder in chriſtlichen Schulen geftattet, und die legtern find 
in Ermangelung einer eigenen jübifhen Schule zur Aufnahme derfelben verpflichtet, 
ohne jedoch deshalb den eritern einen Antheil an ihrer Verwaltung einzuräumen. 

z. 6. Die israelitiihen Kinder, welche chriſtliche Schulen beſuchen, find gehalten, 
ſich ganz nad) der für biefelben beftehenden Ordnung zu richten; nur an ihren Gab: 
batbs- und andern ihrer gebotenen Feiertage find fie von Erfüllung derjenigen Vor: 
fhriften befreiet, bie mit ihren für bie Feier diefer Tage gegebenen Religionsgefegen im 
Widerſoruch ſtehen. 

$. 7. Auch dürfen israelitiſche Kinder in chriſtlichen Schulen wider ihrer Eltern Wil: 
fen nicht angehalten werben, an dem chriftlichen Religiondunterrichte oder den religiofen 
Erbauungen ber Schule Theil zu nehmen. 

5.8. Jedoch follen die für den jüdifchen Keligionsunterricht etwa eigens anzunehs 
menden jüdifchen Religiondlehrer ihre Züchtigkeit zu dieſem Geſchaͤfte nicht blos durch 
ein Zeugniß der Polizeibehörbe ihres Wohnorts über ihren unbefcholtenen Lebenswanbel, 
fondern auch durch eine Prüfung in allen von einem dem Lehritande gewibmeten Sub⸗ 
jekte erwarteten Kenntniffen und Geſchicklichkeiten darthun, und ohne eine, auf den 
Grund biefer Prüfung ihnen zu ertheilenden Konzeffion auch ben Religionsunterricht zu 
ertheiten, nicht befugt fein. 
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6. 0. Um mit biefem Neligtonsunterrichte, der zugleich den Unterrichtin der hebrätfchen 
Sprache in ſich begreift, auch den Unterricht in den übrigen —e— der Schule 
verbinden zu dürfen, bedarf es einer beſondern Konzeſſion auf den Grund einer vorher⸗ 
gegangenen vollftändigen Prüfung, wenn biefe nicht Schon vor einer andern inlänbifchen 

ompetenten Behoͤrde erfolgt tft, und durch ein genügendes Beugniß berfelben nachgewies 
fen werben Tann, . 

$. 10. Ein Gleiches gilt von allen jüdifchen Privatlehrern, auch von denen, welche in 
ben Häufern Unterricht geben wollen, und es haben bie Ortsbehoͤrden genau darauf zu 
wachen, baß kein jübifcher Privatiehrer ohne biefe, von ber K. Reg. felbit auszuftellende 
Konzeffion Unterricht, weber in, noch außer dem Haufe erfheife, wibrigenfalls nicht allein 
feine Schule fogleich zu Tchließen, fondern er felbft auch doch In eine Polizeiſtrafe von 
Einem bis zu Fünf Thalern zu nehmen ift. En EEE J * 

$. 11. Der vollſtaͤndige Unterricht iſraelitiſcher Kinder bei einem Eongeffionirten Pri⸗ 
vatlehrer befreit von der Beitragspflichtigkeit für die chriftliche Bezirksſchule. 

$. 12. Eben dies ift der Ball, wenn fämmtliche ifraelitifche Bewohner einer Stadt, 
oder eines Ländlichen Bezirks eine gemeinfchaftiihe Schulanftalt auf gemeinfchaftliche 
Koften errichten, und dazu die Genehmigung der K. Reg. erhalten haben, welche jedes⸗ 
maldurd) die Kreis⸗Schulbehörde oder reſp. ſtaͤdtiſche Schul-KRommiffion nachzufuchen ift. 

$. 18. Die in einer folchen ifraelitifchen Gemeinde-Schule anzuftellenben Lehrer müffen 
in ganz gleicher Weiſe, wie bie Lehrer der chriſtlichen Schulen der nämlichen Gattung, 
jedoch mit Ausnahme der Religions⸗Kenntniſſe, vor einer kompetenten inlänbifchen Bes 
hörde geprüft und fähig befunden fein. j 

$. 14. Die ifraelitifche Gemeinbe-Schule mit ihren Lehrern, wie auch die konzeſſionir⸗ 
ten Privatichrer des mofaifchen Glaubens ftehen unter der Auffiht der Dxts-, SKreißs 
und Departementss&chulbehörben, und es bedürfen bie Lehr⸗ und Einrichtungspläne ber: 
felben, und bie zum Unterrichte beftimmten Schulbücher eben fo der fung und Beftä- 
tigung, fo wie.bie Verwaltung des gefammten jäbifchen Schulweſens eben fo der Aufs 
fit und Leitung diefer Behörden, wie biefelbe für die chriſtlichen Schulen jedes Regie: 
rungs⸗Bezirks vorgefchrieben ift. Ze 

$. 15. Den judiſchen Schulen tft es nicht geftattet, hriftliche Kinder in ben Unterricht 
aufzunehmen. 

$. 16. Die naͤchſte unmittelbare Aufficht über die juͤdiſche Gemeinde⸗Schule fahrt zwar 
ein, von ben betheiligten ifraelitifchen Samilienvätern aus ihrer Mitte gewählter, und 
durch die Provinzial: Behörde beftätigter Schuloorftand, jedoch tft ein von ber Drts⸗ 
Schulbehörbe ernannter Kommiffarius berechtigt, die Schule zu jeber Zeit zu beſuchen, 
und zur Aufrechthaltung der beftehenden gefeglichen Vorfchriften jede ihm noͤthige Auss 
kunft zu forbern, welche die ifraelitifchen Schulvorfteher und bie Lehrer der Schule ihm 
unweigerlich zu ertheilen haben, Auch ift berfelbe zu ber jährlich zu haltenden dffent: 
lichen Schulpräfung einzulaben, nad) deren Beendigung er feinen Bericht äberdie Schule 
an feine Behörde zu erflatten hat, 

} 47. Die fammtlichen betreffenden Kreids und Lokal⸗Behoͤrden find mit der Hand: 
habung biefer, von dem K. Min. der G. u. U. Ang. genehmigten Verordnung beauf: 
tragt. (Ann. VIII, ©. 842.) , 


D. Für Pofen vergl. dad Kap. V. 


Drittes Kapitel. 
Die jüdifche Privaterzichung. 


1) Das A. 2. R. beftimmt Thl. II. Zit. 12.58. 38. 


$. 3, Wer eine Privaterziehungs= oder fogenannte Penfionsanftalt errichten will, muß 
bei derjenigen Behdrbe, welcher die Aufficht über das Schul und Erziehungsweſen des 
Orts aufgetragen iſt, feine Tuͤchtigkeit zu dieſem Gefchäfte nachweifen, und feinen Plan, 
ſowohl in Anfehung der Erziehung, ald bes Unterrichts, zur Genehmigung vorlegen. 

$. 4. Auch folhe Privat, Schul: und Erziehungsanftalten find ber Aufſicht diefer 
Behörde unterworfen, welche von ber Art, wie bie Kinder aehalten.und verpflegt, wiebie 
phyſiſche und moralifche Erziehung derſelben beforgt, und wie ihnen ber erforderliche un: 
terricht gegeben werde, Kenntniß einzuziehen befugt und verpflichtet iſt. 

$. 3. Schäbliche Unordnungen und Mißbräuche, welche fie dabei bemerkt, muß fie der 
dem Schulz und Erziehungsweſen in der Provinz vorgefegten Behörde zur nähern Prüs 

fung und Abſtellung anzeigen. er 





472 Staatsrechtl. Verhaltn. der I. — Den ganzen Staat betr, 


Abſchnitt I. 
Die Privatfchulen und Privat-Erziehungsanftalten. 


Wo fie zuläffig find. 

$. 1. Privatichulen und Privat-Grziehungsanftalten füllen nur da, wo fie einem wirt: 
lichen Bedürfniſſe entfprechen, alfo nur an ſolchen Orten geftattet werden, wo für den 
a te der ſchulpflichtigen Jugend durch die öffentlichen Schulen nicht ausreichend 
geforgt if. 

Erforderniffe zur Anlegung von Privatfchulen und Privat-Erzie⸗ 

bungssAnftalten. 
a. Wiffenfhaftlihe Befähigung. 

$. 2. Diejenigen Perfonen, welche eine Privatfchule oder eine Privat-Erziehungsan- 
ftalt gründen, oder eine folche beftebende fortfegen wollen, haben znoörderft ihre wiſſen⸗ 
ſchaftliche Befähigung zur Leitung einer folhen Anftalt ganz in derfelben Weife, wie die 
in öffentlichen Schulen anzuftellenden Xehrer und Lehrerinnen, durch ein genügenbes 
Zeugniß der betreffenden a eh ere darzuthbun. Behufs der Erlangung eines 
ſolchen Zeugniffes müffen fie nad) der Klaffe der Privatfchulen oder der Privats&rzies 
bungsanftalten, zu welchen die Anftalt, welche fie anlegen oder fortfegen wollen, zu rech⸗ 
nen ift, fich den für die betreffenden Öffentlichen Lehrer und Lehrerinnen eſetzlich vorge⸗ 
ſchriebenen Pruͤfungen unterwerfen, und ſollen alle Beſtimmungen, welche fuͤr die Pruͤ⸗ 
fung der Lehrer an oͤffentlichen Schulen erlaſſen ſind, auch auf diejenigen Anwendung 
leiden, die eine ähnliche Privatſchule oder Privat-Erziehungsanſtalt zu leiten. beab: 


fihtigen. 
‘ b, Sittliche Befähigung. 

$. 3. Selbft bei vollftändig nachgewieſener wiflfenfchaftlicher Befähigung ſoll die Grün- 
dung oder Kortfegung von Privatichulen und Privat: Erziehungsanftalten nur foldhen 
Perſonen gejtattet werben, weiche bereits längere Zeit in folchen Verhaltniffen, die über 
ihre fittlihe Befähigung für den Unterricht und die Erziehung der Tugend ein ficheres 
Urtheil geftatten, gelebt haben, und über ihre Unbefcholtenbeit und ihren bisherigen fitt: 
lichen Wandel von der Obrigkeit und dem Geiitlichen des Orts, wo fie ſich während ber 
legten drei Jahre aufgehalten haben, vortheilhafte Zeugniffe beibringen Eönnen. 


Wie die Erlaubniß zur Anlegung von Privatfchulen und Privat 
Erziehungsanftalten nachzuſuchen. .. 

$. 4. Die Gefuhe um Erlaubniß zur Anlegung ober Fortſetzung einer Privatfchule 
oder einer Privat-Erziehungsanftalt find, unter Einreichung eines Lebenslaufg, der über 
die Bildung, bie wiflenfchaftliche und fittliche Befähigung der Bewerber (88. 2 und 3.) 
fprechenden Zeugnifje und des Einrichtungeplans der fraglichen Anftalt bei der Orts⸗ 
Schulbehörde anzubringen, welche die etwa noch erforderlichen Ermittelungen zu verans 
laffen, an die K. Reg. über das Geſuch zu berichten, und wenn bemfelben kein Bedenken 
entgegenfteht, die Ausfertigung des Erlaubnißfcheins in Antrag zu ftellen hat. . - 


Ertheilung der Erlaubniß, Dauer und Gültigkeit derfelben. 


$. 5. Findet die K. Reg. Fein Bedenken, dem Antrage zu willfahren, fo fertigt fie, 
unter Beruͤckſichtigung ber in ben eingereichten Zeugniffen enthaltenen Umftände, und 
mit genauer Beſtimmung der Gattung der Schule, welche bem betreffenden Bewerber zu 
eröffnen geftattet fein foll, auf den Grund des eingereichten Plans den Erlaubnißſchein 
aus, und bringt den Inhalt deffelben durch das Reg. Amtsblatt zur öffentlichen Kennt: 
niß. Jede Erlaubniß zur Anlegung einer Privatfchule und Privat:Erziebungsanflalt 
ift widerruflich. Jeder zur Anlegung einer Privatfchule und Privat-Erziehungsanftalt 
ertbeilte Erlaubnißſchein ift nur für den gültig, auf deſſen Namen er lautet. 
Wird eine Privatfchule oder Privaterziehungsanftalt fehs Monate hindurch nicht ge: 
alten, fo ift zu ihrer Wiedereröffnung, falls nicht dringende Hinderniffe, z. B. Krank: 
beiten, den Stillftand der Anftalt verurfachthaben, einneuer Erlaubnißfchein erforderlich. 


Nähere Beftimmungen in Betreff der zu ertheilenden Erlaubniß. 


$. 6. Perfonen, welche wegen Theilnahme an unerlaubten Verbindungen von der Ans 
ftellung im Staatsdienfte ausgefchloffen find, darf die Gründung oder Kortfegung von 
Privatfchulen oder Privat-Erziehungsanftalten gar nicht, Ausländern aber nur nad) vor: 
gängiger Genehmigung des Min, des 3. u. d. Pol. geflattet werben. Unverheiratheten 
Männern foll die Erlaubniß, eine Privatfchule oder eine Privat sErziehungsanftalt für 
die weibliche Jugend zu errichten, ober eine beftehende Anftalt diefer Art fortzufesen, ber 
Kegel nad) verfagt, und nur in befondern, eine Ausnahme rechtfertigenden Zällen, nur 
nit auodrudlicher Genehmigung des Min. dev G. v. V. Yung. ertkellt werben. Predi⸗ 
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ger und öffentliche Lehrer find als ſolche noch nicht zur Anlegung von Privatfchulen und 
Privat:-Erziehungsanftalten befugt; fie beduͤrfen vielmehr hierzu einerbefondern Erlaub: 
niß, bie fie auf die im 5. 4. vorgejchriebene Weife nachzuſuchen haben. J 
Beaufſichtigung der Privatſchulen und Privat-Erziehungsanſtalten. 
$. 7. Alle Privatſchulen und Privat-Erziehungsanſtalten find ganz fo, wie die oͤffent⸗ 
lichen Schulen berfelben Gattung, zunädjft der Aufficht der Orrd-Schulbehörde, und in 
gehen Inſtanz der Aufficht der dem Schulweſen des Kreifes und des Reg. Bez. vorges 
egten Königl. Behörden unterworfen. Diefe Aufficht fol fich nicht bloß im Allgemeinen 
auf die Handhabung der Schulzucht und den Gang des interrichts, fonbern auch im Bes 
fondern auf die Einrichtung des Lehrplans, die Wahl der Hülfslehrer, der Lehrbücher 
und Lehrmittel, die Lehrmethobe, Schulgefege, die Zahl der Schüler und felbft auf das 
Lokale der Privatfchulen und Privat:Erziehungsanftalten erſtrecken. Zeigen fich in fols 
hen Anftalten Verkehrtheiten und Mißbräuche, welche die Zugend verbilden können ober 
* Sittlichkeit und Religiöſitaͤt Gefahr drohen, wird die Jugend vernachlaͤſſigt, oder 
iſt ſie unfaͤhigen und ſchlechten Lehrern anvertraut, und wird ein ſolcher Uebelſtand auf 
die Erinnerung der Orts-Schulbehoͤrde nicht abgeſtellt, To iſt dieſelbe verpflichtet, auf eine 
Unterſuchung bei der K. Reg. anzutragen, und die letztere iſt befugt, nach Befinden der 
Umſtaͤnde, den Erlaubnißſchein zuruͤckzunehmen und die Privatſchule und Privat:Erzie- 
bungsanftalt fchließen zu laſſen. 


Sahresberiht über die Privatfhulen und Privat-Erziehungss 
anftalten. 

8.8. Die K. Reg. hat am Schluſſe eines jeden Jahres über den Zuftand der in ihrem 
Bezirke vorhandenen Privatfchulen und Privat: Erziehungsanftalten, die wiffenfchafts 
liche und fittliche Qualifikation ihrer Vorfteher und Hülfslehrer, und die Zahl der, diefen 
Privatanftalten anvertrauten Jugend an das Min. der G. u. U. Ang. zu berichten. 


VBerpflihtung der Vorfteher und Vorfteherinnen von Privatihulen 
und Privat:Erzieyungsanftalten. 

h; 9. Die Vorfteher und Vorfteherinnen von Privatfchulen und Privat: Erziehungs: 
anftalten find verpflichtet, fich nicht nur nad) dem Inhalte des ihnen ertbeilten Erlaub- 
nißſcheins, fondern auch der für das Schulwefen überhaupt und für bad Schulmwejenihres 
Orts -insbefondere ergangenen Vorfchriften auf das genauefte zu achten. Sie dürfen nur 
ſolche Hülfslehrer und Hülfslehrerinnen, deren wiſſenſchaftliche und fittliche Befähigung 
auf die in den $. 2. u. 3, und wenn von Ausländern die Rebe ift, auf bie im $. 6 vorge- 
ſchriebene Weife anerkannt ift, wählen, und müffen, fo oft fie Lehrer und Lehrerinnen 
entlaffen, oder neue annchmen, ber ihnen vorgefegten Orts-Schulbehörde davon Anzeige 
machen. Zu den von ihnen veranftalteten Öffentlichen Prüfungen haben fie bie Orts⸗ 
Schulbehörde vorher einzuladen. Wollen fie ihre Privatfchule oder Privat⸗Erziehungs⸗ 
anftalt aufgeben, fo find fie verpflichtet, folches drei Donate vorher, unter Zuruͤckgabe 
ihres Erlaubnißfcheing, der Ortd-Schulbehorbe fchriftlich zu melben. 

Beftrafung etwaniger Unregelmäßigkeiten. 

$. 10. Vorfteher und Vorfteherinnen von Privatfchulen und Privat-Erziehungsanftals 
ten, fo wie ihre Hülfslehrer und Hütfslehrerinnen, konnen, wenn fie den aus ihrem Er⸗ 
laubnißſchein hervorgehenden Obliegenheiten nicht nachkommen, von der Ortö-Schulbes 
hörde durch Verweife und von der K. Reg. durch Gelditrafen bis zur Höhe von Zwanzig 
Thalern, und falls wicderhofte Geldftrafen unwirkfam bleiben, durch Entziehung des 
Erſlaubnißſcheins beftraft werden. 

Warte: Schulen. 

5. 11. Warte-Schulen, welchen Kinder, die das hulpflichtige Alter noch nicht erreicht 
haben, anvertraut worden, find ale Erziehungsanftalten zu betrachten, und ſtehen als 
folche unter der Aufficht der Otts-Schulbehörde. Die Anlegung folcher Wartefchulen ift 
nur verheiratheten Perfonen oder ehrbacen Wittwen zu geftatten, welche von unbeſchol⸗ 
teien Sitten und zur erften Erziehung der Kinder geriynet, und deren Wohnungen ges 
fund und hinlänglich geräumig find. Die Orts-Schulbehoͤrde ertheilt die Erlaubniß zur 
Errichtung der Warteichulen, und hat dahin zu fehen, daß in denfelben die Kinder nicht 
länger als bis zum gefeßlichen [hulfähigen Alter verbleiben. 

Schulen für weiblihe Handarbeiten. 


$. 12. Schulen für die Anweiſung in weiblichen Handarbeiten ftehen unter der Aufs 
ſicht dee Orte:Schulbehörde, welche die Erlaubniß zur Anlegung derfelben, vorzüglich mit 
Berückſichtigung der fittlichen Unbefcholtenheit der Lehrerinnen, zu ertheilen, auch dahin 
zu fehen hat, daß Kinder, welche noch ſchulpflichtig find, durch Sheilnahme der Unter 
weifung in Handarbeiten nicht am vorfchriftsmäßigen Schulheſuche gehindert. werhen.. 


174 enatbrerhtl. Verhältn. & 3. — Din ganzen Staat bete. 


Sranfttorifhe Berfügungen wegen ber bereits beftehenden Privats 
fhulen und Privat⸗Erziehungsanſtalten. 


$. 13. Perfonen, welche bereits Privatfchulen oder Privat⸗Erziehungsanſtalten eröffs 
net, aber hierzu die Erlaubniß nod nicht auf bie in gegenwärtiger Inſtruktion vorges 
ſchriebene Art erlangt haben, müffen fi) einer von der Orts⸗Schulbehörde zu bewirtens 

den genauen Unterfuchung ihrer Lehranſtalten und nad) Befinden der Umſtaͤnde einer noch 
mit ihnen et vorzunehmenden Prüfung unterwerfen, und haben hiernaͤchſt zu gewärs 
tigen, ob ihnen bie Eclaubniß zur _Fortfegung ihrer Lehranftalten wird ertheilt werben 
Tonnen ober nicht. Sie müffen fi) zu dem Ende fpäteitche innerhalb vier Monate nad) 
Bekanntmachung diefer Inſtruktion bei ihrer Orts⸗Schulbehoͤrde melden, widrigenfalls 
nach Ablauf diefer gi ihre Schulen von der Orts⸗Polizeibchoͤrde ohne Weiteres aufge: 
Vöft werden. Die Orts⸗Schulbehoͤrden haben irinerhatb der gedachten Friſt Verzeichniſſe 
aller noch nicht genehmigten Privatichulen und Privat: Erziehungsanflalten an die vors 
gefegte K. Reg. mit der Anzeige einzureichen, welche Vorfteher und Vorſteherinnen zu 
einer Prüfung vorzuladen fein möchten, und welchen fie in Erwägung der zeitherigen 
Leitung ihrer Anftalten erlaffen werben koͤnne. 


Abſchnitt IL 
Privatlehrer. 


Wie fih Privatlehrer Über ihre wiffenfhaftlihe und fittlihe Tüch⸗ 
tigkeit auszumeifen haben. 

F. 14. Perfonen, welche ein Gewerbe daraus machen, in folchen Lehrgegenſtänden, bie 
zum Kreife der verfihiedenen öffentlichen Schulen gehören, Privatunterriht in Familien 
ober in Privatanftalten zu ertheilen, follen ihr Vorhaben bei der Orts⸗Schulbehörde ans 
zeigen, und ſich bei derfelben über ihre wiffenichaftliche Befähigung durch ein Zeugniß der 
betreffenden Pruͤfungsbehörde, und über ihre fittliche Tüchtigkeit für Unterricht und Er⸗ 
ziehung in derfelben Art ausweifen, wie in den $$. 2. und 3 in Hinfiht der Borfteber 
und Vorfteherinnen von Privatichulen und Privat: Erziehungsanftalten vorgefchrieben 
ift. Wollen fie in Fächern, die nicht in den verfchiedenen öffentlichen Schulen gelehrt 
werden, Privatunterricht ertheilen, jo haben fie nur ihre fittliche Tuͤchtigkeit für Unters 
richt und Erziehung auf die im $. 3 verordnete Art bei der Orts: Schulbehörbe näher 


darzuthun. 
Erlaubnißſchein für Privatlehrer. 

$. 15. Denjenigen Perſonen, gegen deren wiſſenſchaftliche Befähigung für den Unter⸗ 
richt und die Erziehung ber Zugend nichts zu erinnern ift, fol von ber Ortes &chulbes 
hörde ein, jebesmal für Ein Jahr gültiger, jedoch widerruflicher Erlaubnißfchein zur Er⸗ 
theilung von Privatunterricht, ſowohl in Kamilien ale in Privatichulen und Privats@rs 
ziehungsanftalten unentgeldlich ertheilt werben; bei Ausländern ijt hierzu noch bie vor- 
ängige Genehmigung des Min. des J. und der Pol. erforberlichz bie Orts:Schulbehörde 
Bat diefelbe in den geeigneten Fällen zunächft bei der vorgefesten K. Reg. in Antrag zu 
bringen. Perfonen, welche wegen Thellnahme an verbotenen Verbindungen von der Ans 
ftelung im Staatsdienfte audgefchloffen find, ift die Erlaubniß zur Ertbeilung von Pris 
datunterricht zu verfagen. 
Ausnahmen, 


$. 16. Gelftliche und öffentliche Lehrer, auch die an öffentlichen Schulänftalten bes 
Thäftigten Sprach⸗, Gefang:, Muſik- und Zeichenlehrer find für befähigt und befugt zu 
erachten, Privatunterricht in Familien und Privatfchulen zu ertheilen; ftebebürfen hierzu 
feines befondern Erlaubnißſcheins, und haben ihr Vorhaben be bei der Orts⸗Schulbe⸗ 
hörde anzuzeigen. Den Studirenden auf den Landes = Univerfitäten und den Schülern 
ber oberiten Klaffe der gefehrten Schulen foll geftattet fein, bhne einen befonbern Er- 
laubnigichein Privatunterricht in Familien und in Privatanftalten zu erteilen, wenn fie 
fich über ihre wiffenfchaftlihe und fittliche Befähigung für Unterricht und "Erziehung 
durch ein genügendes Zeugniß vefp. des Rektors der Univerfirit oder bes Direktors der 
en Schule, welche fie behuchen, bei der OrtsSchulbehörde zuvor ausgewieſen 
aben. ' 


Beauffihttgung der Privatlehrer. 
$. 17. Die Orts⸗Schulbehörde ſoll ber die Wirkſamkeit ber Privatlehrer und Privat⸗ 
lehrerinnen eine geregelte, ben oͤrtlichen Verhaͤltnifſen anzupaſſende Aufſicht führen, bei 
unregelmäßigkeiten, welche auf ein unſittliches Verhalten derſelben fdyteken laſſen, To 
wie, wenn in religiöfer ober politiſcher Beziehung Bedenken entſtehen, ſich mit ber Orts⸗ 
Polizeibehörbe in Mittheilung fegen, und wenn ber Verbacht ſich beftätigen follte, bie 
Grneuerung bed im $. ib gebachten Erlaubnißſcheins verfagen, auch nach Befinden ber 
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Umftände die Entfernung unfittlicher ober politiſch verdaͤchtiget Perſonen aus dem Lehre 
ſtande bei der vorgefegten K. Reg. in Antrag bringen. 

In wiefern Perfonen, weldhe Kinder aus mehreren Familien gemein- 

fhaftlih unterrichten, als Privatlehrer zu betrachten find. 

. $. 18.. Perfonen, weldye Kinder aus mehreren Familien gemeinſchaftlich unterrichten, 
find als Privatlehrer oder Privatlehrerinnen zu betrachten und zu behandeln, wenn fie 
in Gemäßheit eines Vertrags, gleichviel ob mit Einer Bemitie oder mit mehreren, jedoch 
nur mit beitimmten einzelnen Familien, die Kinder derfelben in ebenfalls feſtgeſetzten 
Lehngeganftänben gegen eine feſte Wergiktigung unterrichten. 


Abſchnitt II. 
Hauslehrer, Erzieher und Erzieherinnen. 

Befäpigungsfhein für Hauslehrer, Erzieher und Erzieherinnen. 

}; 49. Um das Eindringen unfähiger oder unftttlicher. Derfonen in das Erziehungsge⸗ 
ſchaͤft zu verhindern, follen diejenigen, welche in das Verhältnik eines Hauslehrers oder 
Erziehers oder einer Erzieherin zu treten gefonnen find, fich zuvor mit einem Exrlaubnißs 
ſchein der K. Reg: verfehen, in deren Bezirk fie eine ſolche Stelle annehmen wollen, 

Erforderniſſe zur Erlangung eines Brfähigungsfheing. 

$. 20. Behufs der Erlangung eines ſolchen Erlaubnißfcheins haben fie ‘äßer ihre bis⸗ 
herigen Berhältniffe, insbefondere aber über bie Fleckenloſigkeit ihres ſittlichen und poli: 
tiſchen Wandels, gendgenbe Zeugniffe mittelft des Kreis⸗Landraths ober der Stadt⸗Poli⸗ 
"zeibehörbe an bie K. Reg. einzurefihen. 

| Ausfertigung bes Befähigungsfheins | 
. 821, Die K. Reg. hat biefe Zeugniſſe, befonders diejenigen, melde fich auf bie bis⸗ 
herige ſittliche Führung beziehen, näher zu prüfen, und den Perfonen, gegen welche in 
fittlichet und politiſcher Hinficht nichts zu. erinnern ift, den Erlaubnißſchein dahin auszu⸗ 
fertigen, daß ihrer Annahme als Hauslehrer, Erzieher oder Erzieherinnen kein Bedenken 
entgegenſtehe Die Namen der Perſonen, welche einen foldsen Erlaubnißſchein erhalten 
haben, nd duvch das Reg.⸗Amtsblatt bekannt zu machen. 
Berfagung des Erlaubnißftheing. 

5.22. Die K. Reg. iſt eben fo befugt, als verpflichtet, allendenen, weldye wegen erwiefener 
Zheilnahme an verbotenen Verbindungen von der Zulafjung zu Staatsämtern ausge 
fchloffen find, oder fich über die Unbefcholtenheit ihres bisherigen Lebenswandels nicht ges 
nügend antweiſen können, fo wie auch allen Aufländern, ‚deren noch die Genehmigung 
des K. Min. des 3. und der P. fehlt, fo lange, bis die etwanigen Bedenken vollftändig 
befeitigt find, den zur Annahme einer Hauslehrerftelle erforberlichen Erlaubnißſchein zu 

Beauffihtigung der. Hauslehrer, Erzieher und ‚Erzieherinnen. 

$. 23. Hauslehrer imd Erzieher, die zugleich. Kandidaten des Prebigts ober des Schul- 
amts find, bleiben, wie bisher, der Aufſicht der geiſtlichen Oberen, ober der dem Schul: 
wefen bes Kreifed vorgelegten Behörde unsergeorduetz Hauslehrer und Erzieher anderer 
Art, deögleichen Groteherinnen, ſtehen unter der allgemeinen polizeilichen Aufficht. 

. 24. ‚Eltern und Vormuͤnder, deren Kinder ober Muͤndel die oͤffentlichen Schulen 
nid bejuchen, find in Folge der landrechtlichen Beftimmungen verpflichtet, fi auf Ver: 
langen ber Drt8: Schuls und Poligeibehörde darüber auszuweiſen, wie für den Unter: 
richt ihrer Kinder oder Mündel geforgt tft. Du 

Berlin, ben 31. Dec, 1889. Königl. Staatsminiſterium. 

9 Friedrich Wilhelm, Krouprinz. 

v. Alten ſtein. 9. Kamph. Mühler v. Rochow. v. Ragler. v. Laden 
berg.” v. Alvensleben. d. Werther. v. Raub. 
G. M. Bl. 1840. S. 94.) 


Miertes Kapitel. 
Die jädifhen Sichullehrer. 
I. 
Qualifikation, Anſtellung und Vereidung derſelben. 
Eine Approbation der Qualiſikation güdifcher Schullehrer war ſchon nach 
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älterem Preußiſchen Rechte nothwendig; es verfügte hierüber das Cirk. des 
General⸗Direktorii v. 9. Dec. 1775 an die Kammern 7). 0 
Gegenwärtig beflimmen: tn 
1) Earüber, daß die Schullehrer nicht fremde Juden fein dürfen, bie R. 


4 


des 8. Min. ded 3. 0.1. Dit. 1824 und 10. Mai 1825 an die K. Reg. zu 
Erfurt. Vergl. diefelben Abth. IV., Verhättniffe.der auswärtigen Juden. 

2) In Betreff der alten Provinzen. nn 

a) Publ. der K. Reg. in Stettin v. 31. Dec.-1825. Prüfung jübifcher 
Lehrer. 

Es gehen von Seiten der jüdiſchen Gemeinden bei uns fortwährend fo oft Geſuche um 
Befreiung ihrer Lehrer von der vorſchriftsmäßigen Prüfung ein, daß wir uns dadurch 
zu der wiederholten öffentlichen Bekanntmachung veranlaßt finden, wie nach den erlaffe: 
nen allgemeinen Vorſchriften kein jüdiſcher Lehrer von der Prüfung, ob er die für ein bem 
Lehrftande angehörendes Subjekt erforderlichen Fähigkeiten, Renntnifle und teiten 
befige, entbunden werben kann; ſondern daß ſich ein Feder, gleichviel ob er allein für den 
Unterricht in der jüdifchen Religion und hebräiſchen Sprache, oder auch als Lehrer an 
einer ordnungsmäßig eingerichteten juͤdiſchen Schule angeftellt ift, ob bie Kinder der Ge⸗ 
meinbe dig hriftlihen Stadtſchulen befuchen ober nicht, der allgemeinen Prüfung zu un- 
terwerfen hat, und bag ihm, falls er darin nicht befteht, die Fortſetzung des Lehrgeſchaͤf⸗ 
tes durchaus nicht geftattet werben darf. 

Die Magifträte werben beauftragt, dies ben betreffenden Gemeinden und Lehrern in 
unferm Namen zu eröffnen, und darüber zu halten, daß wir durd) bergleichen Befreiungs- 
gefuche nicht weiter behelligt werden, und’ daß unter £einerlei Vorwand ein Lehrer von 
einer Gemeinde angenommen werde, der die gefegmäßige Prüfung nicht zuvor beftanden, 
und von ung für wahl: und anftellungsfäbig erklärt worden iſt. Uebrigens verfteht es 
fi von felbft, daß ein jeder Lehrer fi) auch über den Befis des Preußiſchen Staatébür⸗ 
gerrechts gehörig auszumeifen hat. (Ann. IX, ©. 1041.) ' 


b. C. R. des. 8. Min. d. G., U. u. M. Ang. (v. Altenftein.) v. 29. 
April 1827 an fämmtlihe K. Reg., ausfchließlich derjenigen zu Stettin. 
Anftellung jüdischer Schullehrer. 


1) Das betr. R. lautet: 
ꝛc. Mittelft des beveitd unterm 30. März c. an Euch erläffenen R., wegen 
Beftallung ber jübifhen Schulmeifter in den Städten bortiger Provinz feid Ihr 
zwar dahin be chieden worden, 
A —— inftig nicht anders, ald nach von hieraus eingeholter Approbation 
geſchehen foll; 
ba aber die hiefigen Obers und Aeltefte, Namens der ganzen Judenſchaft unterm 
26, m. pr. allhier vorgeftellt haben: 
daß ſolche Verf. aud) auf bie unbeweibten Schulmeiſter, welche nur eine ges 
wiſſe Zeit an einem Drte bleiben dürfen, ertendiret werbe, 
fo wird biefelbe Hiermit dahin näher deflarit: 
daß nämlich nad) Vorſchrift bes General⸗-Juden⸗Reglements nur die beweibten 
Mädchen: Schulmeifter, welche dafelbft Art. 3 unter bie publiten Bebienten 
gerechnet werden, an den Orten, wo bergleichen ftattfinden, von hieraus gleich 
andern publiten Bebienten approbirt. werden müſſen; ' 
mit den unseweibten andern Schulmeiftern aber, welche von ber Judenſchaft eines 
Drts zum Unterricht ihrer Kinder angenommen werben, und nicht länger als brei 
Zahre an einem Orte bleiben dürfen, ift e8 nach dem angeführten Artikel bes 
Generals Zudensfteglements hinführo dergeftalt zu halten, 
baß biefelben zwar bei Euch angezeigt werden müffen, es jedoch in ſolchem 
Tall nur eined Erlaubnißsdettelö von Euch bedarf, und find dafür, neben dem 
gewöhnlichen Stempelbogen a 4 gGr., worauf folcher zu ertheilen ift, nur 
2 g&r. zu erlegen. " 
Denn hingegen ein Schutziude für fich allein einen unbeweibten Schulmeifter an: 
nimmt, und in feinem Haufe ihm Lohn und Unterhalt giebt, ift berfelbe bloß als 
fein Domeftique anzufehen und dergeflalt zu behandeln. 
Ihr habt Cuch alfo. hiernach in vortommenden Fällen zu achten und ſolcher⸗ 
wegen bas Nöthige weiter zu verfügen. Ä 
(N. C. C. Tum. V, e. ©. 369. No, 58, de 1775. Rabe Thl. I, Abth. VI, &, 145.) 
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5) In Anfehung des Großherzogthums Poſen. 0 
a) R. d. K. Min. d. G. U. u. M. Ang. fo wie des Inn. an die 8. 


Reg. zu Bromberg v. 26. März 1825. | 
Auf der K. Reg. Ber. v. 17. d. M. genehmigen wir hiermit, daß da, wo ed an Ge⸗ 
legenheit fehlt, zu erledigten juͤdiſchen Schullehrerftellen tüchtige Subjekte innerhalb 
des Großherzogthums Pofen, auszumitteln, aud) aus andern Provinzen der Monarchie 
für den Lehrſtand qualifizirte jüdiſche Glaubensgenoffen zu den gedachten Stellen beru- 
fen werben dürfen. Die Erlaubniß zum Aufenthalte muß aber in dergleihen Fällen 
lediglich auf die Dauer des Engagements für beftimmte Lehrämter eingefhräntt werden 
und Tann nicht über diefe Dauer hinaus ſtattfinden; gleichwie fie denn überhaupt nur 

als Ausnahme von der allgemeinen Regel zu betrachten iſt. J 

(Neugebaur, Volksſchulweſen. ©. 292.) 
b) R. ded Min. der G., U. und Med. Ang. v. 13. Juli 1827 an das 


K. Konfiftorium und Schullollegium der Provinz Pofen. 

Das Min. Tann auf den Antrag des K. Konfiftorii und Prov. Schulkollegii in bem 
Bericht v. 13. Mai e., jüdiſche Blaubensgenoffen an dem Unterrichte in den Schulleh: 
rer⸗Seminarien ber Provinz Pofen Theil nehmen zu Laffen, nicht füglich eingehen, ba 
die Erfahrung bisher gelehrt hat, daß Verfuche diefer Art faft unter allen Bedingungen 
dem Mißlingen ausgefegt find. Wenn daher die Zahl der Lehr: und anftellungsfähigen 
ifraelitifchen Slaubensgenoffen im Großherzogthum Pofen dem Bebürfniffe der vorhan⸗ 
denen Schulen nicht genügt, fo muß darauf Bedacht genommen werben, bergleichen in 
andern Provinzen und Anftalten bilden zu laflen !). 

(Neugebaur, Volkefchulmefen Nr. a ©. 297.) 


Rechte der jüdifchen Lehrer. 
1) Bergl. im Allgemeinen in Betreff der Rechte der Beamten der jüdi⸗ 
fhen Religionsgeſellſchaft Abfchn. X, Kap, II. sub I. Ä 
. 2) Insbeſondere rüdjichtlich jüdifcher Lehrer beflimmen in Anfehung 
ihrer Nichtbefreiung von Abgaben: 
a) Dad R. des K. Min. ded Inn. an den Magiftrat zu Berlin, vom 


12. Jan. 1825. | 

Dem Magiftrat wird in Beſcheidung auf die Anfrage vom 4. d. M. eröffnet, daß von 
einer Befreiung der jüdifchen Religions-Lehrer von öffentlichen und Kommunals£aften 
überall nicht die Rebe fein kann, weil die Suben: Gemeinden, welche nach dem A. X. R. 
feine ausdruͤcklich aufgenom menen Kirchengefellfchaften ausmachen, ſondern blos tolerirt 
werden, und eben deshalb nicht als privilegirte Korporationen zu betrachten find, Feine 
öffentliche, noch weniger aber bevorrechte te Beamte haben können. 

(Ann. IX. G. 146.) 
b) Das R. derMin. d. G. U. u. Med. Ang. und d. Inn.v. 10.Nov. 1834 


an die K. Reg. zu Bromberg. 
Auf die in dem Berichte der K. Reg. v. 18. Okt. v. 3, geftellte Anfrage, wegen Bes 
freiung ber jüdiſchen Schullehrer von den öffentlihen und Kommunal-£Laiten und Abgas 
ben, gereicht derfelben zum Beſcheide, daß hierin durch die WB. v. 1. Zuniv. 3. (G. &. 
©. 66 »gq.) keine Abänderung gegen das bisherige Verhältniß eingetreten ift. Der 8.10 
der Verordnung, in feinem Zufammenhange mit dem vorhergehenden $., ftellt nur in ber 
Beziehung den Öffentlichen Schulanftalten die mit Genehmigung bed Staats, nach eis 
nem beftimmten Lehrplane eingerichteten, und mit vollftändig qualifizirten, und durch 
bie Reg. beftätigten Lehrern befegten jüdifchen Schulen, ohne. weitere Unterfcheidung 
leich, daß durch die Anhaltung der jüdifchen Kinder zu ciner jeden folhen Schule, bie 
im 8. 9 den jüdifchen Korporationen zur verantwortlichen Sorge anbefohlne Erziehungs⸗ 
pflicht für erfüllt angenommen werben ſoll, im Gegenſatze zu den, als zweckgenuͤgende 
Anftalten für den allgemeinen Elementar⸗Unterricht überall nicht zu achtenden bloßen 
jüdifhen Bet: oder Winkelſchulen. In ihrer fonftigen eigenen Qualität bleibt das Vers 
hältniß jeder jüdifchen Schule das bisherige, namlich einer Privatichule, wenn fie von 
ber jübifchen Gemeinde nad) bloßem Webereintommen unter fich, ohne eine obwaltenbe 
Veranlaffung im Gefammt:Interefle des Schulweſens am betr. Orte, und nur unter ges 
nehmigenber Konzeffion der K. Reg. errichtet worben ift, unterfdieben dagegen von 





1) Leider fehlt fogar die Angabe der Gründe für eine Beftimmung, deren gefegliche 
Bafıd nicht erfichtlich, da den Juden bie Wohlthat, an den allgemeinen Unterrichts⸗An⸗ 
falten bes Staats Theil zu nehmen, nirgend geferlich doge voröchen iſt. 
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einer Juͤdiſchen Gemeinde:Schule müffen von ben über fie wie über alle Privatſchulen 
Aufficht führenden Behörden vielmehr bahin geftelll werben, daß die Jübifche Gemeine 
durch Eontraktmäßige ebereinkunft ihrer Mitglieder einerfeits unter fi und anderer 
feits mit den anzuftellenben Lehrern bieXufbringung und tefp. Berwendung ber bazu er» 
forberlichen Koften fihern.und zwar ganz unabhängig yon den außerdem zu entrichtens 
den geieglichen Beiträgen für bie öffentliche Ortsfule. Iſt dies geſchehen und qualis 
ficiet fid) ferner die ordnungsmäige Einrichtung der Schule und bie Perfon ber für dies 
felbe von bet Juͤdiſchen Gemeinde vocirten Lehrer zur Konzeffionirung, fo darf dieſe von 
ber betr. Behörde nicht verweigert werben. 

Wenn aber bie Juͤdiſche Gemeinde zu N. N. aus Privat:Mitteln ſolchergeſtalt ihr 
Schulweſen zu organifiren nicht im Stande ift; fo feagt.e& fi) zuvörderſt, ob bie bes 
ftehenden Züdifchen Privatſchuien dafelbft, beren Unternehmer boch auch konzeſſionirt 
fein müffen, ihr mit Grunde nicht genügen, entweber, weil fie ben vorfhriftemäßig an 

en ElementarzUnterricht zu machenden orberungen nicht entfprechen oder weil fie zur 
Aufnahme fämmtlicher ſchutfaͤhigen Kinder, während biefelben aud) in ber Ortefdule 
nicht untergebracht werben können, nicht ausreichen. 

Im erfteren Falle hat die 2c. ex officio darin Remebur zu treffenz der zweite Ball 
aber muß, in fofern ex die Ortsfdule, d. i. die öffentliche Kommunal:Schule angeht, 
einer forgfältigen Prüfung unterzogen unb event. zu einer ſchleunigen Abhülfe darin 
vorgefchritten werben, 

Denn orbnungsmäßig fol jede öffentliche Kommunal⸗Schule dem Bebürfniffe fammts 
licher Orts:Ginwohner vollftändig genügen und es ift namentlich durchaus ungefegli 
wenn etwa, weil bie öffentliche &hue zur Aufnahme aller ſchulfaͤhigen Kinder nicht 
ausreicht, die Kinder Züdifher Eltern hierbei den Kindern’ chriftlicher Eltern auch nur 
im minbeften nachgeftellt werben. 

Nun läßt fid in allen gewöhnlichen Allen nicht erwarten, daß bie Grmeitrrung einer 
für das allgemeine Behäsfnip des Orts nicht ausreichenden Schule mit mehreren Schwies 
rigkeiten und namentlich Koften verknüpft fein werde, als bie Antegung einer zweiten 
gang befonderen Schule; denn vereinigte Mittel erleichtern in ber Regel bie Erreichung 
ded Zwedd. Es darf deswegen, felbft wenn ſaͤmmlliche Orts⸗Cinwohner barin ein Abs 
Zommen mit einander treffen wollten, auch eine hiernach freiwillige Trennung etwa ber 
Juͤdiſchen Einwohner von ben Kriftlichen, damit jeder Theil feine öffentlichen Schulbel⸗ 
träge zur Errichtung und Erhaltung einer abgefonbetten vefp, öffentlichen und vrivat⸗ 
Schute verwende, in allen gewöhnlichen Bällen nicht genehmigt und es muß alfo in dem 
vorliegenden Falie, che an weitere Maßregeln irgend gebacht werben, kann, alles anges 
wendet werben, bie Stadtſchule zur Aufnahme ſammtlicher ſchulfahigen Kinder in geeig⸗ 
neten Stand 8 fegen. Die Hierzu ndthigen Mittel dürfen. jeboch ben ewege wie bie 2c. 
meint, den Juͤdiſchen Einwohnern von N. N. niehe zur-Lait fallen, als den cpriftlichen, 
fondern find Lediglich durch eine allgemeine verhältnißmäßige Vertheilung unter fammts 
liche Drte:@inmohner nad) ihrem Vermögen aufzubringen;. Dagegen verfteht ſich aber 
auch wieberum von felbft, daß in bem Lehrplan ber öffentlichen Kommunalfchule keines⸗ 
mege& bee Tübifche Religions-Unterricht mit eingefchloffen und hierzu ein Öffentlicher 
Jůudiſcher Religionslehrer angeftellt werben kann, da der juͤdiſche Religions-Unterricht 
unter keiner Beringung Begenftand des öffentlichen Unterrichts if, fondern allein ber 
Yrivat-Veranftaltung der dabei Intereſſirten Überlaffen bleibt. B 

Sollte ſich inzwiſchen bei genauer Prüfung ergeben, daß dienäthige Erweiterung 
öffentlichen Schule zu N. N. nach den drtlichen Werhältniffen für jedt wirklich unmöge 
lid, namentlid etwa nur durch einen bie Kräfte ber Drts-Kommune offenbar — 
genden Aufwand erreichbar wäre und daß die wirkliche Ausſchließung ber Juͤdiſchen Kin⸗ 
der zur Zeit als allein ausfuͤhrbares Auskunftsmittei übrig bleibe, fo iſt dies ber Kingige 
Fall, für welchen ausnahmsweife geftattet werden Tann, daß ber Juͤbiſchen Gemeinde 
jegen Unterwerfung unter jene Ausſchließung bie Entrichtung ihrer Beiträge für die öfe 
fentiche Schule Behufs ber Anlegung einer eigenen erlaffen werde. Doch ändert biefe 
nothgedrungene Maßregel weber den Gh eeatie der einzurichtenden Jüdiſchen Schule 
als Privat:Schule, noch darf folder Zuftand des Schulmefens anders, als nur interi⸗ 
miftifch gebulbet werben; es barf vielmehr die Genehmigung dazu nur mit bem auss 
drüdlichen Vorbehalte ertheilt werben, daß biefe Einrichtung ſowohl nach ben Ani m 
der Intereffenten als inſonderheit nach dem Gutbefinden der Aufſichts-Behdrde fi 
wieber aufgehoben werben Tann, wenn bie drtlichen Umftände eine günftigere Geftalt ges 
winnen und es möglich wird die ganze Kommune wiederum in der orbnungsmäßigen 
Weiſe an die öffentliche "Rommunatfäuie zu weiſen und zu beven Unterhalt zu verpfliche 
ten, weil die Griftenz und Fortdauer dieſer überall bei Leitung ber ganzen Angelegenheit 
daß vornehmite giel bleiben muß. Diernach dat die ac, die Attefte ber Subenichaft,au 
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III. 


Beiträge der Civilgemeinden zur Unterhaltung ber jüdiſchen 
Schulen. 


1) R. der Min. d. G., U. u. M. Ang. u. des J u. d. Pol. v. 24. Mär, 
1838 an die K. Reg. zu Magdeburg. 


‚ Auf ben Ber. der 8. Reg. v. 8. Dit. v. J., die Reklamation der jübifhen Gemeinde 
ig N. gegen die Heranziehung ihrer Mitglieder mit Koftenbeiträgen zu dem bortigen 
neuen Schulbau betreffend, find die unterzeichneten Min. mit ber Verpflichtung ker jübis 
hen Einwohner zu N. zu den fraglichen Koftenbeiträgen, als einer Kommunallaft, un: 
ter der Vorausſetzung einverftanden, daß bie Errichtung ber befondern, am benannten 
Orte beftehenden jüdifhen Schule, eine auf dem eigenen Beichlufle der jüdiſchen Einwoh⸗ 
ner beruhendes Unternehmen, und die hriftliche Ortsfchule als Öffentliche Unterrichtsan⸗ 
ftalt ebenfalls für die jübifchen Glaubensgenoffen noch mit beftimmt ift. Wäre hingegen 
die Anordnung ber jüdifhen Schule, als einer ebenfalls offentlichen Anftalt des Ortes, 
von ber K. Reg. felbit, unter Abfonderung des jũdiſchen Ginwohner zu einer befenderen 
Sculgemeinbe ausgegangen, wozu übrigens im vorliegenden’ Falle bie örtlichen Um: 
Hände richtiger Weife, namentlich in Betracht der von ber K. Reg. erwähnten gerin 
Zahl der jübifchen Familien, nicht fcheinen angethan gewefen zu fein, fo würben der jübi: 
fhen Gemeinde die Beflimmungen bes A. & R. Thl. II. Zit. 12. 85. 30. und 34 zu 
Statten fommen, wonach bei Eriſtenz mehrerer gemeiner Schulen für bie Einwohner 
verfchiedenen Glaxhensbekenntniſſes an einem Orte jeder Einwohner nur zur Unterhals 
tung der Schule feiner Religionspartei beizutragen hat. In biefem Fir müffen daher 
bie jübifchen Einwohner von der Konkurrenz zur Unterhaltung der chriſtlichen Schule 
bis dabin befreit bleiben, wo fie durch die, nad Anzeige ber K. Reg. im Werke befinb: 
liche Wieberaufhebung ihrer Schule in den allgemeinen Schulverband bes Ortes werben 
zurückgetreten fein. (Ann. Bd. 22. ©. 111.) 


2) R. der Min. der G. U. u. Med. Ang. u. ded 3. u. d. Pol. (v. Akten 
flein, v. Rochow) v. 18. Mat 1840 an die K. Reg. zu Koblenz. 
ame unterzeichneten Min- können fi, wie der K. Reg. auf ben Bericht n. 1.0. M. 
nlage a.), 
betreffend kie Verpflichtung der Givilgemeinden, zus Unterhaltung ber juͤdiſchen 
Schulgemeinden beizutragen, 
kierausc) eröffnet wird, mit den im Berichte entwidelten Anfichten nur einnerflanben er⸗ 
lären. Was insbefonbere bie jädifche Schule in Gemünden betrifft, fo beanſprucht bie- 
felbe mit Recht eine Unterftügung aus Kommunalmitteln und überhaupt gleihe Rechte 
mit ben dhriftlichen Schulen des Ortes, da fie nad) dem Berichte der K. Reg. als eine 
öffentliche betrachtet werden muß, in fofern fie Lediglich im Intereſſe der beiden hriftlichen 
Schulen, welde zur Aufnahme ber jüdifchen Kinder nicht den srforberlichen Raum dar: 
bieten, ala ausſchließlich jübifche Schule auganifixt iſt. 


% 


Der Vorſteher ber jübiichen Gemeinde zu Gemünden, N., ift bei uns mit dem Geſuche 
eingelommen, einen verhältnißmäßigen heit der Befolbung bes judiſchen Schullehrers 
auf die dortige Gemeinbelaffe zu legen, und fucht dabei den Umfland geltenb an machen, 
daß die Juden gleich wie bie Chriften Staatsbürger feien und al& folche glei e Staats⸗ 
und Kommunallaften zu tragen hätten. 

Da die Gemeinden, in welchen fich befondere jüdifche Schulen befinden, bisher zu ben 
Unterhaltungskoften berfelben nichts beigetragen haben, fo fcheint es uns von ber einen 
Seite bedenklich, dem Geſuche des ꝛc. N. zu willfahren, von der anderen Seite aber hart, 
die Zuben von den gleichen Rechten auszuſchließen, mo fie aleiche Pflichten haben, Wir 
fehen uns daher veranlaßt, Ew. Exc. um bochgeneigte Entſcheidung der vorliegenden 
Ir e ehrerbietiaft zu bitten, und erlauben und dabei auf folgende Berhältniffe ganz ges 

sefamft aufmerkſam zu machen. 

Die Juden haben auf dem linden Rheinufer geſetzlich alle Rechte der chriftlichen Gins 
wohner und unterliegen lediglich den Beſchränkungen bes Kaiferl. Dekrets v. 17. März 
4808, welche ſich jedoch nur auf Niederlaffung in andern Deoartements und auf Gegen« 
ftände des Handels beziehen. In religiöfer Hinſicht ftehen fie unter einem in Bonn re 
fidirenden fogenannten Konftftorium. In Hinficht ihrer Schulen find fie nach ber Fran: 
zöfifchen Geſetzgebung den Ghriften gleichgehalten, indem biefe Feine Konfeſſionsſchulen 
Iennt, fondern nur gemeinſchaftliche Elementarfchulen, ohne Rückſicht auf 

‚KFonfeffion und ohne Einfluß der Geiſtlichkeit auf dieſelben. Faktiſch hat fich jedoch — 











180 GStaatsrechtl. Verhaͤltn. d. J. — Den sangen Staat beit, 


. 5) In Anfehung ded Großherzogthums Pofen. 
a) R. d. K. Din. d. ©, U. u. M. Ang. fo wie des Inn. an die 8. 


Reg. zu Bromberg v. 26. März 1825. | 

Auf der K. Reg. Ber. v. 17. d. M. genehmigen wir hiermit, daß da, wo ed an Be 
legenheit fehlt, zu erledigten juͤdiſchen Schullehrerftellen tüchtige Subjekte innerhalb 
des Großbe Sotbums Pofen, auszumitteln, aud) aus andern Provinzen ber Monarchie 
für den Lehrſtand qualifizirte jüdiſche Glaubensgenoffen zu den gedachten Stellen beru⸗ 
fen werden dürfen. Die Erlaubniß zum Aufenthalte muß aber in bergleihen Fällen 
lediglich auf die Dauer des Engagements für beftimmte Lehrämter eingethränkt werben 
und kann nicht über diefe Dauer hinaus: ſtattfinden; gleichwie fie denn Überhaupt nur 
als Ausnahme von der allgemeinen Regel zu betrachten: ift. 

(Neugebaur, Volksſchulweſen. ©. 292.) , 
b) R. ded Min. der G. U. und Med. Ang. v. 13. Zuli 1827 an das 


K. Konfiftorium und Schullollegium der Provinz Pofen. 

Das Min. kann auf den Antrag des K. Konfiftorii und Prov. Schuflollegit in bem 
Bericht v. 13. Mai e., jüdiſche Glaubensgenoffen an dem Unterrichte in den Schulleh⸗ 
rer:Seminarien der Provinz Pofen Theil nehmen zu laffen, nicht füglich eingehen, da 
die Erfahrung bisher gelehrt hat, daß Verſuche diejer Art faft unter allen Bedingungen 
dem Mißlingen ausgejegt find. Wenn daher bie Zahl der lehr- und anftellungsfähigen 
ifraelitifchen Glaubenögenoflen im Großherzogthum Pofen dem Bebürfniffe der vorhan- 
denen Schulen nicht genügt, fo muß darauf Bedacht genommen werben, dergleichen in 
andern Provinzen und Anftalten bilden zu laflen !). 

(Neugebaur, Volksſchulweſen Nr. AR ©. 297.) 


Rechte der jüdifchen Lehrer, 
1) Bergl. im Allgemeinen in Betreff der Rechte der Beamten ber jüdi» 
(hen Religionsgeſellſchaft Abfchn. X, Kap. I. subI. Ä 
2) Insbeſondere rückſichtlich jüdifcher Lehrer beflimmen in Anfehung 
ihrer Nichtbefreiung von Abgaben; | 
a) Dad R. des K. Min. ded Inn. an den Magiſtrat zu Berlin, vom 


12. San. 1825. 

Dem Magiftrat wird in Beſcheidung auf bie Anfrage vom 4. d. M. eröffnet, daß von 
einer Befreiung der jüdiſchen Religions-Lehrer von Öffentlichen und Kommunalskaften 
überall nicht die Rede fein kann, weil die Juden: Gemeinden, welche nad) dem A. X. R. 
feine ausdruͤcklich aufgenom menen Kicchengefellfhaften ausmachen, fondern blos tolerirt 
werben, und eben deshalb nicht als privilegirte Korporationen zu betrachten. find, Feine 
öffentliche, nody weniger aber bevorrechte te Beamte haben können, 

(Ann. IX. G. 145.) 


b) Das R. derMin. d.G., U. u. Med. Ang. und d. Inn.v. 10. Nov. 1834 


an die K. Reg. zu Bromberg. Ä 

Auf die in dem Berichte der K. Reg. v. 18. Okt. v. 3, geftellte Anfrage, wegen Bes 
freiung ber jüdiſchen Schullehrer von ‚ben öffentlichen und Kommunal⸗Laſten und Abgas 
ben, gereicht derfelben zum Beſcheide, daß hierin durch die B. v. 1. Juni v. 3. (G. S. 
©. 66 »qg.) keine Abänderung gegen das bisherige Verhältniß eingetreten ift. Der $.10 
der Verordnung, in feinem Zufammenhange mit dem vorhergehenden $., ftellt nur in der 
Beziehung den öffentlichen Schulanftalten bie mit Genehmigung des Staats, nad eis 
nem beftimmten Lehrplane eingerichteten, und mit vollftändig qualifizierten, und durch 
die Reg. beftätigten Lehrern befegten jüdifchen Schulen, ohne. weitere Unterfcheibung 
gleich, daß durch bie Anhaltung der jüdifhen Kinder zu cinerjeben ſolchen Schule, bie 
im $. 9 den jübifchen Korporationen zur verantwortlichen Sorge anbefohlne Erziehungs 
pflicht für erfüllt angenommen werden fol, im Gegenfage zu ben, als zweckgenuͤgende 
Anftalten für den allgemeinen Elementar:Unterridht überall nicht zu achtenden bloßen 
jüdifchen Bet: oder Winkelfchulen. In ihrer fonftigen eigenen Qualität bleibt das Bers 
hältniß jeder jüdifchen Schule das bisherige, nämlich einer Privatichule, wenn fie von 
der jübifchen Gemeinde nad) bloßem Uebereinkommen unter ſich, ohne eine obwaltende 
Veranlaffung im Gefammt-Intereffe des Schulwefens am betr. Orte, und nur unter ges 
nehmigenber Konzeffion ber K. Reg, errichtet worben ift, unterſchieden bagegen von 





*) Leiber fehlt fogar die Angabe der Gründe für eine Beflimmung, beven gefegliche 
Bafte nicht erſichtlich, da ben Juden bie Wohlthat, an den allgemeinen Unterrichts⸗An⸗ 
falten bes Staats Theil zu nehmen, nirgend geſeklich obgelgrachen iſt. 
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lichen Kenntniß zu bringen, und deren Beachtung Seitens ber KlaffenfieuerMeranlar 
gungsbehörden zu überwachen. (V. M. 81. 1842. &, 35— 36.) 


Fünftes Kapitel. 
Aufbringung ber Koften zur Erhaltung der Schule, 
I 


Allgemeine Vorſchriften. 

1) DEU. ER. ſchreibt Thl. U. Tit. 12. 88. 29—38 vor; 

8.29. Wo Leine Stiftungen für die gemeinen Schulen vorhanden find, liegt die Uns 
terhaltung der Lehrer den ſaͤmmtlichen Hauspätern jebes Orts, ohne Unterfchieb, ob fie 
Kinder haben, oder nicht, und ohne Unterfchieb des Glaubensbekenntniſſes ob. 

$. 30. Sind jedoch für die Einwohner verfchiedenen Glaubensbekenntniſſes an Einem 
Drte mehrere gemeine Schulen errichtet: fo ilt jeder Einwohner nur zur Unterhaltung 
des Schullehrers von feiner Religionspartei beizutragen verbunden. 

$. 31. Die Beiträge, fie befteben nun in Gelde oder Naturalien, müffen unter bie 
Hausväter nach Verhältniß ihrer Befisungen und Nahrungen billig vertheilt, und von 
der Gerichtsobrigkeit ausgefchrieben werden. 

$. 32. Gegen Erlegung dieſer Beiträge find alsdann die Kinder der Kontribuenten 
von Entrihtung eines Schulgeldes für immer frei, 

$. 33. Gutsherrſchaften auf dem Lande find verpflichtet, ihre Untertanen, melde 
zur Aufbringung ihres ſchuldigen Beitrages ganz oder zum heil auf eine Zeitlang un: 
vermögend find, dabei nach Nothdurft zu unterftügen. 

$. 34. Auch die Unterhaltung der Schulgebäude und Schulmeifter- Wohnungen mu, 
als gemeine Laft, von allen, zu einer foldhen Schule gewiefenen Einwohnern ohne Un- 
terfchied getragen werden. 

$. 35. Dog trägt das Mitglied einer fremden zugefchlagenen Gemeinde zur Unterhals 
tung der Gebäude nur halb fo viel bei, als ein Einwohner von gleicher Klaffe an dem 
Drte, wo die Schule befindlich ift. 

6. 36. Bei Bauen und Reparaturen der Schulgebäude müſſen die Magifträte in den 
Städten, und die Gutsherrfchaften auf dem Lande, die auf dem Gute oder Kämmertis 
eigenthume, wo die Schule fich befindet, gewachfenen oder gewonnenen Materialien, fo 
fat feibige hinreichend vorhanden, und zum Baue nothwenbig find, unentgelblich ver⸗ 
abfolgen. 

8. 37. Wo das Schulhaus zugleich bie Küfterwohnung ift, muß in ber Regel bie Un⸗ 
rerheltung beffelben auf eben dieſe Art, wie bei Pfarrbauen vorgefchrieben iſt, be 
orgt werden. 

$. 38. Doc) kann kein Mitglied der Gemeinde, wegen Verfchiedenheit bes Religions: 
betenntnifies, dem Beitrage zur Unterhaltung ſolcher Gebäude ſich entziehen. 

2) Sn Betreff der franzöfifhen Gefehgebung fiche unten das R. v. 
18. Mai 1840. 

3) Diefen allgemeinen Borfchriften entgegen iſt man, davon aus 
gehend, daß die jüdifche Meligiondgefelfchaft eine Privat: Gefellfchaft 
fei und daß fich demgemäß der Staat nicht um die Art zu kümmern 
habe, wie die Koften zu deren Unterhaltung aufzubringen, dies viel 
mehr ald eine reine Privatangelegenheit zu betrachten 1), — zu der unrichtis 

en Konfequenz gekommen, daß nun auch die jüdifchen Schulen al Privatans 
alten zu betrachten und ed den Mitgliedern der jüdifchen Gemeinden ledig⸗ 
lich zu überlaffen, in welcher Art fie die Koflen zur Unterhaltung biefer 
Schulen aufbringen wollen. Diefe Folgerung iſt nur aus einer Verwechſe⸗ 
lung der Kirche mit der Schule zu erklären, die aber in der norliegenden 
Beziehung gar nichts gemein haben. Der Preußifche Staat giebt Glau⸗ 
benöfreiheit, aber nicht Unwifjenheitöfreiheit; er duldet die jüdiſche Religion, 
erfiredt aber auch auf die Juden den Schulzwang, Hieraus allein ergiebt 
fich hinreichend, daß es in allen den Fällen, wo jüdifhe Schulen nach dem 
allgemeinen Staatsorganismus geboten find — 8. R. II 12. 8. 302), — 


I) Vergl. hierüber oben Abſchn. X. Kap. I. sub III, D, CC, 
») ©. sub 1, " ee 
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Als Juden aber koͤnnen fie nach 85. 14. u. 15. des Geſetzes, felbft wenn früher eine 

folche Verbindlichkeit beftanden Hätte, fernerhin nicht angegogen werben. 
“Mas die Unterfliegung armer Keifenden und der Handwerkslehrlinge anlangt, fo ift 
die K. Reg. felbft einverſtanden, daß von einer Zwangsverbindlichkeit hierbei gar nicht 
die Rede fein Tann. Aber auch in Hinſicht der Beſoldung des Rabbiners Fann eine 
ſolche nicht eintreten. Denn, ganz abgeſehen davon, daß der Staat einer blos gebulbe: 
ten Religionsgefellfehaft es lediglich überläßt, für ihren Gottesbienft zu forgen, ift auch 
nach der jüdifchen Religionsverfaffung der Rabbiner nicht einmal ein zum Gottesbienfte 
notbwendiger Beamter, fondern ‚blos ein Geſetzes⸗Ausleger, welcher fich mit denen, 
von welden er gebraucht wird, über bie 'bafür zu forbernde Entfchäbigung vers 
fländigen mag. 

d) R. d. Min. des J. v. 24. Nov. 1838. 

Die Rekursbeſchwerde der Gemeinde Klein-Drenfen v. 21. Sept. c., wegen ber ihr 
auferlegten Verpflegung der Juden-Wittwe N., muß nad) dem, was darüber auf Er: 
fordern die K. Reg. zu Bromberg jest einberichtet hat, für unbegründet erachtet wers 
den. Denn da nad diefem Berichte die N. in Klein-Drenfen, wo fie einen ftehenben 
Handel betrieben, ein Domizil begründet und bisher fortgefest hat, To liegt nach den 
beftehenden gefeglihen Vorſchriften der dortigen Gemeinde allerdings die Verpflichtung 
ob, für die genannte Wittwe im Verarmungsfalle zu forgen. 

Durch das in Bezug genommene Judengeſetz v. 1. &uni 1833 wird die Weigerung 
ber Gemeinde zu’ Leiftung der Armenpflege im vorliegenden Kalle nicht gerechtfertigt. 
Denn wenngleich darin beftinamt ift, daß nicht naturalificte Juden ihren Wohnfig nit 
auf bem Lande nehmen follen, fo fann daraus doc, nicht gefolgert werben, daß bereits 
dort wohnende Individuen dieſes Glaubens, zumal, wenn fie fich in einem hülfsbebürfs 
tigen Zuftande befinden, andern ftädtifchen Gemeinden aufgebürbet werden Eönnen, 
Völlig unſtatthaft ift es aber, dergleichen Individuen einer Judengemeinde zu überwei: 
fen, da die jüdifche Korporation, als folche, zur Armenpflege gefeglicy nicht verpflichtet 
ift, diefe vielmehr Lediglich der bürgerlichen Kommune obliegt. 

Hiernach kam das unterzeichnete Min. die in der Sache ergangenen Verf. ber Königl. 
Neg. zu Bromberg nur beftätigen, und muß die Gemeinde Klein-Drenfen zur Unter 
ftüsung ber R. fo lange für verpflichtet halten, bis diefe Wittwe felbft wieder für ihren 
nothdürftigen Unterhalt zu forgen im Stande ift, oder ihre gefeglich dazu verpflichteten 
Verwandten, welche die Gemeinde eventualiter im Rechtöwege dazu anhalten mag, 
dafür auflommen können. 

(Arm. XXII. ©. 1035.) 


e) R. des Min. des J. u. d. P. v. 11. Juli 1838. 


Dem Magiftrate wird auf feine Vorftellung v. 12. v. M. erwiedert, baß feine Be: 
ſchwerde gegen die Verfügung der K. Reg. zu Pofen binfichtlich der Verpflichtung zur 
Unterftüsung der juͤdiſchen Armen ungegründet ift. Die 8.9. Zit. 19. Thl. H. A, 8. 
R. ausgefprocdyene, nicht unbebingte, fondern nur vorzügliche Derpflichtung privilegirter 
Korporationen zur Ernährung ihrer unvermögenden Mitglieder fegt natürlich voraus, 
daß kein anderer näher und unbedingt Verpflichteter vorhanden ſei. in foldyer ift aber 
dann vorhanden, wenn eine bürgerliche Gemeinde ihre Armen durch Beiträge aus ber 
Kämmereikaffe verforgt, und die Mitglieder ber befondern Korporation, als Mitglieder 
ber Stadtgemeinde, zu allen Bedürfniffen der Stadt, gleich den andern Einwohnern, 
beitragen. Hierdurch erhalten fie aud) den unbefchrenkten Anſpruch, an allen denjenis 
gen Anftalten Theil zu nehmen, welche durch ihre Beiträge mit unterhalten werben, 
und es treten dann ohne allen Zweifel die 88. 10. fi. feſtgeſetzten Verbindlichkeiten ber 
Gemeinden allenthalben in Wirkfamteit. 

Eine befondere Armenkaſſe zu halten, ift hiernach die jüdifche Korporation, da ihre 
Mitglieder zur ſtädtiſchen Armenkaſſe dur) Abgaben zur Kommune beitragen, gar nicht 
verpflichtet, vielmehr berechtigt, ihre Armen ber Stadt bireft zur Uuterftügung zu über: 
weifen. Es wird daher lediglich von der Stadt abhängen, fi ‚zu biefer Uebernahme 
dereit zu erklären, in welchem Kalle ihr ein Beitrag zur befondern jüdifchen Armenkaſſe 
nicht angefonnen werden wird, ober ſich mit der jübifchen Korporation wegen .eined 
Beitrags der Stabt zur jüdilhen Armenkaſſe zu vereinigen, und dabei die Bebixgung 
zu ftellen, daß nur die Korporation die Unterftüßung aller ihrer Armen übernehmen und 
dieStadtkaffe aller 'diesfälligen Anfprüche entbunden werde. Doch muß hierbei imme 
bevormwortet werden, daß wenn bie juͤdiſche Korporation in der Folge zur eigenen Ge ; 
nährung ihrer Armen ander Stande fein follte, die Saatsbehörde fi immer .an bi 
bürgerliche Gemeinde würde halten müffen, wenn auch eine folhe Webereintunft ge 
teoffen wäre. Das Sicherfte für die Stadt bleibt es daher, ſich zur. Unterſtuͤtzung der 
Zübifchen Armen zu erbitten, dagegen auch die Juden zu allen Leiftungen ber ander 
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Ja, 


Beiträge der Cioilgemeinden zus Unterhaltung der jüdifchen 
Säulen. 
1) R. der Min. d. G., U. u. M. Ang. u. bed I. u. d. Pol. v. 24. Mär, 
1838 an die K. Reg. zu Magdeburg. 


‚ Auf ben Ber. der K. Reg. v. 8. Okt. v. 3., die Reklamation der jübifhen Gemeinde 
is N. gegen die Herangiebung ihrer Mitglicder mit Koftenbeiträgen zu dem dortigen 
neuen Schulbau betreffend, find bie unterzeichneten Din. mit ber Verpflichtung ber juͤdi⸗ 
Shen Einwohner zu N. zu ben fraglichen Koftenbeiträgen, als einer Kommunallafl, uns 
ter der Vorausſetzung einverftanden, daß bie Errichtung ber befondern, am benannten 
Drte beftehenden jüdiſchen Schule, eine auf dem eigenen Befchluffe der jüdiſchen Einwoh⸗ 
ner beruhendes Unternehmen, und die chriſtliche Ortsſchule als Öffentliche Unterrichtäan- 
ftalt ebenfalls für die jüdifhen Glaubensgenoflen noch mit beftimmt ift. Wäre hingegen 
die Anordnung ber jüdifhen Schule, als einer ebenfalls offentlichen Anftalt bes Ortes, 
von der K. Reg. felbft, unter Abfonderung des jüdischen Einwohner zu einer beſonderen 
Schulgemeinde ausgegangen, wozu übrigens im vorliegenden’ Falle bie örtlichen Um⸗ 
fände richtiger Weile, namentlich in Betracht der von ber X. Reg. erwähnten gerin 
Zahl der jübifchen Kamilien, nicht feheinen angethan gewefen gu fein, fo würben ber jübi- 
fchen Gemeinde vie Beflimmungen bes A. L. R. Thi. II. Zit. 12. $5. 30. und 34 zu 
Statten fommen, wonach bei Eriſtenz mehrerer gemeiner Schulen für bie Einwohner 
verfchiebenen Glaxbensbekenntniſſes an einem Orte jeder Einwohner nur zur Untexhals 
tung der Schule feiner Religionspartei beizutragen hat. In biefem Fall müffen daher 
die jübifchen Ginwohner von der Konkurrenz zur Unterhaltung der chriſtlichen Schule 
bis dabin befreit bleiben, wo fie durch die, nad Anzeige ber K. Reg. im Werke befinh: 
liche Wieberaufhebung ihrer Schule in den allgemeinen Schulverband bes Ortes. werben 
zurüdgetreten fein. (Ann. Bb. 22. ©. 111.) 


2) R. der Min. der G. U. u. Med. Ang. u. ded 3. u. d. Pol. (v. Alten⸗ 
flein, v. Rochow) v. 18. Mat 1840 an die K. Reg. zu Koblenz. 
ame untergeiöhneten Min. können fi, wie der K. Reg. auf ben Bericht n. 1. v. M. 
nlage a. 
betreffend die Verpflichtung der Givilgemeinden, zus Unterhaltung ber jübifchen 
Schulgemeinden beizutragen, 
hierdurch eröffnet wird, mit den im Berichte entwidelten Anfichten nur einnerfianben er: 
klären. Was insbefonbere bie jädifche Schule in Gemünden betrifft, fo beanfprucht bie- 
felbe mit Recht eine Unterflüsung aus Kommunalmitteln und überhaupt gleihe Rechte 
mit den chriftlichen Schulen des Ortes, da fie nad) dem Berichte der K. Reg. als eine 
öffentliche betrachtet werden muß, in fofern fie lediglich im Intereffe der beiben chriſtlichen 
Schulen, welche zur Aufnahme ber jüdiſchen Kinder nicht den erforberlichen Raum bar: 
bieten, ala ausſchließlich juͤdiſche Schule ouganifixt ift. 


% 


Der Vorſteher ber jübifchen Gemeinde zu Gemünden, R., ift bei uns mit dem Geſuche 
eingelommen, einen verhältnißmäßigen heit dev Befolbung bes jfidifehen Schullehrers 
auf die dortige Gemeinbelafle zu legen, und fucht dabei den Umſtand geltend zn machen, 
daß die Juden gleich wie die Ehriften Staatsbuͤrger feien und als ſolche gleiche Staats: 
und Kommunallaften zu tragen hätten. 

De bie Gemeinden, in welchen fich befondere jüdische Schulen befinden, bisher zu dem 
Unterhaltungskoften berfelben nichts beigetragen haben, fo fcheint ed uns von ber einen 
Seite bedenklich, dem Gefuche des 2c.R. zu willfahren, von der anderen Seite aber hart, 
die Juden von den gleichen Rechten auszufchließen, wo fte aleiche Pflichten haben. Wir 
fehen und daher veranlaßt, Em. Exc. um bochgeneigte Entſcheidung der vorliegenden 
Frage ehrerbietigft zu bitten, und erlauben ung babei auf folgende Berhältnifle ganz ges 
borfamft aufmerkfam zu machen. 

" Die Juden haben auf dem Linden Rheinufer geſetzlich alle Rechte der chriftlichen Eins 
wohner und unterliegen lediglich den Beſchränkungen des Kaiferl. Dekrets v. 17. März 
4808, welche ſich jebocd) nur auf Niederlaffung in andern Devartements und auf Gegen« 
ftänbe bes Handels beziehen. In religiöfer Hinficht ftehen fie unter einem in Bonn res 
fidirenden fogenannten Konftflorium. In Hinficht ihrer Schulen find fie nach ber Frans 
zoͤſiſchen Geſetzgebung den Chriften gleichgehalten, indem diefe Feine Konfeſſionsſchulen 
Zennt, fondern nur gemeinfhaftlide Elementarfchulen, ohne Rüdfiht auf 
‚KFonfeffion und ohne Einfluß der Geiſtlichkeit auf dieſelben. Faktiſch hat fich jedoch — 





486 Staatorechtl. Verhaͤltn. d. 3. — Den ganzen Ctaat betr. 


IH, 


Beiträge der Cioilgemeinden zus Unterhaltung der jüdifchen 
Schulen. 


1) R. der Min. d. G., U. u. M. Ang. u. des I. u. d. Pol. v. 24. Mär, 
1838 an die K. Reg. zu Magdeburg. 


‚ Auf den Ber. der K. Reg. v. 8. Dit, v. J., die Reklamation der jübifhen Gemeinde 
in N. gegen die Heranziehung ihrer Mitglicher mit Koftenbeiträgen zu dem dortigen 
neuen Schulbau betreffend, find die unterzeichneten Min. mit ber Verpflichtung ber jübis 
fen Einwohner zu N. zu den fraglichen Koftenbeiträgen, als einer Kommunallafl, uns 
ter der Vorausſetzung einverftanden, daß die Errichtung ber befondern, am benannten 
Orte beſtehenden jüdiſchen Schule, eine auf dem eigenen Befchluffe der jüdiſchen Einwoh⸗ 
ner beruhenbes Unternehmen, und die hriftliche Ortsfchule als Öffentliche Unterrichtsan- 
alt ebenfalls für die jüdifchen Glaubensgenoffen noch mit beftimmt ift. Wäre hingegen 
die Anordnung ber jübifhen Schule, als einer ebenfalls offentlichen Anftalt bes Ortes, 
von ber K. Reg. felbft, unter Abfonderung des jüdifchen Ginwohner zu einer befonderen 
Schulgemeinde ausgegangen, wozu übrigens im vorliegenden Falle bie örtlichen Um- 
Hände richtiger Weile, namentlic in Betracht der von ber K. Reg. erwähnten geringen 
Zahl der jüdiichen Familien, nicht fheinen angethan gewefen gu fein, fo würden der judi⸗ 
fchen Gemeinde die Beftimmungen bes A. L. R. Thi. IT, Tit. 12. 85. 30. und 34 zu 
Statten fommen, wonach bei Exiſtenz mehrerer gemeiner Schulen für bie Einwohner 
verfchiedenen Glaxbensbefenntuiffes an einem Orte jeder Einwohner nur zur Unterhals 
tung der Schule feiner Religionspartei beizutragen hat. In dieſem Fall müffen daher 
die jübifchen Einwohner von der Konkurrenz zur Unterhaltung der chriſtlichen Schule 
bis dabin befreit bleiben, wo fie durch die, nach Anzeige der 8. Reg. im Werke befind⸗ 
liche Mieberaufhebung ihrer Schule in ben allgemeinen Schulverband bed Ortes werben 
zurüdgetreten fein. (Ann. Bb. 22. ©. 111.) 


2) R. der Min. der G. U. u. Med. Ang. u. ded 3. u. d. Pol, (v. Alten⸗ 
flein, v. Rochow) v. 18. Mat 1840 an die K. Reg. zu Koblenz. 


ana unterzeichneten Min. können fi, wie ber K. Reg. auf den Bericht n. 1. v. M. 
nlage a.), 

betreffend bie Verpflichtung ber Civilgemeinden, zur Unterhaltung ber jübifchen 

Schulgemeinden beizutragen, 

hierdurch eröffnet wird, mit den im Berichte entwidelten Anfichten nur einverfianben er: 
klären. Was insbefonbere die jädiiche Schule in Gemünden betrifft, jo beanſprucht bie: 
felbe mit Recht eine Unterflügung aus Kommunalmitteln und überhaupt gleiche Rechte 
mit den hriftlichen Schulen des Ortes, da fie nad) dem Berichte der K. Reg. als eine 
öffentliche betrachtet werben muß, in fofern fie lediglich im Intereffe ber beiden hriftlichen 
Schulen, welche zur Aufnahme der jübifchen Kinder nicht den erforberlichen Raum bar: 
bieten, ala ausſchließlich juͤdiſche Schule organiſirt ift. 


% 


Der Vorftehee ber jübifchen Gemeinde zu Gemünden, N., ift bei uns mit bem Geſuche 
eingelommen, einen verhältnigmäßigen heit der Befoldung bes judiſchen Schullehrers 
auf: die bortige Gemeinbelaffe zu legen, und fucht dabei ben Umfland geltend zn machen, 
daß die Juden gleich wie die Chriften Staatsbürger felen und als ſolche gleiche Staats 
und Kommunallaften zu tragen hätten. 

Da die Gemeinden, in welchen fich befondere jüdiſche Schulen befinden, bisher zu ben 
Unterhaltungskoften berfelben nichts beigetragen haben, fo fcheint ed uns von der einen 
Seite bedenklich, dem Geſuche bes 2c.R. zu willfahren, von der anderen Seite aber hart, 
die Zuden von den gleichen Rechten auszufrhließen, mo fte aleiche Pflichten Haben. Mir 
fehen uns daher veranlaßt, Ew. Exc. um hochgeneigte Entſcheidung der vorliegenden 

age ehrerbietiaft zu bitten, und erlauben uns dabei auf folgende Verhaͤltniſſe ganz ges 

orfamft aufmerkfam zu machen. 

Die Juden haben auf dem linden Rheinufer geſetzlich alle Rechte der chriftlichen Ein⸗ 
wohner und unterliegen lediglich den Beſchränkungen des Kaiferl. Dekrets v. 17. März 
4808, weldye ſich jebody nur auf Nieberlaffung in andern Deoartements und auf Gegen: 
ftände bes Handels beziehen. In religiöfer Hinſicht ftehen fie unter einem in Bonn re 
fldirenden fogenannten Konftftorium. In Hinficht ihrer Schulen find fie nach der Fran: 
zöfifchen Geſetzgebung den Ehriften gleichgehalten, indem dieſe Feine — ulen 
kennt, ſondern nur gemeinſchaftliche Elementarſchulen, ohne Rüͤckſicht auf 

Aonfeſſion und ohne Einfluß der Geiſtlichkeit auf dieſelben. Faktiſch hat ſich jedoch — 
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nen zugelaffen werben, welche zur Ausübung eines Lehramts vom Gtaate bie Erlaub⸗ 

niß erhalten haben. 

i 8 Die Lehrſprache beim oͤffentlichen Unterrichte in den jüdiſchen Schulen iſt die 
eutſche. 

8. 13. Nach vollendeter Schulbildung ber juͤdiſchen Knaben haben die Verwaltungs: 
Behörden der Korporationen bafür zu ſorgen unb find dafür verantwortlih, daß jeder 
Knabe irgend ein nügliches Gewerbe erlerne, oder fid) auf wiſſenſchaftlichen Lehranftal: 
ten einem höbern Beruf widme, und daß feiner berfelben zu einem Handel ober Ge⸗ 
werböbetrieb im Umherziehen gebraucht. werde, Diefer Verbindlichkeit follen fie durch 
bie mit den Vätern oder Vormündern zu treffenden Verabrebungen zu genügen fuchen; 
wenn aber durch biefe der Zweck nicht zu erreichen-ift, fo haben fie fich an den Kreis: 
Landrath zu wenden, welcher bie Väter oder Vormünder (legtere unter Vernehmung mit 
ber obervormundfchaftlichen Behörde) anhalten foll, die Knaben einer Wiffenfchaft oder 
Kunft, oder dem Landbau, oder einer nützlichen Handarbeit, oder der Fabrikation, ober 
einem beftimmten Handwerke, oder dem Handel, von feften Verfaufsplägen aus, zu be⸗ 
ſtimmen. (©. &. 1833. &. 67.) ' 


2) Inſtr. des K. Ober: Prafivit zu Pofen v. 14. Jan. 1834. Art. 14.15. 


. Art. 14. Deffentlihder Jugend-Unterricht. Nach geſchehener amtlicher Ein: 
ſetzung der Gemeinde⸗Vorſteher find diefelben anzuhalten, Liften über die vorhandenen 
Ichulpflichtigen Kinder (8. 9 des Gef.) anzulegen und fortlaufend zu führen, die Eltern 
aufzuforbern, ihre Kinder regelmäßig zur Schule zu ſchicken und Abfchriften jener Eiften 
ben betreffenden Schullehrern mitzutheilen. Die Schullehrer haben bie ausbleibenden 
Kinder in ihre Schul: VBerfäumniß stiften aufzunehmen und diefe in den gewöhnlidyen 
Zerminen der Ortö-Polizeibehörde zu übergeben, damit gegen diejenigen Eltern, deren 
Kinder die Schule ohne gehörige Entfhuldigungsgründe verfäumen, die im Allgemeinen 
feftftehenden Strafen vollftredit werben. i u 

Um aber den Schulbeſuch der jüdifchen Kinder ganz befonders zu Eontrolliren und zu 
befördern, werben die Kreis:tandräthe zu verpflichten fein, diefem Gegenftande-eine vor: 
zügliche Aufmerkfamkeit zu widmen und der Regierung periodiſch die Schul⸗Verſaͤumniß⸗ 
und Straf-kiften Hinfichts der jübifhen Kinder einzureichen. — 

Die Kinder armer Eltern ſind als ſolche von den Vorſtehern den Schullehrern beſon⸗ 
ders zu bezeichnen und bie letztern haben ſich mit den Vorſtehern in fortdauernder Ber: 
bindung zu erhalten, damit die erforderliche Unterftügung an Schulgeld, Bekleidung und 
an anderem Schulbebarf pünktlich gewährt werde. In Fällen, wo diefem Verlangen der 
Schullehrer nicht Folge geleiftet wird, haben die legtern der betreffenden Polizeibehörde 
davon Anzeige zu machen, welche alddann berechtigt ift, mit polizeilichen Bwangsmaß: 
regeln gegen bie Vorftcher refp. gegen die Eltern: einzufchreiten. 

Die Regierungen werden eine Revifion bes ifraelitifhen Schulmwefens in allen Theilen 
vornehmen, und die Vollziehung der obigen Vorſchriften von Zeit zu Zeit durch die Kreis: 
Landräthe, Schul:Inipektoren und die auf amtlichen Bereifungen befindlichen Departe: 
ments⸗Räthe Eontrolliren laffen. 

&rt. 15. (Entlaffung aus dem Öffentlihen Unterrichte unter der Be 
dingung der Wahl eines erlaubten Erwerbögmeiges.) Bei den Schulen 
tft ein gleichmäßiger periobifcher, am beiten balbjähriger, Prüfungstermin, zur eventuellen 
Entlaflung der, während bes jedesmaligen Zeitabfchnittes, in das normalmäßtge Alter — 
das zurückgelegte 14te Jahr (5. 9 des Gef.) — ygetretenen Schulkinder feftzufegen, und 
mit vorbehaltener Befugniß der Orts-Schulbehoͤrde, nad, ihrem billigen Ermeffen bei 
motivirenden, befondern Umftänden und vorauszufehender wirklicher Reife des betreffen: 
den Schulkinbeg, die Zulaffung zur Prüfung auch für ſolche Kinder, welche das vierzehn⸗ 
—5— Ye in dem nädhftfolgenden Beitabfchnitte erreichen, auf Anfuchen ihrer Eltern 

Die Prüfung wird vor dem Schul-Inipektor des Kreifes, oder nach Erforderniß der 
Lokalität von einem von der Regierung anderweitig aus den Geiftlihen bes Orts oder 
ber Nachbarfchaft zu beftiimmenden Kommiflarius abgehalten, deſſen pflichtmäßiges Be⸗ 
finden hiernächft darüber entfcheidet, weldyen Kindern, als genügend unterrichtet, die Ent⸗ 
laffung zu bemilligen, oder bei welchen eine noch fernere Kortfegung des Schulunterrichts, 
Behufs Erfüllung der obigen Gefeges:Vorfchriften, für nothwendig zu erachten ift. Die 
lestern, bei eigentlich reifem Altern noch ungenügend unterrichtet befundenen Kinder find 
bie zum Nachweife ihrer befferen Befähigung in einem anderweiten Prüfungstermine, 
unter-jeberzeit gefchärfte Aufmerkſamkeit des Lehrers für ihren Unterricht und ber Ortös 
Schulbehörbe über die regelmäßige Anhaltung zum Schulbefuche zu ftellen. 

Die im jebeömaligen Pruͤfungstermine als geeignet zur Entlafjung befundenen Kinder 

werden bem Drtevorflande, Behufs der Feſtſtellung ihrer bürgerlichen weitern Beſtim⸗ 





Zweite Abtheilung. 


Staatörechtliche Verhältnifie. der Zuden in den einzelnen Landes⸗ 
theilen des Preußifchen Staates. 


Erfter Abfchnitt. 


Staatsrehtlihe Verhältniffe der Juden in den alten 
Provinzen. 


Vorbemerkung. 


Ueber den Begriff, der mit der gebrauchten Deylöntmg der „alten Pros 
vinzen“ verbunden, ift zu bemerken, daß hierunter diejenigen Beſtandtheiled er 
Monarchie verftanden find, welche derjelben durch den Zilfiter Frieden vers 
blieben, für welche mithin dad Ed. v. 11. März 1812 promulgirt 
worden ift. 

Durch den Zilfiter Frieden v. 9. Zuli 1807 wurden aber von Preußen 
getrennt: Die gefammten Territorien links der Elbe, fo daß die Elbe die 
weſtlichſte Gränze der Monarchie wurde; ed fielen ferner die Theile von Po: 
len, welche Preußen fich inten Fahren 1793 und 1795 angeeignet, al8 Herzogs 
thum Warſchau an den König von Sachlenz die Provinz Bialyflod mit 
206 [Meilen an die verbündete ruſſiſche Macht; Danzig mit einem Um: 
Treife von zwei Stunden wurde ald Freiftaat der Provinz Weflpreußen ent: 
nommen, und der Kottbufer Kreid kam an Sachſen. 

Etwa die Hälfte der Monarchie war verloren, und ed waren alfo 

die Marken, mit Ausnahme ded größten Theiled der Altmark 

(weſtlich der Elbe) 

Schleſien, 

Pommern und 
Preußen, mit Ausnahme eines Theiles von Weſtpreußen, 
welche zur Zeit, als das Ed. v. 11. März 1812 gegeben wurde, die Mo: 
narchie bildeten, und für welche ed auch, wie durch K. O. v. 8. Aug. 1830 
feftgefeßt, mit Ausſchluß der durch den Parifer Frieden wieder und neu er: 
worbenen Provinzen, gegenwärtig noch allein gilt 2). 

Nach der jegigen Eintheilung des Landes bilden diefe Territorien: 

1) Die Provinz Brandenburg, mit Ausfchluß ter Laufiß und des Kott: 
bufer Kreiſes; 











9 S. S. 40. 
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2) von ber Provinz Sachfen und refp. dem Herzogthum Mandeburg die 
beiden Jerichowſchen Kreifer); 

3) die Provinz Preußen, mit Ausnahme des Kulmer und Michelauer 
Kreifes, der Städte Thorn und Danzig mit ihren Gebieten ; 

4) die Provinz Pommern, mit Ausfhluß von Neuvorpommern ; 

5) die Provinz Schlefien, mit Ausnahme des dazu gehörigen Theiles der 
Ober⸗Lauſitz; 

6) in der Stadt Danzig und deren Gebiete gilt das Ed. v. 11. Marz 1812 
faftifch fett deffen Wiedervereinigung mit Preußen, und die KeO. v. 
25. April 1832 ſanktionirte dieſes Faktum. Das Nähere hierüber ift 
im zweiten Abſchnitte mitgetheilt. 


Erſtes Kapitel. 


Einleitung. 
I. 
Hiftorifhe Einleitung. 


Literatur). 


Die meiften hiſtoriſchen Schriften find in den Noten betreffenden Ortes erwähnt, 

Vergl. ferner: 

Bedmann, Hiſtoriſche Beſchreibung der Chur⸗ und Mark⸗Braundenburg. Berlin, 
1751. 2. B. Hol. Thl. I, Kap. IX, ©. 187 — 232. 

Möhfen’s Geſchichte der Wiffenfchaften in der Mark Brandenburg. Berlin und 

oh 1781. gr. 4. ©. 264 reg. und 514, 

König, Anmalen der Juden in den Preußiſchen Staaten, befonders in ber Mark Bran⸗ 
denburg. Berlin, 1790. 

4. 3immermann, Verſuch einer biftorifhen Entwidelung der Maͤrkiſchen Staͤdte⸗ 
verfaffungen. Berlin, 1837. Bb. 1. ©. 326 neq. 

Sttebländer, Aktenftüde, die Reform ber jüdifehen Kolonien in ben Preuß. Staaten 
betreffend. Berlin, 1793. 

F. A. Simmermann, Gefchichte und Verfaffung der Suden in der Provinz Gchlefien. 
Breslau, Loͤwe, 1791. 


A, 


Die Gefchichte der Juden in den ältern Provinzen des 
Staates, mit Ausnahme Sclefiens>), 


Die Juden kamen wahrſcheinlich ſchon zu Ende bed 12. Jahrh. in 
die Mark Brandenburg. Schon um 1243 fand eine Verbrennung derfel« 
ben zu Bells flatt, und das Stlofter zum heiligen Grabe verdankt um 
1287 einer zweitn Verfolgung feine Entflehung®)., Sie kommen 


1) Diefe verblieben 1807 preußiſch. 

2) Die abhandeinden Schriften, welche das Preußiſche Jubenmwefen betreffen, ſ. bei 
der Literatur S. 29 fig., und die allgemeinen biftorifchen Schriften bei ber allg. 
Hiftorifchen Einleitung ©. 1. 

5) Die Geſchichte der Tuben in Schleſien hat mit der in den anderen Provinzen wes 
nig gemein. Auch nachdem Friedrich der Große Schleften erobert, blieb Schles 
ien bis zum Sabre 1808 in ber Bermaltung ffolirt, und indbefondere wurbe auch 

a8 G. v. 17. April 1750 für die fammtlichen Lande mit Ausfchluß Schleſiens 

gegeben. Es ift daher diefe Gefchichte in einem befondberen Kapitel gegeben. 

ei jener erften Abtheilung wurde Zerlindens Darftellung zum Grunde gelegt. 

‚*) Belitziſche Geſchichten V. Bd. III, $. 9. IX. c. d. 2, Thl. IV. Bd. 2. 
Annalen der Juden ©. 11. 


204 Staatẽrechtl. Verhaͤltn. d. 3. in den alten Provinzen. 


zuerſt befonderd in den Städten der Altmark vor, wo fie einen 
ausgebreiteten Handel führten. Insbeſondere waren fie fchon unter 
bem Aſkaniſchen Haufe zu Stendal und Salzwedel zahlreich, 
genoffen dafelbft nicht allein den bürgerlichen Schuß, fondern batten 
auch erbliche Vorrechte, fo vermöae ded Schußbriefes, den fie 1297 zu 
Stendal erhielten, dad Recht, willführlich Zinfen zu nehmen, unterdeflen 
die chriftlichen Kaufleute und Andere Geld auf Zinfen, oder, welches gleich⸗ 
bedeutend war, auf Wucher, audzuleihen verhindert waren, und in der Stadt 
Brandenburg hatten fie nah dem Zeugnifle einer Urkunde von 1315 
dad Bürgerrecht). Sie befaßen bereits damald Synagogen in den 
Städten. Schon im 3. 1297 muß eine folhe in Stendal geweſen fein, 
da die Markgrafen Otto und Conrad in der Judenordnung von bie 
fem Sahre beflimmen?), daß fie bei Prozeſſen den Eid öffentlich in ihrer 
Synagoge in deutfcher Sprache ſchwoͤren follen, damit ſolchen alle Chriften 
verftehen Fönnten. Kein Jude durfte aber nach eben diefem Gefeße in der 
Stadt Stendal wohnen, der nicht zehm Mark eigen befäße. Das Kippen 
und Wippen der Münzforten wurde ihnen bei zehn Marl Strafe verboten. 
Zehnjährige Knaben follen [bon Schusbriefe erhalten. Die Juden follen 
als Bürger angefehen werden, und bei dem Zuſammenſchießen der Bürger: 
fchaft zu den landeöherrlichen Abgaben mußte jede Sudenfamilie einen So‘ 
lidum geben. Auch Markgraf Hermann führt in einer Urkunde von 
1307 3) die Spandowſche Judenſchaft ald Anfäßige und Eigen: 
thümer an, wie denn überhaupt die Juden im Jahre 1320 in mehreren 
Städten der Mark Bürgerrechte genoffen *) 

Unter der Regierung der Baierfhen Markgrafen wurden die Juden 
in der Mark Brandenburg nocd mehr begünftiget. Sie bewohnten In vie 


ı) G. R. Haufens Staatskunde der Preußifchen Monarchie, Berlin 1789, Heft I. 
©. 130. Reitemeier Geſchichte der Preußifchen Staaten, 1. Theil, Frankfurt 
0. d. D. 1801, ©. 873—578. 

2) Sie findet fich in Lenz Brantenburg. Urkundenfammlung, 1. Thl. &. 149 u. f. 

s) Hiftorifche politifche militairifche Beiträge, 3. Thl. 2. B. ©. 424, 

+) Beckmanns Topographie der Mark Brandenburg, 1. Th. Kap. 9. &. 190. 
Vergl. aud) ©. 205. Note 5. 

Gegen biefe urkundlichen Zeugnifle beginnt Koch fein Werk: „Die Juden im Preuß. 
Staate” zu Unrecht mit den Worten: „Weil die Zuben als Fremde von jeher 
nicht Mitglieder einer freien deutfchen Gemeinde werben Tonnten 2c.” und fügt 
in einer Note hinzu: „Seit den Älteften Zeiten ift nicht nachzuweiſen, baß bie 
Juden irgenbwo in Frankreich und Deutfchland zur Ortsgemeinde gehört Hätten.” 

Derfelbe Scriftfteller fagt jeboch wenige Seiten weiter (©. 26. Rote 7): „Ehe 
bie Berfolgungen begannen, hatten die Suden unter den Merovingern 
unbeſchränkte bürgerlihe Rechte” und beruft ih auf Renard, his- 
toire eiy. eccles. et litteraire de la ville de Nimes. I, Liv. IT. p. 155., auf 
Soft, Bd.6. S. 48. und Anh. Nr. 5., und Bangnot, les Juifs d’Occident, 
IT. 47, bemerfend, daß noch unter Karl dem Großen eins der Oberhäupter ber 
Stadt Narbonne immer ein Jude gewefen ſei. 

Auch in Schlefien gehörten bie Juden bereits im 14. Jahrh. an einzelnen Drten zur 
Ortsgemeinde, In dem beftätigten Rechte ver Stadt Schweibnig v. Herzog Bolko 
d. d. 24. Suli 1323 beftimmt berfelbe im $. 48., daß Juden, — ed wäre benn 
auf fürftlichen Befehl, — Nonnen und Wittwen Fein Hof oder Erbe in der Stabt 

verkauft werben folle, wenn fieniht ſchon zuvor Erbe in berfelben hät- 

ten, weil von ſolchen Leuten der Stadt wenig Recht gefchehe, und im $. 49 1. c., 

daß alle Zuben, bie in der Stadt eingeerbt wären, mit ben andern Bürs 

gern ſchoſſen, Wachen thun und zu anderem Nus der Stadt helfenfollten. Vergl. 

die Gefchichte der Juden in Schlefien von DO. Wolff in den ſchleſiſchen Provinz.: 

Blättern pro Sept., Okt., Nov. 1812. ©. 304 ff. Landgüter befaßen fie ſchon 
im Anfange des 13, Jahrh. daſelhſt. Weral. unten die hiſtor. Einl. in Betreff 
Sclefiens. 
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Unter demſelben Megenten endete jedoch diefe-Erkeichterung, em 
Fahre 1348 bis zum S. 1357 wäthete durch ganz Deutfchland die Peſt. 
Sie traf au die Marken. Unwiflenheit, Neid und Bosheit ſchrieben dies 
bier wie überall — ſ. bie allg. Einleitung — einer Vergiftung dar Mrun⸗ 
nen, der Luſt, durch die Juden zu, und ed wurbe anf Grund defien ihre Mers 
folgung ‚unter Genehmhaktung der meiften Obrigkeiten beichloflen und mit 
graͤnzenloſer Barbarei turchgeführt 1)y. Landvögte und Magifträte zeigten 
fich hierbei eben fo eifrig, ald thaͤtig bei Einziehung ihrer Güter. Died be 
flätigen mehrere Urkunden. In den meiften Städten und auf dem Lande 
wurden die Juden erfchlagen und hingeworfen; Niemand wollte fie begra⸗ 
ben, und fie verurfachten nun nach dem Tode eine wirkliche Peſt, für.deren 
Urfache man fie vorher ohne Grund ausgegeben hatte). | 

Wenn gleih auch im funfzehnten Jahrhunderte die Begriffe von 
dem menſchlichen Werthe der Juden fich wenig geändert und demgemäß ihre 
Behandlung nicht vortheilhafter für fie geworden), fo fcheint es doch, daß 
fie unter dem Burggrafen Friedrich von Hohenzollern fih in guten 
Umftänden befunden, und es if wahrfcheinlih, daß fie bei den damaligen 
vielfachen Räubereien und Ausfchweifungen des Adeld Gelegenheit nehabt, 
ſich Reichthümer zu erwerben, da der jüdifche Geldverkehr in biefer Periode 
‘von einem audgebreiteten Umfange war, wovon fich in den rathhäußslichen 
Archiven der märkiſchen Städte viele Beifpiele finden *). 

Daß die Suden bis hierhin feit ihrer Einwanderung in bie Breußifchen 
Staaten außer den Marken auch in andern Provinzen gleiche Kortfchritte 
gemacht hätten, erhellet nicht. In Pommern fcheinen fie wenigſtens feine 
foiche Begünftigung ald in Brandenburg gefunden zu haben, und aus Alt 
Preußen waren die Juden durch ein ausdruͤckliches Verbot des deutfchen Or⸗ 
dens ganz auögefchloffen). 

In den Marken wurden die erworbenen Reichthümer von Neuem ihr 
Verderben. unter der fonft weilen Regierung ded Churfürften Joachim 
gebrauchte man religiöfen Fanatismus wiederholt zum Vorwande, ihr Ver⸗ 
mögen einzuziehen. Die angeblid) von einem Kirchendiebe an einen Juden 
verfaufte Monftranz und eine von Letzterem in Stüde zerfchnittene Hoflie, 
woraus Blut gefloffen, diente zum Vorwande, acht und dreifig Juden zu 
verbrennen, zwei Juden, die fich befehrt hatten, zu enthaupten, und alle 
übrigen nad) gefchworener Urphehde o) aus dem Lande zu treiben”). 

Der Churfürft Joachim II., dem eine glänzende Hofhaltung und bie 
Reichsfeldmarſchallswürde die Finanzen erfchöpfte, nahm jüdifche Familien 
in feine Staaten wieder auf, weldye ihm gegen den zu ertheilenden Schuß 


1) Möhfens Gefhichte der Wiffenfchaften in der Marl Brandenburg &. 262. 
2) Chenbafetöft, Haufens Staatekunde der Preußifchen Monarchie, 11. Heft. 


©. 64. 

3) Merkwürbig ift die Stelle, welche in Markgraf Albrechts von Brandenburg 
Inſtruktion für feine Abgeordnete an die Judenſchaft im Reich zu Einbringung 
der Steuern, Schagung und des goldnen Dfterufennigs ‚vom Jahre 1462 vor: 
kömmt, weil fie die Denkart damaliger Zeit gegen die Juden.beurfundet. Der 
Achivarius Spieß hat-fie im Plaffenburgifchen Archive ‚aufgefunden und im 
exiten Theile feiner diplomatifchen Nebenftunden 8. 127. mitgetheilt. 

) Beckmanns Beichreibung der Mark Brandenburg, 1. Th. Kap. 10... 189. 

6) Reitemeier, Geſchichte der Preußifcken Staaten, Th. 1. S. 836. Kulmer 
R. Kap. 2. Tit. 8. BuchIV. P- 158, 

*) Annalen.ber Juden in den Preußifchen Staaten, Berlin 1700, . 42. 

) Möhſen Geſchichte ver, Wiſſenſchaften in den Churmark VBrandenburg, S. 508 . 

Engel Annal. matehic. p. 
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1812 gültige allgemeine Gefetz war ?). Daſſelbe iſt im zweiten Ab⸗ 
fehnitte gegeben. ' " 

Unter den fpäteren Gefeben Friedrich des Großen find zu bemerken: 

Die Cirk. V. v. 31. Okt. 1750 worin gefaat, daß einer Schutzju⸗ 
dbenwittwe in dem neuen Reglement unter gewiſſen Bedingungen wieder 
zu heirathen zwar verflattet werden, der zweite Mann aber, wenn die Frau 
ftirbt, zu feiner zweiten Ehe fchreiten, wenn er beöhalb nicht eine Königl. 
Konzeffion oder ein eigened Privilegium auf fich erhalten habe 2); 

Die V. v. 28. Aug. 1752, wonach die in den König. Provinzen befind- 
liben Schugiudenfamilien auf ten Fuß eingerichtet werden follten, „daß fie 
nicht nach der Zahl ter Familien berethnet, fondern vielmehr auf eine ge 
wiſſe Anzahl Köpfe feftgeiett würden, alödann die geringfien aus ber Ju⸗ 
denfchaft, ihres bis dahin gehabten Schußes ungeachtet, weg— 
geſchafft werden follten ?). Als ſich deffen ungeachtet die Juden 
ſtark vermehrten, wurde die vorher ergangene Verordnung, daß die jüdifchen 
Familien mit ihren angelegten Kindern in einem Logis mohnen follten, 
durch eine allgemeine V. v. I. März 1753 *) mit der Bedingung auf: 
gehoben, daß fie Dadurch nicht authorifirt würden, mehr ald einen Handel 
zu treiben. 

Das E. v. 25. Mai 1753 ordnete an, daß Über den jährlichen Abs 
gang der Schugjudenfamilien im Lande orbentlihe Zabellen gehalten, 
in welchen bemerkt werden follte, wenn Schugjubenfamilten abgeben wür⸗ 
den, oder deren Schußbriefe wegen Verbrechen Eaffirt worden; auch müß- 
ten die Commissarü locorum dafür verantwortlich fein, daß fich unter 
keinerlei Vorwande neue Sudenfamilien in den Landſtaͤdten einfchlichen 
und anfesten 5), In gleidem Sinne verordnete der König bald darauf, 
daß, da wider feine Abficht gegen die Wermehrung der Judenfamilien im 
Lande, den zweiten Männern der Schugjudenwittwen, die nur fo lange ein 
Schutzrecht haben, ald ihre Frauen leben, dennoch verftattet worden, nach 
dem Tode derfelben anderweit zu heirathen, ſolches fünftig nicht verftattet 
und in dergleichen vorkommenden Fällen befonderd darüber bei ihm ange 
fragt werden ſollte. 


2) Das revibirte General-Privilegiam und Regl. vor die Judenſchaft im Könige 
reiche Preußen, der Chur: und Markbrandenburg, den Herzogthuͤmern und Für- 
ſtenthuͤmern Magdeburg, Eleve, Hinterpommern, Groffen, Halberftabt, Min: 
den, Cammin und Mörs, ingl der Graf: und Herrfdaft Mark, Ravensberg, 
Hohenftein, Teklenburg, Lingen, zauemburg und Bütow, v. 17. April 1750. 
N. C. . Tom. M. No. 65. p. 418 welches burch die Beilage zum Notif. Pat. 
v. 28. Febr. 1772 aud in Weftpreußen eingeführt ift (vergl. Beiträge zur 
Tinanz-titeratur in den Preuß, Staaten. Ffurth 1781. Bd. I. S. 42. $. 8.) 
ift erft in Folge der Gab. Ordre v. 18. Zuli 1756 im Drucke erfchienen. Die 
Readenfchaft hatte bei der Emanirung biefes Geſetzes gebeten, daſſelbe nicht durch 
ben Drud öffentlich befannt zu machen, weil fie daffelbe für ſehr nachtheilig 
hielt. Man bewilligte anfänglich dieſes Geſuch und fertigte das Geſetz in Ab: 
Ihrift den Landeöfollegien, unterm 10. Dec. 1750, mit der Anweifung zu, dar⸗ 
über u halten, jedod, Niemanben davon Abfchrift zu geben, welchen folches 

wiſſen nicht gebühre, noch weniger nachdrucken zu lafien. Die Akademie ber 
iffenfehaften wirkte aber mittelft Smmebiatvorftellung v. 8. Iuli 1756 bie 
Gab. Ordre v. 18. ejın. aus, w 2 der Abdruck in der Ediktenſammlung be 
fobten wurde. N. U. C. M. a. a O. No.LXV. Henkel von Donnersmark 
ote’08, ' 

*) Mylii Corp. Const. Machie. T. V. Abth. V. ©. 175, 

3) Nov. Corp, Const. Mäfchie, T. I. &. 67. 

) Ebenbaf. F 1.©. 47 - 440. 

”) Ebendbaſ. T. II, G. 120. 





- 
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Die V., daß die Afquifitionen der Häufer und Grundftüde bei 10 Rilr. 
Strafe der Kameralbehörde binnen ſechs Monaten von Zeit der gefchehenen 
Acquifition angezeigt werden follen, v. 5. Sarı. 1776 1). 

. Die V., dad Schätzungsgeſchäft in Anfehung diefer Judenhäuſer, v. 
5. Febr. 1776 2). | 

Die V. megen des überhband nehmenden fremden Betreljuden, v. 
2. Dec. 1780 3). 

Das Publitandum, worin das Haufirebikt v. 18. Ian. 1786 erneuert 
und gefchärft moıden *). 

Bei dem Tode Friedrih des Großen befanden fich die Juden in 
einer viel biühenderen Lage, ald in den vorhergegangenen Regierungsperios 
den. Ihre Vermebrung hatte überaus zugenommen, und ber größte Theil 
von ihnen betrieb Gefchäfte, die nicht auf Wucher gegründet waren. 

Unter der Regierung $riedrih Wilhelm des zweiten beſtimmte bie 
V. v. 7. Nov. 1786, daß die in Zeflamenten von jüdifhen Erblaffern ge 
ftelte Bedingung des Berharrend.ded Erben oder Legatarius bei der jüdifchen 
Religion für unverbindlich geachtet, mithin dergleichen Erbfchaft oder Legat 
demjenigen, welchem fie zugedacht worden, ohne daß derfelbe an dieſe Be 


dingung gebunden fei, verabfolget und gelaffen werden folle 5). Eine 


. zweite V. v. 8. Oft. 1787 beitimmte, was bei Eintragung der Juden 


häufer zu beobachten 6) | 

Zu Ende ded Jahres 1787 baten die OberlandedsAelteften der Tuben: 
haften in fämmtlihhen Königl. Provinzen um Erlaffung des erniebris 
genden und drüdenden fogenannten Leibzolles. 

E3 wurde died die Veranlaffung eine eigene Kommiſſion niederzufeßen, 
welche fi von Deputirten der Judenſchaft Borfchläge machen ließ, wie 
ihre bürgerlihe Berfaflung verbeflert werden könnte. Nach einer forgfältis 
gen Unterfuhung aller Berhältniffe wurde ſchon damals ein allgemeiner 
Reformplan entworfen. 

Zueiſt verlangte die niedergefeßte Kommilfion, in dem Zeitraume von 
1787—1789 von den Juden mehrere Nachweifungen und Erläuterungen 
über ihre inneren Einrichtungen, frommen Stiftungen, Gemeindefchulvden, 
und andere Gegenſtände. 


— — 





1) Nov, Corp. Const, Marchic. T. VI. ©. 14,182. 

2) Ebendaf. T. VI. ©. 22. 

2) Ebendaf. T. VI. ©. 3083—3093. Aehnliche waren früher in großer Zahl er- 
gangen: Ed. v. 20. Aug. 1650, v. 14. Dec. 1695, v. 20. Sept. 1704, v. 17. Okt. 
1712, v. 13. Nov, 1719, v. 10. Ian. 1724. Revid. Ed. wegen Abhaltung 
der fremden Betteljuden v. 3. Ian. 1737. Erneuertes und gefhärftes Ed. v. 
9. Febr. 1738, fämmtl. in C. C. M. Tom. V. Abthl. V. c. 3. — Ed. wegen ber 
uͤberhandnehmenden fremden Betteljuden v. 12. Dt. 1786. N.C.C, M. VI. 
p- 3084. Man fieht nicht ein, bemerkt Kod ganz richtig S. 19, warum bas 
naͤmliche Edikt immer wieder von neuem gegeben worden ift. Als wenn bie 
wieberholten Auflagen des Geſetzes und bie erfchredlihen Drohungen beffel- 
ben gegen die Mebertreter, der das Erftemal mit oierzehntägigem Gefängniß 
bei Waſſer und Brot beſtraft, und uͤber die Grenze gebracht, zum zweitenmal 
mal aber gebranntmarkt und wieder über die Graͤnze gebracht, und zum dritten⸗ 
mal gehängt werben follte, und dieſes vorher nicht einmal erfahren Eonnte, weil 
dieſes Geſetz den polnifchen Betteljuden in Polen vor ber Ueberfchreitung ber 
ne wohl nicht vorgelefen worben fein wird, eine gute Graͤnzpolizei hätte ers 

ollen, 

*) Nov. Corp, ‚Const. Marchic, T, VIN, ©. 16. 

») L. c. T. VIIL ©, 15—17, 

9 Ebendaſ. T. VIII, 


| 
| 
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den Danziger Vorſkädten Hoppenbruch, Stolgenberg und Langfuhr, v. 9. 
&ug. 1793. (N. GC. M. T. V. q. 497.) uno dad Beneral-Sudens Regie: 
ment für Süd» und Neu⸗Oſtpreußen, v. 17. April 1797 (Eobd. Tom. X, 
p. 1031 u. Stengel IV. p. 180.) ergeben. 

Das bürgerliche Geſetzbuch zeigte Demnächft Einzelnen die Möglichkeit, die 
vollen Rechte der chriftlichen Kaufleute zu erlanyen ?). " 

Die erträgliche Lage der Iuden unter dieſer und der vorigen Regierung 
war genügend, bedeutende Männer unter denfelben bervorzurufen, 

Mit den weſenilichſten Wohltdaten für die Juden ift dagegen die 
Regierung Friedrich Wilhelm des Dritten auf immer bezeichnet. 
Sie wurden im Laufe feiner Regierung Bürger. Zwar blieb der Werſuch, 
‚welchen im 3. 1799 einige jüdifche Hausväter machten, ſich dem Chriften- 
thum auf gewifle Bedingungen anzufchließen, ohne Erfolg 2), Doc) bes 
zeichnete fhon dad Reglement wegen Aufhebung der Verpflich— 
tung der jüdifhen Gemeinden den durch Bergehungen ein: 
zelner Mitglieder zugefügten Schaden zu erfegen und der 
dagegen zur Erhaltung der Öffentlihen Sicherheit zu tref: 
fenden Beranftaltungen vom 18. Suli 1801 den Königlichen 
Sinn. Es war bid dahin nämlich in verfchiedenen Edikten und Ber 
ordnungen feltgefeßt, daß die Judengemeinden zum Schadenerfaß verpflich 
tet fein follten, wenn ein Mitglied derfelben einen Diebſtahl beginge, wiſ⸗ 
fentlich geſtohlene Sachen verhehle oder zum Pfand annehme, und nicht 
Bermögend fei, den entſtandenen Schaden zu erfeßen. Durch jenes Gefeg 
wurde dieſe biöherige folidarifche Verpflichtung der Sudengemeinden zur 
Erſetzung des von desen Mitgliedern durch Diebftahl oder Diebesheblerei 
verurfachten Schadens bergeftalt aufgehoben, daß von der Zeit der Publi: 
Pation dieſes Reglements an gerechnet, Beine auf eine ſolche folidarifche Er 
flattung gerichtete Klage angenommen, vielmehr der hierin zwifchen den 
chriſtlichen und jüdifchen Gemeinden obwaltende Unterfchied für aufgehoben 
geachtet, und die Frage: in welchen Fällen jüdifhe Hausväter für Die Ber: 
gehen ihres Haudgenoffen oder Dienftboten einftehen müffen, nach eben 
den Srundfägen, wie bei chriftlihen Dausvätern beurtheilet und entfchie: 
den werden foll. 

Obgleich num auch in Abfiht der Religiondverfchiebenheit der Juden 
weit mildere Grundfäge, ald in früheren Zeiten walteten, und ber Haß 
gegen die Juden ald Undeutſche nachlied, fo galt doch immer nos der 


— — 





u mie 


I) Einige erhielten General-Schug>Privilegien und barin die Rechte chriftlicher 
Kaufleute, womit zwar wejentliche Borz Ku aber doch keineswegs die Aufnahme 
in das volle Bürgerrecht verfnüpft war (N. C. C. VI. 13.) Nur fehr wenigen, 
z. B. 1. 3. 1791 dem Banquier Itzig, wurben förmliche Naturaliſations⸗Pa⸗ 
tente ertheilt. 
Sendſchreiben einiger juͤdiſchen Hausväter an den Probft Teller, Berlin 1799. 
& ellerö Beantwortung des Sendichreibens u. f.w. 1799. Es wurde jedoch ber 
ſchon in dem X. 2%, R. Thl. IE. Zit. XI. $. 7. aufgeftellte Grundfag: „Jeder 
Hausvater kann feinen häuslichen Gottesdienft nach Gutbefinden anordnen,” 
welcher in Anfehung der Juden fchon früher in vollftändige Ausübung gekom⸗ 
men war, nochmals wiederholt. Denn es heißt indem R v. 5. Zuni 1797 
„Ale Kicchen- und Synagogen- und Rıtual-Coaction und Disciplin aber wirb 
aufhören müffen, und dagegen jedem juͤdiſchen Hausvater überlaffen bleiben, wie 
er feinen Gotteddienft und feine Handlungen, fo weit fie die Ritualgefege betref: 
fen, einrichten will, zumal bie Juden bei ihren zu vermehrenden Nahrungs: und 
Srwerbsarten fich fo vereinzeln möchten, daß viele außer ber Lage eines gemein: 
ſchaftlichen Gottesbienftes kommen werden.” BE 
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15) Gegen einen eines heimlichen Judenmords verbächtigen Chriften ver: 
Spricht der Fürft noch ferner inquiriren zu laffen, falls auch bei der 
erften Unterfuchung gegen ihn nichtd entdeckt worden. 

16) Gewaltthätigkeiten, fo Chriſten an einer Juͤdin ausüben, find nach 
den Landes: Saßungen zu beſtrafen. 

17) Kein Judenrichter darf eigenmächtig einen jübifchen Rechtshandel 
vor fein Gerichte ziehen, wenn er nicht darum erfucht wird. Auch 
follen die Juden nirgends ald in ihrer Schule gerichtet werden. ' 

18) Wenn ein Ehrift einem Juden nad) abgelöftem Pfand die Zinfen da⸗ 
von länger ald 1 Monat fehuldig bleibt, fo tragen dieſe Zinfen wie: 
der Zinfen. 

19) Juden follen in ihren Wohnungen Niemanden beherbergen. 

20) Wenn ein Jude auf Grundftüde, oder Verfchreibungen ber Edel⸗ 
leute 2c. Geld leihet, und dad gethane Darlehn durch Brief und Sie 
gel beweifen kann, fo fol er in die ihm verfchriebenen Fundos einge: 
wiefen, und bei feinem daran habenden Pfandrecht gefchüßt werden. 
Ausgenommen der Schuldner reiniget fih durch einen Eid, daß er 
dad in der Verfchreibung enthaltene zu zahlen nicht verbunden. 

21) en Chrift, der ein Judenkind entführt, ift als ein Dieb zu beflra- 


en. 

22) Wenn ein Ehrift ein bei einem Juden verſetztes Pfand binnen Jahr 
und Tag nicht einiöfet, fo mag der Jude dad Pfand, nachdem er es 
vorber beim Richter gemeldet und aufbieten laffen, verfaufen oder zu 
feinem Nußen verwenden. 

23) Zuden dürfen an ihren Fefltagen wegen Zahlung und Pfandfachen 
nicht beläfliget werben. 

24) Wer einem Juden ein bei demfelben verfebted Pfand mit Gewalt 
wegnimmt, oder Unfug in deſſen Haufe macht, ift ale ein Störer ber 
landesherrlichen Kammergüter zu beſtrafen. 

25) Was ein Jude leihet, ſoll ihm in eben der Güte und Werth unwei⸗ 
gerlich zurückgezahlet werden. 

26) Die Juden dürfen keine Pferde anders als bei Tage und mit Zuzie⸗ 
bung einiger Zeugen zum Pfande annehmen. Wird ein geßohlnes 
Pferd bei ihm im Pfande vorgefunden, und der Jude beeidiget es, 
daß er nicht darum gewußt habe, fo ift er unverantwortlich. 

27) Die Suden, fo falfche Gelbforten bei fich führen, dürfen ohne Zuzie- 
bung gerichtlicher Perfonen nicht aufgefangen werben. | 

28) Menn ein Jude zur Nachtzeit um Nothbülfe zuft, fo follen ihm bie 
benachbarten Chriften beifpringen bei Strafe von 30 Schillinge. 

29) 1) Es wird den Juden erlaubt, ungehindert alles zu kaufen, zu vers 
faufen, und das Brot anzuriechen. 

30) Die wegen irgend eined Vergehens in Berhaft genommenen Juden foll 
der Richter des Orts nicht fogleich richten und verurtheilen, ſondern 
fie nur bis auf landeöherrlihe Erfenntniß in ficherer Verwahrung, 
doch ohne alle Schmach aufbehalten. 

31) Wenn Semand einem Juden Geld abgeborget, und darliber Bürgen 
geftellt hat, nachgehends aber die Schuld laͤugnet, fo müfjen es nebft 
dem Schuldner die Bürgen ebenfalls beſchwoören, daß derfelbe zur 
Bezahlung ded Darlehnd nicht verbunden fein; widrigenfalls ifl der 
Haupticuldner zur Bezahlung der ganzen Schuld verbunden. 


2) Diefe 3 Artikel 29 -31 befinden fi im Privitenio Herzogs Bolko I. 4. 1295, 
aber nicht im Privilegio H. Heinrichs ILL, d. 1299. 
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Sie trieben in allen Städten, befonders in Breslau, Wartenberg, Bunz- 
lau, Glogau, Schweidnig zc. einen großen Handel nach Polen und Leipzig, 
und waren diejenigen, die dem Bergwerk in Beuthen dad Silber und Blei 
abfauften. 

Obſchon in diefem Zeitraume die Kroniken einiger Bertreibungen der Ju⸗ 
ben gedenken, fo in den Jahren 1163 von Leobſchütz, 1226 und 1319, au 
Bretlau, wo der Pöbel die Schuld der Brände auf fic ſchob, und fie hie 

und da gebrüdt wurden, wie 3. B. im Jahr 1345 auf Verordnung König 

Johanns, alle Leichenfteine von den Juden⸗-Kirchhöfen zu Bredlau ausge⸗ 
graben, und zur befjern Befefligung der Stadt gebraucht wurden, was 
ebenfo zu Liegnig geſchah: fo wurde doch an eine allgemeine Verfolgung 
noch nicht gedacht, vielmehr ihre Gerechtfame gefhügt, wie denn König 
Karl IV. (Prag d. 8. Sept. 1347) den Bredlaufhen Konfuln befahl: 


„Daß fie den Juden auf ihre Klagen mit allem Fleiß und aus königli⸗ 

- ber Vollmacht zum Recht verhelfen ſollten; dagegen aber follten auch 
die Juden die allgemeinen Abgaben entrichten, und der Magiftrat Fönnte 
ihre Kolleften erhöhen oder vermindern.‘ 


Diefer felbe König Karl IV. ſchenkte freilich bald darauf, den 7. Dit. 
1349, der Stadt Bredlau nah einem großen Brande alle Häufer und 
liegende Gründe der Juden nebft ihren beiden dafelbft gehabten Synagogen, 
fchlug diefe Beflbungen auf 400 Mark an, und bedingte fich Dabei, daß 
Falls diefe Smmobilien höher ald 400 Mark verkauft würden, der Ueber: 
ſchuß nebft dem etwa in den Häufern vergrabenen oder fonft gefundes 
nen Selde, Waaren, Kleinodien ıc. ohne Rüdhalt in die K. Kammer 
auögelicfert werben ſollte. Es fcheint jedoch, daß diefer Befehl nicht 
genau erfüllt worden; wenigftend wohnten im Jahr 1350 noch viel Juden 
zu Bredlau, ald man die Schuld der Peft auf fie fchob, indem fie Die 
Brunnen und Luft vergiftet hätten. Diefe erfhlug der Pobel. Wie⸗ 
derum befahl derfelbe König Kart IV. 1350 den 21. Febr. den Komfuln 
zu Breslau: 


„Daß fie alle diejenigen, welche Juden gemorbet hätten, gefänglich ein 
ziehen, und ihnen ihr Recht anthun follten.” 


Deffenungeachtet wurden im Jahr 1360 am Tage Jacobi von Neuem 
viel Juden erfchlagen. 


Im Jahr 1419 erließ König Sigmund eine Verordnung: die Juden ges 
gen die Gewaltthätigkeiten der Chriften zu ſchützen; biefelben dauerten 
jedoch fort. So nahm man ihnen 1420 zu Sauer ihre Synagoge und 
baute 1438 an bie Stätte derſelben eine Kirche. 


Ale diefe VBerfolgungen werden auch hier wiederum aus den damaligen 
Geldverhältniffen vollkommen erfiärlih. Der Fanatismus des Pöbels wurde 
benugt, um die Fürften von ihren jüdifchen Gläubigern zu befreien. Die 
Zinfen, welche den Juden gefeglich verflattet waren, erklären leicht Die 
Höhe der Schulden, 2 

Die Herzogin Agned von Schweibnit z. B. verpflichtete fich 1384 gegen 
einen Zuden, ihm. in beflimmten Terminen 380 Mark zu zahlen; wenn fie 
dad nicht thun würde, fo folle jede Mark wöchentlich einen halben 
Srofchen wuchern, alfo die Mark polnifcher Zahl zu 48 Grofchen, 
jährlich 26 Grofchen, oder über 54 Prozent Zinfen geben. Biſchof Conrad 
von Breslau (+ 1447), ein fo audgezeichneter Schuldenmacher, daß fein 

Biftbum, ſonſt das goldene genannt, Niemand von ihm übernehmen 
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vierzig Juden zu Breslau, eine nicht geringe Anzahl derfelben zu Schweidnitz, 
Löwenbergec. endeten ihr Leben auf dem Holsfteß; die übrigen mußten m 
Hinterlaffung ihres Vermögens Stadt und Land räumen; ihre Güter wur 
den eingezogen, und, wie Efchenloer fagt, der diefe Tragödie in feiner 
Bredlaufhen Chronik S. 10— 12 befchreibt, „denen gegeben, bie es wenig 
zu des Königs Nutzen brauchten.” Derfelbe ſetzt hinzu: 

„Die Bredlauer erhielten vom Ladislaw ein Privilegium, Daß zu emigen 

„Beiten kein Jude zu Bredlau fein fol. Aber ob dieſes göttlich fei oder 

„nicht, feße ich auf Erkenntniß der geiftlichen Lehrer.‘ 

Bereitd im Jahr 1402 war zu Glogau ein ähnliches Trauerſpiel aufge: 
führt worden, wo man viele Juden unter der Beſchuldigung, daß fie eine 
geweihte Hoftie gemißhandelt hätten, durch Feuer marterte, die Übrigen 
aber aus der Stadt jagte?). 


In Neiße wurden die Suden vom Bifchof Peter IL, der ſich laut feines 
Briefes an Kapiflran von 1453 mit deffen Suden:Berfolgung nicht bes 
faffen wollte, fondern die gänzlide Ausrottung und Mißhandlung derfelben 
verabfcheute, dennoch mit einer Geldſtrafe belegt und 1468 vertrieben. In 
Glaz jagte man fie 1492, mit Dinterlaffung ihrer Häufer, Grundflüde zc. 
und, wie die Chronik fagt, mitBerfpottung fort. Aus Frankenftein und Leob- 
fhüg wurden fie gleichfalls fortgefchafft, und der letztere Ort erhielt 1543 
ein Privilegium, keine Suden daſelbſt zu dulden. 

Auch die Herzoge zu Oels, Albrecht und Karl, verorbneten im Jahr 
1505, „daß dieſe Feinde der chriftiichen Religion wegen ihrem Wucher 
und Berrligereien aud allen ihrer Derrfchaft unterworfenen Städten und 
Dörfern fortgefchafft werden ſollten.“ 

Der biöher ergangenen Berfolgungen ungeachtet, mußten ſich doch noch 
Suden bin und wieder in Schlejien erhalten haben, denn es erfchien im 
Sahre 1559 abermals ein Patent wegen Audfchaffung der Juden, und den 
19. Juli 1571 wurden die Abgaben der Juden regulict; allein die Schle: 
ſiſchen Fürſten und Stände wirkten 1582 den 7. April vom Kaifer Rus 
dolph IT. eine neue Verordnung aus: 

„Daß ale Juden mit ihren Weibern und Kindern aus gang Schleften 

„verbannt fein follten.” 

Doc wurde ihnen, welches fonft nicht gefchehen war, zugelaffen: 

„vorber ihre etwa eigenthümliche Grundftüde zu veräußern, ihr fämmtli« 

ched Vermögen mitzunehmen, (audgenommen die Widerfpenftigen, wel⸗ 

chen die Konfisfation deflelben angedrohet wurde) auch auf die öffentli- 
hen Sahrmärkte der fchlefiichen Städte su kommen, und dafelbft, gleich 
andeen chriftlichen Marktziehern, freien Handel zu treiben.” 

Diefe Nachficht wegen Beſuchung der Sahrmärkte gab Gelegenheit, daß 
fich die Juden wieder in Schlefien einfanden, 

In Breslau wohnten fie nach ihrer Wiederkunft anfänglich in den Bor: 
ftädten unter den Kloſter-Jurisdiktionen. Der Magiftrat wollte fie fogar 
gur Sahrmarktzeit nicht in der Stadt dulden, fo daß ſelbſt der Eaiferliche 
Hof für nöthig fand, denfelben zurecht zu weifen, und dieſe Zurechtweiſung, 
oder die mehrere Toleranz und Einficht, daß die Juden dem Handel mit 
Polen zc. vortheilhaft wären, flimmte endlich die Sefinnung bed Breslaui⸗ 


— 





1) Zum Andenken diefer Geſchichte wird noch gegenwärtig in der Pfarrkirche 
eine Tafel aufbewahrt, auf welcher bie Hinrichtung ber Juden abgebildet 
‚At, und biefetbe jährlid) am Krohnleihnamstag auf dem Altar am Rathhauſe 
öffentlich ausgeftellt. So ſchreibt Simmermann a. 5. DO. ©. 24 im J. 1791. 
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der den Juden unterfagten chriftlihen Dienfiboten nur de Operibus servi- 
libus, nicht ader von freiwilligen Eunftmäßigen Handlungs- und Hand⸗ 
werfödienften zu verftehen fei ?) 

1726 den 21. Oft. Oberamtl. Patent: daß in jeder Rudenfamilie der 
ältefte Sohn für einheimifch, die andern aber für fremde zu halten, und fich 
nicht verheirathen dürfen 2). : 

1728 d. 27. Suni. Oberamtl. Patent wegen ded dem Johann Lode 
verpachteten jüdifchen Impoſts auf 3 Fahre >). 

1731 d. 21. Suni. Berlängerung dieſer Pachtung auf anberweite 3 
Sabre *). 

1730 d. 17. Nov. Oberamtl. Patent: wegen Verpachtung des jüdifchen 


Perſonal⸗ und Zumelen: Accifed an den Suden Joſeph Lazarus °) 


1738 d. 18. Juli. Oberamtl. Patent: wegen Abfchaffung der Juden 
aus Schlefien und Erleichterung bed polnifchen Commereu durch polnifche 
Handelsjuden. 

Die beſtimmten Abgaben ber Juden find wahrſcheinlich erſt 1527 ent⸗ 
ſtanden, als Kaiſer Ferdinand I. die Steuerverfaſſung in Schleſien über 
haupt einrichtete, wobei ſie mit einer Perſonalabgabe belegt wurden. 

Als hierauf unterm 19. Juli 1571 eine Art Acciſe eingeführt wurde, ſo 
ward dabei feſtgeſetzt: | 

„Daß jeder Jude, der über 20 Jahr alt wäre, 2 Gulden, und ber 
über 10 Jahr 1 Gulden jährlich geben follte.” . 

Dedgleihen mußten die fremden Juden, fo die Sahrmärkte befuchten, 
1 Gulden erlegen. Doc betrug nach handfchriftlichen Nachrichten bie 
ganze Einnahme von den Juden im Jahr 1580 nur 100 Thlr. fchlef. 


Kaiſer Berdinand II. nuste die Zuden beffer. Sie mußten feiner Armee 
in Ungarn, welche gegen Siebenbürgen gebraucht wurde, den Sold bezah⸗ 
len, und ihm für ein Generalprivilegium, das er ihnen im Jahr 1628 vers 
lieh, ein anfehnliches Gefchent geben. Im dreißigiährigen Kriege wurden 
fie vermöge ber Fürftentagd: Schlüffe zu einer Kopffteuer von 20 Zlorer 
gezogen, die 1650 wieder aufhörte. | 

Kaifer Leopold wollte die fchlefiichen Juben-Revenüen, da fie ihm bisher 
wenig getragen, verpachten, und verlangte unterm 23. Febr. 1690 vom 
Oberamt zu Breölau ein Gutachten darüber; dies fiel jedoch dahin auß: 

Daß, weil die wenigen Abgaben, fo fie biöher entiichtet, von gar kei⸗ 
nem Belange wären,. befonderb aber Die Waaren, fo fie führten, die 
Unterthanen zum Luxus verleiteten, auch durch fie viel Gelb außer 
Landes geichleppt würde, die Tuben fämmtlich vertrieben, und nur. bie 
polnifchen Handelsjuden geduldet werden möchten. 

Der Eaiferliche Hof verpachtete defienungeachtet im Jahr 1713 die Lan⸗ 
deöherrlihen Einkuͤnfte von den fchlefifchen Juden an einen Juden, und 
erließ ein Ed., wodurch die biöherigen geringen Abgaben theild exhöhet, 
eheile mehr dem Vermögen der Contribuenten angemeffener eingerichtet 
wurden. | 

Der Pächter verflattete den Juden manche Freiheit, und die Juden nab> 
men während diefer Pacht in Bredlau bergeftalt zu, daß fich Die Kaufleute 





R Collect. Brachvogel. P. 6, No. 325. &. 1823. 
2) Ibidem P. 4, No, 343, ©. 1874, . 

2) Schleſ. Privileg. Samml. Tit. IE No, 241. ©. 646. 
*) Ibidem No. 278. ©. 726. 

°) Ibidem Zit. II. No. 274. ©, 716. 
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‚Die Zudengemeinde beftand: 

1) Aus ven Generalprivilegirten, das ift: ſolchen jüdiſchen Glau⸗ 
benögenoffen, die chriftliche Rechte im Handel und Wandel in und außer 
Gerittten hatten, und deren Vorrechte erblich. " 

2) Aus den Privilegirten, welche das Recht hatten, mit verfchiedenen 
in ihren Spezial: Privilegien enthaltenen Arten von Sachen zu handeln; ihr 
Vorrecht war nicht erbjich, doch wurde auf ihre Kinder bei offenen Priviles 
giis Rüdficht genommen. 

3) Aus den Tolerirten, welche ebenfalls auf Lebenszeit ihr Recht, in 
Breslau zu wohnen, erhalten, deren Gewerbe aber eingefchränfter als das 
der Privilegirten. 

4) Aus den fogenannten Firentriften, welche nur auf eine beflimmte 
oder unbeflimmte Zeit zu bleiben die Erlaubniß hatten. 

5) DieSchußgenoffen entftanden aus den chemaligen Famuliz Perſo⸗ 
nen. Die Reichern der Nation hatten die Erlaubniß, fich junge Handelöbebdiente 
anzunehmen: fie wurden älter, und trieben endlich, ob zwar nur verborgen, 
eigenen Handel; diefe Erlaubniß artete in eine Ertheilung der Toleranz von 
Juden an Juden aus. 

Alle fremden zur Stadt kommende Juden mußten ſich am Thore melden, 
und erlären: wie lange fie bleiben wollen; fie bezahlten 1 Reichsthaler 
Entree, die Weiber und Sungen aber 12 Ggr., wofür fie die Erlaubniß bat: 
ten, bis zum vierten Tage, zu Jahrmarktzeiten aber den ganzen Markt in 
Breslau zu bleiben. Suden aus Aurad und Glogau hatten befondere Säße. 

‚Die Zülger und andere Landjuden-Gemeinden entrichteten eine beflimmte 
jährliche Abgabe, Fix Entree genannt, für die Erlaubniß, fich entwerer 
eine genifle Zeit aufhalten, oder ohne Entree zu Breslau ab: und zureifen 

u Dürfen. 

Diejenigen fremden Juden, welche über die ihnen im Reglement verflat« 
tete Zeit fich in Breslau verweilten, mußten fodann Zagegrofchen erlegen. 

. Die aber, welche vor den Thoren übernachteten, laut V. v. 9. April 1750 
die Schlaffreuzer. 

Neu geordnet wurden diefe Zuflände durch die K. O. v. 21. Mai 1790: 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaben, König von Preußen ꝛc. ıc. 

Das Glück und die Wohlfahrt eines jeben Unferer Unterthanen zu befördern, iſt von 
jeher ein vorzügliches Augenmerk Unfrer Regierungs:Gefchäfte geweſen; zu biefen Uns 
terthanen gehören auch die, zur jüdifchen Religion ficd, befennenden Einwohner. Ob wir 
nun zwar wünfchten, diefe Nation den übrigen Staatsbürgern völlig gleich zu machen, 
und fie an allen Rechten der Bürger Theil nehmen gu laſſen: fo ftehen diefem Unfern 
Vorſatze doc Hinderniffe entgegen, welche zum Theil in ihren religidfen Gebräuchen, 
zum Theil in ihrer ganzen Verfaflung liegen, und bie gänzliche Ausführung, wenig: 
ftens vor der Hand, noch unmoͤglich machen !). 

‚Um nun aber doc mit diefer Nation fowohl eine Verbefferung auzufangen, und bie 

nnäherung an bie übrigen Bürger, fo viel wie möglich zu erleichtern, al& aud) einige 
eingeſchlichene Mißbräuche bei ihrer Gemein-Verfaffung zu heben: fo haben wir, befons 
ders da die bisher erlaffenen Verordnungen auf gegenwärtige Beiten nicht mehr anwend⸗ 
bar find, refoloiret, folgende nähere Vorfrift: wie es mit dem Juden⸗Weſen in Bres⸗ 
lau zu halten, und was babei befonbers zu beobachten ift, ertheilen zu laſſen. 

Erftens: 
Bon der Duldung ber Sum in Breslau überhaupt, 

Da wegen des großen Sommerefi mit Polen, Rußland, der Ukraine ꝛc. in Breslau 
ſchon feit vielen Seculis Juden nicht allein geduldet, fondern auch dafelbft etablirt gewe⸗ 
fen: jo wollen wir diefer Nation noch ferner diefe Freiheit geftatten. Wenn aber feit ei: 
Niger Zeit eine große Anzahl unter allerlei Vorwand daſelbſt ſich eingefchlichen, bie zum 





ı) Man erwartet nad) biefem poniphaften Eingange minbeftens ein @. v. 11. März 
T812 und findet ftate deffen eine engherzige Verordnung, welche ihr hauptfächliches Aus 
genmerE von Neuem auf ben Geldbeutel der Suden richtet. 
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Benennung es wolle, bie zu denen 160 Familien nicht gehören, anlangenz fo follen fie, 
da fie einmal ſchon dorten find, viele auch ein hohes Alter erreicht haben und nicht 
wiffen würden, wohin fie ſich begeben follten, gegen Grlegung einer jährlichen Abgabe 
Zeitlebens dafelbft geduldet werben; welches auch mit ihren Wittwen eben fo zu halten 
ift. Die Kinder diejer zu duldenden Juden aber follen fich, fobald als fie herangewach⸗ 
fen, wozu das Alter von 15 bi8 16 Jahren hierdurch feftgefegt wird: von Breslau wegs 
begeben, weil fie auf die Duldung ihrer dafelbft blos eingeſchlichenen Eltern keinen ges 
ründgten Anſpruch machen Eönnen, wobei zugleich feftgefest wird, daß Eeinem fremden 
uden unter keinerlei Vorwand bie fogenannte Fix-Entree weiter akkordirt werben foll. 
8.8. Dienftboten und wirkliches Gefinde, fo in Lohn und Brod fteht, fol einem jes 
den der General-Privilegirten und der 160 Stamm: Familien nad) ihrem wirklichen 
häuslichen Bedarf nachgegeben werben. Keins diefer Dienftboten aber gewinnt dadurch 
ein Recht, ſich ald Schutz-Jude anfegen zu können; es fei denn, daß ein dergleichen Ge: 
finde durch lange Zahre redlich und ehrlich gedienet, zu einigem Vermögen gekommen 
und willens wäre, eine ſolche Perfon zu ehelichen, welche ihrer Seits ein Anſetzungs⸗ 
Recht zu genießen hafs in welchem Kalle nachgegeben werden folle, daß auch ein Dienft- 
bote Schutz⸗Jude werben Tann. Zu biefen Dienftboten müffen nur einländifche Juden 
und Züdinnen angenommen, und die jebesmalige Veränderung dem Juden⸗Amte und 
Aelteften angezeigt werben. Alles fogenannte Famulitium, wo ein General ober ande 
zer Privilegirter Juden in Schug genommen, fie für Dienftboten ausgegeben, ihnen 
verftattet, einen eignen Handel zu treiben, und Abgaben von ihnen geforbert, wird bier: 
mit und bei Strafe von zwanzig Dukaten für jeden unaͤchten Famulum ausbrüdlid 
verboten; wovon die Hälfte dem Denunzianten, die andere Hälfte zu gleichen Theilen 
der Schlefifchen Haupt-Armenhaus: und Jüdiſchen Lazareth⸗Kaſſe zugebilligt werben foll. 
8.9. An Gemein:Bedienten werden, außer dem Xelteften und ihrem Syndico, noch 
3 Hochzeitbitter, 2 Gemeinboten, 2 Aufpafler, 1 Wirthichafterz bei ber Tauche 2 weib⸗ 
liche Gehülfinnen, 2 Hebammen, 6 Wärterinnenz bei bem Lazareth, außer den Vorſte⸗ 
bern, 1 Wirthichafter, 20 Krankenwärter und Wärterinnen, 1 Auficher bei dem Be: 
gräbniß und 4 Zodtengräber; bei der Zleifcherei, wenn die Zubenfchaft ſelbſt fchlachtet, 
einen Kleifcher und die noͤthigen Aushauerz fonft aber, wenn fie vermiethet ift, 1 Diftri- 
buteur, 1 Kontrolleur, 2 Schächter, 2 Ausäderer, 2 Lehrjungen, akkordirt. Die Zahl 
der Rabbinen und Schulbedienten 2c. richtet fich nad) bem jebeömaligen Bedarf, Anzahl 
ber Schulen und ihrer Verfaffung. Zu diefen Gemeinbedienten müffen fo viel als mög: 
lich Eintänder und geborne Breslauer angenommen werben, 


Zweitens: 
Von ihrer moralifchen und bürgerlichen Verfaſſung. 

6. 10. Die Juden in Breslau bleiben, fo wie jeder andre Einwohner, der Gerichts⸗ 
barkeit des Magiftratd unterworfen, und werben bei Erbefällen nach den bafigen Stas 
tuten, Gewohnheits⸗Rechten ꝛc. wie jeder bürgerliche Einwohner behandelt, bie Ehe: 
fheldungen allein ausgenommen, welche nach ben jübifchen Geſetzen beurtbeilt, bie wirt: 
er S elbung aber den Rabbinen und Aelteften zur Beobachtung des Ritualis übers 

en werden. 


$.11. Jeder in Breslau gebuldete Zube muß In Zeit von 4 Wochen fich einen Zuna: 
men wählen und diefen Zunamen auf feine Kinder, wie bei den Ehriften, fortführen. 

$. 12. Sind alle Handlungsbücder kaufmaͤnniſche Rechnungen, die Gemeins und 
AlmofensBücher mit deutfcher Schrift zu fertigen, und muß vom Jahre 1791 an kein 
Hebräifches weiter gebuldet werden. - 

$. 13. Iſt fchlechterbings nothwendig, daß in Breslau eine ordentliche, aus einigen 
Klaſſen beftehende Unterrichtsfchule eingerichtet werde; bei diefer Schule find vernünfs 
tige Lehrer anzuftellen, die außer ben Religionsgebräuchen den Kindern vorzüglich reine 
Moral, Menfchenliebe und Unterthanen: Pflichten lehren, im Schreiben, Rechnen, 
Spraden, Geographie, Gefhichte, Naturwiſſenſchaft 2c. Unterricht geben. Die Auss 
führung diefer Sache kann Feine große Schwierigkeit haben, da die Judenſchaft ein ei: 
genes Gemeinhaus befigt, und es an Platz dazu nicht fehlet. Die Unterhaltung der 
Lehrer muß aus der Gemein-Kaſſe und durch zu entrichtendes Schulgeld geſchehen. Wir 
überlaffen der Breslauſchen Kriegs: und Domainen= Kammer die weitere Verfiigung 
und Anordnung in biefer Sache, welche vorzüglich darauf zu feben hat, daß bei diefer 
Anftalt brauchbare Lehrer angeftellt werben, welche im Stande find, die künftige Gene 
ration zu nüglichen Bürgern des Staats zu bilden. 

8.14. Geben wir der Judenſchaft die Erlaubniß, bie vielen zum Gottesbienft be 
fiimmten Schulen völlig aufzuheben, und dagegen ein einziges zum öffentlichen Sottes: 
bienft beftimmtes Haus oder Schule zu erbauen ober einzurichten; bamit bie Judenſchaft 
nicht nöthig hat, ihren Gottesbienft zerſtreut und in Winkeln, fondern Öffentlich und 

gemeinfchaftlic zu halten. ' 
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haben, was zu ihrem Schaden gereichet. Diefe Aelteften bleiben drei, ober längftens 
fünf Zahre, dann aber wird eine andre Wahl vorgenommen; Sie beforgen die innern 
Angelegenheiten der Gemeinde, verwalten die GemeinsKaffe, und beobachten bie Pflich⸗ 
ten nad) ihrer befonders vorgefchriebenen Inſtruktion; damit aber bei ihren Gefchäften 
befto größere Unparteilichkeit obwalte: So fol ein hriftliher Kommiffarius angeftellt 
werden, welcher den Seſſionen beimohnt, und unter deſſen Direktion die innern Gemein 
Angelegenheiten betrieben werden. Vorzüglich ift dahin zu fehen, 

$. 21. daß kein nad) Breslau nicht gehdriger Zube fich dahin einfchleiche und Verkehr 
treibe, worauf vorzüglich die Ehorfteher, Schreiber und Accife-Officianten Acht haben, 
und Eeinen fremden Bettels oder nicht nad) Breslau gehörigen Juden, ohne hinlängliche 
Legitimation, Zolerang-Bettel, oder Reiſepaß in die Thore einlaflen müflen. Sollte 
aber doc) der Fall eintreten, und ein nad) Breslau nicht gehöriger und verbächtiger Jude 
fi in die Stadt fchleihen: So ift durch die Juden-Aufpaſſer sc. genau zu vigiliren, 
und wenn der fremde nicht zu duldende, oder fonft verbächtige einheimifche Zube, auf 
die Vorſtellung der Aelteften, die Stadt nicht verläßt: fo muß davon dem Judenamte 
Anzeige gef, ben, welches entweber diefen Juden zur Stadt hinaus bringen, ober wenn 
dabei noch bejondere, oder wohl gar der Efpionerie verbächtige Umftände obwalten, ber 
ze. Kammer zur weitern Verfügung das Erforderliche fofort vorftellen muß. 


F. 22. Daß die Armenanftalten gehörig abminiftrirt werden; zu dem Ende müſſen 
Armenvorfteher gewählt werben, denen die Almoſen⸗Kaſſe anzuvertrauen ift, dieſe aber 
müflen, ohne ausdruͤckliche Affignation der Aelteften, welche vom hriftlichen Gommilffario 
mit zu unterzeichnen iſt, Niemanden Almofen reihen, und wenn die Vorfteher in Er: 
fahrung bringen, daß einer oder mehrere von denjenigen Perfonen, fo Almofen erhalten, 
dergleichen nicht mehr bebürftig find, oder fterben: fo müflen fie folches fofort gehörig 
anzeigen, bamit andere Arme die erledigten Unterhaltungsgelber empfangen können, 
Ueber die eingenommenen und auögegebenen Gelber müfjen bie Almofen-Worfteher jaͤhr⸗ 
lich eine Rechnung ablegen, und wenn ſolche gehörig burchgegangen, und ihre Richtigkeit 
an kdenr ift fie dem Ausfhuß der Gemeinde vorzulegen, und bie Vorfteher zu 
dechargiren. 

$. 23. Das Lazareth und Begräbniß betr., fo kann biejes füglich ald eine zwiefache 
Verwaltung angefehen werben. Einmal iſt es eine Stiftung der fogenannten Bruͤder⸗ 
haft, die wir in nichts beeinträchtigen, fondern fie bei ihrer urfprünglicheg Berfaffung 
um fo mehr belaffen wollen, ba fie die Wartung der Kranken zum Zweck hat, und ihr 
Stiftungsbrief nichts Schlimmes enthält. Dann ift die Lazareth- und Begräbniß: 
Kaflen-Adminiftration, welche die durch bie Bruͤderſchaft aufzubringenden Begräbnis 
gelder, freiwillige Kolletten und Begraͤbnißkoſten der nicht Incorporirten, besgleichen 
einen Zufhuß aus der Gemeinde erhält. Diefe doppelte Verwaltung kann fernerhin 
verbunden bleiben, und fie durch vier Vorfteher und vier Betfiger befergt werben, beren 
Wahl alle drei Jahre zwar nach dem Stiftungsbriefe gefchehen kann; da aber die ſaͤmmt⸗ 
liche Gemeinde, und alfo auch diejenigen, die nicht eigentlich zur Brüderfchaft gehören, 
anfehnliche Zufchüffe zu diefem Inftitut geben müſſen: fo ift nothwendig, daß zu den 
vier Vorftehern zwei Mitglieder aus der übrigen Gemeinde gewählt werben, welche zwar 
bei den Brüderfchaftsfachen keine Stimme haben und ſich in nichts meliren, fondern fol: 
ches den zwei Brüderfhaftsvorflehern und Beifigern allein überlafien follen; bei bem 
eigentlichen Lazareth- und Begräbnißwefen aber mit zur Verwaltung zugezogen werben 
müffen. Die Beftimmung der Zaren bei den Begräbnißkoften der nicht in der Brüder; 
[haft befindlichen Juden muß nicht einfeitig, fondern mit Zuziehung der Xelteften aus 

emittelt, und vorzüglich auf das Vermögen ber Verftorbenen, ob Kinder oder weit ents 
Fernte Erben ꝛc. vorhanden, Rüdfiht genommen werden, 

Diefe Vorfteher müſſen eine jährliche Rechnung legen, welche vom chriftlichen Kom⸗ 
miffario durchgegangen, von ben XAelteften geprüft, und dem Ausſchuß der Gemeinde 
vorgewiefen werden fol, Bei diefer Revifion ift vorzüglich darauf zu fehen, daß uns 
nüge Ausgaben vermieden, und die Gemeinde nicht mit zu großen Zufchüffen belaftet, 
auf der andern Seite auch dem Hülfödedürftigen nichts entzogen werde, 


$. 24. Da die Gemeinde, außer dem oben bemerften Kanon, ben jeder einzeln zahlet, 
noch anfehnliche Ausgaben zu bejtreiten hat, als die Silberlieferung, Salaria, Intereſ⸗ 
fen, Armengelber 2c., und ihr vorzüglicher Fond aus den Abgaben auf das Fleiſch und 
Tebervieh beftanden, AN Abgabe den Armen und denjenigen vorzüglich getroffen, der 
eine zahlreiche Familie hat, und ſich den jüdifchen Gefegen genau unterworfen, ben 
Reichen bei einer weniger zahlreichen Familie wenig getroffen hat, aber auch nicht zu 
läugnen iſt, dag zu den Gemeinlaften der Fremde mit beiträgt: fo haben wir fowohl 
der Armuth, als aud) ber jübifhen Gemeinkafle zum Beften, folgendes hiermit vor der 
Hand feftzufegen für gut befunden: daß bie bisherige Abgabe, welche vom Pfunde 
Fleiſch einen Sgl. betragen, auf, die ‚Hälfte herabgefegt, und nur mit ſechs Denar be: 
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Recht fprachen, und von deren Spruch an dad Dominium appellirt, an dad 
Oberamt zu Brieg aber revidirt wurde. 

Die Aelteften wurden von der Gemeinde, fo wie die fogenannten funf 
zehn Mann, die den Ausſchuß der Gemeinde vorftellen, gewählt, und erflere 
vom Dominio fowohl beflätiget, als vereibet. 

Die Gewalt der Aelteften beftand außer diefer Surisdiktion, Darin: daß 
fie die Gemeinbedienten, als Schammefle, Kaffirer, Fleifcher ıc, eins und 
abfegen konnten, die Aufficht auf Religion und Polizei hatten, und dafür 
forgten, daß die Abgaben richtig aufgebracht, und die nöthigen Ausgaben 
ordentlich beftritten wurden. Auch mußten fie Dad Geburtöbuch der dortis 
gen Juden führen. 

Die Zudengemeinde hatte ihre Gemeinkaffe, woraus fie ale Onera be; 
zahlte. Sie gaben einen feflgefeßten Kanon zur K. Domainen: Kaffe, 
ferner die Silberlieferungdzufchußs Gelder, mußten dem Dominio anfehns 
liche Abgaben, dem Biſchof zu Breslau, der Fatholifchen Geiftlichkeit zu 
Zültz, und der Kämmerei zu Oppeln Zinfen entrichten. Diele Gelder 
brachten fie theild nach den jährlich auf ihr Vermögen gemachten Schatzun⸗ 
gen, theild durch Auflagen aufs Fleiſch, auf die Tauche zc. zufammen, 
wozu auch die befländig außerhalb Zülg, aber von Zülg gebürtigen, ober 
von daher abflammenden Juden beitragen mußten, weil fie mit den wirt: 
ie Zülger Juden in Anfehung ded Heirathend 2c. gleiche Rechte ges 
noſſen. | 


| m. | 

Die Verfaſſung der Stadt: und Land» Suden in Schlefien war fols 
gende: 

Diefelben ftanden unter den Toleranzämtern, deren ed im Bredlaufchen 
Deyartement ein und zwanzig, im Glogaufchen aber keine gab, weil die 
a in einigen Städten dafelbft wohnenden Juden nach Glogau ge: 

rten. | 

Die Toleranzämter im Bredlaufchen waren folgende; 


a) In Oberfchiefien. 


1) Zu Beuthen: für Die Juden im Beuthenfchen Kreis, 
2), Zu Cofel: für die im Coſelſchen Kreis. 
3) Zu Falkenberg: für die im Falkenbergſchen Kreis, 
4) Zu Gleiwitz: für die im Toſt- und Gr. Strehlitzſchen Kreis, 
5) Zu Leobfhüg: für Die im Leobfchüßer Kreis. 
6) Zu Lublinig: für die im Lubliniger Kreis. 
7) Zu Nikolai: für die im Pleßenſchen Kreis. 
8) Zu Oppeln: für Die im Oppelnfchen Kreis. 
9) Zu Ratibor: für die im Ratiborfchen Kreis. 
10) Zu Rofenberg: für die im Rofenbergichen Kreis. 
11) Zu Zülg: für die im Neuftädtfchen Kreis. 
b) In Niederfchlefien. 
1) Zu Aurad: für die in Aurad und Dyhrenfurth. 
2) Zu Bernftadt: für einen Theil des Delönifchen Kreifes. 
3) Zu a für die im Brieg- und Oblaufchen Kreis. 
4 au aan - für die im Greugburgfchen Kreis. 
6) Zu Feſtenberg: für einen Zheil des Wartenbergilhen Kreiſes, befons 
ders die in der Herrſchaft Goſchütz. | 
7) 3u Qunböfeld;' für die in Hundsfeld und einigen Dörfern. - 
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In den Niederfchlefifhen Kreifen auf der deutſchen DOderfeite ‚fanden 
diefe Verpachtungen nicht Statt. 

Famuliz Perfonen waren diejenigen Juden, die zwar im Lande geboren, 
denen aber nicht verflattet, ein eigened Gewerbe zu treiben, daher fie denn 
mit Dienen ihren Unterhalt erwerben mußten. Sie waren den mannigfals 
tigften Einſchraͤnkungen unterworfen. 

Was die Einfchränktungen Der Juden im Allgemeinen betrifft, fo war: 


1) eine ber vorzüglichfien: 
Daß kein Jude ohne Erlaubniß der königl. Kammer heirathen durfte, und 
nur Die wenigften Erlaubniß dazu befamen. 
Schon unter öfter. Reg. hatte man dies Mittel erfunden, ihre Vermeh⸗ 
sung zu verhindern; denn unterm 17. Dit. 1726 erging die Verordnung; 
„Daß nur ein einziger Sohn aus einer Familie als ein einheimifcher an» 
gefeben werben folle, und fich verheirathen könne.“ 
Den Zöchtern aber erlaubte man zu heirathen; hatte ein Water mehr als 
einen Sohn, fo mußten die übrigen dad Land räumen. 


Mährend der Königl. Preuß. Reg. wurden wegen bed Heirathend ber 
Juden die V. v. 29. Sept. 1744, 19. März 1746, 7. Dez. 1750, 2. März 
1751, 1. April 1755, 4. Dez. 1763, 20. Aug. 1773, 26. Nov. 1778, 
28. April 1787 erlaffen. Ä 

Nach diefen Verordnungen konnte: 

a) Bein Zube, der fich verheirathen mollte, ohne vorgezeigten Trauſchein 
des Königl. Kammer-Direktorit von einem Rabbiner getraut werden. 

b) Der Trauſchein für den fi verheirathenden Juden mußte durch das To⸗ 
leranzs Amt, worunter der Jude wohnt, bei der Königl. Kammer nachgeſucht 
und zugleich angezeigt werben: ob der Vater des Bräutigams und der 
Braut bereit3 ein verebelichted Kind im Lande habe oder nichf, und ob dem 
Bräutigam oder der Braut, wenn fie außer Landes heirathen, ein Heiraths⸗ 
guf mitgegeben werde), . 

c) Den Köchtern war dad Heirathen, fie mochten fchon verheirathete Brü- 
der oder Schweftern haben, nad) der V. v. 17. Dec. 1788 nachgegeben. 

d) Auch der zweite und britte Sohn konnte unter folgenden Bedingun⸗ 
gen heirathen: 

1) wenn er entweber eine Fabrike anlegte, oder 

2) eine wüfte Stelle in einer Oberfchlefifben Stadt retablitte, oder 

3) falls er auf dem Dorfe wohnte, 200 Thlr., in der Stadt aber wenig 

ſtens 500 Thlr. im Vermögen befaß. | 

e) Auch Wittwer und Wittwen, wenn fie fih zum zweitenmal verheiras 
then, mußten den gewöhnlichen Traufchein beforgen. Dedgleihen 

f) fremde Juden, wenn fie ſich im Lande verheirathen. 

g) Die Trauungen von fremden Rabbinern waren unterfagt, es durfte 
ohne Conſens des Tandrabbinerd feine Erauung vorgenommen werden, der 
von jeder Heirath ein Douceur von 3, 4, au) mehrern Thalern erhielt. 

h) Wenn Semand wider died Gefe handelte, und fein Kind ohne Trau⸗ 
fchein verheirarhet, fo mußten die Kammer:-Gefälle davon doppelt bezaflt 
werden ?). 

i) Die Koften für einen Traufchein betrugen gegen 30 Thlr. und floffen 
zur Chargen-, Stempel: und Manufactut:Kaffe. | 


m — 


1) Laut V. v. 30. Nov. 1762. 
2) £aut B. dv, 19. Sept, 1744. 
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Obrigkeit anzeigt, für jeden Monat mit fünf Thlr. an Gelde, oder falls ex 
unvermögend, am Leibe beftraft. Won bdiefen Strafen befam die Ar 
menbauk Kalle 4, der Denunziant 4, und der, welcher die Unterfuchung 
eha t, 5 
8 Ohne erhebliche Urfache (ald eine wichtige Urfache wird nur Diebflahl 
und Betrug angefehen, Die auch durch Arretirung und Verhör bewiefen wer: 
den mußte) durfte fein Stammjude während des Etats⸗Jahres feinen Famus 
lum entlaffen; auch ein Stammjude felbft durfte während des Etats⸗Jah⸗ 
res feinen Wohnort nicht verändern!). 

Wenn ein Jude aus feinem Wohnorte reifete, mußte er feinen Toleranz⸗ 
zettel bei fich haben, oder wenn er feine Kinder verreifen ließ, mußte er fich 
vom Toleranzamt einen Reiſepaß für folche geben laſſen; denn wenn ein 
Fuden-Polizeibereiter oder Landdragoner einen Juden ohne Zettel oder Pag 
fand, waıd er ald ein Ausländer angefehen, und durch den Schub über die 
Gränze gebracht. 

Nicht nur dad Vermögen der einbeimifchen Juden, wenn foldhe außer 
Landes zogen, oder ihre Kinder, befonderd die Mädchen, außer Landes 
verheiratheten, war dem Abſchoß unterworfen, fondern auch die frem> 
den Juden, wenn fie ein Jahr ſechs.Wochen im Lande ge 
wohnt und wieder abzogen, mußten von ihrem Vermögen 
den Abſchoß entrichten). x 

3) Die Juden durften ohne befondere Konzeffion weder neue Schulen 
noch Kirchhöfe anlegen. 

4) Zu den beffimmten Abgaben, alfo abgefehen von den unbeflimmten 
wie Zraufcheine und dergl., gehörten folgende: | | 

1) Der Toleranz: Impoft, welcher für die Erlaubnig, daß ein Jude im 
Lande wohnen durfte, gegeben ward. 

2) Die Perfonal Acciſe. 

3) Die Nahrungs-Steuer warb vom Gewerbe und den Nahrung treiben: 
den Juden auf den Dörfern und in unaccidbaren Städten entrichtet, 
weil die in accisbaren Städten befindlihen Juden durch den Accis 
und Servis gleich andern Einwohnern getroffen murben. 

Diefe drei Battungen von Abgaben waren unter dem Namen Ka: 
non befannt, und floffen zur 8. Domainen: Kaffe. 

4) Bon jedem jährlichen Reichöthaler diefed Kanon wurde noch 1 Ggr. 
bezahlt, welcher für Anfertigung ded Toleranz-Etatd der Kammer: 
Kanzelei gebührte 2). 

5) Der-Silber-Licferungd: Beitrag war urfprünglic, keine Abgabe. 

Als es in den Zahren 1748 und 1749 beider K. Münze an Gil: 
ber gebrach, wurde unterm 27. Mai 1749 feftgefebt; daß die ges 
fammte Judenſchaft in Schlefien eine Anzahl Mark altes Silber für 
einen annehmlichen Preid zur K. Münze liefern folte. Es wurde 
deshalb eine Vertheilung gemacht, was die Juden zu Bredlau, 
Glogau, Zülß und in der Provinz beitragen follten. Im Jahr 1751 
wurbe erlaubt, daß flatt 1 Mark Silberd ein Reichsthaler an Gelde 
gegeben werden konnte. Indeſſen flieg der Preid zum Einkauf, der 
Verlauf aber blieb, und die Suden verloren bei diefem Handel immer 
mehr. Nach erlangtem Frieden entfchloß fi die gefammte Juden⸗ 


1) V. v. 20. Aug. 1776. 
2) V. v. 18. Sept. 1768. 
») 2. v. 14, April 1749 und 2. Juni 1776. 
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IV, 
Die Slogaufhe Gemeinde. 


Diefe Gemeinte ftand unter dem dafigen Schloßamt. 
Ihre Verfaſſung wurde regulirt durch die K. O. v. 25. Mai 1743. 
Wir Friedrich ıc. 

Thun kund jedermänniglich, und fügen biermit zu wiſſen; Nachdem Uns bie ge 
fammte jüdifche Gemeinde Unferer K. Stadt Groß-Glogau allerunterthänigft suppli- 
eando angelanget, und gebeten, die von denen glorwürdigften Kaifern und Königen in 
Böheimb, als Obriften Herzogen in Schlefien Weiland Rudolpho II. Matthia, Ferdi: 
nand I. und III, Leopold J., Joſeph I. und Karl VI. denenfelben verliehene, und konz 
firmirte Privilegien und Begnabigungen gleichfalls gnädigft zu renoviren, und zu be; 
ftätigen, und dann nad) allerunterthänigft eingelommenen Berichten bemelbete Juden⸗ 
{haft zu Gros: Glogau fothaner ihnen vorhin verliehenen Privilegien wirklich ſich zu 
erfreuen gehabt, felbige auch in Contribuendo das ihrige jedesmal gehörig beigetragen, 
und fonften fich alfo verhalten, daß keine befondere gegründete und erwiefene Klagen 
wider fie vorgelommen; Ald haben Wir in befagter Supplifanten alleruntbhänigfte 
Bitte in Königlichen Gnaden auf nachftehende Art und Weife gerilliget, und in foweit 
ihre alte Privilegia gnädigft renoviret und beftätiget. Wir thun auch das, renoviren, 
und beftätigen felbe hiermit wiffentlic in Kraft diefes Briefes als regierender ſouverai⸗ 
ner Obrifter Herzog in Schlefien alfo und dergeftalt: daß mehr gedachte Zuden, nam: 
lich des Benedikt Ifrael Juden zu Groß-Glogau, deffen Weibes und ihrer zwei Schwe: 
fiern der Kaiferin und Sufanna nadıgelaffenen Erben und Defcendenten, fo wie fi 
folche in einem übergebenen Stammbaum dazu legitimirt haben, wie bishero alfo aud) 
fordershin in erwähnter Unferer K. Stadt Großs&:ogau wohnen, allda und ander: 
wärts im Lande hin und wieder nach denen bereitd ergangenen, auch fonft etwa noch 
nöthigen Veranlaſſungen mit’allerlei zuläffigen und unverdädtigen Kaufmanns⸗Waaren, 
Ellens und Gewichtweis handeln, und mit ſolchem ihrem Gewerbe, gleich andern 
Kauf: und Handelöleuten, ihre Nahrung ungehindert ſuchen koͤnnen, und mögen. Sie 
follen auch auf den Zoll: Städten weder von Roß und Wagen noch ihren Perfonen zus 
gethanen und allen ihren Waaren aller Orten zu Wafler und Land feine mehrere Zölle, 
oder andere dergleichen Gebühren als bie Chriften abgeben und zu entrichten fchuldig, 
wie ingleichen ſowohl fie als die Ihrigen, nebſt ihren habenden und von der alldafigen 
Stadt vermöge des den 27. Januar 1636 getroffenen Kontrakts und darauf den ander⸗ 
ten Sept. 1637 gefchehenen Weberlafles derer erhandelten Häufer Feiner andern als 
Unferer alldortigen Schloß= und Landeshauptmannſchaftlichen Iurisbiktion, Botmäßig⸗ 
keit und Protektion unterworfen-fein, und verbleiben. Nur allein in Geld- und ans 
dern Civil- und Criminal-, wie auch in Wechlelfachen, follen biefelben bei Unferer 
Glogauſchen Oberamte-Regierung ihr Forum haben, 

Kerner verwilligen Wir gnädigft, und laſſen ihnen zu, daß diefe Judenſchaft jährs 
lich 300 Rindvieh, 300 Kälber und 300 Hammel zu ihren Feften, Hochzeiten und Be: 
fhneidungen, und zwar von erfterer Sorte jedes Quartal gleich viel, und von der letz⸗ 
tern nad) eigenem Gefallen zu ſchlachten, die gerathene Hinterviertel entweder auszus 
äbern, und nach ihren Gefegen eßbar zu machen, oder folche nebft den ungerathenen 
nach eigenem Belieben an die Garnifon und Arme zu verkaufen, das Übrige aber, und 
was die Juden außer dem aflordirten Quanto gebrauchen, müffen diefelbe alsdann nach 
Inhalt des Vergleichs v. 28. Mai 1740 von den Sleifhern kaufen. 

Bir verftatten ihnen aud) ihren Plat und Ort zu ihr und ber Ihrigen Begräbnif 
gegen der verakkordirten Verzinfung ber jährlichen 60 Reichsthaler zu 24 Ggr. gerechnet, 
welchem fie Unferm K. Amt Glogau jedesmal auf St. Michaelis Tag abzugeben haben, 
zu behalten und zu gebrauchen. 

Damit aber diefe Juden zum Schaben Unferer chriftlichen Unterthanen ſich nicht weiter 
ausbreiten Eönnen, fo wollen und gebieten Wir, daß Unfere Glogaufche Krieges» und 
DomaineneKammer mehrere Familien, als dermalen in Slogau fein, nicht aufnehmen, 
denen Juden keine Häufer mehr in der Stadt ankaufen, wohl aber in den nächflgelege: 
nen Chriftenhäufern miethen laffen ſollenz wenn aber ein Hauswirth erſtirbt, und bie 
Judenſchaft darum gebührend anfuchet, kann diefelbe einen Sohn aus dieſen obgedach⸗ 
ten Hauptftämmen an defien ftatt, nady Unterfuchung feines Kebens und Wandels, und 
wenn befjelben Vater alles an Uns und bie Gemeinde richtig allemal bezahlet hat, wie 
auch eine Zochter deffelben, wenn-fie gleich einen ausländifchen Juden geheirathet, auf: 
nehmen, doch muß biefelbe Unferer Krieges: und Domainen-Kammer vorhero Härlich 
ausweifen, daß fie wenigftens 1000 Neichöthaler, wenn fie die erfte ihres Waters ift, 
und 2000 Kthlr., wenn fie bie andere ift,fo aufgenommen wird, entweder felbft im Ber: 

mögen haben, ober durch ihren Mann ins Land bringen. 
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Nachdem aud die Groß⸗Glogauſche Zudenfchaft von der Ratural:Einquatierung jebers 
geit befreiet gewefen, fo wollen Wir aus befenderer K. Gnade es ebenfalls dabei laffen, 
jeboch muß aber diefelbe dasjenige, mas an Servis auf fie zu tragen fommt, richtig 
abführen, dagegen fie von Steuern befreiet fein follen, fo lange die Stadt felbft davon 
frei iſt, auch dürfen fie die 200 Mark Glogauiſch, fo fie der Stadt beigetragen, ferner 
nicht bezahlen. i 

Ueber diefes haben Wir in ihre allerunterthänigfte Bitte ällergnädigft gewilliget, und 
fie von Abgebung alles desjenigen, was die Judenſchaft an bie — hier geweſene 
Landeshauptmannſchaft an baaren Gelde, Viktualien, und dergleichen, es habe Namen, 
wie es wolle, liefern müffen, wie nicht weniger von Toleranz- und Perſonal⸗Acciſe⸗ 
Geldern gänzlich befreiet, auch Toll diefelbe für Konfirmation dieſer ihrer Privilegien 
nichts erlegen, da hingegen fie ſich aber freimillig offerirt, in Unfere K. Kaffe jährlich 
als ein Schuggetb 800 Reichethaler in vier Ratis, und zwar a Imo Juni an zu rechnen, 
zu bezahlen, wollen Wir nicht allein allergnäbiaft annehmen, und derfelben alle übrigen 
Praestationes und Abgaben erlaflen, fondern bemeldter Judenfchaft audy aus befondern 
allerhöchften Gnaden nad) Inhalt des General-Privilegii d.d. 29 Sept. 1730, fo Wir 
den Suden in andern Unfern Landen ertheilt, erlauben, von Beinen Kapitalien unter 
500 Rthlr. 12 Prozent und von benen von 500 Rthlr. und drüber, fo foldhe ein Jahr 
und länger zinsbar ftehen, 8 Prozent, und wenn fie Kleinigkeiten von Pfändern befom: 
men, und unter 10 Rthlr. darauf leihen, wöchentlich einen Pfennig Zins von einem 
Rthlr. zu nehmen. Doc fol alle diefe Unfere Begnadigung auf Unfer gnädigftes Be- 
lieben und Wohlgefallen geftellt fein, wie Wir dann Uns nach Beförderung der Um⸗ 
ftände und Zeiten noͤthige Verordnungen dieſer Zudenfchaft wegen über dasjenige, fo 
bereits in Schlefien in vorigen Beiten heilfam verordnet ift, und unterdeffen in fo weit, 
als es diefem nicht zuwider ift, feine Gültigkeit haben foll, zu machen, nach Unferer fou: 
veränen Macht und Gewalt vorbehalten. 

Und gebieten hierauf allen und jeden Unferer Lanbeseinwohner und Unterthanen :c. 2c. 
Zu Urkund ꝛc. So geſchehen und gegeben Berlin den 25. Mai 1743, geichrid 

riedrid. 


Verzeichniß 
der im Jahre 1791 in Schleſien befindlich geweſenen Juden. 
Maͤnnl. Weiblichen Summa 
Geſchlechts. 
In der Stadt Breslau...1167 1317 2484 
Slogu :.. . 818 973 179 


Summa 2460 2827 5287 
Zur Landgemeinde gehörten: 
die Juden 


in der Stadt Beuthen. 58 57 115 


Au . » .. 31 8 65 
Sl . 44 54 8 
Brieg. .. 98 100 189 
Conſtadt... 40 26 66 
Creuzburg . » 7 12 19 
guldain .. 17 16 33 

atſche . .. 14 13 27 
Sutntg . . 36 43 79 
Subling . . . 11 11 22 
Namslu . . . 19 20 39 
Reihthal . » - 1 4 > 
Neifle . . - 7° 8 19 
Ziegenhals . 3 3 6 
Banfladtt . . 49 51 100 
Hunddfe® . . 40 50 90 
Del - 2... 10 12 22 
Opppen . . . 122 12 2 
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Maͤnnl. Weilblichen Summa 
echts. 


Geſchlechts. 

in der Stadt Krappiz.. 5 6 11 
| Lil 00.0. 38 35 73 
Nikolaii... 22 22 44 

Pleße ... 21 26 47 
Ratibor . » 11 10 21 
Rybnik ... 29 27 56 
Sobru .» » .: 465 43 , 94 
NRofndbag . . 33 32 - 70 
Landöberg . 10 11 21 
Lehre . - » 5 8.13 
Groß⸗Strehlitz. 7 6 13 
Peiskretſcham. 50 34 64 
Loſt.. 23 27 50 

Vf . . 19 24 43 


Feſtenberg. 
GWartenberg. a 

Auf den Dörfern in Ober-Schleften i 
wohn 2 20... 985 068 1913 
Summa der Land: Gemeinde . . 1856 1923 3779 
Hierzu die 3 obigen Gemeinden . 2460 2827 5287 


Summa 4316 4750 09066 
I 


Darftellung der Berhältniffe der Zuden in den alten Frovin- 
. zen, unmittelbar vordem Ed. v. 11. März 1812. 

Vorſtehend ift mit der Gefchichte der Juden in Schlefen eine Darſtel⸗ 
lung ihrer Berhältniffe vor dem Ed, von 1812 verbunden worden. Cine 
Darftellung diefer Verhaͤltniſſe ift nicht minder für die anderen alten Pro» 
vinzen aud mehrfachen Gründen nothwendig. Ä . 

Einmal, weil dad G. v. 11. März 1812, wie deſſen $. 28 noch befonderd 
beflimmt, auf vergangene Fälle nicht bezogen werden kann und dieſe Daber 
auch jest noch nad) den früheren Gefegen und Zuftänden beurtheilt wer⸗ 
den müflen 1); dann aber, weil nach Anficht der Behörden auch für die 
gegenwärtige Zeit in einzelnen Territorien das frühere Hauptgefeb, dad Gen. 
SudensReglement v. 17. April 1758, feine praftifche Gültigkeit noch nicht 
verloren hat 2) Es wird demgemäß. jenes Geſetz v. 17. April 1750, wel 
ed einen vollftändigen Ueberblid der fsügeren Zuftände giebt, mitgetheilt 
und find in Noten zu demfelben die fpäteren Veraͤnderungen erwähnt, fo 
weit fi) dieſelben auf das innere Staatöwefen beziehen ?). 


Revidirtes General Privilegium und Reglement, vor bie Judenfchaft im 
Königreihe Preußen, der Churs und Marl Brandenburg, den Derzogthü- 
mern und Fürftenthümern, Magdeburg, Eleve, Hinter-Pommern, Croſſen, 


1) Bergl, über bie praktifche Wichtigkeit diefer älteren Zuftände, insbefonbere 
des Gen. Juden Priv. v. 17, April 1750 in privatredtlicher Hinficht Th. IL 
Abth. I. Abfchn. III. 

2) Das an die Reg. zu Marienwerder gerichtete N, bes Min. des 3. u. d. Pol, v. 
12, Mai 1840 — vergl, daſſelbe oben Abth. I. Abſchn. X. Kap. I. subI.B. 
DD, Seite 98 — bemerkt, daß bie nody fortdauernde Gültigkeit des Juden⸗Regl. 
v. 17. April 1750 nicht bezweifelt werden könne. Siehe hierüber das Weiters 
bei den Abfchnitten Pofen und Kulm und Michelauer Kreis. (III. IV.) 

s) Wegen bes Privatrecht |. Th. IT, 
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3) Ein Ober⸗ und Unter⸗Kantor mit feinen Baſſiſten tab Diskantiſten, welche lettere 

aber unverehlicht fein müffen. 

4) Vier Klepper, davon der Eine dem Polizei-Direktorium zu Anmeldung ber fremden 

Juden täglich aufwarten muß. 

5) Zwei Schulbedienten bei Ber Synagoge. 

6) Sechs Zodtengräber, welche zugleidy bei der Gemeinde mit aufivarten. 

7) Einen Kirchhofwächter. 

8) Drei Kollerö. 

9) Drei Fleiſchhacker. 

10) Ein Scharn-Screiber fammt deffen Sontrolleur. 
11) Drei Bäder und ein Gars Kod. 

42) Ein publiquer Gefegfchreiber. 

13) Zwei Zhorfteher mit einem Gehülfen. 

14) wei Lazareth⸗Aufwaͤrter. 

15) Ein Medilus. 

16), Ein BabesBebienter mit einer Bade⸗Frau. 

17) Ein Feder⸗Vieh⸗Mäſter. 

18) Acht Kranken- Wörter. 

19) Zwei Ebraͤiſche Buchdrucker. 

20) Zwei Mägdchens-Schulmeifter, fo beweibet. ' 

Diefe und nicht mehrere follen, jedoch mit Approbation der Kriegs: und Domalnen- 
Kammer von den Zudenälteften felbft beftellet, auch fo viel möglich einheimifche arme 
Sudengenoffen dazu angelehret und genommeh werben, 

(Was vor welche in anderen Städten fein follen.) An anderen Orten ſollen 
diefe publique Bediente nad) Proportion der juͤdiſchen Gemeinde, jedoch nicht über 
zwei Zobtengräber, in Kleinen Städten aber, ober wo wenig Juden vorhanden, nidht 
mehr ald Ein Zobtengräber, Ein Koller erlaubt fein; und dieſe Proportion foll auch 
wegen ber Schulmeifter, fo aber unverheirathet, nicht über drei Jahre an einem Drte 
bleiben, noch im geringften handeln müſſen, beobachtet werden t). 

Zu Unterweifung der Judentöchter, werben in Berlin, Königsberg, Halberſtadt, Halle 
und Frankfurt an der Ober, auch Stargard in Pommern, zwei publig ıe und in andern 
Städten, wenn über 10 Zuden: Familien darin find, Ein beweibter Schulmeifter, in 
den übrigen Orten aber dergleichen gar nicht zugelaffen. Wegen vieler Schulmeifter 
und fich einfindenden fremden jüdifchen Studenten und Iedigen Verwandten, aͤuch affen 
anderen ſonderlich Weibeös Leuten, welche ſich an einem Orte mit einigem Rechte auf: 
halten zu können vermeinen, wird es bei Denen Kammern wegen der Zettul und Regifter 
wie bei den Domestiquen gehalten, daß fie fammtlich ohne von felhiger erlangten Kon: 
zeſſion und Zettul, wofür —* nicht mehr als 2 Ggr. dem Sekretario bezahlet werden 
fol, an keinem Orte, oder wenn es ihnen erlaubet, nicht über die nachgelaffene Zeit 
bleiben müffen, jedoch verſtehet ſich von Teldft, daß diejenigen Leute, die einer als feine 
Domestiquen in fein Lohn und Brod nimmet, darunter nicht mit verftanden werden ?). 

IV. 

(Die Judenätteften follen den KRriegss und DomainensKammern mo: 
natlich eine Lifte der vorgefallenen Veränderung bei der Gemeinde ein 
fenden.) Es müffen zu dem Ende die Judenälteften ſowohl in Berlin als in ben Pros 
vinzen allemal in ben erften drei Tagen bes Monats denen Krieges: und DomainensKams 
mern die, bei der Subdenfchaft im vorbergegangenen Monate vorgefallenen Weränderuns 
gen an Getraueten, Gebornen und Geftorbenen, unter des Rabbi und ber Aelteften, ober 
wo fein Rabbi noch Xeltefte vorhanden, des Vorftehers Unterfchrift einfenben, und ſolche 
in eine Tabelle nach beigefügtem Schemate verfafien. Die Aelteften ſollen ſolches auch 
alle Jahre an das General: Direktorium mittelft einer Tabelle fomohl von Berlin als 
aus den Provinzien bewerfitellen. 


V. I | 
(Srundfäge fo bei Anfegung der Juden Beobachtet werben follen.) We 
gen Anfegung der Juden follen hinkünftig nachfolgende Brundfäke feſtgeſetet und bes 
obachtet werden ®)? 


— 





1) Vergl. bie Anm. zu Art. XIT, 
2) Wegen der Mädchens Schulmeifter erging fpäter das Cirk. v. 9. Dee. 1775. 
B. C. ©. V. &h. II. ©. 269, de 
2) Vergl. auch die Det. des Art. V. wegen Anfesung ber zweiten Jubeninbte; 
11. Nov. 1763. C, C, C. III. G. 1219. der Judenſchatz begreift in Buͤrgerrecht 
noch nicht in ſich. u 
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6) Denen ordentlichen Schutz⸗ Juden aber, wird erlaubet, daß ſie bei ihren Lebzeiten 


Ein Kind, Sohn oder Tochter, worin ſie aber die einmal getroffene Wahl hernach 
u ändern nicht berugt fein follen, auf ihren Schußbrief anfegen und biefelben, wenn 
fe fih vorher gehörig Iegitimiret, heirathen laſſen mögen. Falls auch das anges 
feste Kind, ohne wieder Kinder zu hinterlaffen, bei des Vaters Lebzeiten abginge, 


“ fol dem Water an beffen Statt ein ander Kind in feinem Handel bergeftallt mit 


7 


⸗ 


aufzunehmen erlaubet fein, daß ſolches nach feinem Abſterben in feine Stelle trete. 
Wann aber während diefes anderweitig angelegten Kindes Echen, dev Vater ver 
ftürbe, und jenes gleichfalls ohne Kinder abginge, fo können die übrigen Kinder 
weder auf des verftorbenen Vaters noch Bruders Privilegium weiter ohne eine ans 
berweitige von Uns ertheilte Sonceflion angefeget werben. Auf der verftorbenen 
Groß-Eltern Privilegia aber, können keine Enkel ſich anfesen, wenn ihr Vater 
ober Mutter’ fich wegbegeben. Stirbt ein Vater, und die Kinder wären noch nicht 
angefeget, oder unmünbig, ober abweſend, fo follen im erften Kalle fie felbft oder ihre 
Bormünder binnen 3 Monaten, im lestern Kalle aber binnen Jahr und Zag wegen 
Confervation des väterlichen Privilegii fich bei denen verordneten Krieges: und 
Domainen- Kammern melben, und ſolches ad acta verzeichnen laffen, dergeftalt, 
daß wenn folches nicht gefchehen, fie Kein ferneres Recht an ihres Vaters Priviles 
gium haben, weiter fordern, noch genießen follen. Hätte der Vormund aber hier: 
bei etwas verfehen, foll dem Kinde nad) deflen Deiheinigung bis e8 25 Sahre er: 
reichet, fein Schugrecht zu fuchen, doch vorbehalten bleiben. Die Kinber derer: 
jenigen Schugjuben der iezo nicht mit unter der Zahl der vergleiteten, ordentlichen 
Schusjuden aufgeführet find, können auf ihrer ehemaligen Eltern Privilegium 
nit noch angefeßet werben T). 

Wenn ein ordentlicher Schugjube ftirbet, und hat noch Fein Kind angefeget, ver: 
bleibet der Wittwe, Namens des Schutzkindes ber Platz zur Anſetzung fo lange 
offen, bis ſolche erfolget, und kann, wenn ein Sohn vorhanden, keine Tochter als: 
denn angefeget werben, es wäre dann, daß der Bruder zum Vortheile der Schwes 
fer renunciiret und bereits großjährig fei, oder der Water vor feinem Abfterben en 
faveur der Tochter bisponirt hätte. 

Vebrigens muß die Wittwe, wie bei Nr. 6 verordnet, fi) wegen Erhaltung des 
Rechts ihres Schutzkindes, binnen ber beftimmten Zeit bei den Krieges⸗ und 
Domainens Kammern melden und foldyes ad nctn verzeichnen laffen. Wegen der 
übrigen Kinder aber, und wenn das Schutzkind fchon angefeget, imgleichen wenn 
der Mann nicht unter den ordentlidhen Schugjuben geftanden, gehöret bie Wittwe 
nur unter bie Zahl der außerorbentlihen Schutzgenoſſen ?). 


8) Fremden Juden fol in Unferen Landen ſich anzufegen gar nicht erlaubet fein; je 





doch dafern ein folcher wirkiih zehen taufend Rthlr. Vermögen hätte, und 
felbige ins Land brächte, auch diefes zugleich zuverläßig darthäte, fol bei Uns dar⸗ 
üben, und was aldbann an Chargen-Iuribus zu erlegen fei? angefraget wer 
en. 





I) Die zweiten Kinder der Zuden, welche das gefeßliche Vermögen nachwei⸗ 


fen und Genie zu Fabriken und Manufalturen haben, auch dergleichen Kabriten 
etabliren ober entrepreniren, weldye im Lande noch gar nicht oder nicht genugfam 
vorhanden find, follten unter diefen Bedingungen fich gleich den erften Kindern eben: 
falls im Lande anzufegen und um Ertheilung eines Schusprivilegiums orbentli- 
cher Schugjuden nachzufuchen befugt fein. Dieſes Schußprivilegium wurbe ihnen 
aber nicht eher ertheilt, bevor fie nicht ein Atteft der Aelteften der Judenſchaft 
beigebracht: daß fie gehörig bemittelt und dem Publiko nüslich feien, und daß 
durch ihre Anfegung der intendirte Zweck wegen der zu etablirenden Fabriken 
werde befördert werben. (Cirk. v. 11. Nov. 1763 N. C. Const. March. 
T. I. 8.1219. R. v. 9. Ian. 1764 an bie Glev- Märkifche Kammer. 


. ı) Der Wittwe eines ordentlichen Schusjuben, der ſchon ein Kind auf feinen 


‚Schugbrief angefegt hat, welches nach deſſen Tode in feinem Plag tritt, war nicht 
„verftattet, fich wieder an einen andern Juden, ber noch Teinen Schuß hat, zu 


verheirathen. 
„© Iſt die nachgelaſſene Wittwe ſchon die zweite Ku des  verftorbenen Schutz⸗ 
-Zuben, fo warb dr nicht verftattet, einen fonft nicht vergleiteten Juden zu beira: 


then; und da das Ertraorbinarienrecht eines Schusjuden mit feinem Leben auf: 
hört, fo kann fo wenig beffen mit ihren Kindern nur gebuldete Wittwe, als ben 
‚gweiten Männern die Verheirathung nach ihrer Frauen Tode, mit welcher ihr 


echt aufhört, wieder verfiattet werben. (MR. v. 6. Ian. 1761.) 


1 
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ben, und find dergleichen zu Vermeidung aller Unsichtigkeit unter ben Dxbingriis 
mit aufzuführen, unter den Bedienten aber nur remilfive anzufeßen 1). 


48) Damit hinführo alle Unterfchleife, Erſchleichungen, heimliche und und unzuläßige 


Vermehrung der Samilien deſtomehr vermieden werben; fo fol keinem Juden eine 
Deirath veritattet, noch einige Srlaubniß, fich auf eine oder andere Art anaufegen, 
gegeben, noch derſelbe eher getrauet werben, als bis von den Krieges: und Domais 
nen⸗Kammern eine gründliche Unterfuchung mit Bugiehung des Officii Fisch beös 
falls gefchehen, und darüber ein, allen diefen Grundfägen und neuem General-Pri: 
vilegio gemäßes Gutachtens wobei zugleich die wahren Umſtände des anzufegenden 
Juden wegen feines erforderten Vermögens, fammt deffen Erweife in genaue Be: 


trachtung zu ziehen, ertheilet, und barauf ein Privilegium oder Konzeſſion auöges 


| 


fertiget werben, und find zu dieſer Unterſuchung die jedesmaligen Subwnälteften 
mit zu abhibiren, bie bad Vermögen und die Aufführung eines jeden Juden am 
beften kennen müflen, auch für beides refponfabel werden *). 

She folche erfolget, Tollen weber die Ehargenjura noch Traugelber angenoms 
men, am wenigften durch bloße Erlegung der fonft georbneten Ghargengelber Se: 
mand angefeßet, ober auf ben erhaltenen Trauſchein, ohne bag er fein Privilegium 
oder Konzeffion vorgezeiget habe, von dem Rabbi, oder wem berfelbe foldyes auf: 
fräget, bei der im Ebd. v. 18. Aug. 1722 verorbneten 1000 Rthlr. Strafe; fo 
ber jedes Orts konſirmirte Rabbi, ald welcher dafür ftehen und ohne deſſen Wiſſen 


.) Die einmal gefegmäßfg beſtimmte Zahl der öffentlichen jfidiichen Bebienten und 

Offizianten burfte nicht überfchritten werden. 

Di j hr —— (N. C. nr M.T. IV. S. 857.) 

ahl der entlihen Bebienten ber Zuden wear folgenbergeftale 

beftimmt: Es follten nur beftelt werben: ſo 

4) in ben Städten, wo zweihundert Judenfamilien find 
gvei Beifier, | j 
ein Oberkantor, 
ein Unterkantor, 
zwei Iudenklepper, 
ein Schulbedienter, 
zwei Zobtengräber, 
zwei Keller, 
ein Fleiſchhacker, 
ein Lazarethaufwaͤrter, 
vier Krankenwärter, 
zwei Maͤdchenſchulmeiſter; 
2) in ben Stäbten, wo einhundert Judenfamilien find, 

ein Beiſitzer, 
ein Unterkantor, 
ein Judenklepper, 
ein Zobtengräber, 
ein Keller, 
ein Bieifhhader, 
ein Lagarethaufwärter, 
zwei Kranlenwärter, 
zwei Mäbchenfchulmeifter. 


erner 

3) in den Städten, wo funfzig Judenfamilien find, 
ein Zodtengräber, 
ein Keller, 
ein Krantenwärter und 
ein Mädchenfchulmeifter, 

Endlich 

4) in den Staͤdten, wo nur zehn Judenfamilien vorhanden ſind, vios 

ein Tobtengräber und 


ein Keller. 
erbterer durfte, als ein jübifcher MWebienter, ohne Konzeſſion nirgends geduldet 
werden. 


R. dv, 19, Mai 1767. (N. C.C, T. IV. &, 857.) u. R. v. 25. Aug. 1779. 


2) Hierüber wurden weitere oricheifügn geaeaen durch die R. v. 13. Sept. 1788 


und 16. Sept, 1706.(Eiſenberq u. Stengel 1.9.88.) 
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16) Die Kinder hier vergleitet gewefener, verftorbener ober fo heruntergelommener und 
fonft fo beichaffener uben, daß fie kein Recht zur Anſetzung haben, ober das erfor: 
berliche Vermögen nicht befigen, follen zwar wie deren Wittiwen geduldet werben; 
wenn fie aber zu mannbaren Sabren fommen, müffen Inige ſich durchaus und bei 
Vermeidung ber Austreibung nicht unterfteben, fire fich felbft zu handeln, fondern 
entweber andern vergleiteten Zuden bienen, ober von bier ſich wegbegeben, und 
anderwärts unterzulommen fuchen, ober auch fich auf folhe Sachen gen, daß fie 
ftatt abgehender öffentlicher jübifchen Bedienten angenommen werben können, und 
defto weniger Fremde bazu aufzunehmen nöthig fein, “ 


VI. 


(Wegen Aufbringung des Schuggeldes und anderer publiquen Abs 
gaben wirb ed bei bem bisherigen modo collectandi gelaffen.) We: 
en Aufbringung bes Schusgelbes und anderer Publiquen-Abgaben, wird es bei dem 
berigen modo collectandi gelaffen, und muß folcher allezeit nach dem befundenen 
Bermögen eingerichtet werden, und davon außer ben Schul- und Publiquen-Bedienten, 
ZTodtengräbern und Wehemüttern und dergleichen, weil diefe ſämmtlich keinen Handel 
treiben müffen, kein einziger in Berlin wohnender Schutzjude befretet fein 1). 





I) In Betreff der Abgaben waren bie Juden auf das Xeußerfte gedruͤckt. 
Außer ben Abgaben, welche fie mit andern Untertbanen gemein hatten, waren 
diefelben fowohl zur Zahlung gewiffer allgemeinen jährlihen Geidabgaben als 
auch zu einigen unbeftimmten Gelbpräftationen verpflichtet. 


3u den beflimmten allgemeinen Abgaben gehörten: 


4) die Schuggelder, diefe wurben nach dem befundenen Bermögenszuftande 
der einzelnen Juden von den Vorſtehern ber Subenfchaft auf biefelben aus⸗ 
geſchlagen; 

2) die Silberlieferung. Hierzu mußte die ganze Judenſchaft in den Preußi⸗ 
ſchen Staaten beitragen und — die Repartition auf die einzelnen Ju⸗ 
den nach dem Verhaͤltniſſe der Schutzgelder. 

3) die Abgaben zur Kaffe des Montis pietatis wozu bie Juden: 
ſchaft nach dem Berhältniß des Schutzgeldes beitrug und bie in ben Hochzeit: 
und Kindergelbern beſtandenz 

4) die Kalendergelder, welde für bie ganze Judenſchaft im Lande 400 Rtir. 
betrugen und an die Akademie der Wiſſenſchaften baflir bezahlt wurden, daß 
von berfelben die hebraͤiſchen Kalender jährlich zum Gebrauch geliefert wur: 
den, wozu jede einzelne Sudenfhaft nach dem Verhältniß der zu bezahlenden 
Schutzgelder beitragen mußte; desgleichen 


5) die Rekrutengelder, welche nach eben dieſem Verhältniß bezahlet wur: 
den. (Gen. Judenprivilegium a. a. DO. $&. VI. R. v. 22. Nov. 1763, 
10. März 1764 und 18. eb. 1766. R. v. 27. San. 1791.) 

Bon diefen Schusgeldern und ben übrigen öffentlichen Abgaben war Tein 
Jude befreietz nur den Schuls und öffentlichen Bedienten, den Z,odtengräbern, 
Wehmüttern und dergleichen, die gemeiniglich Eeinen Handel treiben durften, 
war eine Befreiung davon verftattet, 

(Sen. Zudenprivilegium $. VI. a. a. DO.) 

Außer den beftimmten Abgaben mußten bie Schugjuben audy no unbe: 
flimmte Gelbabgaben entrichten: für Beftätigung der Wahl ber 
Aelteften jeder Gemeinde, an Stempels und andern Gebühren bei 
Eheftiftungen, Anfesung bes erften oder zweiten Kindes, bei Zraufcheinen, Hei⸗ 
rathadispenfationenz an Servis-⸗Geleits- und Keuerfocietätsgelbern. 
Auch müffen fie die Paragraphenftempelgebühren nach einer firengern 
Klaffifitation als andere Unterthanen leiften. 

(Sen. Zubenprivilegium $. V.n. 9.) 

Von den Judenkonzeſſionen wurben folgende Gebührenfäge bezahlet: 
1) die Juden, welche inter ordinarios in den Liften aufgeführt und das Recht 

Kinder anzufesen hatten, mußten 
für das erfte Kind ſo angefegt wird 50 Kthlr. 
für das zweite #0 s 
bezahlen; Ä 
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geftatt aber, wenn er gleich das Schutzgeld erleget, doch zu verfchiebenen anderen ver: 
fallenden Abgaben nichts beiträget, gleichwohl eine unter den außerorbentlichen befind- 
liche Judenfamilie in bie Zahl der orbentlichen zu rücken behindert; fo fol hinfüro nicht 





Zum Gausanfauf die Hälfte desjenigen Quanti, welches die Shargenkaffe 
nimmt. 
Für die Konzeflion eines Judenkläppers 
in großen Stäbten . 
in mittlern und Heinen Städten 
Judenſchulbediente und Krantenwärter zahlen 
in großen Stäbten 12 Rthlr. 
in mittleen und Heinen 6 s 
(Erneuerte Verordnung Über den Gebrauch des Stempelpapters, der Voll: 
machten und wegen der fonft zu entrichtenben Stempelgebühren v. 17. Sept. 
1802 in N. C. C. March. T. XI.) 
te Cheftiftungen werben bie ber Juden von den übrigen ebenfalls uns 
Ichieden. 

Wenn nämlich ein Jude ſich verheirathet, ſo muß vor Nachſuchung des 
Zraufcheing der Stempel dazu bei dem Stempelrendanten des Orts geloͤſet und 
der Bittfchrift beigelegt werben. 

. Der Stempel ift in dem gebachten Stempeledikte nach Befchaffenheit ihrer 
—5 — in nachfolgende ad Klaffen vertheilt und darnach zahlen die Zuden, 
14 


2 Kthle. 
1 5 


mögen fid) zum erflen ober zweiten Mal verheirathen, die Stempelgebühren 
olgenbergeftalt: 
1) Alle Generalprivilegirte oder die auf ein Generalprivilegium angefeget 
worden, 20 Rthlr. 
2) desgleichen biejenigen, welche ein neues Schutzprivilegium erhalten, bergeftalt, 
baß fie auf die Liſte der ordentlichen Iuben kommen und das Recht haben, 
Kinder angufegen 20 Rthlr. 
3) ein Ertraorbinarius aber, ber nur lebenslang ben Schug erhält 5 Rthlr. 
4) die auf das Necht des erften Kindes migefest worben 


in großen Städten 10 Rthlr. 

in Heinen 5 = 
5) die auf das Recht des zweiten Kindes angefeht worden 

in großen Stätten . So Rthlr. 

in kleineren die Hälfte 10 = 


6) wird einer Zudenwittwe, die Kinder bat, welche fi) auf das väterliche Pri⸗ 
vilegium anfegt, erlaubt, fi anderweit zu verheirattien, dergeſtalt, daß fie 
mit ihrem Tünftigen Ehemanne einen Platz unter die Extraorbinairen⸗Juden 
bekommt, zahlt diefelbe ohne Unterſchied 5 Rthlr. 

M dahingegen eine Wittwe, welche das Privilegium zu Ihren ohne Kinder ver; 
ftorbenen Dann gebradht und zur andeun Ehe zu [chreiten Erlaubniß erhält, 
die Gebühren bezahlet, eben fo wie die auf das Recht des zweiten Kindes ans 
geſetzt worben, als 


in großen Städten 20 Rthlr. 
und in kleineren die Hälfte 10 ⸗ 
8) die oͤffentlichen Bedienten 
in großen Staͤdten 4 > 
und in kleinern 2 = 


Die Zuden follen aud) bei Löfung bes Zraufcheing eine Quittung des Stem⸗ 
peienanten über das bezahlte Stempelpapier beibringen: diefe wird ihnen bei 
ushändigung des Trauſcheins zurückgegeben und um felbigen umgefchlagen. 

Es machte bei Löfung dieſes Trauſcheins auch Fein Unterfchted, ob die Juden, 
welche ſich trauen laffen, im Lande bleiben ober nicht. (Erneuerte Stempelver: 
ordnung dv. 17. Sept. 1802. $. 28. R. v. 24. Dec. 1794. Generalverord- 
nung v. 18. Aug. 172%.) 

Sn Anfehung der Handlungebüder der Juden verordnet dad Stempel: 
edikt ebenfalls den fogenannten Paraphenſtempel, mit welchen diefel: 
ben, nachdem fie vorber richtig Foliiret, auf jedem Blatt bes Hauptbuches und 
zwar jedes Jahr einmal bebrudt werden, gegen Erlegung der zur Stempelkam⸗ 
mer zu entrichtendenden Summe, weswegen folgende drei Klaffen beftimmt 


fd; 
In der erften Klaffe, wohin gehören: 1) die ein Generalprivilegium haben 
oder darauf angefegt find; 2) die auf das Recht des zweiten Kinds angeſetzt 
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VIII. 


(Die Juden ſollen ihre Praestationes quartaliter bezahlen und 
bie ganze Sudenfhaft dafür in solidum haften.) Die jährlihen Schugs 
elber ſowohl als die Shargenfervis-Kalender- und Montis Pietatis Gelber, follen 
Quartaliter richtig und unfehlbar, und zwar fogleich mit Ende jedes Quartals, zu Uns 
feren Kaflen bei Vermeidung wirklicher Erekution bezahlet werden, auch für ſolche Be⸗ 
zahlung die ganze Jubenfchaft der reſpektive PYrovinzien in solidum haften, und bie 
Krieges: und Domainen= Kammern darüber mit Nachdrude halten. ' 


IX. 


(Wie es mit ben verarmten und auf ben Banqueroutftiehenden Su: 
den zu halten.) Zur Erreihung biefes Zwecks follen die Subenälteften und Vorſte⸗ 
ber jeder Provinz und Orts auf ben Zuftand derer fammtlichen Juden ein beftändig 
wachfames Auge haben, und falls fie merfen follten, daß einer bergleichen bergeftalt in 
Verfall feiner Nahrung geriethe, daß defielben Berarmung oder gar Banquerout zu 
beforgen, einfolglich derfelbe zum gemeinen Beitrage der öffentlichen Laften und Gebüh⸗ 
ren bald untüchtig werben müßte, anderweitige Beranftaltung bei denen Kollekten ma- 
hen, daß die Ausfälle verhütet und fein Abgang noch Reſte bei den jüdifchen Abgaben, 
fo weit es die Koͤnigl. Kaſſen betrifft, entftehen mögen. 


X, 


(Wie es zu halten, wenn ein Jude vorfägliherweife banquerout 
geworben.) Im Kalle aber ein ober anderer dieſer Schugjuben gar in einen vorſätz⸗ 
lihen und boshaften Banquerout verfiele, ſoll mit demfelben nad) Dispofition Unferer 
Edikten v. 14. Zuli 1715, 4. Febr. 1723, 20. Mai 1736 und befonders v. 25. Dec. 
1747 verfahren werden, bergeftalt, daß wenn einer Unferer Schugjuben einen im gering- 
ften verbächtigen Banquerout machen, und außer Standes ſich befinden wirb feine Kre- 
bitored zu bezahlen, fobann berfelbe nebft allen denenjenigen, ſo unter feinem Schugs 
briefe ftehen, oder daher angefeht worden, des Schuges verluftig gehen, fein Schugbrief 
gänzlich Eaflivet werben, und bergeftalt erlofchen fein folle, daß auch folder nicht einmal 
mit einer anberen und neuen Zubenfamilie befeget werben bürfe, 

Wobei Wir Und jedoch unterm 23. Zan. 1749 dahin beflariret, baß wenn fich bei vorkom⸗ 
menden bergleichen Fällen befondere Umftände finden, die eine Mitigation verbienen möch⸗ 
ten, Uns folche fodann berichtet und Unfere allergnädigfte Refolution barüber eingeho: 
let werden folle. Stuͤrbe inzwifchen ein dergleichen Kallit geworbener und verfchulde- 
ter Zube, fol es mit befielben Begräbnifie nach Dispofition des unterm 24, Dec. 1730 
bieferhalb ergangenen Edicti declaratorii nod) zur Zeit und bis auf andere Berorbnung 
gehalten, und wofern die Eltern ober die Erben eines.folchen vor deſſelben Begräbniffe 
unmdglih Rath ſchaffen, noch audy deshalb fo bald annehmliche Kaution flellen könn: 
ten, wozu fie doch zuvörberft mit allem Ernfte anzuhalten find, der verflorbene Zube 
zwar bearaben, jebody aber deſſen Eltern ober Erben zu Bezahlung desjenigen, was 
Uns oder anderen Ghriften der verftorbene Zube ſchuldig geblieben, durch prompte Ere: 
kution angebalten werden follen; dahero dann die Zudenälteften hierauf genaue Atten⸗ 
tation zu nehmen, und wenn ſich einiger Verdacht zu dergleichen vorfäglichen Banque- 
rout ereignet, es in Zeiten gehörigen Orte anzuzeigen haben. 


Al, 


(Die Zuben follen keine bürgerlihen Handwerke treiben.) Auf daß 
nun aber diefe in Unferm Schuge ſtehende Juden hiefiger Refidenzien ſowohl, als ander: 
wärts auch in Stand gefeget und erhalten werben mögen, alle diefe und andere ihnen 
obliegende Abgaben zu beftreiten, fih ehrlich zu ernähren und dem gemeinen Weſen 
nicht zur Laſt fallen, noch weniger denen chrifilichen Kaufs und Handelsleuten, Manu: 
fakturiers, Fabrikanten und Handwerksleuten, gleich bishero zum Theile ganz unver: 
antwortlich ohne Konzeffion ſich anmaßen wollen, fo großen Eintrag und Abbruch in 
ihrer Nahrung und Gewerbe zu thun, felbige dadurch herunter zu bringen, und zu Ab⸗ 
tragung derer Öffentlichen Abgaben untüctig zu machen; fo fegen ordnen und wollen 
Wir hiermit fernerweitig und ernſtlich: daß Fein Jude ein bürgerlich Handwerk trei: 
ben, noch außer dem Pettichierftehen, Wahlen, Optifchens Glafer- Diamant: und 
Stein: Schleifen, Gold» und Silber ftidden, weiße Waare ausnahen, Kräß: Wafchen 
und andern dergleichen Gewerbe, wovon fich Feine Profeſſions⸗Verwandte und prioiles 





wöhnlichen vierteljährlich von ben Steuerräthen einzureichenden Tabellen be: 
VL e 31). (Cirk. v. 4. Sept. 1776 in Nov. Corp. Const, March. T, 
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welchen Rein Schubjube in biefigen Refidenzien einige Wolle, es fei ein: ober auslaͤnbi 
fhe, Schaar:, Rauf: oder Gerberwolle kaufen, Geld darauf leihen oder gegen Waar 
annehmen, noch auf eine oder andere Art, es habe Namen wie es wolle, einige Woll 
an ſich bringen, Verkehrung damit treiben, ſolche fpinnen laffen, Juden: oder Chriſten 
Kabrikanten halten, Tolche mit Wolle oder gefponnenem wollenen Garne verlegen, Und 
wollene Waaren ſelbſt verfertigen, Weberſiuͤhle kaufen, von den Fabrikanten annehmen 
oder Geld darauf leihen, in dem widrigen Kalle aber nicht nur die Wolle, das geipon- 
nene wollene Garn, 'oder die daraus verfertigten Waaren imgleichen die Weberftühle 
und übriges Handwerkszeug Eonfisziret, fondern auch der Jude, bei welchem dergleichen 
oder audy nur einige Sachen davon gefunden werden, oder beffen, jedoch ohne Weitläuf 
tigkeit oder Form von Prozeß nur einigermaßen uͤberzeuget wird, wegen folcher Weber 
tretung Unferer Edicte anderen zum Crempel dem Befinden gemäß nadhdrüdlid und 
unnachbleiblich beftrafet werden, als worauf Unfere Krieges: und Domainen⸗Kammier, 
Magiftrat und Officıum Fisei mit allem Ernte und Nachdrucke halten und dafür als 
lenfalls ſtehen folle; jedoch bleibet nach wie vorhin frei, die Sterbe- und Merg: Felle 
dufzufaufen, die Wolle von gedachten Zellen abzubringenz fle müffen abet bei unnach⸗ 
bleiblicher eremplarifcher Beſtrafung die bewolleten Zelle und Wolle nicht außer Landes 
bringen, fondern an bie Fabrikanten einländifcher Städte verkaufen. 


(Bier und Brandtewein unter fi zu verfchenten ift ihnen ferner 
erlaubet). Und da die Zuden an ihren Sabbathen und Feſttagen kein Geld angrei⸗ 
fen, das Bier und Brandtewein aber bei den Schenken gleich bezahlen müflens fo ſoll 
ihnen zwar erlaubet fein, ferner Bier und Brandtewein unter fich zu verfchenten, fie 
müffen aber in Berlin dazu vier in verfchiebenen Gegenden wohnende Juden ausmachen, 
und bei dem Polizel-Direktorio dahin vereiden laffen, Leinen als nur Juden davon et⸗ 
was zu verkaufen, auch das Bier und den Brandtewein von Ehriften zu nehmen, kei⸗ 
nesweges aber felbft zu brauen oder zu brennen, 

(Mir andern als Kaufher:- Weine zu handeln ift ihnen gar nicht ers 
laubet). Mit Weine aber muͤſſen fie weder ins große noch ing Kleine handeln, vielwe⸗ 
niger folchen verſchenken. 

Zu ihrem eigenen Gebrauche aber ftchet ihnen nad) wie vor frei, den fogenannten 
Kaufher- Wein und Meeth auswärts kommen und einer dem andern etwas abzulaffen, 
den Meeth auch felbft zu brauen. 


XVI. 

(Noch auch mit rohen Rind: und Pferdehaͤuten, rohem ober gefärb: 
ten Leder und fremden wollenen Waaren weiter als ihnen unten be— 
fonders nadhgelaffen ift). Mit rohen Rind: und Pferbehäuten, noch auch mit ro⸗ 
hem oder gefärbtem Leder, es habe Namen wie ed wolle, audy nicht mit fremden wollenen 
Waaren ſollen fie weiter handeln, als ihnen folches in aa XVIII. Artikul befon: 
ders nachgelaſſen iſt, aber auf ſolchen Fall dennoch durchaus kein Waarenlager damit 
halten, noch dergleichen etwa uͤberkommendes Leder außer den Jahrmaͤrkten A haben, 
und müffen die Aecife- Kammern ihnen folche nicht eher folgen Laffen, bis die Eindringer 
beffelben bie in ermelbetem folgenden Artikul erforderte Beſchaffenheit durch buͤndige 
Gezeugnifie erweiſen oder allenfalls eidlich beitärfen werden; wiewohl in denenjenigen 
Provinzgien, worunter bieferwegen befonderer Umftände halber etwas mehreres durch Kös 
higl. Höchfteigenhänbig unterfchriebene Ordres nachgegeben worden, es auch babei fos 
dann noch zur Zeit fein Verbleiben hat. 


(Spegerei: und Gewuͤrzwaaren können fie vor andere Juden auf ges 
wiffe Art verkaufen) Was die Spezerei- und Gewuͤrzwaaren betrifft, weit folche 
nad) ihrer Religion ganz rein und von feinen Würmern befrochen fein müffen; fo wird 
ihnen zwar erlaubet, dergleichen Spezerei und Gewürz aud andere zur Speiſung dien⸗ 
liche Waaren, welche durch Würmer verunreiniget werden können, als: Rofinen, Mans 
dein, Reif, Senf, Kümmel, Annie und dergl. vor andere Juden einzufaufen, welches 
fi) auch in Anfehung anderer Victualien ald: Graupen, Grüge, Mehl ꝛc. fo mietig 
werben kann und fobann von ihnen nicht zu gebrauchen ift, verftehet, jedoch daß die Bies 
tualien allhier auf dffentlihem Markte von onen gekaufet werden, doch auch nicht weis 
ter als zu eigenem Gebrauche. _ 

(Mit rohem Tobade zu handelen, ſolchen ſelbſt zu fabriziren und 
Höderwaaren zu führen, iſt denen Juden verboten). Dahingegen le 
auch die Juden nicht mit unfabrigirtem Tobacke handeln, noch weniger letztern felbft fas 
briziren, auch ohne befondere Konzeffion keine Höderwaaren, ald Hering, Butter, Käfe, 
eingewäflerten Stods, Berger: oder Klippfiih, Schollen, Salz, Seife, Licht, Eier, 
Schmeer, Hirfe, Linſen, allerlei Grüge, Gerften-Graupen, Rüben, Erben, Getreide 
im einzelnen, Gartenwerk, Obſt und dergleichen führen. 





* 
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XX. 


(Keine fremden Juden und Judenjungen ſollen in Berlin Nahrung 
treibent).) Und ba angemerket worden, daß viele Juden und Judenjungen aus ande⸗ 
ren Unferer Botmäßigkeit unterworfenen Städten und Provinzien Jahr aus Jahr ein 
und faft tagtäglich ſich in Berlin aufgehalten, ſich untereinander mit ab.und zugehen 

leichſam abgelöfet, und durch heimlich und Öffentlichen Handel fowohl bem ganzen Pu⸗ 
Piko als insbefondere ber ganzen Ghriftlihen und erlaubten Jüdiſchen Nahrung unge: 
meinen Schaden verurfachet, zugleich auch Unfere Kaffen durch allerhand Defraubirung 
und boshafte Praktiten betrogen und hintergangen haben; fo fegen, ordnen und wollen 
Wir hiermit und Kraft diefes, daß außerhalb benen..hieligen Jahrmärkten kein, nicht 
nad) Berlin gehöriger Jude, er fei ‘auch. fonft gleich in Unſeren Landen vergleitet ober 
nicht, mit anderen Waaren ale mit Bruch⸗Gold und Gilber in dieſe Stadt gelaffen, 
auch außerhalb den Jahrmaͤrkten kein vergleichen auswärtiger Jude männlich ober weibs 
lichen Geſchlechts; jedoch die Rabbinen und Gelehrten fo fein Verkehr haben, ausge 
nommen, wenn. er fich nicht etwa ftehenden Fußes durch ein Attefl der Juden⸗Aelteſten 
legitimiren Tann, daß er als ein Negotiant hoher Potentaten, oder baf er durch einen 
ihn den fremden Juden felbft unb unmittelbar angehenden Prozeß vor Unfere hohe Lan⸗ 
beds@erichte unumgänglich hergezogen fei, oder er hier Waaren einzukaufen hergelom: 
men oder burchreiien, ober zu den Feſttagen, Hochzeiten, Beſchneidungen und Befuche 
ihrer Freunde ſich einfinden, und zwar die 4 legten längftens über 8 Tage in der Stadt 
Berlin nicht gebulbet, oder aber vor jeden Tag, welchen er barliber in der Stabt bleis 
ben follte oder wollte, einen Dulaten an Golde zum Potsdamſchen großen Waiſenhauſe 
zu erlegen angehalten ‚werben ?). (Sollen außer denen hierin auögenommes 
nen Fällen, wenn fie über 24 Stunden in Berlin bleiben, 1 Spezies: 
Dulaten zum Potsdamfhen Waifenhaufe bezahlen.) Und da hierauf das 
Polizei: Direktorium Acht zu geben hat; fo follen nicht allein bie fremden Juden an eben 
dem Tage, da fie ankommen, don bem Jübifchen Aufmwärter bei felbigem gemeldet unb 
von ihm dem fremden Judan angedeutet werden, daß wann er fich über diefe acht Tage, 
oder ihm fonft erpreffe nachgelafiene Zeit aufhalten würde, er für jeden Tag einen Spe⸗ 
zies⸗Dukaten vor das Potsdamſche große Waifenhaus erlegen müffe, es wäre bann, 
daß er durch ein Atteft der JudensXelteften bei dem PolizeisDirektorio eine fernere Dila- 
tion gefucht und erhalten hätte, welche fonderlich denenjenigen ohne Schwierigkeit zu er⸗ 
theilen ift, die allhier Waaren einzukaufen Willens, und fich binnen biefer Zeit gu erpes 
aufn nicht im Stande gewefen, oder auch die blos zum Befuche ihrer Anverwandten ſich 
aufhalten, . 

Diefer Aufwärter muß zu dem Ende alle Morgen ſich bei dem PolizeisDirektorto gins 
finden, und einen orbentlichen täglichen Rapportzettel, worin die angelommenen und 
weggegangenen Juden aufgeführet find, abgeben, und wenn der Juden-Aufwärter Keine 
richtige Anzeigung thut, ſoll berfelbe dafür ernftlich geftrafet und abgefeget werben. 

m Königreiche Preußen aber bleibet es auch dieferhalb bei der dortigen Werfaffung. 


xxt, 


(Alle fremde Juden, fo nit mit denen Poften oder eigenen Fuhr—⸗ 
werke kommen, follen in Berlin nur in zwei Thoren ein und auspaf 
firen. Wie es damit in anderen großen Städten gehalten werden 
folte.) Es follen auch alle fremde Juden, die nicht etwa mit benen Poſten Ertrapoften 
ober eigen Fuhrwerk, fondern zu Buße und zu reiten kommen, zu Berlin in einen ans 
dern Shore als zum Prenzlauer und Hallifhen Thore einpaffiren, auch in andern groͤ⸗ 
Ben Städten Unfers Königreich und Lande fo viel möglich auch foldye gewiffe Ein⸗ und 
Ausgänge verfüget, übrigens ordentlicher Weife kein ausländifcher Jude eingelaffen wer: 
den, er Babe denn ein Atteft ober Paß produgiret, wo er herkomme, und was die Urfache 
feiner Reife uud Anherokunft ſei? welches legtere in Grmangelung des Paſſes oder At⸗ 
tefts er dem Aufwärter münblic anzeigen, und dem Rapportzettel einverleibet wer: 
den muß. 


I) Die fremden und durchreiſenden Juden mußten ſich bei Betretung ber landesherr⸗ 
lichen Grärze das Geleite-ablöfen, nämlich bei ihrer Ankunft an dem erften 
Drte in den Preußifhen Staaten bei ber Obrigkeit, welche unter den Namen 
der SenjursKommiffion  angeorbnet, anmelden, und von berfelben einen 
Erlaubnißſchein, worin bie Zeit ihres Aufenthalts nicht Über vier Wochen 

“ durfte beftimmt werben, einldfen. Reglement wegen Aufhebungder Verpflich⸗ 
trung ber jüdifchen Gemeinden u. ſ. w.’ v. 18. Jull 1801. (N.C, €. MT. X.) 

Achnlich beſtimmt das Girk. v. 16. Aug. 1762. N. €. C. II. 158. 
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aus dem Lande geſchaffet, auch in ſolcher Familien Stelle keine andere wiederum ange⸗ 
ſetet, überdem auch der tiebertreter angehalten werben, ben völligen Werth der geſtohle⸗ 
nen oder verhehleten Sachen dem rechten Beſiter, wie biefer es allenfalls beſchworen 
möchte, zu bezahlen; wann er. ader ſolches nicht thun Farin, über den kaſſirten Schutzbrief 
und fortgefhafften dazu gehötigen Familie, die fammtliche Judenſchaft des Orts ex 
Orfficio angehalten werben, den Werth der geſtohlenen ober verhehleten Sachen in sub- 
aidiam baar und ohne alle Widerrede dem beftohlenen Eigenthümer zu bezahlen. 
eh bie Juden felbft fi untereinander genau zu beobachten, und wahrzuneh: 
men, auch wenn fie einen ober andern ber ihrigen auf wnrichtigen Wege betreffen foll- 
ten, ſolchen fofort dehörigen Orte anzuzeigen haben; und ift demnach die Judenſchaft, 
fonderlich die Xelteften ſchuldig, um Allen Berdruß und Schaden vorzubeugen, biejeni- 
gen Diebeshehler und anderes Lieberliches Geſindel unter ihnen, fo diefelben entbeden, 
weg und aus dem Lande zu ſchaffen, worunter ihnen auf ihre Angabe alle hülfliche Hand 
geleiſtet werben fol. 

uebrigens bleibet ed wegen dem Krebitwefen in Abficht der Militairperfonen bei denen 
zu Verhütung ber Schulden unterm 7, April 1744 und 4. Juli 1747 beſonders ergans 
genen Edikten. xxv 


(Bit es mit Einlöfung und Verkaufung richtiger Pfaͤnder gu hal: 
ten). Bann aber bie Pfänder durchgehends ihre Richtigkeit haben, und die darauf 
eborgten Gelder zu des Pfandeinfegers Händen gelommen, oder mit deffen Zufrieden: 
eit an einen andern Gläubiger deffelbigen bezahlt worden fo foll, wenn zur Einloͤ⸗ 
fung beffelben keine gewifle Zeit beftimmt worden, der Pfanbeinhaber fo das Geld bar 
auf geliehen, befugt fein, ſolches Pfand nach Verlaufe eines Jahres und nachdem ſolches 
dem Einfeger, wenn er anders zur Stelle ift, bei Ablauf des Jahres zur Einlöfung 
förderft wieber angeboten worden, zu verlaufen und loözufchlagen. In demjenigen 
alle aber, wenn eine gewifle Zeit zur Einlöfung des Pfandes verabrebet worden, folg: 
lich die verfließende Einldfungszeit dem Schuldner ftatt drs Gläubigers erinnert, und 
der Pfandeinfeger nach Ablauf derfelben eine Anftalt zur Einlöfung madyet, aldbann 
es dem Pfanveinhaber frei, mit Verkaufe des Pfandes zu verfahren; Doch muß fol: 
es mit VBorwillen ber Dber- ober Untergerichte, worunter der Pfandgzber gehört, und 
nachdem foldje die zur Taration eidlich beftelleen Zaratoren gewuͤrdiget, entweder dem 
Glaͤukiger in des dazu berufenen Schuldeners Beifein, wenn er aber nicht erfcheinet, 
auch bei deſſen Ausbleiben für die Taxe zugefchlagen, oder falls er es nicht dafür anneh: 
men wollte, wie fonft gewöhnlich, gerichtlich durch einen Anfchlagszettel Feil geboten, an 
den Meiftbietenden verkauft, der bisherige Pfandinhaber fammt den Gerichts⸗ und 
ZarationssGebühren, welche doch ganz geringe anzufegen, daraus bezahlet, und was 
nad) Abzug bes darauf aeliehenen Kapitals, Intereſſen und Unkoften übrig bleibet, dem 
afanbe leder oder beflelben Erben zurüdtgegeben, wenn bie aber beide nicht zu finden, der 
eberihuß gerichtlich deponirt, und ſolches durch ben öffentlichen Wochenzettel befannt 
gemacht werben. 
XXVI. 

(Sollen ein ordentliches Pfandbuch halten). Damit aber bei Ablöſung 
des Pfandes von dem Pfandeinſetzer ein mehreres an Pfand nicht abgefordert werden 
koͤnne, als er eingeſetzet hats fo ſoll ein jeder Schugjube, welcher Geld auf Pfand aus: 
leihet, fchulbig fein, ein ordentliches Pfandbuch zu halten, darin er burd) den Pfand⸗ 
einfegeu felbft, ober einen fo er dazu geftellt, und zwar in deutſcher Sprache und beuts 
fher Schrift, einschreiben laſſen muß, wer der Pfanbeinfeger fei, wobei er, wenn er feis 
nen eigentlichen Ramen nicht Eund werben laffen will, flatt deſſen ſich einiger willtühr: 
lichen Buchflaben bedienen mag, fobann, was er eigentlich vor Stüde verpfänbet, es 
fei denn, daß folche in des Zuden Gegenwart verfiegelt übergeben worden, was er, wenn 
ed in Silber, goldenen oder filbernen Münzen und Medaillen oder Juwelen beftchet, 
vor Yrobe und Sprten zum Pfanbe eingefehet, wie hoch er folches Aftimiret, und wie 
viel Selb er darauf empfangen, und wie viel Intereflen er zu geben verſprochen, aud) 
an welchem Tage und Jahre folches alles geichehen fei. Auf daß aber folhes Pfand: 
buch jederzeit öffentlichen Glauben habe, fo fol ſolches von dem Stadtfchreiber einge: 
richtet, durch und durch goginitet, auf das erſte Blatt von dem Stabtfchreiber unter- 
Trieben, auf das Tegte Blatt aber mit ng eines Fadens, womit folhes eingenähet 
oder eingebunden, mit dem orbinären Stadrfiegel gefiegelt an Gebühren aber dafür wei: 
ter nichts ale Sch Ggr. von bem Stabtichreiber gefordert noch genommen werben. 

Wegen: des niedergelegten Pfandes felbit aber follen die Berleiber gehalten fein, 
dem Pfandeinfeher aus dem Pfandbuche eine Abfchrift unter ihrem Namen ausftellen, 
ober. wenn fie ſelbſt nicht fchreiben koͤnnen, bie Abfchrift von einem andern oder dem 
Einfeser felbft nehmen laffen, und nur ihre Namen oder elf Zeichen, ober ihr Petſchaft 
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darunter fegen; auf welche Weife es auch zu balten, wenn mit dergleichen verfesten 
Dfändern etwas Veränderliches vorfällt, ald da nur ein Theil des darauf erhaltenen Gel⸗ 
des, odır die Zinfen von einer gewiffen Zeit bezahlt werden, fo allezeit allenfalls auch 
ins Pfandbud) zu notiren und Abſchrift davon zu ertheilen. 

Welcher Jude ald Gläubiger diefes nicht beobachtet, fondern unterläffet, und ſolches 
angezeiget würde, foll feines Darlehns verluftig, und das Pfand unentgeidlich heraus⸗ 
geben, das eigentliche Ureditum aber dem Fiskus verfallen fein, und hat die Obrigkeit 
fonderlicy bei entftehenden Klagen die Pfandbücher nachzuſehen, und bie Webertreter dies 
fer Verordnung in gehörige Strafe zu nehmen. 

xXVII, 

(Interejfen und Binfen, fo die Juden zu nehmen befugt fein follen.) 
Wenn ein Zude Gelder auf Wechfel ausleihet, foll er zwar bid auf andere Verordnung 
und nad) dem Ed. v. 24. Dec. 1725, wenn der Wechfel unter ober auf 12 Monate ges 
ftellet, 12 Progent Zinfen zu nehmen ferner befugt fein, wo es aber ein Kapital von 
100 Rthir. und darüber betrifft und ſolches über ein Jahr lang zinsbar ftehen fol, muß 
derfelbe bei Verluſt de8 Kapitals und der fammtlichen Zinfen nicht mehr ald 8 Proz. 
nehmen, als wohin vorgedachtes Ed. hiermit deklariret wird. 

Wenn auch ein Jude auf Pfand oder Hypothek bis 100 Thlr. leihet, Toll ikm gleiche 
faus nicht mehr als 8 Proz. Zinfen zu nehmen bei gleihmäßiger Strafe erlaubet fein, 

Wenn aber ein Jude thalerweife auf Pfand Geld ausicihet, Toll er zwar wenn das 
darauf geliehene unter 10 Thlr. iſt, wöchentlich pro Thlr. 1 Pf. Zins, aber durchaus 
nicht annoch einiges Einfchreibegeld nehmen; es muß jedoch diefes nicht länger als ein 
Jahr dauern, und ftehet nad) Verfließung folcher Zeit dem Juden frei, falls es nicht will 
eingelöfer werden, das Pfand nad) Anweifung des $. XXV. zu verkaufen, oder mit bem 
Dfandeinfeger von neuem auf wöchentliche Pfennigzinfen zu ſchließen. 

Bei allen diefen Kallen aber bleibet es bei Dispofttion der gemeinen Rechte, daß 
kein Jude von aufgefchwollenen Binfen bei Verluft des alten Kapitals neue Zinſen nebs 
men, oder foldye zum Kapitale ſchlagen müſſe. Wie denn auch falle die Zinfen vom alten 
Kapital fo hoch aufichwellen follten, daß fie demfelben in der Summa gleich kämen, die 
Binıen bis dahin gehemmet, und ferner nicht laufen müffen, und diefes bei Verluft der 
fammtlichen aufgeſchwollenen Zinfen, wovon die Hälfte unferem Fiskus die andere 
Halfte aber dem Potsdamihen Waifenhaufe zufallen fol. Und da verfchiedentlich 
darüber geklaget worden, daß die Juden dir verfegten Sachen entweder felbft gebrauchen, 
oder zum Gebraudye verleihen, imgleicdyen von den verfegten Stücken ein oder anderes 
von Handen gekommen zu fein vorgeben; fo ſoll foldyes hinfüro ganz nidyt mehr gefches 
ben, und wer damider handelt des Pfandes vertuftig fein. Wie Wir übrigens bereits 
durch das Ed. v. 8. April 1726 und dejfen darauf unterm 7. San. 1745 erfölgte Dekla⸗ 
ration verordnet, daß die von fonderlich bedürftigen Chriſten und einfältigen auch fonft 
ihren Sachen nicht wohl vorftehenden Leuten ausgeftelleten Wechfel, darinnen von denen 
Juden ftatt der Yaluta oder Werthes allerhand Waaren in hohen Preis angefdjlagen, 
oder auf gleiche Art die vorhergehenden Wechfel erhöhet, oder wohl gar darinnen mehr 
als empfangen, verfchrieben worden, keine Wechfelkraft haben, und wie die Juden das 
für angefchen, audy dem Befinden nad) ihres Privilegi priviret werden follen; alfo 
—* es dabei, und was daſelbſt noch abſonderlich wegen der Minderjährigen verfüget iſt, 
ein unausbleibliches firneres Bewenden, wie fie denn aud) fonjt niemand mit unzuläßi: 
gem Wucher ruiniren, und befonders von einigen Leuten welche noch unter der Eitern 
oder Bormünder Gewalt ftehen, ohne diefer ihr Wiffen Feine Sachen erhandeln, nodf 
ihnen auf dergleichen oder ohne felbige Geld leihen, oder ftatt deffen ihnen Waaren, bei 
deren Verluſt pro Fisco angeben müffen. 

XXVIIL 

(Die Juden folten Lünftig feine eigene Häufer kaufen). Die Schuß 
juden, fo teine eigene Häufer haben, follen audy ohne befondere vorher erlangte Conces- 
siones feine kaufen, fondern wenn ſolches heimlich gefchiehet, der Kauf an ſich null und 
nichtig fein. (In Berlin follen die 40 von den Juden befejjenen Häus 
fer nicht vermehret werden.) Auch da fich bei der im August 1747 gefchebenen 
Spezialunterfuchung befunden, daß 40 von den Juden als eigenthumlich beſeſſenen Haus 
fer in Berlin vorhanden; fo foll es bei diefer Zahl zwar verbleiben, und die Gerichte 
folche, wenn es von denen Pussessoribus verlanget wird, denen Gerichtsbuͤchern einvers 
leiben, diefe Zahl aber niemals vermehret werden. Ehe und bevor von folden vierzig 
Häufern, worunter jedoch die publiken Käufer, ald das Lazarerh, die Synagoge und 
das dabei befindliche Haus, die Schule und die Kirhhofshaufer nebit denen beiden auf 
der Friedrichsſtadt am Wilhelmsmarkte und in der Friedrichsſtraße nicht mit begriffen, 
eines nicht wieder an einen Chriſten verfaufet wird, jou keinem Juden ein neuer Haus⸗ 
kauf verftattet, die Pussesudres der Häufer aud) ſolche Keute fein, die bei ertraurdinaixer 
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Einquartierung die Soldaten zu logiren oder auszumiethen im Stande ſein, und ſolches 
jederzeit bei jedem neuen Kauf von den Aelteſten nachgewieſen und atteſtiret, auch 
wenn hiernaͤchſt ſich ſolches anders befinden ſollte, fie dafuͤr nachdrücklich beſtrafet, das 
Haus auch auf Anzeige der Serviskommiſſion vom Magiſtrate ſofort ſubhaſtiret und an 
einen Chriſten verkauft werden. Wofern auch ein Jude ein Haus kaufen möchte, wel⸗ 
ches hoͤher in der Servisanlage ſtünde, als der jüdiſche Verkäufer des vorigen Hauſes 
ehemals Servis entrichtet hat, ſo ſoll auf das neue Haus der bisherige Servis vor wie 
nach bleiben, und abgetragen werben, und der juͤdiſchen Anlage ſolches accresciren, (In 
andern Sädtenwo5 Sudenfamilien fein, follnureinerbavonein Haus 
taufen können.) und in benen Provinzialftäbten es nad) Proportion der Judenfa⸗ 
milien in foweit fie noch nicht auf Unfere darüber erhaltene Konzelfion im Befig derfel: 
ben find, und bis auf 5 Kamilien ein Haus u. |. w. nach Anzahl der Kamilien zu Taufen 
nachgegeben3 wo aber in einer Provinzialftabt noch Fein Jude angefeset, auch ſolches 
ferner nicht, noch weniger ein Haus eigenthümlic zu befigen ohne Unfere Höchfteigen: 
haͤndige Verordnung erlaubet werben. 

Wüfte und neue Stellen zu bebauen, wird denen Juden wo fie gebuldet werben, nad 
vorgängiger Unterfuchung und darüber erhaltener Verordnung von der Kammer erlaus 
bet, nirgends aber follen diefelben Freihaͤuſer, ingleichen eine öffentliche Wirtshaͤu⸗ 
fer noch Brauhäufer eigenthämlich anfchaffen, noch dergleichen oder andere weder 
unter dent Vorwande einer darauf erworbenen Hypothels Konzeffion, ober andern 
Kontrakt käuflich oder wieberfäuflih an ſich bringen, noch miethsweife bewohnen. - 
Würde ſich auch ein Zude hinter Ehriften ſtecken, und demfelbigen in der Abficht Geld 
vorſtrecken, daß er, ber Chrift, ein etwa zum Kaufe ftehendes, dem Juden anftänbiges 
Haus Fäuflich erftünde, und hernach dem Zuben mittelft heimlichen Kontrafts einräumte, 
folches Haus alfo in der That aus chriftlichen Händen brächte, fo foU der Zude des auf 
ſolche Weife dem Chriften vorgeftrediten Kapitals und Zinfen verluftig, und folche halb 
dem Potsdamſchen großen Waifenhaufe, halb aber dem Denunzianten zufallen und 
gegeben werden. 

Landgüter hingegen, wirb denen Juden zu erfaufen und zu befißen, überall nicht 
geſtattet. xxig 


(Wegen der Wählung der Aelteſten und des Rabbi, wird es bei der 
bisherigen Verfaffung und Einrichtung gelaffen.) Anlangend die Wahl 
der Xelteften und des Rabbi oder Vicerabbi; fo Laffen wir es bei der bisherigen Verfaß⸗ 
und Einrichtung, nach welder zu Erwählung eines Rabbi aus den 3. Klaffen ber hie: 
figen Schusjudenfchaft, namlich: aus den Vermögenften, Mittlern und armen Juden 
32 Männer, welche ſich Über die Wahl bes Rabbi dergleichen herauögenommen; zu Er: 
wählung der Aelieften aber aus eben denen 3 Klaffen 7 taugliche Männer, nämlich 3 
von ber eriten, 2 von der zweiten und eben fo viel von der dritten in Gegenwart der 
fogenannten 15 Männer, des Vicerabbi und der gelehrten Affefforen durchs Loos gezo: 
gen, und daß fie Feine wählen wollten, fo der Gemeinde vorzuftehen nicht tüchtig, ver: 
eibet werden, weldye die Aelteften, gelehrten Affefforen, Armenvorfteher und Kaffirer 
erwählen, ferner bewenden; und bleibet zur Zeit noch bei der Zahl von ſechs Aelteſten, 
welche alle 3 Jahre gewählet und nach Verfließung berfelben wieber andere erwaͤhlet, 
die gefchehene Wahl fowohl des Rabbi als der Xelteiten Unferm General:Ober-Finanz- 
Krieges» und DomainenDirektorio jedesmal innerhalb acht Tagen bei Vernichtung 
der Wahl gemeldet, und barüber ſodann Unfere Konfirmation eingeholet werben. 

Bei Erwählung der Xelteften auch Affefforen, Armenvorfteher und Kaffirer aber foll 
allemal dahin gefehen werden, daß keine nahe Blutsfreunde: wie zum Erempel: Vater 
und Sohn oder Schwiegerfohn, noch auch zwei Brüder oder Schwäger im erſten Grabe, 
zugleich dazu beftellet, fondern die fechs Xelteften nebft denen gelehrten Aflefforen, Ar: 
menvorftehber und SKaffirer fo wenig Connexion, als im gemeinen Leben möglich, mit 
einander haben mögen, und muß wenn jemand das Prädikat eines Oberälteften haben 
ſollte, derfelbe ficy deshalb nichts vorzügliches vor andern Aelteſten anmaßenz wie denn 
ein folches auch bei Erwählung bes Rabbi oder PVicerabbi, und daß ſolcher womöglich 
ein Fremder oder doch wenigſtens fonft keine Connexion mit der Gemeinde habe, in 
Acht zunehmen tft. Gefiele auch der Gemeinde nach Verfließung ber drei Jahre einen 
ober zwei der biöherigen Xelteften von Neuem zu erwählen, und Eonfirmiren zu laſſen; 
fo wollen Wir felbiger zwar darin fügen, es müfjen aber deshalb erhebliche Urfachen fon 
derlich angeführet werben, ohne welche ſolches nicht nachgegeben werben fol. 

Was im Webrigen eigentlich das Amt biefer Sudenälteften fet, darüber wird ihnen eine 
befonbere Inftruftion gereichet werben. 


XXX. 
(Die Fuben werben bei ihrer Religion, Ceremonien, Synagoge und 
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ben, und bie in ihren Ritus einfchlagen, ald die jüdifchen Ehepakta und deren Gültig- 
feit bei Konkurfen,. Rechtskognition in Succeifionsfällen, die bloß nad) den mofais 
ſchen Gefegen bei ihnen entfchieden werden müffen, wie auch andere gerichtliche Hand⸗ 
lungen, wegen Zeftamenter, Inventarien, Beftellung der Vormünder, dem Rabbi und 
denen gelehrten Affefforen eine Art von rechtlicher Kognition nachgegeben werde, wies 
wohl nur per modam arbitrii, wovon denen Parteien, wenn fie damit nicht zu: 
frieden, allzeit frei bleibet, ohne daß ihnen deshalb ein kurzes Fatale laufe, au Judi- 
cem ordinarium per modum simplicis querelae zu provoziren, und müffen anbei 
der Rabbi und Affefforen dafür ftehen, wenn fie bei Inventarien, Theilungen, Beſtel⸗ 
Yung der Vormünder nicht legal verfahren. Der Zuden Cheitiftungen, follen, wenn 
folhe von den fogenannten Beglaubten mit unterfchrieben, und die Sntereffenten felbe 
durch den bei ihnen üblichen Mantelgriff vollzogen, vor gültig angefehen werben, ohne, 
daß die Unterfchrift des Rabbi allezeit nöthig ). 

Da auch geklaget worden, daß Rabbi und Xelteften ein und anderen Zuden, welcher 
nicht nach ihrem Sinne fft, mit einem heimlichen Bann belegen; fo wird ihnen folches 
bei ernſtlichem Einfehen verboten, und foll dergleichen heimlicher Bann allezeit an ſich 
null und nichtig fein. 


2) Wegen der Gerichtöbarkeit über die Juden find ferner zu vergleichen G. O. I. 2. 
8. 40. — Konfirm. v. 28; Mai 1714 (C. C.M. VI. Abth. U. ©. 151). Be 
ſcheid v. 5. Juni 1757. (N, C. C. 11, 2575, R. v. 46. Aug. 1773 (N. C. C. 
Ve. ©. 543) und Cirk. v. 22. Mai 1775. (N. C. WU. V.e. ©. 133). Nadı 
diefen Beftimmungen war die Gerichtsbarkeit über die Juden in den Preußifchen 
Staaten nah Verſchiedenheit der Derter und Provinzen durch Statute und Pros 
vinzialgefege beflimmt. Wo es an ausdrüdlichen Beftimmungen ermangelte, 
da galt die VBermuthung, daß die Tuben der ordentlichen Gerichtsobrigkeit durch 
welche ber Staat die Gerichtsbarkeit über andere nicht erimirte Landeseinmoh: 
ner ausübt, unterworfen; es war jedoch dem Rabbi und den Zudenältes 
teften in Rechtsſtreitigkeiten der Juden unter einander, fie mögen 
fremde oder einheimifche fein, und in Religions= und Kirhenfadhen eine 
rechtliche Kognition nachaegeben, Diefe Gerichtsbarkeit übten diefelben aber, vers 
möge eines ihnen vom Staate verliehenen Privilegiums bloß in Sachen, 
wo Juden mit Zuden zu thun haben, und welde in ihre jüdiihe Gebräuche 
einichlagen, als wegen der jüdifchen Ehevakten und deren Gültigkeit bei Kons 
turfen, wegen ber Erbfolge, die bloß nach mofaifchen Gefesen beitimmt wird, 
deögleichen wegen der Teſtamente, Inventarien und Beftellung der Vormünder, 
als Schiedsrichter aus, den Parteien fand auch frei, ohne daß ihnen die 
Nothfriſt hierzu vorgefchrieben ift, Über das Verfahren ded Rabbi und der Juden⸗ 
älteften ober Affefforen ſich bei bem ordentlichen Gerichte zu beſchweren. Für 
die Rechtlichkeit der von ihnen vorgenommenen Snventarien und Theilun⸗ 
gen und ber Beitellung der jüdiihen Wormünder mußten fie haften. Die 
Juden Eonnten auch von benfelben in den Bann getban und in Strafe 
genommen werben. Die Reffortbeftiimmungen anlangend, gehörten bie Sa⸗ 
hen, welche die Annahme und Verheirathung der Juden, bie Ausfertigung 
ihrer Privilegien und Konzeffionen, fo wie die Wegichaffung der unvergleiteten 
und fonft nicht zu duldenden Juden zu dem des Generalbireftorii und der Kriegs: 
und Domainentammer betreffen; die Streitigkeiten wegen des bei einem Haus: 
verkauf übertretenen Generaljubenprivilegii und die Beurtheilung 
über die Zuläffigkeit der JZudenhäufer zu akquiriren, deögleichen über 
bie Grängen ihres Handels *), die Kognition wegen Einſchleichens frem: 
der Betteljuden *), fo wie die Judentrauſcheinſachen **) vor die 
Krieges und Domainentammer ber Provinz. Injurienfahen der Juden 
wurben nicht zu den Polizeifachen gerechnet, und gehörten vor die Regierung f), 
nur die Injurienfachen nicht, wenn die Injurien in der Synagoge vorfallen, und 
gegen ben Subenrabbi ausgeuͤbt worden FF). 





v Gntfheibung der Jurisdiktionskommiſſion v. 6. Aug. 1763 in Kleins Ann. Bd. IX 


**) Eb. v. 12. Dec. 1780 in N. C. C. M. T. VI. ©, 3083. R. an dad Kammer 
IP iamNneeoMmTixı® I R. an bad Kammergericht vom 
3 Rn 14. I ni 1788 in N. 0. S. Mr iii ©, E11 und u. N 
n eidung Der Jurisdiktionskommiſſion v. 29. „4 und 21. . 1769 i 
Kleind Ann., Bd. XIV. ©, 364. und 367, ep ov n 
MDR. v. 14. Juni 1763. 
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urkundlich haben Wir dieſes revidirte General⸗Juden⸗Privilegium und Reglement 
hoͤchſt eigenhaͤndig unterſchrieben und mit unſerm K. Inſiegel bekraͤftigen laſſen. 
Sao geſchehen und ‚gegeben zu Berlin, den 17. April 1750. zriebrich 

N \ riedrich. 


Zweites Kapitel. 


Das Ed. v. 11. März 1812, deſſen Ausführung und Anwendung 
auf vergangene Fälle. 


J. 


Edikt, betreffend die bürgerlichen Verhältniſſe der Juden 
indem Preußiſchen Staate. Vom 11. März 18121). 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. ꝛc. 
haben beſchloſſen, den jüdiſchen Glaubensgenoſſen in Unſerer Monarchie eine neue, der 
allgemeinen Wohlfahrt angemeſſene Verfaſſung zu ertheilen, erklären alle bisherige, 
durch das gegenwärtige Ed. nicht beſtätigte Geſetze und Vorſchriften für die Juden für 
aufgehoben und verorbnen wie folget: 

'E 1. "Die in Unfern Staaten jest wohnhaften, mit GeneralsPrivilegien, Naturali- 
fationg- Patenten, Schugbriefen und Konzeffionen verfehenen Juden und deren Bamilien 
find für Einländer und Preußiſche Staatsbürger zu adıten. 

8.2. Die Fortdauer diefer ihnen beigelegten Eigenſchaft als Sinländer und Staats: 
bürger wird aber nur unter der Veroflichtung geftattet: 
daß fie feft beftimmte Fgamiliene Namen führen, 


daß fie nicht nur bei Führung ihrer Hanbelsbücher, fondern auch bei Abfaffung 
ihrer Verträge und rechtlichen Willenserflärungen der deutſchen oder einer 
andern lebenden Sprache, und bei ihren Namend-Unterfchriften einer 
NEN, ale deutſcher oder lateinifher Schriftzüge ſich bedienen 
ollen.. | 
8. 3. Binnen ſechs Monaten, von dem Tage ber Publikation dieſes Ebd. an gerech⸗ 
net, muß ein jeber geſchuͤtzte oder Eonzeflionirte Jude vor der Obrigkeit feines Wohnorts 
ſich erlären, welchen Familien⸗Namin er beftändig führen will. Mit biefem Namen 
ift ex, ſowohl in öffentlichen Verhandlungen und Ausfertigungen, als im gemeinen 
Leben, gleich einem jedem andern Staatsbürger, zu benennen. 
$. 4. Nach erfolgter Erklärung und Beſtimmung feines Familiennamens erhält ein 
jeder von der Reg. der Provinz, in welcher er feinen Wohnfis hat, ein Zeugniß, daß er 
ein Einländer und Staatsbürger fei, welches Zeugniß für ihn und feine Nachkommen 
Fünftig ftatt des Schusbriefes dient. 
$.5. Nähere Anweifungen zu dem Verfahren der Polizeibehörden und Regierungen 
wegen der Beftimmung ber Bamiliennamen, der öffentlichen Bekanntmachung derfelben 
durch die Amtsblätter und der Aufnahme und Fortführung der Hauptverzeichniffe aller 
—** Provinz vorhandenen juͤdiſchen Familien bleiben einer befonder® Inſtr. vorbe⸗ 
alten. . 
$. 6. Diejenigen Juden, welche den Vorichriften $$. 2 und 3 zuwider handeln, follen 
als fremde Juden angefehen und behandelt werben. 
$.7. Die für Einländer zu achtende Juden hingegen follen, in fofern diefe Verord⸗ 
arte nichts Fyreichendes enthält, gleiche buͤrgerliche Rechte und Freiheiten mit den 
en genießen. 
$.8. Sie können daher akademiſche Lehrs und Schul: auch Gemeindeämter, zu wel: 
hen fie fich gefchictt gemadht haben, verwalten, 
$. 9. In wiefern die Juden zu andern öffentlichen Bebienungen und Staatsämtern 
zugelaffen werben Tönnen, behalten Wir Uns vor, in der Kolge ber Zeit gefeglich zu 


eftimmen. 
j $. ei Es ftehet ihnen frei, in Städten fowohl, als auf dem platten Lande fich nies 
erzulaffen. 
$. 11. Sie können Grundftücke jeber Art, gleich ben chrifllichen Einwohnern, er: 


und 


) Daſſelbe wird hier zunächft in feinem Zufammenhange gegeben, wenn gleich in 
biefem Abfchnitte nur die ftaatsrechtliche Seite diefes Geſetzes des Weiteren eroͤr⸗ 
tert wird, bie privatzechtliche dagegen im zweiten Theile, Abth. I, 
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. 81. Fremden Iuben ift & nicht, erlaubt, in ben hiefinen, Staaten ſich niederzu⸗ 
laffen, fo lange fie nicht das Preußiſche Staatöbürgerrecht erworben haben. 

$. 32. Zur Erwerbung biefes Buͤrgerrechts loͤnnen fie nun auf den Antrag ber Rea. 
der Provinz, in welcher die Niederlaffung erfolgen foU, mit Genehmigung Unfers Mis 
nifterii des Innern, gelangen. 

$. 33. Sie genießen alödann mit ben Einländern gleiche Rechte und Freiheiten. 

$. 34. Fremde Juden, als foldye, dürfen weder als Rabbiner und Kicchenbehiente, 
nod, als Lehrburfchen, noch zu Gewerks- oder Hausdienften angenommen werben. Es 
erſtrecket ſich jedoch diefes nicht auf diejenigen vergleiteten Juden, melche fich zur Zeit ber 
Yublikation bes gegenwärtigen Edikts bereits in unfern Staaten befinden. 

$. 35. Diejenigen einländifchen Juden, welche gegen diefe Vorfchrift ($. 34) handeln, 
verfallen in 300 Rthlr. Strafe, oder im Kalle des Unvermögens, biefe zu erlegen, in 
eine, den wegen der Verwandlung, der Strafen vorhandenen allgemeinen Vorſchriften 
angemeflene Gefängnißftrafe, und ber fremde Zube muß über die Graͤnze geſchafft 
werben. 

$. 36. Ausländiſchen Juden ift der Eintritt in das Land zur Durchreife ober zum 
Betrieb erlaubter Handels⸗Geſchaͤfte aeftattet. Weber das non denfelben und gegen hie: 
felben zu beobachtende Verfahren, ſollen bie Polizeibehorden mit einer befondern Inſtr. 
verjeben werben. 

8. 37. Wegen des Verbots wider das Haufiren überhaupt, hat eö bei ben Polizeis 
Geſetzen auch in Abfiht der Zuden fein Bewenden. N 

6. 38. In Königsberg in Preußen, in Breelau und Frankfurt an der Dber hirfen 
fermbe Juden, fo lange bie Meßzeit dauert, mit Genehmigung der Obrigkeit, fich auf: 

alten. 

8.39. Die nöthigen Beftimmungen wegen bes Tirchlichen Zuflandes und ber Vers 
beflerung des Unterrichts der Juden, werben vorbehalten, und es follen bei der Erwä⸗ 
gung derfelben, Männer bes jüdifchen Slaubensbefenntniffes die megen ihrer Kenntniffe 
und Rechtfchaffenheit das öffentliche Vertzauen genießen, zugezogen und mir ihrem Gut: 
achten vernommen werden. | 

Hiernach haben fich Unfere ſaͤmmtliche Staatsbehörden und Unterthanen zu achten, 

Gegeben Berlin, den 11. März 1812. ' 

Friedrich Wilffelm. 


(8. ©. 1812. ©. 17-22.) Hardenberg. Kircheiſen. 


| Il, 
Ausführung des. Ed. v. 11. Mär, 181% 


1) Aufhebung der früheren befonderen Berfaflungen bes Juden. 


a) R. ded Min. des 3. v. 9. Juni. 1812, 


Da in dem Eingange der V. v. 11. März 1812 alle bisherige burch das Ed. nicht 
beftätigte Gefege und Vorſchriften für die Juden für aufgehoben erfärt find, und der 
Wille des Geſetzgebers in dem ganzen Ed, deutlich -ausgefprochen: ift, 

den jüdifchen Glaubensgenoffen in ben Preußiihen Staaten unter. den $. 2. ıc. 
feitgeftellten Bedingungen bie flaatöbürgerlichen Rechte allgemein zu-verleiben: 
fo leidet es an fich keinen Zweifel, daß hierdurch auch die hin und wieder in Anfehung 
der jübifchen Glaubensgenoffen ftattgefundenen befondern Verfaffungen für gänzlich 
aufgehoben zu achten find, und daß auch der Iinigfte Befig von fpeziellen Privilegien, 
bie mit jener Verordnung im Wiberfpruche ftehen, denfelben nicht entgegerigeftellt wer: 
en Tann. 
Bas 2. ©. 180. Gräff Bd. 1. ©. 28. Dftpreuß. Amtsbl. 1812, 


b) Daffelbe bemerkte das R.. der K. Reg. zu Stargard v. 26. Juli 1812. 
Auf verichiedene Anfragen der Unterbehärhen wirb hierdurch bekannt gemacht, daß 
ohne allen Zweifel die in Anfehung der Juden in Vorpommern ftattgefundene Verfaſ⸗ 
fung, fo wie alles und jebes Privilegium de non tolerandis judaein, aufgehört hat. 
(Jahrb. Wh. 2. ©. 181. Pommerfches Amtsbl. 1812. Nr. 258, . 


2) Zur Ausführung bed Ed. v. 11. März 1812 ergingen demnaͤchſt fols 
gende Beſtimmungen: 
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a) baß gegen den rechtlichen Titel, unter dem er am 24. März 1812 in ben Preu⸗ 
Bifhen Staaten wohnte (Kolonne 11 des Schemas) kein Bedenken fei, oder 
baffelbe durch die Deklaration bes Ed. v. 11. März e., welche in der Cirk. V. 
bed allgemeinen Polizeidepartements an die Regierungen v. 12. Mai e., und 
ber Inſtr. vom heutigen Zage über das gegen ausländifche Juden zu beobach⸗ 
tende Verfahren enthalten ift, erledigt worden; 

b) daß er fidy in die Lifte der einländifchen Suden bis zu dem Präjubizialtermine 
(nad) Nr. 4 des Anhanges des Schematis) habe eintragen laſſen; 

c) daß er bis zum 24. Seot., als der gefeglichen fehemonatlichen Frift, Die Wahl 
feines beftändigen Namens (in der Nr. 9 des Anhanges zum Schema angege: 
benen Art) anaezeigt habez 

d) daß von ihm nicht konftire, er gebrauche bei rechtlich verbindlichen Handlun⸗ 
gen und Unterfchriften eine andere als eine lebendige Sprache, ober andere 
als deutfche oder lateinifche Schriftzüge, 

3) a Beweiß, bap ein Jude als Einländer oder Preußifcher Staatsbürger anerkannt 

‚ giebt 

a) in Rückſicht der am 24. März 1812 im Lande wohnhaft gewefenen Juden, bie 
der Aufnahme in das Verzeichniß nach dem hierbei liegenden Schema von ber 
Provinzialregiering in Kolonne Nr. 26 beigefügte Erklärung, baß diefe An: 
erkennung geſchehen fei. 

Jedem in das Verzeichniß aufgenommenen ſelbſtſtaͤndigen jüdiſchen Glau⸗ 
bensgenoſſen wird hieruͤber ein Atteſt in der nachſtehenden Form ausgefertigt 
und eingehaͤndiget? 

Nachdem der Inhaber dieſes, der N. N. zu N. vor der Polizeiobrigkeit ſei⸗ 
nes Wohnorts erkläret hat, daß er 

1) den Namen N. N. als Familiennamen ferner beibehalten will, 

2) den Namen N. N. als Familiennamen angenommen hat und ferner füh⸗ 

ren will; fo wird in Gemäßheit des $.4 der V. v. 11. März 1812 

bierburch bezeuget, daß der N. N. und feine Nachkommen als K. Preus 

ßiſche Einländer und Staatsbürger angenommen und überall zu achten find. 
NN. den ıc. Königl. Preuß. Regierung. 

b) In Rüdfiht der v. 24. März bis 24. Sept. 1812 in nad) a) anerkannten 
Familien gebornen Kinder, oder in Rüdficht der Frauen, die in diefem Zeit: 
punkte in ſolche Familien geheiraethet haben, eben dies Verzeichniß. 

c) In Rückſicht derer, die nach dem 24. Sept. 1812 geboren worden, ober in Rück⸗ 
fiht der Frauen, bie ſich nach dieſer Epoche einheirathen, die Kiften, deren 
Beichaffenheit unter Nr. 4 näher erläutert werden wird. 

d) In Rüdfiht der Ausländer, welche nad dem 24, März 1812 naturalifirt 
werben möchten, die von dem allgemeinen Polizeidepartement vollzogene Na: 
turalifationdalte. 

Jedes Telbftftändige Individuum juͤdiſcher Nation hat die Verpflichtung, 
feine Eigenſchaft als Einländer und Preußifcher Staatsbürger auf Erfordern, 
durch ein glaubhaftes Zertifitat auf den Grund eines biefer vier Kennzeichen, 
nachzuweiſen. 

. 4) Um künftig den Nachweis der Abſtammung ſicher zu ſtellen, ſoll v. 24. Sept. d. I. 
an nad) folgenden Vorfchriften verfahren werden. 

a) Jeder felbftftändige Jude, der Einländer und Preußifcher Staatsbuͤrger iſt, 
hat die Verpflichtung, von den Geburten, Zrauungen, Scheidungen und To⸗ 
besfällen, die in feiner Familie vorfallen, der Polizeiobrigkeit Anzeige zu mas 
chen, und zwar in Städten ber drtlichen Polizeiobrigkeit binnen 24 Stunden, 
auf dem Lande dem Landrathe des Kreifes binnen 3 Zagen. 

b) Die gedachten Behörden find verpflichtet, ein Verzeichniß zu halten, worin 
jeder folcher Vorfall aufgezeichnet wird, und zwar 

bei Geburten: 

Tag der Geburt, Namen, Gewerbe und Wohnort der Xeltern, ebeliche ober 
uncheliche Qualität, Geflecht des Kindes und Namen, wel dem Kinde 
beigelegt werben foll; 

bei Heirathen: 

Tag der Trauung, Namen, Gewerbe und Wohnort des neuen Ehepaares und 
feiner beiderfeitigen Eltern, wie auch Namen bed Religionsbieners, der das 
Paar zufammen gegeben hat; 

bei Scheibungen: ’ 

Namen, Gewerbe und Wohnort ber gefchiedenen Eheleute, Benennung bed 
Gerichts, vor welchem fie geſchieden find, und Datum bes rechtskraͤftig gewor⸗ 
benen Erkenntniſſes; 
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4) Zur Erlangung des einlaͤndiſchen Staatsbuͤrgerthums mit den im Ed. v. 11. März 
d.3. enthaltenen Rechten find nach Erfüllung der darin in $$. 3 und 4 vorgeſchrie⸗ 
benen Bedingungen geeignet, nicht blos die im $. 1 deſſelben aufgeführten bis jegt 
ausdrücklich aufgenommen geweſenen Juden, ſondern aud, in Gemaͤßheit der 
unterm heutigen Tage beſonders bekannt gemachten Verfügung des allgemeinen 
Polizei⸗Departements v. 12. Mai 1812, und der. Inftr. über das gegen auslaͤn⸗ 
difche Juden zu beodadhtende Verfahren v. 25. Juni d. J., fammtliche jüdifche 
Glaubensgenoſſen beiderlei Geſchlechts, die ohne den Beftg einer befondern obrig: 
keitlichen Erlaubniß zu der Zeit der Publikation des erwähnten Ed. v. 11. März 
d. 3. naͤmlich den 24. März fi) im Lande befunden, und an dem Drte ihres Auf: 
enthalte als Lehrer, Gelehrte, Künftler, Studenten, Handlungs = und Gewerbege⸗ 

ülfen, durch Hand» und Häusbienftleiftungen oder durch andere Erwerbszweige 
ch ehrlich ernährt haben. 

2) Die Erklärung, das Staatsbürgerthum erlangen zu wollen, wird auf bem Lande 
ben Kreislandräthen, in ben Städten ber Polizeibehörde des Orts abgegeben, welche 
zu deren Aufnahme und Fertigung der Verzeichniffe ber wohnhaften Sudenfamilien 
angemwiefen werden. 

Jeder Zude muß fich hierüber bei der Polizeibehörbe desjenigen Orts erklären, 
wo er am 24. März 1812 befugtermweife wohnhaft war. Haben Familien 
nach dem 24. Maͤrz d. 3. ihren Wohnort verändert, fo find fie verpflichtet, ſich 
da eintragen zu laffen, wo fie am 24. März wohnten. Diejenigen, welche fich jest 
außerhalb dieſes Wohnorts aufhalten, haben die Befugniß, ihre Erklärung bei der 
Stadtpotigeibehörde ihres gegenmärtigen Aufenthalts ober dem Kreis« Landrath 
zum Protokoll zu geben und anzutragen, daß biefes Protokoll der Polizeibehörde 
ihres vorgedachten Wohnorts zugefendet werde; doch muß dies fo zeitig geſchehen, 
daß das Protofoll nady dem ordentlichen Poftenlauf noch bie zum 24. Sept. d. 3. 
ber legterwähnten Behörde zukommen kann. 


3) Worauf die Aufnahme gerichtet wird, und welche Nachrichten dazu erforderlich find, 
ergiebt das beigedruckte Schema. Mit der Aufnahme wird fogleich angefangen und 
der Schluß derjelben auf den vier und zwanzigſten September dieſes Jah⸗ 
res beflimmt, weil das Ed. v. 11. März am 24. März Gefegestraft erhalten hat, 
mithin mit dem 24. Sept. der ſechsmonatliche Erflärungstermin abläuft. Es ift 
die Pflicht jedes Bamilienhaupts, fih unaufgefordert in diefem Zeitraum zur 
Aufnahme zu melden. Wer died verfäumt, von dem wird angenommen, daß er 
dem Rechte des Einländers entfagt habe. Die Anzeigen zu den Kolonnen 1—15 
des Schema müffen bie zum 24. Sept. geſchehen. Die Angaden ber Veränderun: 
gen in den Kamilien, nach Kolonne 16—24, werden bei der erften Anmeldung ges 
macht, foweit ſich diefe Veränderungen dann fchon zugetragen haben; fpätere muͤſ⸗ 
fen im Ver in 24 Stunden, außerdem fobald es nad) dem ordentlichen Poftens 
lauf möglich ift, den Behörden gemacht werden. 


4) Zur Abgabe der gedachten Erklärung ift jedes Familienhaupt berechtigt und 
verpflichtet. Als folches ift arzufehen jeder Zude, der nicht mehr unter väterlicher 
Gewalt fteht, er mag ein eigenes Gewerbe treiben, oder bei einem andern dienen. 
Aud) Züdinnen gehören in fofern unter bie Ramilienhäupter, als fie weder verheira: 
thet noch unter väterlicher Gewalt find, fie mögen übrigens felbftitändig leben oder 
bei Andern in Dienften ftehen, Wormünder und KRuratoren find verantwortlid 
für die Eintragung ihrer Mündel und Kuranden binnen der SGräjudizialfrift bis 
zum 24. Sept. 1812. Minderjährige Waifen, die weder Vater noch Mutter mehr 
haben, werden unter det Familie desjenigen eingetragen, der fie erzicht oder erzie: 
gen Kht. Died Verhältnig muß aber in dem Berzeichniffe ausdrucklich bemerkt 
werden. 

Zu den Angehörigen ber Kamilie werben gerechnet alle unter ber väterlichen Ge: 
walt des Familienhaupts noch ftehende Kinder beiderlei Geſchlechts, fie mogen an 
dem Orte wohnen, wo das Samilienhaupt wohnt ober nicht, in gleicher Art auch 
bie Fe der Kamitienhaäupter und ihrer noch unter väterlicher Gewalt ftehen: 

en ne. 

5) Was die g miliennamen betrifft, welche alle einländifche Juden kuͤnftig führen 
folen, fo fteht zwar im Allgemeinen den Samilienhäuptern die freie Auswahl ders 
felben zu; jedoch Kann die Reg. aus Gründen, die ihrem Ermeffen anheimgeitellt 
bleiben, die Genehffligung zu Kührung des gewählten Namens verweigern, und bie 
Ermählung eilies andern Samitiennamene verlangen. neu. 

Die Bekanntmachung der derweigerten Andaftte bed Namiend wirb innerhalb 


ber erften 8 Zage nad) dem Eingange der Erklärung des geibährten Namens von 
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wohnhaften Judenfamilien größtentheils geſchloſſen find, mithin fait uͤberall feſtſteht, 
welche Kamilienhäupter und welche Mitglieder der Familie als Einländer und Preus 
Bifche Staatsbürger anerkannt worden; fo müffen fich jest alle jüdiſche Glaubensge⸗ 
noffen auf nachſtehende Weiſe legitimiren, oo 
4) alle ſelbſtſtändige Individuen (Zamilienhäupter) und zwar 
a) diejenigen, welche bereits am 24. März 1812 im Lande wohnhaft waren, 
durch Produktion des von der Reg. auögefertigten Staatsbürgerbriefess 
b) diejenigen Ausländer, welche nach dem 24. März 1812 naturalijiet worden 
find, durch Produktion der vom K. allgemeinen PoligeisDepartement vollzoge: 
nen Naturaliſationsakte. 

2) Alle Mitglieder ber Familie, und zwar 

a) zu 1. a, durch den Nachweis, daß deren Anerkenntniß Kolonne 26 bes Ver: 
zeichniffes durch den dafelbft befindlichen Vermerk der Reg. erfolgt ſei. Be: 
hufs dieſes Nachweifes können die mit Aufnahme des Verzeichniffes beauftragt 
geweſenen Behörden einem ſolchen anerkannten Bamiliengliede auf Berlangen 
darüber eine Befcheinigung ertheilen, in welcher jedoch die Nummer der 2. Ko⸗ 

lonne des Zudenverzeichnifles, und das Datum, unter welchem die Reg. das 
Anerkenntniß ertheilt hat, bemerkt fein muß; 

b) zu 1. b, durch befondere von der Reg. ausgefertigte Attefte, worüber in jedem 
einzelnen Kalle zu berichten ift. 

II. Alle jüdifche Slaubensgenoffen, welche fich als Einländer auf bevorftehende Weife 
nicht zu legitimiren oder nicht nachzumeifen vermögen, daß uͤber deren Anerlenntniß nod 
verhandelt wird, find, eben fo wie diejenigen, welchen das Anerkenntniß verweigert 
worden ift, ale fremde Juden zu betrachten, wegen deren Kegitimation die Inftr. v. 
25. Zuni 1812 (pag. 350 des Amtsblatts) und das Cirk. an fämmtliche Lands 
räthe u. ſ. w. v. 29. Dec, 1812 zu beachten ift. 


Es haben ſich daher alle Orts⸗Polizei⸗Behörden fofort ber Prüfung der Legitimation 
derjenigen jüdiſchen Glaubensgenoſſen zu unterziehen, bei welchen fie ſich nicht durch die 
aufgenemmenen Verzeichniffe überzeugt haben, daß foldye als Staatsbürger anerkannt 
worden find, insbefondere aber zu erforfchen: ob unter ben ſich als Einländer nicht legi⸗ 
Fr Juden nicht einer oder der andere fich im Dienfte eines einlänbifchen Juden b 

ndet. 
Ed. v. 11. März 1812 $. 34 und 35. 
III. Bei den ald Einländer anerkannten Juden ift dahin zu fehen: 
4) daß ſich die Kamilienhäupter . 
a) nur bes im Staatsbürgerbriefe ober in der Ngturalifationsatte enthaltenen 
Vor⸗ und Zunamens bedienen, woraus von felbft folgt, daß alle hiermit nicht 
übereinftimmende Namen an Kaufs und Kramladen u. ſ. w., ferner nicht ge: 
duldet werden dürfen. 
Ch. v. 11. März 1812 $. 6. 
AL. R. Th. II., Tit. 20. 8. 1440. b. 


b) Daß fie ſich bei ihren Namensunterfchriften keiner andern als beutfcher ober 
lateinifcher Schriftzüge und bei Abfaffung ihrer Verträge und rechtlichen Wil⸗ 
LenderElärungen nur der deutfchen oder einer andern lebenden Sprache bes 

enen. 
Ed. v. 11. März 1812 $. 2 und 6. 


2) Daß ſich die Samilienmitglieder nur der im Verzeichniffeder aufnehmenben Behörde, 
ober der im Attefle der Reg. ad I. 2. h. enthaltenen Namen, und gleichwie die 
Tamilienhäupter keiner andern als der deutſchen ober einer andern lebenden Sorache 
bei ihren Willenserflärungen und bei den Unterfchriften fich keiner andern als deut: 
ſcher oder lateinifher Schriftzüge bedienen. 


IA jener Schriftzüge zu bedienen außer Stande ift, wird als fchreibensunfähig 
e 


Ueber jeden Kontraventionsfall ad II. und III. ift die Verhandlung der Reg. zur 
weitern Veranlaffung einzureichen, 
IV. Bei Ausfertigung der Paͤſſe find 
a) om Suben, welche fich als Einländer legittmirt Haben, den Chriſten gleich 
achten un 
b) wegen aller übrigen find bie Vorfchriften ber obenerwähnten Inſtr. v. 25. Juni 
1812 mit De ehtigung bes Cirk. v. 29. Dec, zn befolgen. 
(Kurmärk. Amtsbl. 1813, Nr, 357.) 
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In Betreff dieſer iſt eine Naturaliſation für die alten Provinzen noth⸗ 
— Vergl. hieruͤber und über die Bedingungen unten Abth. II. 
n. I. 
C. Seitens ausländiſcher Juden. Vergl. hierüber Abth. IV. 


11. 
Verluſt des Staatsbürger Rechte. 


Das Indigenat geht durch freiwilliged Aufgeben verloren, wenn der Ins 
länder aus dem Lande gänzlich wegzieht, in der Abficht, nicht dahin zurück⸗ 
zufehren, d. b. durch Auswanderung. 

In Betreff der Juden treten jedoch noch befondese Arten des Verluſtes 
des Indigenats ein, nämlich 

A. nach $. 6 des Ed., wenn die Verpflichtungen, welche mit der Fort: 
— Indigenats im $. 2 verbunden find, nicht erfüllt werden. Der 

‚2. beſtimmt: 
’ Die Fortdauer biefer ihnen beigelegten Eigenfchaft als Einländer und Staatsbürger 
wird aber nur unter ber Verpflichtung geftattet: 

baf fie feft beftimmte Kamiliennamen führen, ' 

n 


u 
daß fie nicht nur bei Rührung ihrer Handelsblicher, fonbern auch bei Abfaffung fhrer 
Verträge und rechtlichen Willend- Srälärungen, ber beutfchen ober einer andern 
lebenden Sprache und bei ihren Namens = Unterfchriften Feiner andern, als deut 
cher und lateinifcher Schriftzüge fich bedienen follen. 

a) Die feften Familiennamen anlangend, iſt bie Erfüllung bie 
fer Verpflichtung fofort gefichert werben. Ueber die Art, wie diefelbe in 
Erfülung gefeßt wurde, vergl. die, Kap. II. gegebenen, Inſtruktionen 
Sollte der Fall vortommen, daß einländifche Schutziuden im Jahre 1812 
nach Promulgirung ded Ed. dad Land vor Annahme des Familiennamend 
verlafjen, fo würden diefe, fo lange fie ihre Staatsbürgerſchaft nicht inzwi⸗ 
ſchen auf andere Weife verloren, bei ihrer Rückkehr immer noch einen Fa⸗ 
miliennamen annehmen können, indem dad ©. im 8. 1 ihnen dad Staat? 
bürgerrecht unbedingt zugefprochen '). 


I) Koh a. 0. O. ©. 172, flg., ift anderer Anſicht. Cr meint, jene Bebingung ber 
Annahme des Zamiliennamens fei eine conditio suspensiva in Betreff des 
Staatöbürgerrehts. Durch das Ed. fei Letzteres „eigentlich nur angeboten, das 
Ed. fei der Titel zum Erwerb und durch Erfüllung der Auflage werde es wirk⸗ 
lich erworben. ieſes folge daraus, daß derjenige, welcher dieſe Bedingungen 
nicht erfülle und daher keinen Staatsbuͤrgerbrief erhalten hat, gar nicht Staats: 
bürger geworden. Als Grund wird angegeben, daß zum Beweife bed ans 
a Staatsbürgerrechts jedem Juden, welcher baffelbe zuerft erworben 

at, für fi und feine Nachkommen, ein Zeugniß ber Provinzialregierung noth⸗ 
wendig fei: daß er ein Ginländer und Staatöbürger, weldes Zeugniß für ihn 
und feine Nachkommen künftig ſtatt bes Schugbriefes dient, und diefes werde 
nicht eher ertheilt, als bis der Zube vor ber Obrigkeit feines Wohnorts erftärt 
bat, welchen Kamiliennamen er beftändig führen will. Daher feien biejenigen, 
welche innerhalb Landes geboren find, aber das Land vor ber Erfüllung der Be⸗ 
dingung wieder verlaffen haben, feine Staatöbürger, und würben, wenn fie wies 
ber kommen, über die Graͤnze gebracht. Das Staatöbürgerredht werde alfo nicht 
ipso jure durch das Gefes, fondern nur vermöge beffelben mittelſt der Erwer⸗ 
bungsart erworben. — Diefe Behauptungen, von denen vice versa eine fid) im: 
mer auf die andere ald Stügpuntt bezieht, entbehren des geſetzlichen Stüg- 
punktes, verwechfeln insbefondere ben Beweis einer Thatfache mit ber That: 
ſache ſelbſt. Das Geſetz — die 85.1.2. des Ed. — fpriht mit durchaus 
Maren Worten den Juden das Gtaatöbürgerrecht felbft unbebingt zu und 
Tnüpft nur beffen Fort dauer an Verpflihtungen. Koch felbft führt bies 
einige Geiten weiter, in Beziehung auf die zweite Verpflichtung, das Deutſch⸗ 
fohreiben, gut aus. S. sub bb, «. ' 
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druͤckliche Verwarnung und Androhung ſtrengerer Ahndung wegen nochmaliger Ueber⸗ 
ſchreitung der Geſetzesvorſchrift eintreten zu laſſen. 

Die Beilagen obigen Berichts gehen hierneben zurück. (Ann. IV. &. 390.) 

I) Gegen die Anficht des unter 4. gegebenen R. v. 1. Nov. 1814 fpres 
chen fich die Geſetzreviſoren mit vollommenem Rechte dahin aus, daß, 
wenn Juden gegen eine der beiden Bedingungen kontraveniren, an welche 
die Fortdauer des Staatsbürgerrechts geknüpft, der Verluſt ded letzteren 
lediglich) durch Urtel und Recht erkannt werden barf, da ed fih um 
ein jus status und um eine außerhalb des Gebiete der Polizei liegende 
Strafe handele. Ä 

(Pens. XII. &. 809. fig.) 

s. Auh Koch nimmt an, daß dieſe zweite Verpflichtung, an welche 
die Fortdauer ded Staatsbürgerrechtd geknüpft, nicht als Reſolutiv⸗Bedin⸗ 
gung anzufehen, in welchem Kalle Dusch den Gebrauch jüdischer Buchftaben 
dad Staatöbürgerrecht ipso jure verloren ginge, wovon die Folge wäre, 
dag der Grundbefig eines folchen Juden fiskaliſch verkauft und ex auf die 
ihm vor Erwerbung des Staatöbürgerrechtd geftattet gewelenen Gewerbe 
befchränft würde; vielmehr fei jene Beflimmung fo zu verſtehen, daß den 
Juden nur eine Verpflichtung auferlegt worden; nur von diefer, nicht von 
einer Bedingung fpreche dad Geſet; die Nichterfüllung einer Verpflich⸗ 
tung habe aber nad) L. R. I. 5. 88. 393. 394. zur Folge, nicht den Verluſt 
des gegen Uebernahme der Verpflichtung erworbenen Rechts ipso jure, ſon⸗ 
dern nur, daß der Verpflichtete zur Erfüllung angehalten werden kann. Es 
könne daher auch der Staat die jüdifchen Staatöbürger nur zur Erfüllung 
ihrer Verpflichtung durch Zwangsmaßregeln, welche in angemeſſenen Stra⸗ 
fen beſtehen, anhalten. 

B. Außer dieſen vorſtehend sub A. gedachten beſonderen Arten, wie das 
Indigenat der Juden verloren gebt, kennen die beiden nachfolgenden Res 
fripte noch eine dritte Art, nämlich den Rüdtritt getaufter Juden 
zur jüdifhen Religion. Es bemerken 

a) dad R. des Min. ded Inn. (v. Schudmann) v. 30. Mai 1815 an 
den Staatörath le Coq. 

Die N. N. bierfelbft, welche als einländifche Juͤdin geboren, dann zur chriſtlichen Res 
ligion übergegangen und nad. der Publikation bes Ed. v. 11. März 1812 wieder Juͤ⸗ 
din geworden ift, hat das Em. Hochwohlgeboren befannte, auf ihren Ber. v. 12. Sept. 
v. J. mittelft der Ihnen unterm 23, deſſelben Monats Bugegangene Verfügung abge 
lehnte Sefuh, um ihre Duldung und Naturalifation bei Sr. Durchlaucht bem Herrn 
Staats-Kanzler erneuert, und es ift legterer mit dem Seitens bes unterzeichneten Min. 
damals aufgeftellten Grundfage, 

bag eın getaufter Jube, der von Neuem zum jübifhen Glauben übertritt, 

als ein fremder Jude behandelt werden müffe, 
und dem gegen die N. N. beobachteten Verfahren, einverftanden. 

Indem Ew. Hochwohlgeboren dies zur Nachricht und Achtung bekannt gemacht wirb, 
* Sie zugleich veranlaßt, auch in andern Fällen ſolcher Art demgemaͤß zu 
verfahren. 

b) R. deſſelben Din. (v. Schuckmann) an die K. Reg. zu Breslau. 

Nach an das Min. der G. und Med. Ang. unterm 10. Maͤrz d. J. erſtatteten Bericht 
des K. Konſiſtorii zu Breslau beabſichtigt der dortige, vor 10 Jahren getaufte Kauf 
mann N. N. wiederum zum juͤdiſchen Religions⸗Cultus zuruͤckzutreten. 

In Beziehung auf die dem K. Konſiſtorio vom genannten Miniſter hierauf gewor⸗ 
dene, abſchriftlich beiliegende Reſolution v. 20. Zuni c. wird die K. Reg. hierdurch ver⸗ 
anlaßt, dem N. N., wenn er zur jüdiſchen Religion zurüdgetreten, ben Emigrations⸗ 
Konſens zu ertheilen, und ihm anzuweiſen, ſich einen Wohnſitz außer Landes zu ſuchen, 
indem das Edikt wegen bes Staatsbürgerrechts der Juden ſolches nur ben derzeit im 
Lande befindlihen Juden zugefichert, alle ſpaͤtere Ertheilungen defielben vom Min. 

de Innern abhängig macht, ich aber keinesweges diejenigen deſſen wärbig halte, die 
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Sechſtes Kapitel, 


Berechtigung und Verpflichtung der Juden zum Staatb- 
dienſte inden alten Provinzen. 
I. 
Der Militairdienft. 
Hierüber vergl. die Darſtellung Abthl. I. Abſchn. V. Kap. IL. ©. 51 ff. 
II. 
Der Civil-Staatsdienſt. 

Nachdem der $. 7. des Ed. v. 11. März 1812 den Juden gleiche bürgers 
liche Rechte und Freiheiten mit den Chriſten zugefprochen, fofern diefe Vers 
ordnung nichtd Abweichendes enthält, fährt daſſelbe in den 88. 8. 9. fort: 

$. 8. Sie können daher auch akademiſche Lehr: und Schuls, auch GemeindesXemter, 
zu welchen fie fich geſchickt gemacht haben, verwalten. 

$. 9. In wiefern die Zuden in andern dffentlichen Bebienungen und Staatsämtern 
zugelaflen werden können, behalten Wir uns vor, in ber Bolge ber Zeit gefeglich zu 
beftimmen. 

Dergleichen gefeßliche Beftimmungen, welche die betreffenden Rechte der 
Juden erweitern, find jedach bis jegt nicht erlaffen worden und es bülbet fos 
mit der $. 8 die alleinige Grundlage der beſtehenden Verfaflung. Das in 
demfelben enthaltene Zugeftändniß fteht in Betreff der zum deutfchen Bunde 
gehörigen Propinzen, alfo für die Mark, Pommern und Schleſien, unter 
der Garantie des deutfhen Bundes laut $. 16 der Bundesafte?), ift jes 
doch, wie fogleich zu zeigen, mehrfach verlegt worden. Bevor zu den eine 
zelnen Yemtern übergegangen wird, welche den Juden verftattet oder nicht 
verflattet find, ift 

1) der allgemeinen Verfügung zu gedenken, daß Juden, welche den Freis 
heitskrieg ald Freimillige mit gefochten, an den Veiſprechungen nicht Theil 
haben, die den freiwillig Zheilnehmenden in Betreff einer Verforgung im 
Staatödienfte gemacht wurten. Es beflimmt hierüber dad R. des Min. 
d. Inn. (Köhler) v. 28. Nov. 1826 an die K. Reg. zu Danzig. 

Der K. Reg. wird zur Beſcheidung auf ihre Anfrage in bem Ber. v. 30. v. M. eröff- 
net, daß wenn ber mofaifche Glaubensgenoffe N. N. durch die freiwillige Theilnahme 
an ben Feldzügen 1814 gleiche Anſpruͤche auf die Verforgung im Staatsdienfte erwor: 
ben bat, er felche doch des jüdifchen Glaubens wegen nicht geltend machen Tann, indem 
die allgemeine VBorfchrift deö Ed. v. 11. März 1812 im $. 9 ohne irgend eine Xusnahme 
in Anwendung gebracht werben muß. (Ann. X. ©. 941.) 

2) In Berreff der akademiſchen und Schulämter beftimmte bie 
Bekanntmachung ded Geheimen Staatöminifterii v. 4. Dec. 1822, in Bes 
zug auf dad Ed. v. 11. März 1812 wegen nicht ferner ftatıfindender Zulaſ⸗ 
fung der Juden zu den afademifchen Lehr: und Schulämtern. 

Seine Maj. der König haben durch Hoͤchſte Kab. Ordre v. 18. Aug. d. 3. die Bes 
flimmung bes Ed. v. 11. März 1812, 88. 7 und 8., 

wonad die für Einländer zu achtenden Juden zu alademifchen Lehr: und Schuls 
Aemtern, zu welchen fie fich geſchickt gemacht haben, zugelaflen werden follen, 
wegen ber bei der Ausführung ſich zeigenden Mißverhältnifie aufgehoben, welches hiers 
durch bekannt gemacht wird. Berlin, ben 4. Dec. 1822. 
Königl, Seh. Staats-Minifterium. 
v. Voß. v. Altenftein.v. Kirheifen. v. Bülow. v. Shudmann. 
v. Lottum. v. Klewiz. v. Hate. 
(8, ©. 1821. ©. 24.) 


) Vergl. allgemeine Einleitung Abſch. IV. ©. 19, 
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Diefem Gefebe fieht die Bundeögefebgebung entgegen. Der 6. 16 der 
Bundesafte v. 8. Juni 1815, von Preußen felbft und Deflerreich hervor» 
gerufen, garantirt den Juden in Deutfchland die ihnen von den einzelnen 
Bundesftaaten bereitd eingeräumten Rechte. Im Jahre 1822 war aber 
dad Recht der Juden auf die gedachten Aemter aus dem Geſetze von 1812 
‚in voller Rechtsgültigkeit und bereits zur faktifchen Ausführung gelommen). 

3). In Anfehung der Gemeindeämter und zwar | 

a) in den Städten, fpricht . 

aa) der $. 8 ded Ed. ihnen zwar bad Mecht auf biefelben zu und es 
ift auch dies Geſetz ins Leben übergegangen; es iſt den Juden jedoch neuer 
dinge an Theil dieſes Rechtes wiederum genommen worden. Es beſtimmt 
nämli 
bb) der $. 89 der revidirten Städte Drbnung v. 17. März 1831: 


„Zu den Stellen der Bürgermeifter ober Oberbirgermeifter find nur diejenigen fähig, 
welche fich zur chriftlichen Religion bekennen.” 


Auch dieſes Gefeh verftößt gegen die Bundesgeſetzgebung und es gilt 
von demfelben ganz dad ad 2 Ermwähnte, 


cc) R. des. K. Min. d. Inn. u. d. P. v. Jan. 1841. Zutritt von 
Juden in Magiftratd- Kollegien. 


Anliegend erhält die K. Reg. eine Beſchwerde des Kaufmanns N. zu N. darüber, 
baß fie ihm, als Juden die Fahigkeit abipricht, in ein Magiſtrats⸗Kollegium einzutre: 
ten, weil dies Kollegium die Polizei zu verwalten hat. 

Nach diefer Deutung des ©. v. 11. März 1812 würbe aber die $. 8. ben Juden zuge: 
flandene Befugniß, Gemeindeämter anzunehmen, hinfichtlich der Anftellung bei ben 
Magifträten ganz aufgehoben fein, da auch kaum eine ſtädtiſche Gubalternenftelle ge: 
funden werden möchte, bei welcher nicht irgend eine Mitwirkung bei der Yolizeiverwals 
‚tung möglic) wäre. Daß es aber nie bie Abficht gewefen ift, die Juden beshalb von 
ben Magifträten ganz auszuſchließen, wird fchon durch die rev. St. D. bewielen, nad) 
deren $. 89. nur zu den Stellen der Oberbürgermeifter ober Bürgermeifter keine Juden | 

ewählt werden dürfen. Bei denjenigen Stellen, deren Inhaber fonft mit der Aus- ı 
übung der Polizei perfänlich und direkt beauftragt find, wird, da bie Polizei immer nur 
im Auftrage des Staats ausgeführt wird, diefe Stellen daher als Eommiffarifch zu ver: 
waltende Staatsämter zu betrachten find, derjelbe Srundfag gelten müſſen, welcher aud) 
auf die Dorfihulzen in Anwendung gebracht werden muß. Andere Kommuiunalämter, 
welche den Beamten nur in den Fall bringen Eönnen, gelegentlich ein Gutechten ober 
Votum über eine polizeiliche Angelegenheit abgeben, oder im Bureaur Arbeiten, die auf 
eine ſolche fich beziehen, in einer fubalternen Stellung, und ohne perfönliches Hervor: 
treten bei der Erekution von Polizei⸗Maßregeln, fertigen zu müflen, können unbe: 
denklich von Zuden verwaltet werben. (B. Min. BI. 1841. ©. 8.) 


b) Gemeindeämter aufdem Lande, 


Cirk. R. des K. Min. d. Ian. u. d. P. (Köhler) an die K. Reg. zu 
Cöslin und abſchriftlich an fämmtl. Reg. der alten Provinzen, v. 4. Mai 
1833. Juden können nicht zu Schulzenämter gelaffen werben. 


1) Mei, Syftem des deutſchen Staatsrechts, Regensburg 1843 bemerft ©. 236. 
„Sine bürgerliche Verſchlechterung ihrer (der Juden) Lage gegen den Befisftand, 
wie folder am Zage des Abfchluffes der Bundesakte gewelen, ift innerhalb des 
Bundesgebietes unftatthaft. Daher Tann ein deutfcher Bundesftaat in feinen 
zum Bunde gehörenden Befigungen Eeine neue Zudenorbnung einführen, 
welche folche Rechte aufhebt, die am 8. Zuni 1815 den Juden zugeftanden haben. 

Die Bundesverfammlung Tann gegründete Beſchwerden wegen Verletzung 
eines durch den ſechszehnten Artikel begründeten Rechts, wenn auf deshalb zuvor 
an bie unmittelbare Regierung gerichtete Vorſtellung keine Abhülfe erfolgt iſt, 
annehmen und bie zu deren Erledigung geeigneten Befchläffe faſſen und in Voll⸗ 


zug feßen. " 
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X, Hoſpitalsguͤter: 
1. Dorf Pigkendorf, 2. Schidellau, 3. Zankenezyn, 4. Krampis, 5. Dchfenweibe, 
6. Scheibe, 7. Weishofl, 8; Lepiger Land, unbebauet, , 

Zu dem neuen Danziger Gebiete, welches dem Breiftaate im 2. 
1807 augetheit wurbe, gehören die Ortfchaften: 

41. St. Albrecht, Vorftadt von Danzig, 2. Bankau, 3. Barenwinkel, emphyteuti: 
{ches Gut, nebft Ziegelei, 4. Groß Behltau, 5. Behllauer Mühle, 6. Bifchofsberg, 
mit Ausfchluß der Schanze, 7. Borchfeld, 8. Brentau, Dorf und Vorwerk, nebft 
einem neuen Eifenbammer, 9. Fifcherborf Bröfen, 10. Biſſau, 11. Karlöberg bei 
Dliva, 12. Klenowa auf Hela, 13. Konradshammer, 14, Gzapeln, 15. Groß und 
Klein Szattkau, 16. Dreyeck, Puſtkovie, 17. Ellernig, 18. Eifenhbammer Freuden: 
thal, 19. Friſchwaſſer, zu Glettlau, 20. Gemlig, 21. Glettlau, 22. Gluckau, 
23. Gluckauſche Schäferei, 24. Golkrug, Puftkovie, gu Matern, 25. Glomkau, Vor: 
werk und Schäferet, zu Bankau, 26. Grenzborf am Haff, zum größten heit, 
27. Großendorfſche Hütung auf Hela, 28. Heiligenbrunn, 29. Pusiger Heifterneft, 
90. Hochzeit, 31. Große Holländer Krug, 32. Kleine Holländer Krug, 33. Holm: 
Inſel bei Danzig, 34. Vorwerk Jakobowo, 35. Jenkau, 36. Senfaufches Schulin⸗ 
ſtitut, 37. Erſtes Jaͤſchkenthal, Wirthshaus, Ziegelei und Aſchbude, 38. Zweites 
Jaͤſchkenthal, Wirthshaus, 39. Jaͤſchker Mühle, 40. Karczemken, zu Kokoſchko, 
41. Hoch-Kelpin, 42. Hoch-Kelpinſche Ziegelei, 43. Klein⸗Kelpin, 44. Klein Ham: 
mer, 45. Königsthal, 46. Kohlberg zu Hoch⸗Kelpin, 47. Dorf Kokoſchko, 48. Vor⸗ 
werk Kokoſchko, 49. Kokoſchko, erſte Puſtkovie, 50, Kokoſchko, zweite Puſtkovie, 
51. Krug Krampitz, 52. Kußfeld auf Hela, 53. Langfuhr, 54. Langnauer Wieſen, 
55. Lauenthal, 56. Legan, Krug an der Weichſel, 57. Groß⸗Leſen, 58. Klein Leſen, 
89. Ludolphine, Ziegelei auf Olivabaumſchem Grund, 60. Vorwerk und Unterför: 
fterei Matteblewo, 61. Vorwerk Matern, 62. Vorwerk Matichlau, 63. Matſch⸗ 
taufche Grund: Ribbenkrug und Zichorienfabrik, 64. Vorwerk Mühlenhof, 65. Mön: 
chengrebin, Dorf und Vorwerk, 66. Naffenhuben, 67. Rawitz Mühle, 68. Vorwerk 
Renkau, 69. Nenkauſche Berge, Ziegelei, 70. Neftempol, 71. Neunhuben, 72. Oliva 
mit Klofter, Vorwerk, Hammer:, Schneide:, Mahls, Loh⸗ und Delmühlen, Ribben: 
und Sunger-d mmer, 73. Krug Dlivabaum, 74. Ottomin, 75. Pelonken Gärten 
bet Dliva, 76. Prangihin mit Mühlen, 77. Yulvermühle bei Oliva⸗Lökels, 
78. Quabendorf, 79. Vorwerk und Ziegelei Ramkau, 80. Rambau, 81. Rirthöftfche 
Bläfe, 82. Saspe, 83. Sasper Fifchermeifterei, 84. Silberhammer, Stahlfabrif, 
85. Schäferei, Vorwerk, 86. Schellmühle theilweife, 87. Schönfeld, 88. Schidlitz, 
Borftabt von Danzig, 89. Alt:Schottland, Vorſtadt von Danzig, 90, Neu⸗Schott⸗ 
land, Vorſtadt von Danzig, 91. Schwabenthal, Hammer, 92. Schmargorzin, 
93. Stolgenberg, Vorſtadt von Danzig, 94. Strafhin mit Papier: und Mahl: 
mühle, 95. Strauhmühle, Yulvermühle bei Oliva, 96. Hochs und Leg⸗Striis, 
97. ZTiefenfee, zu Borchfeld, 98. Biere, Yuftlovie, 99. Waldowo, Puſtkowie, 
100. Wolfsmühle zu Lefen, 101. Zullmin, 102. Bullminfches neues Vorwerk, 
An Waldungen des Sobbowisfchen Korftberitts: 

1. Das Dlivafche Revier, mit Ausnahme eines Stüds von zwei Hufen, 2. bas Re: 
vier Matteblewo, 3. das Revier Neu⸗Schottland, 4. das Revier Spitalwald. 

Was nun das Gebiet des Freiſtaates Danzig anlangt, ſo wurde daſelbſt 
der Code Napoleon eingeführt 2), welcher, nachdem der Freiſtaat wiederum 
Preußen einverleibt worden, dem Preußifchen Rechte wih, Durch $. 11 
ber von der Drganifationd: Kommiffion erlaffenen Verf. v. 24. März 1814 
wurden die in den Preußifchen Staaten geltenden allgemeinen Geſetze v. 
29. März; 1814 ab wieder eingeführt 2). 

Daß hierdurch auch dad Ev. v. 11. März 1812 mit eingeführt worden, 
nahm man zuerfl an und ed wurde baffelbe unter Zuftimmung des Fürften 
Hardenberg zur Anwendung gebracht. Es bemerlten: . 

a, dad R. des K. Min. d. Inn. (v. Shudmann) an bie K. Reg. 
zu Marienwerter v. 17. Sept. 1814. 

Der Vorfchlag, welchen das der Königl. Weftpreußifchen Reg. unterm 1. d. M. mits 

etheilte gemeinſchaftliche Schreiben der Minifterien bes Innern und der Juſtiz an ©e. 
urchlaucht des Herrn Staats⸗Kanzler, v. 25. Juli d. 3. über die künftigen Verhalt⸗ 


1) Publik. des Raths gu Danzig v. 17. Juni 1808. 
2) Weftpreußifches A. Bl. 1814. &. 177. Danziger Intelligeng: BL. 1814. Nr. 25. 
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Es fei befchloflen worden, das Ed. v. 11. März 1812 wegen der bürgerlichen Ver⸗ 

haͤltniſſe der Juden in Danzig und deſſen Gebiet völlig anzuwenden, 
und es ift in fpäteren Beftimmungen berfelben Behörde, befonbers in dem R. v. 8. Nov. 
1814 auf jene Allegate verwielen, allein in dem R. biefes König. Miniſterii 0.19. Febr. 
4819 ift gefagt: daß bie allgemeinen Beſtimmungen über die ſtaatsbuͤrgerlichen Verhält⸗ 
niffe der Suben in ben neu alquirirten Provinzen, noch nicht ergangen feien, und biefe 
Verhaͤltniſſe daher vorläufig lediglich nach den zur Zeit ber Befisnahme beftandenen 
Verhältniſſen beurtheilt werden könnten. Endlich heißt eö in dem R. des K. Min. des 
Sun. v. 10. März 1820: 


Se. Mai. der König haben gelegentlich mittelft allerh. 8. DO: v. 8. Febr. 1818 bes 
ftimmt, baß das Eb. v. 11. März 1812 in den neu und wieder erworbenen Provin: 
zen noch nicht zur Anwendung gebracht, vielmehr in dieſen Provinzen ber status 
quo zur Beit ber Befignahme bis dahin, wo die bürgerlichen Verhaͤltniſſe ber dor: 
tigen Juden werben gefeglich feftgeftellt werden, aufrecht erhalten werden follte, 
Danzig, den 22. Juli 1831. - 
Königl. Preuß. Regierung. Abtbeilung bes Innern. 
(ofr. Acten des Land: und Stadtgerichts gu Danzig betr, ben Iſrael Hirſchſohn⸗ 
ſchen Konkurs Vol. Sp, in ca Hirſchſohn etr. Hirſchſohn. Koch a. a. DO. S. 273.) 


Unter diefen Umfländen wurde eine gefegliche Entfheidung der Frage 
dringend nothwendig, welche Ä 


£. durch die K. D. v. 25. April 1832 erfolgte, mitgetheilt durch R. des 
Din. des 3%. u. der Pol. (v. Brenn) an die K. Reg. zu Danzig, v. 
1. Mai 1832. 

Auf den Ber. der K. Reg. v. 11. Bebr. v. 3. und meine beshalb ©. Mai. dem Ki: 
nige eröffneten Anträge Fa Allerhöchftdiefelben unterm 25. v. M. diejenige A. K. O. 
an mid) zu erlaffen gerubt, welche ich Derfelben anliegend (sub lit. a) abfchriftlich zu: 
fertige, um fie durch ihr Amtsblatt gu publiziven, und darnach zu verfahren. 

Da Ich aus Ihrem Ber. v. 6. d. M. exrfehe, daß das Edikt über die bürgerlichen 
Verhättniffe der Suden v. 11. März 1812 bei der Wieberbefignahme ver Stadt Danzig 
dafelbft, unter Zuftimmung bes Staatskanzlers, Fürften v. Hardenberg, in Anwen: 
bung gebracht worden ift, jo will Ic, in Beziehung auf die Stadt Danzig und das Ge: 
biet berfelben Deine Ordre v. 8. Auguft 1830 dahin modifiziren: daß diejenigen Zuben, 
welche gegenwärtig ihren Wohnort im rechtlichen Sinne dafelbft haben, für ſich und ihre 

amilien ald mit dem Staatöbürgerrechteverfehen nad) dem Geſetz v. 11. März 1812 auch 

ernerbin behandelt, und bie Beftimmungen v.8. Auguft 1830 auf fie nicht angewendet, 
felbige auch für berechtigt angenommen werben follen, fid) in bie andern Provinzen und 
Drtichaften, in welchen das G. v. 11. März 1812 verbindliche Kraft hat, überzuficbeln. 
Dagegen follen, bis die bürgerlichen Verhältniſſe der Juden in den neu= oder wieber 
erworbenen Provinzen vollftändig zegulirt fein werben, die ftäbtifchen Behörden zu Dan- 
zig befugt fein, andern Juden, fie mögen das Staatsbürgerrecht befigen ober nicht, bie 
Aufnahme zu verweigern. Juden, die das Staatsbürgerreht nicht befigen, dürfen fie 
nur mit Einwilligung ber Staatöbehörde aufnehmen. Ich beauftrage Sie, wegen Aus: 
führung dieſer Beftimmungen weiter zu verfügen, und die Aufnahme berfelben in das 
Amtöblatt der Regierung zu Danzig zu veranlafien. 

Berlin, ben 85. April 1832. Friedrich Wilhelm. 

An den Staatöminifter Freiherrn v. Brenn. 

- (Ann. 17. ©. 446. Jahrb. Bb. 44. ©. 65. Gräff. Bb. 8. G. 2.) 

Diefe Durch das betr. Amtöblatt publicirte K. DO. wurde auch den Be: 
hörden der alten Provinzen befannt gemacht durch dad R. des K. Min. des 
Ann. u. d. P. (v. Brenn) v. 1. Mai 1833 an die K. Oberpräfidien zu 
Königäberg, Stettin, Berlin, Breslau und Magdeburg. 

In der Stadt Danzig ift auf Veranlaſſung des vercwigten Herrn Staatslanzlers, 
Fuͤrſten v. Harbenberg, das Ed. v. 11. März 1812 über bie bürgerlichen erhält: 
niffe ber Juden ohne befondere gefegliche Publikation wirklich eingeführt, neuerlich aber, 
nad) Publikation der Allh. K.D. v. 8. Aug. 1830, gegen die Gültigkeit diefer Einfüh⸗ 
zung Zweifel erregt worden. Auf meinen deshalb an des Könige Majeftät erflatteten 
Bericht haben Allerhöchftbiefelben die Sache dahin zu entfcheiden gerubt: daß 2c. *). 


9) Wie vorſtehend. 
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einfacher wäre, wenn er dem betr. Individuum bie Anfledelung in Danzig 
nicht geftattete, fofern er biefelbe dem Ganzen für nachtheilig erachtet. 

Es ergiebt fich fonach als Refultat, daß auch diejenigen jüdiſchen Indie 
viduen, welche bisher nicht das Staatöbürgerrecdht gehabt, fobald fie mit 
befonderer Erlaubniß ded Staates fih im Danziger Territorio anfledeln, 
nad) dem Ed. v. 11. Mai 1812 zu beurtheilen find, letzteres mithin unbe⸗ 
dingt für alle Suden dieſes Territorii gelte. 


Dritter Abfchnitt. 


Staatörehtlihe Verhältniffe der Juden im Großherzog: 
| tbum Pofen. 


Erfies Kapitel. 
Darftellung der früheren VBerhältniffe '), 


David Friedländer, über die Berbeflerung der Israeliten im König: 
reich Polen. Berlin 1819. Nikolai. 

Krünig Encyclopädie Thl. 31. &. 336. 355 flg. 

Ueber die polnifchen Juden und ihre frühere Geſchichte, im Tübinger 
Morgenblatte 1831. Nr. 111. 112. 116. 117. 
—8 die Juden in Polen, Heidelberger Jahrbücher. Jahrgang IX. 

eft 3. 

Bericht des Oberappellations⸗Gerichts zu Poſen v. 30. Juni 1819. 
Jahrb. Bd. 14. S. 9. 

Hugo Dezius, über die bürgerlichen Berbältniffe der Juden im Groß: 
berzogthum Pofen und im Kulmer Lande, nebft Vorfchlägen zu ihrer Ver 
befierung. Marienwerder 1830. Baumann. Ä 


Das erfte allgemeine Gefeß über die Juden in Polen ift die Judenord⸗ 
nung des Herzogs Boleslav von Polen, aus Kalifch vom Montag nad) 
Mariä Himmelfahrt 1264 ?). Wenn die Genauigkeit der Gefekgebung 
ald Beweis von Kultur anzufehen, fo war Polen tamald den deutfchen 
Ländern voraus ?), Daß in Polen fchon zu jener Zeit die Verfolgungen 
der Juden begonnen hatten, ergeben mehrere Beftimmungen jener Ber: 
ordnung. Wenn ein Jude in der Nacht um Hülfe ruft, und ihm feine 
chriſtlichen Nachbaren nicht beiftehen, fol -ein jeder von ihnen 30 Solidoß 
Strafe erlegen. Es fei, fagt ferner der Herzog, den Juden in ihrem Ges 
feß geboten, fih des Blutes zu enthalten und fchon darum nicht zu glau» 
ben, daß fie Chriftenblut gebrauchten. Er verbietet Daher fie deffen zu bes 
fhuldigen. Wenn aber dennoch ein Chriſt einen Juden des Mordes eines 
chriſtlichen Kindes anklagen follte, fo fol er den Juden mit ſechs Zeugen, 
drei Chriften und drei Juden überführen, und wenn er diefen Beweis nicht 
vollführet, der Jude aber überdem fich eidlich reinigt: fol er (die allgemeine 
Strafe der falfchen Anklage) diefelbe Strafe erleiden, welche den Juden 


1) Es erſtrekt ſich diefe Darftelung gleichzeitig auf die fammtlichen von Polen 
an Preußen gelommenen Länder, insbejondere alfo auch auf bie im dritten Ka⸗ 
pitel gegebenen Berhältniffe der Juden in den zu Weftpreußen gehörigen Diſtrik⸗ 
ten, dem Kulm: und Michelauer Kreiſe und der Stadt Thorn mit Gebiet, da 
diefe biß zu der V. v. 1. Juni 1833 gleiche Schictfale mit dem Großberzogthum 
Poſen hatten. 

2) Abgebrudt bei Kortum: Weber Judenthum und Juden. Nürnberg 1795. 

2) Vergl. bie allgem. biftor. Einleitung ©. Uflg. und bie hiftor. Ginleitung, Schles 

ſten betreffend, ©. 218 flo. 
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Dieſes nach ben damaligen Berhältniffen höchft freifinnige Gefet lautet: 


Kap. J. Bon dem, was in Anfehung der beizubehaltenden Juden 
und ihrer Befhaffenheit zu beobachten ift. $. 1. Alle Suben, bie zu dem 
Zeiten, ald Süd: und NeusOftpreußen ben Königl. Preuß. Staaten einverleibt worden, 
fi in biefen Provinzen wohnhaft, oder in Dienften bei andern dafelbft etablierten Juden 
befunden haben, und ſich nad) Vorfchrift diefes Reglemente ehrlich ernähren koͤnnen und 
und wollen, follen fernerhin nicht nur für ihre Perfonen, fondern auch für ihre aus- 
wärts noch nicht etablirte, fondern unter väterlicher Gewalt ftehende, oder ſchon für ſich 
im Lande etablirte, und für ihre künftig zu erzeugende Kinder, und derfelben Abkömm⸗ 
linge, wenn diefe gleich den Vätern reglementsmäßig Nahrung und Unterhalt erwerben 
tönnen und wollen, im Lande geduldet und gefhügt werben. 


$. 2. Diejenigen Juden hingegen, welche vor der Beflgnahme diefer Provinzen ihre 
Wohnung außerhalb gehabt, und damals nur ald Fremder, um ihrer Geichäfte willen, 
fi) in benfelben eine Zeit lang aufgehalten, oder als herumftreifende, mit feinem Wohn: 
fig verfehene und Bettelnbe ſich darin befunden haben, fo wie diejenigen, bie ſich erſt 
nad) der gedachten Befignahme darin eingefunden haben, müffen, in fofern nicht einem 
und dem andern, nach befonderer erheblichen Bewanbniß der Umftände, der Schug be: 
williget werben follte, vor dem 1. Oft. d. 3. das Land verlaffen, und wenn fte nadı bie: 
ſem Zage fich betreten laſſen, aufgegriffen und fortgefchafft, wenn fie aber hierauf ſich 
wieber einfchleichen, mit halbjährigem Gefaͤngniß bei öffentlicher Arbeit beftraft, und 
hierauf mit der Verwarnung, im nochmaligen Kontraventionsfalle auf Lebenszeit gefan⸗ 
gen geſetzt, und zu öffentlichen Arbeiten angehalten zu werben, über die Gränze gebracht, 
aud in ſolchem Kalle diefe Strafe an ihnen ohne Nachficht vollzogen werden. 


$. 3. Um bie gefhüsten Juden überfehen, und von ben ſich einfchleichenden, und un: 
erlaubt im Sande ſich aufhaltenden, unterfcheiden zu koͤnnen, auch die gefchügten gegen 
deshalbige Anfechtungen zu fichern, fol 


a) ein genaues und vollftändiges tabellariſches Verzeichniß aller ſchutzfähigen Juden, 

. nad ihrem Namen, Wohnörtern, Gewerben, Kindern und Gefinde beiderlei Ge: 
ſchlechts in jedem Kreife, und jeder fteuerräthlichen Infpettion aufgenommen, und 
an die Kammer eingefandt, von berfelben aber, aus diefen Spezialtabellen eine 
Generaliudentabelle angefertigt werben. 


b) muß außerdem jeber jüdifche Hausvater alle Vierteljahr, wenn fi in bemfelben 
mit ihm und feiner Samilie ſolche Veränderungen zugetragen haben, die in Verle⸗ 
gung ihrer Wohnung nad) einem andern Ort, Abfterben des Eheweibes, Geburt 

: ober Zod von Kindern, Abichaffung oder Annehmung des Geſindes beftehen, diefe 

=  Beränderungen feiner Gutsherrſchaft, oder Obrigkeit anmelden, diefelbe ſolche Ans 

zeige, wenn der Jude auf dem Lande wohnt, dem Landrathe des Kreifes, und wenn 
er in einer Stadt wohnt dem Steuerrathe der Infpektion zufenden, welche Anzeigen 
in eine Zabelle, nad) dem ihnen von der Kammer zuzufertigenden Schema zu brin: 
"gen, und berfelben vierteljährig einzufchicken find, damit die vorgefallene Veraͤn⸗ 
derungen bei ber jährlichen Generaljudentabelle bemerkt, und die jährlich einzufen> 
denden Sudentabellen darnach Eontrollirt, auch bedürfenden Falls rektifizirt wer: 
den, und folchergeftalt der Perfonalftand der Schugfuden, nad) ihrer Qualität und 
Anzahl ſich beftändig in gehöriger Richtigkeit und Ordnung erhalte. 

ec) Soll jeder zu fhüsender Jude mit einem Schugbriefe verfehen werden, außerdem 
aber muß auch, um biefelben gegen die Beeinträchtigungen ber fich einfchleichenden 
unzuläfligen Tuben zu bewahren, ſowohl der Hausvater als jedes feiner männli: 
chen Kinder, weldyes das zehnte Zehr zurücgelegt hat, und jedes männliche Ge: 
‚finde mit einem gedruckten bloß auszufüllenden, gegen 3 Gr. preuß. Schreibgebüh: 
ren und 1 Gr. zur jüdiſchen Schulkaffe, fonft aber unentgeldlich, von dem Land: 





nem Zweifel, daß jenes &. jedenfalls durch die B. v. 1. Juni 1833 aufgehoben 
fein würde, wenn ed auch bis dahin gegoten hätte; dagegen wäre jene Anſicht 
auch jest noch von ber größten praktiſchen Wichtigkeit rückfichtlich der übrigen 
Gebietötheile, für die jenes G. v. 1797 gegeben, infofern auf biefelben das ©. v. 
1812 nicht zur Anwendung kommt, alfo rüdfichtlich der im Zilfiter Frieden abs 
getretenen Länder, von denen im folgenden Abſchnitte bie Rebe tft. Daß je 
doch jene Anficht des Minifterii über die Gefammtgefeßgebung, welche rückſicht⸗ 
lich der Juden in jenen Provinzen zur Anwendung zu bringen, eine irrige ifl, 
ergiebt die folgende Darftellung. Es flimmt hiermit üb Koh a. a. O. 
©. 264. Rote 16. 


ee 
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oder Steuerrath des Wohnorts zu ertheilenden Legitimationszettel, ſich verſehen, 
und denſelben wohl aufbewahren, inſonderheit aber auf Reiſen bei ſich führen, oder 
gewaͤrtigen, daß in Ermangelung dieſes Zettels er, bis er ſolchen beibringt, oder ſich 
ſonſt als ein geſchuͤtzter Jude ausweiſet, angehalten werden, und über bie ſich da= 
durch verurſachte Koſten und nachtheilige Verſaͤumniß in ſeinen Geſchäften, dem, 
der ihn angehalten, dafuͤr Einen Rthlr., für welchen, wenn dieſe Geidbuße einen 
a oder Dienftboten trifft, der Water oder Dienftherr haften muß, verlegen 
Ö . 

5.4. Mit denjenigen Juden, bie Feine Legitimationgzettel haben, und nicht als ge: 
fhügte Juden fi ausweifen koͤnnen, muß ohne Nachſicht nach ber Vorſchrift des 5. 2 
verfahren, überdies auch aus berfelben Vermögen demjenigen, ber ihren unerlaubten 
Aufenthalt im Lande entdeckt und angezeiget, nach der Beſchaffenheit folchen Vermö⸗ 
gens, eine Belohnung von Einem Rthlr., wenn aber baffelbe dazu hinreicht, von 3 bie 
5 Rthlr. gegeben werben. 

$. 5. Fremden Juden foll zwar zu erlaubten Handlungs⸗ und andern Gelegenheiten, 
der Eintritt ins Land, und der dazu nothwendige Aufenthalt verftattet fein. Wenn fie 
aber nicht als fträflich eingefchlichen angefehen und behandelt werben wollen, müffen fie 

a) blos burch eines der Sränzzollämter einpaffiren, unb allen Eingang ins Land durch 
andere Derter und auf andern Wegen vermeiden. 

b) Im 3ollamte müflen fie ein Atteft der Obrigkeit ihres Wohnorts, daß fie bafelbft 
wirklich etabliet find, vorzeigen, auch, wenn fie nicht mit eigenem Fuhrwerk reifen, 
wenigſtens 50 Fl. preuß. baares Geld, ober für einen gleichen Betrag erlaubte 
Waaren bei ſich führen, und biejenigen, die dies nicht bewerkſtelligen, von ber 
Gränze zuruͤckgewieſen werben. 

ec) Muͤſſen fie den Ort, wohin fie ſich ihrer Geſchaͤfte wegen begeben wollen, und bie 
muthmaßliche Dauer ihres Aufenthalts zur Ausrichtung ſolcher @efchäfte anzeigen; 
und 

d) wenn fie fich folchergeflalt ausgewieſen haben, mit einem Geleitefchein des Zolls 
En worin bie Umſtände ab b) et c) zu verzeichnen find, fich verfehen. Wollen 

e aber 

e) blos nach einem fremben Orte bin- und durdhreifen, fo bebarf es zwar nicht ihrer 
ad b) et c) vorgefchriebenen Legitimation, fie müffen aber alddann ben fremden 
Drt, wohin fie fich begeben, und die Reiferoute, welche fie nehmen wollen, im Zoll⸗ 
amte anzeigen, weldyes darnach den Geleitsichein, gegen die bereitö geordnete, zur 
Zollkaffe berechnende Bebhhren, auszufertigen hat. 

8. 6) Jeder fremde Jude, welcher ſich ohne einen ſolchen Geleitsſchein im Lande betres 
ten läßt, fol, ohne Rüdficht darauf, ob er auf Betteln, Haufiren unb anderer unerlaubs 
ter That betroffen wird ober nicht, aufgehoben, und mit ihm nach der Vorfchrift des 
$. 2 und 4 verfahren werben. Es foll aber auch 

$.7. ein mit einem Geleitsfchein verfehener fremder Zube, wenn er bei feiner bloßen 
Durchreife in ein fremdes Land außerhalb ber angegebenen Reiferoute, im Lande her⸗ 
umftreift, bettelt und handelt, ober ſchachert, imgleichen, wenn er bet feinem Aufenthalt 
im Lande zum Behuf feiner Gefchäfte, über die angegebene Zeit darin vermeilt, oder an 
einen andern Ort im Lande fich hinbegiebt, und nicht von bem Land: ober Stenerrath 
der Stadt, in welcher er fih aufhält, die Tchriftliche, mit dem öffentlichen Amtsſiegel 
verfehene Bewilligung zum längern Aufenthalt, oder zur Reife und Verweilung in einer 
andern Stadt erhält, welche er nicht ohne erhebliche, in der fchriftlichen Erlaubniß 
anzuführende Urfache, auch nur auf eine kurze zu benennende Zeit von 14 Zagen, höch⸗ 
ftens 4 Wochen ertheilet werben, muß eben fo, wie ein, ohne Geleitsfchein eingefchliche: 
ner fremder Jude angefehen und behandelt werden. 

$. 3. Keinem fremden Juden foll zum Aufenthalt im Lande ein Geleitsfchein, 


a) überhaupt auf längere Zeit als vier bis hoͤchſtens ſechs Wochen, vom Dato feines 
Geleitsſcheins anzurechnen, 

b) zu keinen andern Gefchäften und Zwecken, 
„als nur feine Verwandte zu befuchen, fid) von Krankheiten heilen zu laffen, Erbs 
„ſchafts⸗ und Schuldangelegenheiten abzumachen, in ftreitigen Rechtsſachen, bei 
„welchen feine Gegenwart nothwendig ober zuträglich iſt, fremde einzuführen ers 
„laubte Waaren zu verlaufen, und Waaren im Lande zum auswärtigen Debit ein » 
„zueaufen, und auszuführen,” 
von den Zollämtern ertheilet werben, indem 

$. 9. niemals und auf feinen Ball ein folder Jude, neben den Gefchäften, wozu er 

feinen Geleitsſchein erhalten hat, im Lande Waaren einzukaufen, und wieder darin zu 


L 
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vetkaufen, ober andere Gewerbe zu treiben: ſich beigehen Liaffen muß, und wenn er dawi⸗ 
der handelt, gegen ihn als eihen Cingefchlichenen, nad) ben vorftehenden Verfuͤgungen 
zu verfahren iftı 

8. 10. Auf die Kontraventionen ber ſich einfchleichenden,. und der ihre Geleitsſcheine 
mißbrauchenden Juden, find alle Obrigkeiten, infonderheit aber die Polizei und Kon: 
fumtiongfteuers auch Zolls und Gränzoffizianten, verbunden, genau zu vigiliren, und 
wer fich hierbei einer Nachſicht ſchuldig macht, ſoll dafuͤr empfindlich geftraft wer- 
den. 

8. 11, Damit dielenigen Juden, welche fi zum Schug im Lande qualifiziren, nicht 
Übergangen werben, diejenigen aber, bie fich im gegenfeitigen Fall befinden, nicht unbe: 
merkt im Lande verbleiben, fo fol jeder ſchuldig ſein, ſich von ſelbſt und unaufgeferdert 
vor dem 1. Oktober d. 3. bei der Obrigkeit feines Wohnorts zu melden, und zur Ver⸗ 
zeichnung aller Juden im Lande auffchretben zu Taffen. 

Wer diefes unterläßt, fol nad dem 1. Oft. d. 3. für einen ſolchen, der nicht zum 
Schutz geeigenfchaftet ift, geachtet, und mit den Seinigen aus dem Lande gefchaft 
w 


erden. 
um jeden Schupfählgen gegen ſolche ihm nachtheilige ge en ficher zu ftellen, fol 
dfefe Verfügung vier Wochen nacheinander, am jedem Sabbath, in allen Synagogen 
von den Rabbinen öffentlich befannt gemacht, und von benenfelben eine Anzeige, daß es 
gefcheben, an die Obrigkeit der Synagoge eingereicht werden, wie benn auch jebe Obrig- 
keit dem fi bei ihm in der beflimmten Friſt zur Aufzeichnung melbenden, auf fein 
Verlangen darüber, daß es gefchehen, ein kurzes Atteſt zu estheilen, diejenigen aber, die 
ſich in der gedachten Zrift nicht gemeldet haben, werben, nach Ablauf berfelben bei eige: 
ner Verantwortung dem Landrathe, wenn ed Tuben. auf bem Lande, und dem Gteuer: 
rathe, wenn es Juden in ben Stäbten betrifft, anzuzeigen gehalten fein fol. 

$. 12. Da die bisherige Art, nach weicher ein Zube den bei ber Befchneibung ihm ge: 
gebenen, und den Vornamen feines Vaters führt, auch fich allenfalls nad) einem will 
Türlichen Nanten von feinem Wohnort oder Gewerbe beilegt, viele Verwirrungen madıt, 
umd zu Unterfchleifen Amlaß giebt, fo foll jeder Schugjude, außer feinem Vornamen, 
gleich den Chriften einen Geſchlechtsnamen annehmen, ſich mit demfelben in allen feinen 
Geſchaͤften nennen und fchreiben, und biefer Gefchledhtöname von feinen Defcendenten 
männlichen Geſchlechts unveränderlich beibehalten und fortgeführt werben. 

$. 13. Ein jeder zu Schutz geeigenfchafteter Jude, ber nicht in bes Vaters. Haufe und 
deſſen Gewalt lebet, oder bei einem etablirten Juden bienet, fondern auf feine eigene 
Hand leben will, muß fic zu einem den Juden nachgelaffenen, unten zu beflimmenden 
Gewerbe widmen, und folches treiben. Wer biefes nicht thun, fondern von zufälligen 
Gewinn, aus Aufträgen von andern, Schacherei, Fazienden und Verfuren, und Umſchlaͤ⸗ 
gen für feine Rechnung leben will, foll im Lande, wenn er gleich fonft nad) den Erfor⸗ 
derniffen des $. 2 ſich zum Schug qualifiziven möchte, nicht gebulbet werden. 

$. 14. Kein Jude fol ohne erhaltenen Konfens und Trauſchein fich verheirathen duͤr⸗ 
fen, und wer dawider handelt, feiner Schusfähigkeit ohngeachtet, aus dem Lande ge- 
fchafft, derjenige aber, welcher ohne Konfens und Trauſchein die Trauung verrichtet, 
in. 50 Rthlr. Strafe genommen, das zweitemal dieſe Strafe verboppelt, und dag brittes 
mal derſelbe mit Verluft des Schutzrechts, aus dem Lande gefchafft werben. 


$. 45. Es fo aber keinem Juden, Konfens und Trauſchein zur Heirath anders geges 
ben werden, ald wenn er 

a. ein 25jähriges Alter zuzuͤckgelegt hat, und 

b. außerdem zugleich ein Etabliffement ober Gewerbe, zum wahrfcheinlich ficheren 

Unterhalt für fi und feine Bamilie, nachweifen kann, und es foll 

von der zweiten Erforderniß niemals, von ber erften, ober dem 25jährigen Alter, 
aber nur aus erheblichen Urfachen, und wenn dem jüngern, durch Ausfegung feiner Hei: 
rath bis zum erlangten geleamdbigen Alter, die Gelegenheit zu einem vortheilhaften 
Etabliffenent, oder zur beträchtlichen Werbefferung feiner Gluͤcksumſtaͤnde, genommen 
werden würde, eine Diöpenfation, gegen bie unten beflimmten Gebühren ftattfinden. 

$. 16. Keinem Juden foll eine Ausländerin zn beirathen erlaubt fein, wenn fie ihm 
nicht erweislich wenigftens 500 Rthlr. zubringt. 

$. 17, Die jest verheiratheten jübifchen Dienftboten follen zwar gebuldet werben; 
wenn aber ein folcher Dienftbote wegzieht, ober mit Tode abgehet, To darf an deſſen 
Stelle nichtt wieder ein deweibter Dienftbote angenommen werben, indem dergleichen, 
nad) dem Abgange der jegt vorhandenen, nicht weiter erlaubt fein follen. 

Kap. I. Bon den Wohnorten und unbeweglihen Grundftüden der 
Suden. $. 1. Kein Schutzjude darf nad) feinem Gutbefinden ben Ort feiner Wohnung 
und Gewerbes wählen und perändern, fonbern biefes muß mit Einwilligung ber Kam: 
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mer geſchehen, und gleichergeftalt darf Fein Jude ein Grundftüd, ohne ſolche Einwillis 
gung kaufen und erwerben. 

y 2. Die Juden welche jetzt auf dem Lande leben und Handlung treiben, follen zwar 
dabei, bis fie in Städten ihr Unterfommen und Fortſetzung ihres Handels finden können 
und dahin werden gewiefen werden, ober bereits gewiefen find, bei ihrem gegenwaͤrti⸗ 
gen Gewerbe belaffen werden, müſſen fic aber in Anfehung deſſelben, fo wie überhaupt 
in Anfehung deſſen, was den Aufenthalt der Juden auf dem Lande betrifft, nad) dem, 
was dieferhalb im folgenden Kap. feftgejegt ift, achten, 

$. 3. Künftig hingegen follen diejenigen, welche Yaufmännifches Verkehr und ſtädti⸗ 
fche Gewerbe treiben, nur allein in den Städten wohnen, und eigene Häufer befigen 
können, folglich keine derfelben auf dem Lande gebuldet werben. 

‚4. Wer in ber Stadt, wo er wohnt, ſchon ein Haus und anderes Grundſtuͤck eigen: 
thuͤmlich befist, fol daffelbe fernerhin behalten, jedoch wenn bie Gebäude verfallen find, 
ſolche gehörig wieder herftellen, und befländig in feuerfihern tüchtigem Stande erhals 
ten, wenn es aber ein durch Brand, oder fonft wüft geworbenes Grundſtück und Platz 
ift, folchen mit einem Wohnhaufe nach polizeiliher Erforberniß und Vorfchrift bebauen. 

$.5. Wenn auch ein Schugjube in ber Stadt einen, keinem Partikulier zugehörigen, 
ober von demfelben ihm abgetretenen ober verlaffenen Plas, mit einem Wohnhauſe be> 
bauen will, und ſich ein hriftlicher Bürger findet, der diefes unternehmen will, fo fol 
es ihm nicht nur nachgegeben werben, fondern ihm auch alle Wohlthat an Bauhülfs- 
geldern und fonftigen Vortheilen, welche den Ghriften, die dergleichen unternehmen, 
werden ausgemacht werben, gleich denfelben ſowohl in diefem Fall, als in dem Fall, ber 
ihm * bem vorhergehenden $. freiſtehenden Bebauung eines eigenthuͤmlichen Platzes, 
angedeihen. 

In allen Wohnhaͤuſern aber, welche zu bauen einem Juden nachgelaſſen werden wird, 
muß derſelbe eine ſchickliche Gelegenheit zur Soldateneinquartierung, nach Anweiſung 
der Obrigkeit, banen und anlegen, welches auch in den ſchon von Juden beſeſſenen Haͤu⸗ 
fern, wo ed Raum und andere Umftände zulaffen, geichehen muß. 

$. 6. Die folchergeftalt von einem Juden zu erbauenden Häufer und andere von ihm 
auf vorhergängige Bewilligung der Kammer etablirte Grundſtuͤcke, fol derfelbe im erb⸗ 
lichen Befig und Eigenthum haben, folglich verkaufen, oder auf feine Erben und Ab⸗ 
koͤmmlinge trandferiven Fönnen. Es verfteht ſich von felbft, daß er, und jeder jübifche 
Befiger, von ſolchen Grundftüden alle Iandesherrliche, bürgerliche und gutöherrliche Ab: 
gaben und Laſten wie die Ehriften, die fich im gleichen Kalle befinden, tragen muß. 

8. 7. Wo etwa eine und andere Stadt ein nad) gefchehener genauen Unterfuhung wohl: 
gegründet befundenes Recht hat, daß die Juden nur in einem gewiſſen Revier wohnen 
dürfen, da fol diefelbe in ſolchem echte nicht beeinträchtigt werden, und demnach, was 
F. 5 verordnet iſt, nur von ſolchem Revier ftattfinden. 

Dafern aber außerhalb demfelben wüfte Baupläge fein, und zu deren gehöriger Be: 
bauung keine Chriften, fondern nur Juden ſich verftehen möchten, da foll, jenes Privi: 
legii ungeachtet, jedoch nicht anders, als mit Einwilligung ber Bürgerfchaft, den Zu: 
ben Bebauung und Bewohnung foldher Stellen verftattet werben, wie benn auch, wenn 
die hriftliche Bürgerfchaft, deren Intereſſe hierbei eigentlich verfiret, zuträglich finden 
möchte, überhaupt von folhem Recht abzuaehen, und die Tuben in der ganzen Stadt 
wohnen zu lafjen, daffelbe nach wohlgeprüften Umftänden und Gründen fol aufgehoben 
werben können, 

Kap. IH, Bon den Gewerben der Juden. $&. 1. Jeder ſchutzfähige Zube, 
welcher ſich auf ein Gewerbe anfegen will, kann es nicht anders, als mit vorhergehen: 
der Genehmigung der Kammer thun, und muß daher folches Gewerbe und ben Ort, wo 
er ſich darauf etabliren will, feiner Obrigkeit, biefe aber dem Land: und Steuerrath ans 
zeigen, welcher darüber mit Anführung der Qualifikation des Juden und ber Übrigen 
in Erwägung zu nehmenden Umftände an die Kammer zu berichten hat. 

8.2. Was die jest auf dem Lande wohnenden, und Hanbel treibenden anbetrifft; fo 
müſſen diefelben, wenn fie bei dem Handel bleiben wollen, fobald fie Gelegenheit finden, 
oder ihnen verfchafft werben kann, und ihnen ber Zermin, von welchem an, kein Iube 
weiter zum Handel auf dem Lande geduldet werden foll, befannt gemacht werden wird, 
ober bereits bekannt gemacht ift, fid) vom Lande weg, und in eine Stadt begeben, bie 
en fie zwar ald Handelsjuden auf dem Lande noch gebulbet werben, fie duͤr⸗ 

en aber 

a. nichts ald Produkte des platten Landes, die ihnen von den Landbewohnern zuge: 

bracht werben, alfo nicht mittelft Haufirens auf dem Lande zufammen gefucht wer⸗ 
ben müffen, einkaufen, und ſolche nicht unmittelbar in den Seeplägen, ſondern 
nur in den dortigen Landftäbten weiter verhandeln. 

b. Keine andere, als folhe Waaren, die zum landwirthſchaftlichen Bedürfni des 
gemeinen Mannes gehören, als Eiſen und eifernes Wirthichaftsgerätbe, Höker⸗ 


EEE 
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waaren 2c., nicht aber Materialwaaren, feidene, wollene unb andere Zeug: unb 
" Ellenwaaren, Weine und Sachen, die zum Luxus gehören, führen und verkaufen, 
auch die ihnen erlaubten Waaren nur aus den dortigen Landflädten nehmen, auch 
die ihnen erlaubten Waaren nur in ihren Wohnungen verkaufen, und nicht dazu 
aus⸗ und herumtragen. 
c. Den Unterthanen nicht Bier und Branntwein borgen, oder gegen ihre Produkte 
vertaufchen, und 
d. keine wucherlichen Umfchläge fi zu Schulden kommen laſſen; 
e. Alles Hauſirens und Herumftreifens auf dem Lande und in den Städten zum Ein⸗ 
und Verkauf von Produkten und Waaren fich ſchlechterdings enthalten. 


Wenn ein Jude dawider handelt, fo foll der Betrag, weldyen der andere Kontrahent 
aus einem folhen Handel ihm wirklich ſchuldig geworben ift, zwar ausgemittelt, vom 
Schuldner aber nicht an ihn, fondern an den Fiskus bezahlt, und er noch außer diefem- 
Verluft feiner Forberung, mit 5 bis 10 Rthlr. Strafe belegt, diefe Strafe im zweiten 
Kontraventiongfall verdoppelt, im dritten aber berfelbe feines Schugrechtes verluftig ers 
Hart, und fiber die Gränze gebracht werben. 

Sollte aber fein Schuldner die Zahlung der ausgemittelten wirklichen Schuld zu leis 
ften unvermögend fein, fo fol der Zude ben Betrag der wirklichen Schuld aus feinem 
eigenen Vermögen, noch außer der Geldftrafe, dem Fiskus zu entrichten gehalten fein. 

Hat hingegen ein Zube wider das vorgebadhte Verbot ud c. einem dhriftlichen Unter: 
tbanen Bier und Branntwein, geborgt, oder gegen deſſen Produkte vertauſcht, ſoll des 
Juden Anfprudy wegen ſolcher Schuld, weil der Unterthan dadurch gar nicht gebeflert 
- worden, durchaus ungültig fein, unb daraus weber zum Vortheil des Juden, nod 
für den Fiskus einiges Recht gegen den Schuldner ftattfinden, der Jude aber überdies, 
wie vorhin erwähnt worden, in 5 bis 10 Rthlr. Strafe genommen, diefe das zweitemal 
verboppelt und im dritten Kontraventionsfall derfelbe feines Schugrechts verluftig ers 
Härt, und über die Gränge gebracht werben. 

Die Hälfte ſowohl der dem Fiskus zufallenden Korderung als der Geldftrafe, in welde 
der Zube genommen wird, fol dem Denunzianten zufließen. 

Iſt der Zude, für dem Unterthan gegebenes Bier und Branntwein, durch von dem⸗ 
felben ſchon erhaltene Produkte befriedigt, fo muß der Jude, außer der gebadhten Strafe 
den auszumittelnden Werth der für Bier und Branntwein erhaltenen Produkte, dem 
Fiskus bezahlen, und dazu angehalten werben. 


f. Verſteht es fi von felbft, daß, fo lange den handelnden Juden noch auf dem 
Lande zu bleiben verftattet fein wird, diefelben außer den obigen Einfchräntungen, 
fi) allem, was wegen des Handels überhaupt, und auf dem Lande allgemein ee 
gefest werben wird, unterwerfen müffen. 

8. 3. Die den Schutzjuden erlaubte Gewerbe und Rahrungsarten follen 


in taufmännifchem Handel, 
in Künften und Handwerfen, 
in Aderbau, Biehzucht und Fuhrwerk, 
und in Handarbeit, um Lohn, 
befteben. 
$. 4. Aller Handel und Faufmännifches Verkehr fol künftig von den Juden, fo wie 
von den Chriften, nur in Städten getrieben, unb Teinem auf dem platten Lande ver: 
ftattet werden. 
$. 5. Die Juden, welche zum Handel Konzeffion erhalten werben, follen benfelben 
zwar, wie hriftlige Kaufleute, mit allen erlaubten Waaren treiben koͤnnen, jeboch glei⸗ 
chen Drbnungen, Pflichten und Einſchränkungen mit den chriftlichen Kaufleuten, unter: 
worfen fein, und da biöher faft jeder Jude, theils gänzlich, theild neben feinem fonfti: 
gen Gewerbe mit Handeln und Schachern ſich abgegeben, fo fol künftig in jeder Stadt 
nur eine folche Anzahl, als ſich mir den chriftlichen Kaufleuten und Krämern vom Han: 
dei unterhalten können, dazu zugelaflen werden; wer aber nicht ald Kaufmann qualifis 
zirt, und ausdruͤcklich Eonzeffionirt ift, alles Handels und kaufmännifchen Verkehres bei 
Strafe der Konfiskation der bei ihm gefundenen Waaren, und im dritten Kontravens 
tiondfall bei Strafe des Verluften feines Schuged, und Räumung des Landes ſich durch⸗ 
aus enthalten. 
$. 6. Diejenigen bie fich Fünftig dem Handel widmen, und dazu die Konzeflion erhal⸗ 
ten, dürfen nicht außerdem noch ein Handwerk, ober ein anderes Gewerbe, von welcher 
rt es fei, treiben, auch müffen fie ihre Handlungsbücher, Rechnungen und andere Nach: 
richten, in beutfcher oder polnifcher, nicht aber in jüdifcher Sprache fchreiben und führen. 
9. 7. Des Hauſirens zum Ein: und Verlauf der Waaren, fowohl auf dem Lande ale 
m bee Stadt, wo fie wohnen, und in andern Städten, müflen fie gleich den auf dem 
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Juden binnen diefer Zeit bie Ackerarbeit erlernen können. Nach Ablauf folcher Friſt 
aber ſollen fie bei Verluſt ihrer Stelle, nicht anders als nur mit jüdifchem Gefinbe ars 
beiten und wirthſchaften dürfen. 

8. 17. Rach abgelaufenen Kreijahren follen fie, wie ſichs von felbft verftchet, zu allen 
Landesabgaben, Dienften und Pflichten, mie folche hriftliche Unterthanen ihrer Art zu lets 
ften haben, oder bei ihrer Anfesung mit ihnen ausgemacht werben wird, verbunben fein. 

Die Präftationen an bie Grunds und Gutsherrn, unter welchen fie ſich anbauen, 
und an Freijahre in dieſer Hinficht bleiben ihrem Webereintlommen mit benenfelben 

erlaffen. 

6. 18. Da ſich jest die mehreften Krugpachtungen in den Stäbten und auf dem Lande 
In ben Händen der Iuden befinden, fo joll ed zwar dabei annoch verbleiben. Es fols 
en aber 


a. ſolche Krugpächter durchaus keinerlei Handelsverkehr treiben, fondern neben dem 
Herbergiren, und bem Biers und Branntweinsfchant blos folhe Waaren, bie zur 
Konfumtion der Keifenden erforderlich find, halten, folhe Waaren nicht anders, 
als blos aus den Landſtädten nehmen, und ſich deshalb bei den von Zeit zu Zeit 
anzuftellenden Viſitationen mit Paffirfcheinen, oder zu haltenden Verfteuerungss 
büchern legitimiren, ferner von diefen zum Genuß dienenden Waaren nichts an 
bie Landleute, was biefe nach Haufe nehmen, und nicht im Kruge felbft verzeh⸗ 
ren, verkaufen, auch 

b. ein Bier und Branntwein an die Unterthanen verborgen, ober gegen berfelben 
Produkte vertaufchen, und wer dawider handelt, foll auf gleiche Art, wie wegen 
der auf dem Lande zur Handlung annoch gebulbeten Juden in diefem Kapitel $.2. 
lit, c. wegen unerlaubten Bier: und Branntweinborgens an Unterthanen, und 
Vertauſchens gegen Produkte Kap. III, sub e. verordnet ift, beftraft werben, 
auch foll er den Unterthanen wegen feiner Korberung nicht verklagen diirfen. 

Mebrigens müffen fie ihre Krugwirthſchaft nur mit jübifhen, und nicht mit 
chriſtlichem Gefinde führen. 

$. 19. Wer endlich nicht zu einem ftähtifchen Gewerbe nad) den obigen Beſtimmun⸗ 
gen zugelafien werben kann, auch nit Züchtigkeit, Mittel und Gelegenheit bat, auf 
dem Lande eine eigene oder gepadhtete Wirthfnaft zu unlernehmen und gu treiben, muß 
feinen Unterhalt durch Dienen um Lohn und Belöftigung als Gefinde bei einem Chri- 
ften ober angefegten Schugjuben, oder wie Ghriften, die rn in folhem Fall befinden, 
durch Arbeit und Sogelohn zu gewinnen fuchen, indem, da ihnen faft alle Nahrungs: 
quellen hriftlicher Bürger und Unterthanen eröffnet find, und es ihnen alfo an Gele 
genheiten zur orbentlichen und ehrlichen Subſiſtenz nicht fehlt, ſchlechterdings nicht weis 
ter geftattet fein, und darauf genau vigilirt werben ſoll, daß ein Jude, ohne einer ber 
vorftehend ihnen nachgelaffenen Gewerbes und Nahrungsarten fich zu widmen, und bers 
felben allein obzuliegen, ſich auf feine eigene Hand fege, und durch heimliche Schacherei, 
Umfchläge, und fogenannte Facienden, Aufträge von andern, Wucher, und dergleichen 

ufällige Mittel, die größtentheild mit Betrug und nachtheiliger Beeinträchtigung an- 
erer verknüpft find, fich nähre und erhalte, Diejenigen vielmehr, die fich barauf bes 
treten laſſen, follen ihres Schusrechts verluftig erklärt, und als gemeinfchädliche Mens 
ſchen aus dem Lande gefchafft werden. 

$. 20, Alle Zuden ohne Ausnahme, die ſich auf eine Kunft oder ein Handwerk an⸗ 
fegen, die Ader und Landbau treiben, die bei andern als Gefinde dienen, und bie von 
ber Handarbeit ald Zagelöhner leben, müffen alles Einkaufens zum Wiederverkauf, und 
überhaupt alles Handelns und Schacherns durchaus ſich enthalten, und darauf foll mit 
befto größerer Strenge gefehen und gehalten werben, als dadurch ſolche Zuden nicht 
nur zu ihrem eigenen Nachtheil von ihrer ganzen Applitation und Aufmerkſamkeit auf 
bas Gewerbe, worauf fie angefegt find, und welches fie fonft nur als eine Nebenfache 
zu betreiben und zu vernadhläffigen fi) gewöhnen würden, abgezogen werben, fondern 
auch die hriftlichen und jüdifchen Kaufleute dabei verderben würden. 

F. 21. Wer alfo unter der erwähnten Art Juden nicht blos feine felbft gewonnene 
Produkte und verfertigte Arbeit verkauft, und nicht blos Sachen zu feinem eigenen Be 
dürfniß einkauft, weldyes, wie ſichs von felbft verfteht, jedem unbenommen ie fondern 
Produkte oder Waaren von andern Tauft, und wieder verkauft, wenn es gleich nur die 
geringfte Kleinigkeit wäre, foll fo, wie in biefem Kapitel $. 2. lit. c. wegen der hauſi⸗ 
renden Juden verordnet ift, beftraft, und ſolchemnach die bei ihm vorhandene, zum wei: 
teren Verhandeln eingefaufte Waare, Eonfiözirt, wenn aber biefelbe nicht mehr vorhan⸗ 
den, der Werth davon dem Fiskus bezahlt, wenn hingegen der Käufer das Kaufgeld noch 
ſchuldig ift, ſolches für den Fiskus eingezogen, und bafern der Käufer dazu unvermögend 
fein follte, der Betrag des Kaufgeldes von dem Eontravenienden Juden beigetrieben, und 

überbird berfelbe in 5 bis 10 Thlr. Geldſtrafe genommen, im zweiten Kontranentionde 
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lichen Gebräuche beeinträchtigt und ftört, dafür zur Verantwortung gezogen und geftraft 
werben können, welches jebocd nad) dem vorftehenden $. bei dem behörigen chriftlichen 
Gericht geſchehen muß. 

6. 5. Solchemnach werden auch den Rabbinen und den Berfammlungen mehrerer 
Nabbinergliebern ber Gemeinde und Gefehgelehrten die Beſchließung und Ausübung des 
großen und Kleinen Banned, das Werfagen des Ofternmehls und geihäcdhteten Fleiſches, 
der Theilnahme am Bottesbienft in der Synagoge, und überhaupt alle öffentliche und 
heimliche Auflegung und Exekution kirchlicher Zwangs⸗ und Strafmittel, bei 50 Thlr. 
Strafe für den erften Kal, und im Wieberholungsfall bei Verluft des Amts und ort: 
fhaffung aus dem Lande unterfagt. 

8.6. Damit die Rabbinen bei folder Einrichtung nicht an auskömmlicher Subſiſtenz 
Yeiden, follen fie ihre billige Gebühren und Emolumente in jübifhen Eivil- und Ritual: 
fachen nady einer davon anzufertigenden Zare, jebod) was diejenigen unter ihnen betrifft, 
die bei Synagogen in Königlichen und geiftlichen Städten angeftellet find, nur fo lange, 
bis fie in zureichende Beſoldungen gefest fein werden, behalten, 

8.7. Da viele Synagogen mit Schulden, welche fie theils für fich felbft, theils für 
ihre Gutsherrfchaft unter livarifcher Haftung der Gemeinde aufgenommen haben, bes 
Laftet find, und dieſe folibarifche Verbindlichkeit, vornehmlich den Vermögenden unter 
ihnen, befchwerlich, auch felbft gefährlich ift, fo Tollen die Synagogengemeinden, fobald 
es thunlich fein wird, aus diefer Verbindlichkeit gefest und zu bem Ende 

a) vor allen Dingen ſolche Schulden nad) ihrer Befchaffenheit und Größe genau auss 
gemittelt werden. 

b) In’ Anfehnng derjenigen, welche fie felbft unmittelbar angehen, ift bierans eine 
Repartition des jährlichen Beitrages eines Juden und ein Amortifationsplan zur 
Tilgung diefer Art Schulden an uferti en. 

e) Die dazu zu ſammlenden Beiträge müffen ficher aufbewahret, und zu nichts ans 
ders, ald zur jucceffiven Abführung folder Schulden verwendet werben. 

d) Von demjenigen Schulden aber, weldye eine Synagogengemeinde für ihre Guts⸗ 
herrſchaft Eontrahirt, oder wofür diefelbe die Bürgfchaft übernommen bat, muß 
die Gutsherrſchaft angehalten werben, biefelben durch die Zahlung ober durch 
folche Vergleihe mit den Gläubigern, vermittelft deren fie von ihrer deshalbigen 
Verbindlichkeit völlig entlaflen wird, zu befreien, und obgleich den Gutsherrn dazu 
nad Umſtänden billige Sriften zu verftatten find, fo find ſolche doch nicht zu lange 
auszufegen, und es it vielmehr darauf zu halten, daß bie Synagogengemeinden, 
fobalb und foviel ed nur immer thunlich ift, ihrer Verhaftungen für bie Gutsherrn 
gaͤnzlich entlebigt werben. 

Wie diejed zu bewerkftelligen, und wie bie Judengemeinden von ben Gutöheren für bie 
übernommene Schulden derfeiben zu entfchädigen fein, ift nach der Verfchiebenbeit der 
mit einander deshalb gemachten Verträge und anderer dabei vorfommenden Umftände 
zwifchen ihnen, wenn barüber kein von der behörigen Landesobrigkeit zu vermittelnder 
ober zu beftätigender Vergleich ftattfindet, im ordentlichen Wege Rechtens auszumachen. 


8. 8. Außer den Synagogenoffizianten follen keine andere Öffentliche Bedienten, als 
Schlaͤchter, Zrieberer, Krankenwaͤrter und Babefrauen Einftig ftattfinden. 


$. 9. Inden Städten, wo fich ein ober mehrere Juden befinden, die das Schlachten 
als ein Handwerk und Gewerbe treiben, follen keine Schlädhter als öffentliche Bediente 
beftellt werben, indem bie jüdifchen Schlaͤchter das Ausſchlachten und den Verkauf mit 
Beobachtung der deshalbigen VBorfchriften für ihre Slaubensgenoffen neben ihrer Schlaͤch⸗ 
terprofeffion verrichten konnen. 

Wo aber dergleichen jüdiſche Schlächter als Handwerker nicht vorhanden find, ſoll der 
Zudenfhaft, wenn fie aus einer bis dreißig Samilien befteht, nur Ein Schlädhter, wel: 
her zugleich das Zriebern oder Ausabern zu verrichten hat, und wo mehr als fünf und 
dreißig Zamilien wohnen, nicht über zwei Schlächter und einen Zrieberer zu öffentlichen 
Bedienten nachgegeben werden. 

Auf gleiche Weile ift auch mit den übrigen im vorhergehenden $. benannten öffentli- 
hen Bebienten zu verfahren. 

$. 10. Kein öffentlicher Bedienter ift ohne vordergängige Anzeige an die Kammer, 
und ohne derfelben ausdruͤckliche Bewilligung anzunehmen, und ed follen nur einbeimi: 
Ihe, nicht aber aus andern Provinzen, ober gar fremde dazu vorgefchlagen und bewils 
ligt werden, bamit bie jchusfähigen Juden im Lande, außer den ihnen verftatteten Ges 
werben und Yahrungsarten mehr Gelegenheiten zu ihrem Unterfommen finden. 

$. 11. Den öffentlichen Bedienten foll ed nicht erlaubt fein, außer und neben ihrer 
Zunft nnod) mit koufmännifchem Verkehr und andern Gewerben ſich abzugeben. 

Will indeflen die Judenſchaft in einer Stadt aus dem Mittel der daſelbſt ſchon auf 
ein gewiffes Gewerbe angejegten Glaubensgenoſſen zur Erfparung der Unterhaltungstos 
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5. 3. Das Präſtationgjahr ſoll vom 1. Juni d. I. an gerechnet, und wenn Jemand 
im Lauf ſolchen Jahres fein vierzehntes oder ſechzigſtes Jahr zurückgelegt hat, ober 
flirt, das Rekruten⸗ und Schutzgeld für das volle Jahr bezahlet werben. 

$.4. Die Söhne, welche fi im Unterhalt und in der Gewalt des Waters befinden, 
muß der Vater, jo wie die Diener und Knechte, bie im Lohn und Brod ftehen, ihr Haus: 
wirth hierin vertreten, und für diefelben das Rekruten⸗ und Schutzgeld hezahlen, woge⸗ 
gen dem Hauswirth unbenommen ift, ben Miethskontrakt mit feinem Diener ober Knecht 
darnach einzurichten, und wenn derſelbe vor erlegtem Rekruten⸗ und Schußgelbe von ihm 
zieht, fich wegen folder Abgabe an feinem Lohn, ober feiner Hakfeligkeit gegen ibn vor⸗ 
zufehen, indem auf alle Källe biefe Abgabe vom Hauswirth beigetrieben werden fall, und 
48 feine Schuld iſt, wenn ex fich dieſerhalb gegen ben Diener und Anscht nicht ficher ge: 
ftellt Hat, alfo feinen Regreß an ihn nicht nehmen kann. 

$. 5. Wer zur Beit der Erlegung des Rekruten⸗ und Schutzgeldes verveifet, ahne ben 

‚einigen dad Geld zur Zahlung zurücgelafien zu haben, imgleichen ber ledige Zube, 
welcher zu folcher Zeit fich verſteckt Halt, um feiner Schuldigkeit auszuweichen, ſoll zur 
Strafe das Rekrutens und Schuggeld, das erſtemal doppelt und zweitemal vierfach erle⸗ 
gen, das drittemal aber feines Schutzrechts verluftigerfiärtwerben, und das Land raͤumen. 

$. 6. Wenn ein Jube fidy in ben Militairbienft begiebt, und eingeftellet wird, fo foll 
berfelbe, fo lange foldher dauert, vom Rekruten⸗ und Schutzgelde befreiet fein, auch 
wenn er im Dienfte invalide geworden, und baher feinen Abichieb erhält, davon für 
feine Perfon beftändig befreit bleiben. 

6. 7. Außer der allgemeinen Abgabe bes Rekruten⸗ und Schutzgeldes foll jeder auf ein 
gewiffes Gewerbe angefegter Jube oder Hausvater einen mäßigen, annoch zu beftims 
menden Beitrag zur Befoldung der Synagogenbedienten und der dffentlihen Schulleh⸗ 
rer thun, welches defto billiger ift, da diefed zu ihrem eigenen Nutzen und Beften ge: 
reicht, und an ehr vielen Orten die chriftlichen Einwohner ebenfalls die Koften zu ihren 
Bedürfniffen von gleicher Art aufbringen. 

Daher ſollen auch biefe Beiträge zu Leinen andern, als zu den Zwecken, wozu fie be 
flimmt find, verwendet, und es muß über die Einnahme und Ausgabe berfelben, um 
ſolche beftändig nachweifen zu Tönnen, befondere Rechnung geführt werden. 

. 8, Für die vorftehenden Abgaben und Beiträge follen bie Juden in Suͤd⸗ und Neus 
Dftpreußen nicht wie in andern Königl. Provinzen in solidum haften, und bie Vermoͤ⸗ 
penben nicht die Unvermögenden übertragen, fondern jeder nur für ſich feldft, und bie 

hm obliegende Yräftation in der oben vorgejchriebenen Art verpflichtet fein. 

$. 9. Der heirathende Jude muß für den Zraufchein, ohne welchen er nicht getraut 
werben barf, an das Potsdamſche Militair-Waifenhaus, 


wenn er zu 100 Athir. bis zu 300 Rthlr. Vermoͤgen geſchaͤtt wird 41 Rthle. 

- wenn fein Vermögen über 300 Rthlr. bis 800 Rthlr. geſchätt wird 3 Rthlr. 
und bei feiner Bermögene[chötung über 800 Rthlr. 5 Kthlr. 
außerdem aber nad) Werhältniß eben fo viel, und zwar bie Hälfte bavon an bie vorges 


jegte Krieges⸗ und Domainentammer, bie andere Hälfte aber zur jüdiſchen Schulkaſſe, 
unb in allen vorftehenden Fällen 5 Rthlr. Stempeljura erlegen. 


$. 10. Wer vor zurlcgelegtem 24. Jahr feines Alters die Erlaubniß gu heirathen 
erhält, muß für ſolche Dispenfation befonders 30 Rthlr. erlegen. 

In allen andern Vorfällen, wo Ausfertigungen für Juden gefchehen, fol von ihnen 
dafür nichts mehr, ald was die Kanzleigebührentare mit Ari bringt, geforbert wers 
den. (Stengel Bd. 4. ©. 180 flg. Auch befonders erfchienen, deutſch und polnifch. 
Breslau bei Korn.) 

Diefed Gefeß galt in Süd: und Neu: Of- Preußen bid zum Filſiter 
Frieden v. 12. Zuli 1807. 

Durch diefen verlor Preußen die in Folge jener drei Theilungen Polens 
ihm in den Jahren 1772, 1793 und 1795 zugefallenen Laͤndertheile mit 
Ausnahme von Ermeland und einem fchmalen Striche von Weſtpreußen, 
der ‚ur Verbindung der Neumarkt und Pommerns mit Oftpreußen belaſſen 
wu 2 

Es wurden diefe Länder verwendet, um Rußland 1) und das von Napo⸗ 
leon neu kreirte Herzogthum Warſchau zu botiren, 


2) Rußland, Preußens Verbündeter, verfhmähte es nicht von dem unglücklichen 
so ofien den Bialyftoder Kreis mit 400,000 Menſchen abagtreten zu 
erhalten. 
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Es wurden dieſe 
1) turch das Patent v. 15. Mai 1815, wegen der Beſitznahme ded an 

Preußen zurückfallenden Theiled des Herzogthums Warſchau beftimmt. 

= Wir Friedrich Wilhelm 2c. ' 

Vermoge der mit den am Kongrefie zu Wien Theil nehmenden Mächten gefchloffenen 
Uebereinkunft, find mehrere Unferer fruͤhern polnifhen Befigungen zu Unferen Staaten 
zurüctgelehrt. Diefe Befigungen beftehen in dem zum Herzogthume Warfchau gekom⸗ 
menen Theile der Preußifchen Erwerbungen vom Jahre 1772, der Stadt Thoren mit 
einem für diefelbe neu beflimmten Gebiete, in dem jegigen Departement Pofen, mit 
Ausnahme eined Theils des Powisfchen und des Peyſerſchen Kreifess und in dem bis 
an den Fluß Proszna belegenen Theile des Kalifcher Departements, mit Ausſchluß der 
Stadt und des Kreifes biefes Namens. 

Bon diefen Landfchaften Eehrt der Kulm: und Michelaufche Kreis in den Graͤnzen von 
1772, ferner die Stadt Thorn nebft ihrem neu beftimmten Gebiete, zu Unferer Provinz 
Weftpreußen zurfid, zu welcher auch, wegen des Strombaues, das linke Weichfelufer, jes 
doch blos mit den unmittelbar an den Strom grängenden, ober in deſſen Nieberungen 
befindlichen Ortfchaften, gelegt wirb. 

Dagegen vereinigen Wir bie übrigen Landfchaften, welchen Wir von Weftpreußen 
den jehigen Kronſchen und den Kaminſchen Kreis, als ehemalige Theile des Netzdiſtrikts 
Zraufeac, zu einer befondern Provinz, und werben biefelbe unter dem Ftamen bes 
Großherzogthums Pofen befigen; nehmen auch den Zitel eines Großberzogs von 
Poſen in Unfern Königl. Zitel, und dad Wappen der Provinz in das Wappen Unfers 
Königreichs aufzc. (©. ©. 1815. ©. 45 
2) Im Jahre 1818 wurden jedoch | 

a) a von Weflpreußen mit dem Großherzogthume Pofen vereiniget, 
nämlich: 

aa) vom Kreife Gzarnidau: 
a) in dem Antheile der Herrfchaft Filehne: Schloß Filehne, Mifchke, 
Vorwerk Korda, Mariendorf, Ehrbasdorf, Filehner Papiermühle, 
Lukatz, Kiehnwerder, Retſchin, Koppenhoff, Andread Steinborn, 
Drager Theerofen, Rodmandguth, Stephanowo, Glashütte, Fiſ⸗ 
fahn, Proſekel, Proſekeler Mühle, Neu: Hochzeit, Königs Theer⸗ 
ofen, Drager Echneidemühle, Selhow, Seichower Hammer, 
Hansfelde, Eichberg, Groß: Drenfen, Klein: Drenfen, Klein: Kots 
ten, Ruhls Theerofen, Groß: Kotten, Kotten: Dammer, Spring: 
mühle, Schulzenbruch, Groß⸗Lubs, Klein: Lubs, Sorniger Mühle. 
4) in dem Anıheile des Amts Schöntante und der Schönlanker Korft: 
Dorf Straduhn, Theerofen, Freigut Günterowo, Richlichſche 
Mühle, Dorf und Mühle Nikosk, Oberförfter : Etabliffement zu 
Richlich, Unterförfter Erabliffement zu Niewerder, Niekosken; 
V in dem Antheile der Herrſchaft Behle: Dorf Lemnitz, Lemnitzer 
Mühle, Rofenmühle, Kolonie Gronitz, Mittelmühle; 
bb) vom Kreife Chodziefen: in dem Antheile des Amts Zelgniewo und der 
Belgniewoer Forſt mit dem Dorfe Schönfeld, dem Mühlengute bei 
Schoͤnfeld, dem Freigute Gönne und der Unterförfterei Sönne; 
cc) vom Kreife Wirfig: 
a) in dem Antheile der Herrfchaft Lobfend.Ratai mit dem Dorfe, der 
Mühle und der Walkmühle Pieznow; 
Pf) indem Dorfe Zabartowo; 

b) heile vom ehemaligen Negdiftrikte, die zur Provinz Po— 
fen gehörten, mit Weſtpreußen vereinigt, nämlich fol» 
gende DOrtfchaften des Flatower Kreifeb: 

aa) der Antheil der Herrſchaft Vandsburg⸗Zempelburg: Stadt Bantöburg, 

Suchoronzed, Pemperzyn, Mühle Pemperiyn, Freigut Demkowo 

(Dembowice), Schmielomo, Juſtrzembice, Rogalin, Groß⸗Wellwitz, 

Klogbunden, Wyzcka, Niechorz, Klein-Wellwis, Lindenbude, Zboze, 
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der unmittelbgren Aufſicht ber Regierung ober ihres Kommiffarius, ohne ihre Geneh⸗ 
migung dürfen keine Schulden aufgenommen, keine Grunbftüde erworben ober veräu⸗ 
Bert und keine neue Abgaben eingeführt werben. Sie hat das Recht und die Verpflichtung 
die Verwaltung durch Kommifſarien unter Zuziehung ber Repräfentanten revidiren zu 
laſſen, den Beſchwerden der legtern über bie Verwaltung abzuhelfen, und darauf zu hal⸗ 
ten, daß die Rechnungslegung an bie Repräfentanten regelmäßig erfolge. 
$. 9. Sorge der Korperationen, für den Schul: und Religionsunter: 
richt derjüdifhen Kinder.) Die jübifchen Korporationen, und insbeſondere ihre 
Verwaltungsbehörben, find verpflichtet, dafür zu förgen, daß es einem fchulfähigen 
Kinde — vom Tten bis zum zurücigelegten A4ten Lebensjahre — an dem gehörigen 
Schulunterrichte fehle. Siefind dafür verantwortlich, daß alle Kinder, mithin ſowohlKna⸗ 
ben als Mädchen, in diefem Xiter dic öffentlichen Schulen vorſchriftsmaͤßig befuchen, und 
zugleich verbunden, ganz bürftigen Kindern die nöthigen Kleibungsftäde, das Schul⸗ 
eid und bie fonftigen Schulbebürfniffe aus den etwa dafür beftehenden befonbern 
Fonds, in deren Ermangelung aber aus dem Korporationsvermögen zu gewähren. 


$. 10. Unter öffentlihen Schulen werben ſowohl die hriftlichen, als die mit Geneh⸗ 
migung des Staats nad) einem beflimmten Lehrplane eingerichteten und mit vollftän- 
dig qualifizierten und durch die Regierung beſtätigten jüdifchen Lehrern befesten jüdiſchen 
Schulen verftanden. Jedoch kann der Privatunterriht ber Kinder, mit ausdrücklicher 
Genehmigung der Regierung ben Eltern ausnahmsweife geftattet werben. 

$. 11. Fuͤr den befonderen Religiongunterricht der jüdifchen Kinder zu forgen, bleibtjeber 
Bemeinde vorbehalten. Jedoch follen auch als Religionslehrer nur folche Perfonen zugelaf: 
fen werben, welche zur Ausübung eines Lehramts vom Staate die Erlaubniß erhalten 


haben. 
8 ae. Die Lehrfprache beim öffentlichen Unterricht in den jübifchen Schulen ift bie 
eu 


e. 

J. 13. Nach vollendeter Schulbildung ber juͤdiſchen Knaben haben die Verwaltungs⸗ 
behõrden der Korporationen dafür zu ſorgen und find dafuͤr verantwortlich, daß jeder 
Knabe irgenb ein nügliches Gewerbe erlerne, oder fi auf wiſſentſchaftlichen Lehranſtal⸗ 
ten einem höhern Berufe widme, unt daß keiner derfelben zu einem Handel ober Ge: 
iwerbsbetrieb im Umberziehen gebraucht werde, Diefer Verbindlichkeit Tollen fie durch 
bie mit den Vätern oder Vormündern zu treffenden Verabrebungen zu genügen fuchen, 
wenn aber durch biefe der Zweck nicht zu erreichen iftz fo haben fie fih an den Kreis: 
Zandrath zu wenden, welcher bie Väter ober Vormünder (legtere unter Vernehmu 
mit der obervormundfchaftlichen Behörde) anhalten foll, die Knaben einer Wiſſenſcha 
ober Kunft, oder dem Landbau, oder einer nüglichen Handarbeit, oder der Fabrikation 
ober einem beftimmten Handwerke, ober bem Handel von feſten Verkaufsplaͤtzen aus, zu 
beflimmen. ($. 18.) 

$. 14. (Militair: DienfisBerpflihtung der Zuben.) Mit dem Vorbehalt, 
bie allgemeine Militairpflichtigfeit der Pofenichen Juden in Zukunft eben fo, wie in ben 
andern Provinzen der Monarchie anzuordnen, fol auf die Dauer des, durch bie gegen: 
wärtige Verordnung begrünbeten proviforifhen Zuftandes, den dazu moralifch und för: 
perlich geeigneten Juden geftattet fein, innerhalb ihres militairpflichtigen Alters frei: 
willig in ben Mititairdienft zu treten. 

Durd den wirklichen Eintritt wird fowohl ber Eintretende felbft, als deſſen Vater 
von Erlegung bes Rekrutengelbes befreit. Die Väter nicht eintretender Söhne find daf- 
felbe aud ferner zu erlegen verbunden. Wegen der in Beziehung auf die Erhebung und 
Berechnung bes Rekrutengeldes zu treffenden Einrichtung hat Unfer Finanzminifterium 
die erforderlichen Verfügungen zu erlaflen. 

$. 15. (VBerheirathung der Juden.) Die Ehe eines Juden mit einer Auslän: 
berin ift nur in dem Kalle zuläffig, wenn die legtere ein eigenthümliches Wermögen ven 
wenigftens 500 Rthlr. in die Ehe bringt. 

Dispenfationen in einzelnen dringenden Fällen find bei dem Oberpräfidenten ber Pro⸗ 
vinz nachzuſuchen. 

An die Stelle der nady dem A. L. R. Thl. IL, Zit. I, 8. 136. zu einer vollgültigen 
Ehe erforberlihen Trauung, tritt bei den Ehen der Juden die Zuſammenkunft unter 
dem Trauh immel und das (ierliche Anfteden des Ringes; und an bie Stelle des im 
$. 188 dafelbit verordneten Aufgebote, die Bekanntmachung in ber Synagoge. 

$. 16. (Raturalifation der bazu geeigneten Juden.) Die Regierungen ha: 
ben dafür zu forgen, daß die Korporations⸗Angelegenheiten in ber oben vorgefchriebenen 
Art fpäteftens binnen ſechs Monaten nach Publikation diefer Verordnung geordnet wers 
ben. Sobald dies gefchehen ift, und bie Verwaltungsbehörden mit Zuftimmung ber Res 
präfentanten, Namens ber Korporation bie Erklärung abgegeben haben, daß fie für bie 

Grfühung ber hier vorgeſchriebenen Bebingungen haften wollen, follen diejenigen jübi> 
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ten Juben. Diejenigen jübifchen. Einwohner Unferer- Provinz Pofen, welche ſich zu 
Grlangung der, der gedachten naturalifirten Klafie verliehenen Rechte noch nicht eignen, 
follen von der Verwaltungsbehoͤrde jeder Korporation forgfältig und zwar familien: 
weife, nach einem von dem Oberpräfibenten zu beftiimmenden Schema verzeichnet wers 
den. Die Verzeichnifle werden dem Landrathe des Kreifes zur Prüfung vorgelegt, von 
demfelben demnädft befcheinigt und bei der Orts⸗Polizeibehoͤrde aufbewahrt. Alle Jahr 
erfolgt eine Reviſion und Beſcheinigung diefer Werzeichnifie. J 

$. 22. Auf den Grund derſelben wird von der Orts⸗Polizeibehörde jedem Familien⸗ 
vater ein mit der Nummer des Verzeichniſſes verſehenes Zertifilat ertheilt. Dieſes Toll 
die Namen der fammtlichen Mitglieder der Kamilie enthalten, und nach der jährlichen 
Reviſion mit einem Viſa verfehen ober berichtigt werben. 

8.23. Solche Zertifitate follen nur denjenigen Familienvätern und einzelnen volljäh: 
rigen und. felbftfiändigen Juden ertheilt werden, welche den Nachweis führen Eönnen, 
daß fie fich feit dem 4. Suni 1815 beftändig in ber Provinz befunden haben, oder daß 
ihnen der Aufenthalt in derfelben ſpäterhin ausdrücklich geftattet worden. 

8. 24. Die durch folche Zertifilate nicht legitimirten Zuben werben als Fremde be: 
trachtet, und nach ihrer Heimath zuruͤckgewieſen; die Rückkehr aber ſoll ihnen bei einer 
Strafe von 50 Rthlr. ober verhältnigmäßiger Befängnißftrafe unterfagt werben, Den: 
jenigen Juden, welche ſich feit dem 1. Juni 1815 ohne ausdrückliche Erlaubniß in der 
Provinz angefiebelt und einen Wohnſitz im rechtlichen Sinne darin gewonnen haben, 
und in ihre Heimath nicht zurückgewieſen werden können, fol derÖberpräfident bie Aufs 
nahme und das Zertififat zu bewilligen befugt fein. 

$. 25. Alle noch nicht naturalifirten, jedoch ferner zu bulbenben und mit Bertififaten 
zu verfehenden Juden find außer den 5. 20 ausgebrüdten Beſchränkungen, welchen aud) 
die naturalifirten unterliegen, noch folgenben unterworfen : 

a) Vor zurücgelegtem vierundzwanzigften Sabre ift den nicht naturalifirten Zuben 
die Schließung einer Ehe, wenn nicht ber Oberpräfident in dringenden Fällen 
dazu befondere Erlaubniß ertheilt hat, nicht zu geftatten. 

b) Sie follen ihren Wohnftg in der Regel und mit Ausnahme ber weiter unten un: 
ter d. angegebenen Bau nur in Stäbten nehmen, ohne jedoch auf bie zeitheri⸗ 

en Judenreviere beichräntt zu fein. Zu Gewinnung bes ſtädtiſchen Bürgerrechte 
ind fie aber nicht fähig. 

ec. Sie find von dem Handel mit Taufmännifchen Rechten ausgefchloffens bas 
Schantgewerbe darf ihnen nur auf den Grund eines befondern Gutachtens ber 
OrtdsPolizeibehörde Hinfichts ihrer perfönlichen Qualifitation von der Regie 
zung geftattet werben. Der Einkauf und Verkauf im Umherziehen ift ihnın un: 
bebingt unterfagt. Der Betrieb aller anderen an ſich erlaubten ſtehenden Ge 
werbe dagegen darf ihnen unter den allgemeinen gemwerbpoltzeilichen Beſtimmun⸗ 
gen nicht verfagt werden. 

d) Auf dem Lande dürfen ſolche Juden nur dann ihren Wohnfig nehmen, wenn fie 
entweber einen Bauerhof erwerben ober pachten und benfelben felbft bewirth⸗ 
ſchaften, oder wenn fie ſich bei ländlichen Grundbefigern als Dienftboten, oder 
zum Betriebe. einzelner Zweige des landwirtbichaftlichen Gewerbes, z. B. als 
Brenner ober Brauer, vermiethben. Das Schank-Gewerbe auf dem Lande ift 
ihnen ganz unterfagt. 

e) Die Annahme hriftlicher Lehrlinge, Gefellen und Dienftboten iſt ihnen nicht ges 

tt . 


ftattet. 

f) Darlehnsgeſchaͤfte duͤrfen dieſe Juden nur gegen gerichtlich aufgenommene Schuld; 
urkunden, bei Strafe ber Ungültigkeit, abichließen. 

g). Schuldanfprüche derfelben für verkaufte beraufchende Getränke haben Keine rechts 
liche Gültigkeit, 


$. 26. Zu ihrer Verheirathung bebürfen diefe Juden eines Trauſcheins, ber ihnen 
von Seiten des Landraths ftempel- und Eoftenfrei ertheilt werben fol, fobalb fie ſich 
wegen Erreichung des Alters von 24 Jahren ober wegen der vom Oberpräfidenten ers 
baltenen Dispenfation legitimirenz wenn bie Braut eine Ausländerin ift, das berfelben 
eigenthümliche Vermögen von 500 Rthlr. befcheinigen und die Fähigkeit und Mittel 
nachweifen, durch den Betrieb eines gefeglich erlaubten Gewerbes ober durch hinreichen: 
des eigenthlimliches Vermögen den Unterhalt einer Familie zu fihern. Die Borfteher 
ber Korporationen find verpflichtet, barauf zu halten, daß biefen Worfchriften genügt 
werbe. . 

$. 27. Sn Beziehung auf alle im Obigen nicht berübrte Gefchäfte und Verhälniſſe 
werden auch die nicht naturalifirten Juden nach denfelben Grunbfägen, wie bie chrifts 
lihen Einwohner behandelt, und alle wegen dieſes Gegenftanbes ergangene frühere Ver: 
prönungen hiermit aufgehoben. 
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Die definitiven Beftimmungen über bie Zahl der Repräfentanten ber Verwaltungs: 
Beamten und über bie Dauer ihrer Berwaltung von bereit der zweiten Wahl 
ab wird bas Statut jeber Korporation enthalten (8. 6 bed Geſ.). 

Auffichts = Behörden. 

Nach der Borfchrift im & 8 des G. ſteht die Verwaltung der israelitiſchen Gemeinde: 
Angelegenheiten umter dev unmittelbaren Aufficht der K. Regierungen ober ihrer Kom: 
miffarien, diefelben find baher befugt, fowohl zur Abhaltung der Wahlen (4. 5 des G.) 
als aud zur Ausübung des, ihnen durch das &. übertragenen Auffichtörechts, fich der 
Drgane ber Krwisstanbräthe, Ober-Bürgermeifter und Buͤrgermeiſter und der Bezirkes 
Woyts zu bedienen. Artikel 7 

r el 7. 


C(6Wahl⸗Form der Repraͤſentanten.) 

Zur Wahl der Repräfentanten werben bie Stimmberechtigten durch bie Wahl⸗ 
Kommiſſarien vermittelſt einer Kurrende auf einen gewiflen Tag vorgeladen. 

Sobald zwei Drittheile der Stimmberechtigten im Wahltermine verfammelt find, 
tann eine gültige Wahl abgehalten werben. 

In größeren Gemeinden, in denen ſich über 300 Stimmberechtigte vorfinden, bleibt es 
der Behörde uͤberlaſſen, hie Gemtinde in mehrere Wahlbezirte zu theilen, und für jeden 
derfelben, möglicht an. demfelben Tage, bie Wahl abhalten und das Wahl⸗Protokoll 
aufnehmen zu lafien. Demnaͤchſt find die Stimmen ber ganzen Gemeinde zufammen zu 

® L _. 


en. 
 fotute Stimmenmehrheit der Mahl: Berfammlung entfcheibet über bie Wahl. 

Nur die Stimmberedhtigten find wahlfähig. 

Die WahlsKommiflarien ernennen jod bis ſechs angefehene und als reblich bekannte 
Israeliten zu Wahlzeugen, welche das Protokoll mit unterzeichnen. 

Der Wahltermin ift 14 Tage zuvor in den Synagogen bekannt zu machen. Auch 
find die Liſten der Gemeindeglieber und der Stimmberechtigten während eben berfelben 
Zeitfrift im gewöhnlichen Israelitiſchen Gemeindelokale ober in der Synagoge zu Jeder⸗ 
manns Einſicht offen zu legen. 

Reklamationen gegen einzelne Anfäge in benfelben find bie Wahl: Kommiffarien ers 
maͤchtigt auf der Stelle zu enticheiden, ohne daß bergleichen Reklamationen jedoch die 
Vollziehung ber Wahl verzögern Eönnen, 

Die Wahl-Protofolle, denen die vollgogenen Kurrenden beizufügen find, unterliegen 
der Beftätigung der K. Reg. I 

Artikel s8. 
(Wahl⸗Form der Verwaltungs⸗Beamten.) 

Die Gemeinde⸗Verwaltungs⸗Beamten und deren Stellvertreter werben von 
Pr Repräfentanten in derſelben Weiſe ermählt (Art. 7.), ſobald die Iegtern verpflichtet 

n werben. 

Die K. Regierungen ertheilen Worfchriften für die Abhaltung der Wahlen bey Re 
präfentanten und Verwaltungs⸗Beamten, wobei dasjenige analogifch zum Grunde zu 
legen ift, was bie repidirte Staͤdte-Ordnung wegen der Wahlen der Stabtverorbneten 
und ber ftädtifchen Berwaltungsißeamten errfügt, 

\ rtitlel 9. 
(Amtliche Cinſetung der Repräfentanten und Berwaltungs-Beamten.) 

Die amtliche Cinfegung der Repräfentanten, Verwaltungs: Beamten und Stellver⸗ 
teeter gefchieht durch dieſelben Kommiffarien. 

Die Verpflihtung erfolgt nit im Wege ber förmlichen Vereidung (6. 16 des ©.), 
fondern in ber Art, daß die Erwählten durch Handfchlag an Eibes flatt geloben, daß, 
nachdem fie durch die iöraelitifche Gemeinde NN. zum Gemeinde-Repräfentanten u. ſ. w. 
erwählt worden ſeien, fie alle ihre, in dieſer Eigenſchaft vermöge der Allerh. 8. v. 
* Sun 1838 nd on u ME A aha erlaflenen oder nos zu erlaffenden Ins 

uktionen, obliegenben Pflichten gewiffenhaft und getreu erfüllen und fi 
nichts abhalten Laffen wollen. . s i erf ſich davon durch 

Die geſchehene Ableiſtung dieſes Geldbniffes iſt in dem Inſtallations⸗Protokolle wört⸗ 

lich, wie hier angegeben zu vermerken. Die Wahl⸗ und Inſtruktions⸗ Protokolle find 
dreifach anzufertigen, wovon ein Exemplar in der Gemeinde⸗Regiſtratur, das zweite 
bei der Ortö-Poligel- Behörde und das britte bei der K. Reg. aufzubewahren ift. 


Artifel 10. 
‚ (Amtliche Einführung ber Berwaltungs: Beamten.) 
a efe ha ——— neu — erwaltungs⸗Beamten hat der 
⸗Kommiſſarius perfönlid) zu leiten, um biefelben mit dem e 
ThAfte:Berfahren befannt zu machen. md obachtenden Ge⸗ 
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Behörde davon Anzeige zu machen, welche alddann berechtigt ift, mit allen polizeilichen 
Zwangsmaßregeln gegen bie Vorſteher, reſp. gegen bie Eltern einzufchreiten, 

Die K. Regierungen werben eine Revifion bes israelitifchen Schulwefens in allen 
Theilen vornehmen, und die Vollgiehung der obigen Vorfchriften von Zeit zu Zeit durch 
die Kreis-Landräthe, SchulsInfpeltoren und die auf amtlichen Bereifungen befindlichen 
DepartementssRäthe kontrolliren lafien. 


Artikel 15. 

(Entlaffung aus bem öffentlichen Unterrichte unter der Bebingung der Wahl eines 

erlaubten Erwerbzweiges.) 

Bei den Schulen ift ein gleichmäßiger periobifcher, am beften halbjähriger, Prüfungs: 
Zermin, zur eventuellen Entlaffung der während des jedesmaligen Zeitabſchnittes, in 
das normalmäßige Alter — das zurüdgelegte 14. Jahr ($. 9 des G.) — getretenen 
Schulkinder, feftzufegen, und mit vorbehaltener Befugniß der Oris:Schulbehörde, nad 
ihrem billigen Ermeffen bei motivirenden befondern Umftänben und vorauszufehender 
wirklicher Reife des betr. Schulkindes, die Zulaffung zur Prüfung aud) für ſolche Kins 
der, welche das viergehnjährige Alter in dem naͤchſtfolgenden Beitabfchnitte erreichen, auf 
Anfuchen ihrer Eltern nadyzugeben. 

Die Prüfung wird vor dem Schul⸗Inſpektor des Kreifes, oder, nad) Erforderniß der 
Lokalitaͤt, von einem, von der Reg. anderweitig aus ben Geiftlichen des Orts ober der 
Nachbarſchaft zu beſtimmenden Commiſſarius abgehalten, defien pflihtmäßiges Befin⸗ 
den hiernächſt darüber entfcheibet, welchen Kindern, ald genügend unterrichtet, bie Ent: 
laffung zu bewilligen, ober bei weldhen eine noch fernere Kortfeßung des Schulunterrichtö, 
Be Erfüllung der obigen Geſetzesvorſchriften, fir nothwenbig zu er: 
achten iſt. 

Die lestern, bei eigentlich reifem Alter noch ungenügend unterrichtet befundenen Kins 
der, find bis zum Nachweife ihrer befferen Befähigung in einem anderweiten Prüfungs- 
termine unter jederzeit geſchaͤrfte Aufmerkfamkeit des Lehrers für ihren Uuterricht,. und 
be DrtösSchuls Behörde über ihre regelmäßige Anhaltung zum Schulbefuche, zu 


ftellen. 

-Die im jebesmaligen Prüfungstermine als geeignet zur Entlaffung befunbenen Kinber 
werhen bem Ortsvorſtande, Behufs ber Keftitelung ihrer bürgerlichen weitern Beſtim⸗ 
mung und zwar eventuellen Grtheilung eines Zeugniffes über ihre orbnungsmäßige 
Entlaffung aus dem Schulunterrichte, uͤberwieſen. 

Sie werden jedoch nicht eher aus den Liſten der fchulpflichtigen Kinder geftrichen und 
find. mithin nicht eher von ben Beſtimmungen bes Art. 14 befreit, als bis die Schul: 
Abgangs:Zeugniffe ertheilt worden find. Die Borfteher haben zu diefem Ende die betr. 
Individuen und deren - Eltcen und Bormünber vor ſich kommen zu laſſen und gemein: 
ſchaftlich mit ihnen feftzuftellen, welchen erlaubten Broderwerb bie erftern nunmehr zu 
ergreifen haben. 

Artikel 16. 


(Strafen des unerlaubten Ermwerbes.) 


Werben In Zukunft junge Iöraeliten betroffen, welche ein unerlaubtes Gewerbe trei: 
ben, betteln ober ſich Über gar fein Gewerbe ausweisen können, fo hat die pottgeigebörbe 
die betr. israelitiſchen Gemeinbevorfteher dieferhalb zur Verantwortung zu ziehen unb 
diefelben eintretenden alles wegen Nichtbefolgung der ihnen gefeslich obliegenden Pflich⸗ 
ten in Ordnungsftrafen zu nehmen, und wenn es die Umftände geftatten, zur nachtraͤg⸗ 
lichen Erfüllung ihrer Pflichten anzuhalten. 

Außerbem ift gegen das betr. Individuum, wo es nöthig ift, nach ben, wegen bes 
Bagabundirens, Bettelns u. ſ. w. beftehenden geſetzlichen Vorſchriften zu verfahren. 

Sollten bie israelitifchen Gemeindevorſteher der Hülfe der Kreisbehörden bedürfen, 
um die Gemeindeglieder anzubalten, ihre Kinder einem erlaubten und nüglichen Brod⸗ 
erwerbe zu widmen — wozu insbefondere auch der Eintritt in den Dienft bei hriftlichen 
und ſolchen juͤdiſchen Kamilien gehört, welche nicht vom berumzichenden Hanbel leben, 
fo find die Kreisbehärden verpflichtet, die betr. Eltern deshalb zur NWerantwortung zu 
ziehen, fie auch nöthigenfaus durch eine angemeffene Polizeiftrafe, welche jedoch eine 
vierzgehhtägige Einfperrung ober verhältnigmäßige Geldftrafe nicht Üüberfchreiten darf, 
zur Erfüllung des Geſetzes anzubalten, und wenn eine ſolche Strafe nicht feuchten follte, 
die Kinder auf eine, der Abſicht des Geſetzes entfprechende Weile, unterzubringen. Die 
zu verhängenben Polizeiftrafen find jedesmal durch ein fchriftliches Reſolut unter Vor⸗ 
behalt des Rekurfes an die Reg. feftzufegen. 


Artikel 17. 
(Militairpflichtigkeit. — Rekrutenfteuer.) 
Den bazu moraliſch und koͤrperlich geeigneten Juden ift geitattet, innerhalb ihres 





314 Staatsrehtl. Verhältn. d. 3. in den alten Provinzen. 


Unvermögens ausgenommen, eine Schreibegebähr von 5 Silbergrofchen für jebe Ein⸗ 
tragung zu erheben. 

Berchneibungen und Beerdigungen bürfen die Vorfteher und Rabbiner, bei Strafe von 
5 Rthlr. für jeden Kontraventionsfall, nicht eher vornehmen oder geftatten, ala bi8 die 
unentgeftlich zu ertbeilende Befcheinigung der gefchehenen Eintragung in bie Perfonen: 
ftandesregifter ihnen vorgelegt fein wird. 

Keine Eintragung in das Negifter der Trauungen darf eher gefchehen, als bis der 
Trauſchein des Kreis⸗Landraths vorgelegt fein wird ($. 26. bes ©.). 

Da die Perſonenſtandes⸗Kegiſter die Stelle der Kirchenbücher der andern Konfeſſic⸗ 
nen vertreten und bie nämliche gefesliche Kraft haben, als biefe, fo wird nicht allein bie 
Kontrolle Über die Führung derfelben zu fchärfen, fondern auch biefer Zeitpunkt zu bes 
nugen fein, um die dieferhalb beftehenden fpeziellern Borfchriften zu fammeln, zu revi⸗ 
diren und in ein Reglement zu vereinigen, worin aud) basjenige Teigelest werde, was 
jene Beamte bei Ausfuͤllung der verfchiedenen Negifter Über die Geburten, Heirathen, 
Sceidungen und Sterbefälle Fin beobachten und auf welche Weife fie fid) von der Wahr: 
beit der ihnen von den Hausvätern deshalb gemachten Angaben zu Überzeugen haben. 

Artikel 20. 
(Publikationen biefer Inſtruktion.) 

Die allerh. V. v. 1. Juni 1833 und die dazu gehoͤrige gegenwärtige Inſtruktion ha⸗ 
ben die K. Reg. in beiben Sprachen in ihren Amtsblaͤttern und außerdem in fo vielen 
Exemplaren abbruden zu Laflen, daß alle betreffenden Behörben, Vorſteher und ifraeli- 
tifche Gemeinden damit vollftändig verfehen werben können, 

. Pofen, ven 14. Ian. 1894. Der Dberpeäfident ber Provinz Poſen. 
(Pofener u, Bromberger Amtsbl. 1834.) Flottwell. 


II. | | 
Syftematifhe Zufammenftellung der 8. v. 1. Juni 1893 
und ber Inſtr. v. 14 San. 1834 mit deren Ergänzungen und 
Erläuterungen. 


A, Beginn der Gültigkeit des G. v. 1, Suni 1833. 


K. D. v. 25. April 1839, über den Eintritt der Unterfcheidung zwiſchen 
naturalifirten und nicht naturalifitten Suden im Großherzogthum Pofen 
und der davon abhängigen befonderen Nechte und Beichräntungen. 

Aus einem Berichte der Min, der Zuft. und d. Inn, habe Ich die unbegründete An: 
fit erſehen, nad) welcher von einigen Gerichten bei Anwendung ber vorläufigen V. 
über dad Judenweſen im Großherzogthume Pofen v. 1. Juni 1833 binfichtlich des Zeit⸗ 
punktes verfahren wird, mit welchem die Gültigkeit der in den S$. 16 u. folg. enthaltes 
nen einzelnen Vorfchriften eingetreten ift. Zur Befeitigung der für die Betheiligten 
hieraus entflehenden Nachtheile beſtimme Ich daher nach dem Antrage, daß: 

1) diejenigen Vorfchriften der V. v. 1. Juni 1833, welche auf ben barin angeorbne: 
ten Untericgied zwiſchen naturalifirten und nichtnaturalifirten Juden Teinen 
Beaug haben, mit dem Tage der Publikation des &. in Kraft getreten find; 

agegen 

2) ſolche Beflimmungen, welche bie befonderen Rechte und Befchränkungen jener bei: 
den Klaffen von Juden feftfegen, für die verfchiedenen Ortichaften der Provinz 
ihre Gültigkeit erft von dem Zeitpunkte ab erlangt haben, welcher, als ber Ter⸗ 
min der in den einzelnen Orten vollendeten Seftaltung der Rorporation der Ju⸗ 
denfchaft, von den Regierungen im Amtsblatte befannt gemacht worben ift, fo 
dag bis dahin — Verhältniſſe, auf welche dieſe unterſcheidenden Beſtim⸗ 
mungen ſich beziehen, nach ben von der V. v. 1. Juni 1833 beſtandenen G. zu 
beurtheilen find. 

‚Das Staatsminifterium hat diefe Deklaration durch die G. S. zur Öffentlichen Kennt: 
niß zu bringen. (G. ©. 1839, ©. 162.) 
B. Die Gemeinde⸗Verwaltung der Juden. 


1) Verhältniß der jüdifhen Gemeinde zum Staate. 
a) Verhältniffe vor dem G. v. 1. Juni 1833. 


aa) R. des Min, des Inn, (Köhler) v. 7. Mär 1823, 23. Julj 1824 
und 14, Sept, 1827, - | rz Julj 
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nen Eingabe v. 2. d. M. Über Gelberpreffungen geklagt, welche fich die bafige jüdiſche 
&Sterbezunft bei Berrdigung nicht zu ihr gehörig gewefener Mitglieder der Judenge⸗ 
meinde erlaube. Nun flimmt zwar das Minifterium mit dem der VBefcheidung der K. 
Neg. v. 11.0. M. zum Grunde liegenden Prinzip überein, daß die Judenſchaft eines 
Orts eine Privatgefellfichaft tft, Über deren Werhältniffe, wenn Streit zwifchen den 
Mitgliedern und der Gefellfchaft entfteht, der Richter zu entfcheiden hat. Allein biefes 
Prinzip kann nicht fo weit ausgebehnt werben, daß man dieſen Gefellichaften auch 
Mißbräuche geftatten kann, welche bedeutende polizeiliche Webelftände zur Folge haben, 
und das Privateigenthum der Einzelnen der Willlühr preis geben Eönnen. Zu diefen 
Mißbraͤuchen gehört nun unftreitig die Erhebung übermäßiger Gebühren bei Beerdis 
gungen, zu beren Erlegung der orthobore Zube gezwungen wird, wenn er fich auf ber 
einen Seite aus Gewiflenhaftigkeit nicht zu entichließen vermag, bie Vorfchriften des 
Ritualgeſetzes unbeobadhtet zu laſſen, auf der andern Seite aber gleichwohl bie Leiche 
fortfchaffen muß, und bis zur Beerdigung richterliche Entfcheidung nicht einholen Tann, 
Sn dem Ber. v. 12. Nov. 1817 ift die K. Reg. Selbſt von diefem Grundfage ausge⸗ 
gangen, hat bie Keitfegung von Beerbigungstarifen für die Juden für nothwenbig an: 
gefehen, und ift unterm 2. Dec. ejusd. a. deshalb das Nöthige zu verfügen autorifirt 
worben. 

Hiernady mag denn bie K. Reg. auch im vorliegenden Kalle und in allen Tünftigen das 
Nöthige beftimmen und billige Tarife reguliren, nach welchen vorläufig alle nach dem 
hübijchen Bitualgejege ur Beerdigung erforderliche Handlungen vorgenommen, und bie 
Leichen innerhalb der dazu geftatteten Zeit zu Grabe gebracht werben müffen. Dabei 
Tann den Beerdigungszünften, wenn fie etwa wegen bes prätenbirten Eigenthums an 
dem Begräbnißplage höhere Korberungen für die Grabftelle machen zu können glauben, 
nachgelaſſen werben, biefe Forderung nad dem Begräbnif vor dem Richter gel: 
tend zu machen, wenn nicht eine gütlicye Einigung flatt findet. Allein es Tann ihnen 
nicht geftattet werben, vor bem Begräbniß irgend eine nach dem Ritualgefege noths 
wenbige Handlung einer fotchen Forderung wegen zu unterlafien, ober bafür eine,höhere 
als die tarifmägige Gebühr zu erheben. - 

Bon dem, was die K. Reg. hiernach verfügt Hat, möge Diefelbe Anzeige erftatten, 
und die Befchwerbe wieder einreichen, den Beſchwerdeführer aber befcheiden. 

(Ann. XIII, S. 558.) 

cc) R. deflelben Min. v. 26. Febr. 1830 an die K. Reg. zu Pofen. 

Innere und aͤußere Berhältniffe der jüdifchen Kommunen. 

Da, wie der K. Reg. auf Ihre Anfrage v. 30. v. M., binfichts ber Beiträge ber 
Juden zu den Synagogal⸗Kaſſen und deren Repartition, erwiebert wird, das A. L. R. 
Thl. 2. Tit. 6. $. 14. beflimmt, daß die erlaubten Privatgefellfchaften unter ſich die 
innern Rechte der Korporationen haben; fo verfteht es fi) von felbft, daß nur das: 
jenige, was im $. 25 u. ff. über dieinneren Rechte der Korporationen enthalten ift, 
auf je Gefellfchaften bezogen werden kann, nicht aber basjenige, was darin über äußere 
Verhättniffe der Korporationen, wozu aud) das Verhältniß zum Staate gehört, vorge: 
ſchrieben iſt. &o wenig nun die! K. Reg. Sich, um die Gefellf. :WVeiträge einer anderen 
Privatgefellichaft, 3. B. einer gefellichaftlihen Reffource, um deren Nothwendigkeit, 
Berwendung, Berechnung ꝛc. zu kümmern bat, fo wenig hat Sie von denen Juden⸗ 
fhaften Notiz zu nehmen, vielmehr Lediglich dem, was Früher bierüber beftimmt wors 
ben nachzugehen. (Ann. XIV, ©. 107.) 


b) Gegenwärtige Berhältniffe. 

aa) Vergl. 68. 1. 2. des ©. v. 1. Juni 1833, wonach die Juden nur 
in kirchlicher und SchulsBeziehung eine Gemeinde bilden, in jeber anderen 
Beziehung in die Ortögemeinde fallen. 

bb) &, tie S. 80 fig. mitgetheilten R. 

cc) Daß demgemäß von einem befondern jüdiſchen Armenweſen nicht bie 
Nede fein könne, darüber vergl. oben S. 194, insbefondere das R. v. 
11. Juli 1838. (Ann. XXI. S. 793.) 

2) VBerhältniß des Einzelnen zur jüdifchen Gemeinde. 
Vergl. hierüber die 68. 3. 4. des ©. und die Art. 1.2.4, der Inſtruk. 

3) Wahl der Repräfentanten und der Verwaltungs: Bes 
amten ber jüdifhen Gemeinde. 

a) Bergl. 9.5. des G. und Art. 5. 8. der Infr. 
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nur in ber Geſammtheit bie Vefugniß, durch gemeinſchaftliche Beſchluͤſſe von ihrer ges 
feglihen Vollmacht Gebraud) zu nachen. 

$.2. Der Vorfteher der Repräfentanten-Verfammlung hat das Recht und bie Vers 
pflichtung, Alles zu thun, was zur guten Orbnung in den Befchäften und Verhandlun⸗ 
Ti zum gewöhnlichen nüslichen Betriebe ber gemeinfamen Angelegenheiten erforbers 

ich iſt. 

$. 3. Zu feinem Amte gehört es, bie Repraͤſentanten zur Verſammlung zu berufen, 
bie Direktion in berfelben zu führen, bie Gefchäfte zu vertheilen, oder auch die Gegen: 
flände der Berathung feibk vorzutragen, die Stimmen zu fammeln und dafür zu for 
gen, daB alle Verhandlungen und Beſchluͤſſe in deutſcher Sprache abgefaßt und von ben 
anweſenden Diitgliedern vollzogen werben. 

$. 4. Inſonderheit ift es feine Pflicht darauf zu fehen, daß in ben Verſammlungen 
ber Stepräfentanten nichts wider die Geſetze und Rechte bes Staats vorgenommen und 
befhloffen und daß jeber Beſchluß dem Vorſteher der VBerwaltungss Beamten zur Voll⸗ 
siehung oder Weiterbeförderung eingereicht werde. Nur in fehr dringenden Källen, in 
denen bie Nebergehung des Korporations:Vorftehers durch erwiefene Nothwendigkeit ges 
rechtfertigt wird, iſt es der Repräfentanten-Werfammlung verftattet, ihre Befchlüffe der 
höheren Behoͤrde direkt vorzulegen. 

. 5. Die Verfammlungen der Repräfentanten finden in ber Regel alle 14 Tage am 
Dienftage ftattz jedoch können auch noch außerordentliche Sigungen abgehalten werben. 

$. 6. Außer den Repräfentanten barf kein anderes Korporationsglied den Gigungen 
beimwohnen. Doch fleht es jedem Mitgliede der Korporationen frei, über alle, das Ges 
meinwefen betreffende Gegenftände feine Meinungen und Vorſchlaͤge bei der Repraͤſen⸗ 
tantensVerfammlung durch das Organ ihres Vorftehers ſchriftlich vorzutragen, die ftatts 
findenden Mängel anzuzeigen und Werbefferungen in Antrag zu bringen. 

8.7. Die VBerfammlung ift nur dann befugt gültige Beſchluͤſſe zu faflen, wenn wenig: 
flens zwei Drittbeile der Repräſentanten anwefend finds deshalb muß in jedem Beſchluſſe 
der Verfammlung ausdruͤcklich bemerkt werben, welche Repräfentanten anmwefend und 
welche von ihnen abwesend waren. 

8.8. Einzelne Mitglieder dürfen von der VBerfammlung nur dann wegbleiden, wenn 
fie gegruͤndete Entfchuldigungen für fi) haben. Diefe mülfen dem Vorfteher zur rechten 
Beit angezeigt werben, damit derjelbe, um die Verſammlung vollzählig zu erhalten, bie 
erforderlichen Stellvertreter einladen laſſe. Der Vorſteher Fi aualeid zu ermeffen, ob 
bie angeführte Entſchuldigung des Ausbleibens gegründet iſt; falls der Betheiligte ſich 
bei dem diesfälligen Ausſpruche bes Vorſtehers nicht beruhigt, fo entſcheidet die Ver: 
fammtlung ber Repräfentanten nad Stimmenmehrheit. 

8.9. Für den Ball unentfchulbigten Ausbieibens, für den Gebrauch, ungegründeter 
oder unmwahr gefundener Entfchuldigungen, für zu ſpaͤtes Erfcheinen in den Sitzungen 
und für andere Fälle diefer Art, durch welche bie Ordnung geftört wirb, verfällt das be: 
treffende Individuum in eine Strafe von 15 Sgr. bis 1 Thlr. Diefe Strafe wird von 
dem Borfteher zum Armen⸗Fonds der Korporation eingezogen. 

8. 10. Wer dreimal hinter einander ohne gehörige Entſchuldigung von der igung 
ausgeblieben ift, oder wiederholentlich Ordnung und Ruhe in derfelben geftört bat, fann 
auf beftimmte Zeit oder für immer durch Stimmenmehrheit aus der Verſammlung außs 
gefötoffen werden. Ein folcher Befchluß unterliegt jeboch der Beſtätigung der Königl. 

eg., bevor er vollzogen wird. 

. 11. In der Regel fol bei jeder Sitzung über den zum Vortrage gebrachten Gegens 
ſtand auch Beſchluß gefaßt werben; wenn indeflen einzelne oder mehrere Mitglieder die 
Zortfegung der Berathung in einer außerordentlichen oder in der naͤchſten gewöhnlichen 
— angen, ſo wird daruͤber abgeſtimmt und nach der Entſcheidung der Mehr⸗ 

eit verfahren. 

$. 12. Die Repraͤſentanten können keine gültige Sitzung halten, ohne ordnungsmä⸗ 
Din von ihrem Vorfteher oder von deſſen rehtmäßigem Stellvertreter dazu berufen 
zu fein. 

$. 13. In den Kurrenden zu außerorbentlihen Sigungen muß ber Zweck ber Ver: 
ſemmlung in ſofern derſelbe nicht aus beſondern Gründen geheim zu halten iſt, ange 
zeigt werben. 

Behufs der gewöhnlichen Sigungen ift ed hinreichend, wenn bie @egenftänbe, worüber 
Beſchluß gefaßt werben fol, jedesmal vorher vom Vorſteher in ein Berzeichniß gebracht 
ah Diele Form einen Zag vor der Sitzung in ber Werfammiungsftube bekannt ges 
macht werben. 

$. 14. Alle eingehende Sachen werden vom Vorfteher eröffnet, in das Geſchäfts⸗ 

stnal eingetragen und alsdann in der naͤchſten Sitzung zum Wortrage gebracht. 
eede RepräfentantensBerfammlung bat ein Protofollbuch zu führen, in welches alle 
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3) die jebesmalige Beſchlußnahme, ob Namens ber Korporation Prozeſſe angeftellt, 
Käufe, Verkäufe, Vergleiche und andere Kontrokte abgefchloffen werden follen, in 
denen es fi um bie Subſtanz des Korporations⸗Vermögens hanbelt. 


$. 27. Beichwerben über den KorporationssWorfteher und über die übrigen Werwal- 
tungsbeamten find an bie vorgefegte Landrathliche Behoͤrde zu ‚richten. Die Repräfen: 
tanten:Verfammlung bat in biefer DHinficht keine Befugniß, felbft zu unterfuchen und 
ſelbſt zu entſcheiden. 

8.28. Alle Beichläffe der Repraͤſentanten⸗Verſammlung, welche eine Veraͤnderung 
in der Subſtanz des Korporations⸗Bermögens, die Erhebung von Gemeindeſteuern und 
Laſten, eine Prozeßfuͤhrung, bie Feſtſtellung des Korporations⸗CEtats, Bewilligung von 
Gehaͤltern, die perſoͤnlichen Rechte einzelner Mitglieder u. ſ. w. betreffen, ſind nur erſt 
dann gültig und vollzugsfähig, wenn fie bie höhere Beſtaͤtigung der Regierung oder ih: 
zes Kommiſſarii erhalten haben. Alle fonftigen Beichlüffe Hat der Korporations⸗Vorſte⸗ 
ber, wenn er mit ihnen einverftanden if, ohne Weiteres zu vollziehen. 

Die Repröfentantens®erfammlung ift dagegen berechtigt und verpflichtet, ſich burd 
ihren Borfteher von ber Ausführung ihrer Befchlüffe Ueberzeugung zu verfchaffen und die 
Akten einzufeben. 

8.29. Die Mitglieder der Repraͤſentanten⸗Verſammlung find ber Korporation für 
PER und Zqhaden verantwortlich, welcher dem Gemeindeweſen durch ihr Ver⸗ 

ulben zugefügt wird. 

8. 30. Sollte eine Repräfentanten:Berfammlung fortwährend ihre Pflichten vernach⸗ 
Yäffigen und in Unordnung und Partheiung verfallen, fo wird fie von der Regierung 
nad vorgängiger Unterfuchung aufgelöft und eine neue Repräſentation gebildet, bie 
Schuldigen aber auf eine gewiffe Zeit oder für immer zur Wahl für unwuͤrdig erklärt 
—* Außerdem bleibt in dazu geeigneten Faͤllen die gerichtliche Beſtrafung vor⸗ 

ehalten. 
Poſen, den 1. Juli 1834. 
NRKoͤnigl. Regierung, Abtheilung bes Innern. 
(Amtsbl. 1834.) . 

c. Verf. der K. Feg. zu Pofen v. 1. Suli 1834 enthaltend das Geſchaͤfts⸗ 
Regulativ für die Verwaltungs: Beamten ber ifraelitifchen Korporationen 
im Reg. Ber. Pofen. 

$. 1. Die Korporatiend:VerwaltungssGeichäfte werben von bem Korporations-Bor- 
fteher und befien Beiftänden Eollegialifch beforgt. Die Entiheidung erfolgt nach ber 
Stimmenmehrheit, ber fi auch der Vorſteher unterwerfen muß, feine abweichende 
Meinung aber im Begleitungs- Berichte der höheren Behörde vorzutragen befugt, kei⸗ 
neswegs aber berechtigt ift, die Sache aus diefem Grunde zu verzögern ober zurüdzu: 
halten. In dringenden Fällen hat der Korporations:Borfteher die Befugniß, wider die 
Meinung feiner Beiftände, auf eigene Verantwortung die ihm erforberlich fcheinenbe 
Maßnahme zu treffen; doch ift er alsdann verpflichtet, der vorgefegten Behörde ſogleich 
vollftändige Anzeige zu machen. 

Die Zufammenkunft der Verwaltungs: Beamten findet in der Regel einmal in jeder 
Woche ftattz in befondern Fällen fo oft, als ber Vorfteher die Sitzung für nöthig erad: 
tet. Die Stellvertreter werden nur dann berufen, wenn der Vorſteher oder deſſen Bei⸗ 
ſtaͤnde auf längere Zeit an den Amtöverrichtungen verhindert find. - 

. 2. Dem Vorſteher, als Dirigenten fämmtlicher KorporationssBerwaltungs:Ges 
fchäfte, ftehet es gu: alle Korporations-Angelegenheiten zu leiten, Berfammlungen und 
Berathungen anzuordnen und denfelben vorzufigen, die Korrespondenz zu eröffnen und 
en Geſchaͤftszweige der Verwaltung unter fi unb feine Beiſtaͤnde zu 
v en. 

F. 3. Der Vorfteher darf kein eingehendes Schriftftüd für ſich zuruickbehalten, fons 
bern muß „naffetbe ſogleich zur Eintragung in das Gefchäftss Journal und zur Bearbei⸗ 

tung abgeben. 

Die Gefhäftss Verbindung mit der Repräfentantens®erfammlung und bie Weiterbe⸗ 
förderung der Beſchluͤſſe derfelden und ber Höheren Verfügungen an biefelbe, muß bei 
Reenger Verantwortung auf das Pünktlichfte beforgt werben. 

* ð chions Verwaltungs-Angelegenheiten ohne Ausnahme werden in deutſcher 
prache geführt. 

4. 4. Sollte wiederholte Vernachläſſigung der ben Beiftänden übertragenen Geſchaͤfte 
oder eine andere Dienſtwidrigkeit derſelben eintreten, ſo iſt der Vorſteher verpflichtet, 
im Fall daß Ermahnungen und ernſtliche Verweiſe keinen Eingang finden, auf Beſtra⸗ 
fung derſelben mit Geldbußen von 5 Sgr. bis zu 1 Thlr. bei dem vorgeſetzten Koͤnigl. 
£andrathe anzutragen. 
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R. des Min. des Inn. und. der Pol. (Köhler) u. 8.Ofkt. 1835 an die Ver⸗ 
waltungd& Beamten ber ifraelitifchen Korporation zu Czarnikau. 


Das Min. bed Inn. und ber Pol. kann, nad) Einficht bes von der K.Reg. zu Brom: 
berg über die Beſchwerde der Verwaltungsbeamten ber ifraelitifchen Korporation zu 
Czarnikau vom 10. Aug. d. I., wegen Heranziehung bes Rabbiner R. zu den ſtädti⸗ 
Then Kommunal-Abgaben erftatteten Berichte, es nur bei bem Regierungsbefcheibe v. 
47. Zuni c. (Ant, a.) bewenden laſſen, da ‚die Rabbiner, welche Teinesweges vom 
Staate beftätigte Beamte find, die den chriftlichen Geiftlichen zugeftandenen WBefreiuns 
gen auf keine Weife in Anfpruch nehmen Fönnen, und in ben alten Provinzen, bes Ges 
ſetzes v. 11. März 1812 ungeachtet, immer zu ben Kommunallaften herangezogen wors 
ben find. " . 

u, 

Wenn gleich der von der Ifraelitifchen Werwaltungsbehörbe in der Worftellung v. 
27.0. M. allegirte $. 7. der V. v. 1. Juni 1833, betreffend das Judenwefen im Groß⸗ 
herzogthum Pofen, allerdings feftgefegt, daß die Rechte und Pflichten der Repräfentan: 
ten der jübifchen Korporationen und der Berwaltungsbehörben gegen einander, gegen bie 
Korporationen und-gegen dritte Perfonen nad) den Borfchriften beurtheilt werben follen, 
welche die revidirte St. O. v. 17. März 1831 über die Rechte und Pflichten der Stabt: 
veroidneten vorfchreidt, To läßt fi daraus noch Eeinesweges herleiten, wie bie iſtae⸗ 
litiſche Verwaltungsbehoͤrde folgern zu wollen ſcheint, daß nunmehr auch die jüdiſchen 
Rabbiner auf die ae und Immunitäten der Geiftlichen und Lehrer ber chriftlichen 
Konfeffionen Anfprüche zu machen berechtigt find. | 

Ueberdies gefteht das Klaffenfteuergefes vom 30. Mai 1820 im $. 1. nur denjenigen 
Perſonen Befreiung von der Klaffenfteuer zu, welche entweber in jenem Geſetze als ſolche 
ausdrücklich bezeichnet, ober welche durch frühere Spezialbeftimmungen ſeit dem Jahre 
1815 von den gewöhnlichen Perfonalfteuern bereits entbunden find. Da nun die juͤdi⸗ 
fchen Rabbiner zu keiner diefer beiden Klaflen, wohl aber die chriftlichen Geiftlichen und 
Lehrer zu den legtern gehören, fo müflen wir auch die ifraelitifche Bermaltungsbehörde 
mit ihrem Antrage auf Klafienfteuerbefreiung ihres dortigen Rabbiners, wie hierdurch 
gefchieht, zuruͤckweiſen. 

Bromberg, den 17. Zuni 1835. Königl, Preuß, Regierung. Wißmann. 
(Ann. XIX, &. 1036.) 


6. Verwaltung der Vermögend: Angelegenheiten ber Korporation. 
a) Regulirung des Schuldenwefens. i 


R. des K. Min. des Inn. und dee P. (Köhler) v. 13. Non. 1837 an 
die K. Reg. zu Bromberg. Regulirung ded Schuldenweſens einzelner Zus 
dengemeinden. 


Aus dem Ber. ber K. Reg. v. 27. 0. M. iſt der Schuldenzuftand ber Zubengemeinde 
zu N., und was Sie wegen Regulirung beffelben angeorbnet hat, näher erfehen worden. 
Da aber die Verwaltungsbeamten der Korporation nicht zugeftehen, daß gewiffe Schul: 
ben folche feien, für welche nicht nur das gemeinfchaftliche Vermögen der Korporation, 
ſondern aud) dad Vermögen der Mitglieder auflommen muß, fo möge, wenn bie Kor: 
porations-Repräfentanten ebenfalls bamit übereinftimmen, die K. Reg. diefe Schulden 
einftweilen von der abminiftrativen Regulirung ausfchließen, die Entfcheidung darüber 
dem Richter überlafien, und eventuell Ihre Einwirkung auf Ausführung der im $. 153. 
beö Anh. zur X. G. O. enthaltenen Vorfchriften beichränten. 


(Ann. XXI. Heft 4.) 
b) Befteuerung zur Aufbringung ber Korporationd-Bebürfuiffe, 


aa) Nefolution des K. Min. ded Inn. (0. Meding) v. 31. Juli 1839 
an den jüdifchen Kaufmann N. zu Pofen. 


Das unterzeichnete Min. eröffnet Ihnen auf die Beſchwerde v. 6. v. M., daß es bri 
ber Befteuerung zu den Bedürfniffen der jüdifchen Korporation nicht bloß auf das Eins 
kommen, fondern guch auf das Vermögen ankommt, da derjenige, welcher einen Theil 
bes legtern aus befondern Grünben eine Zeit lang müßig liegen läßt, deshalb von ber 
Steuer nicht befreit werden Tann, indem bei Vertheilung ber Steuer hauptfächlich bie 
Steuerkraft der Kontribuenten berucdfichtigt werden muß, welche auch dann vorhanden 
tft, wenn Jemand aus befonbern Srünben fein Kapital auf einige Zeit baar in feinem 
Bauſe aufbewahrt, ohne Damit Handel zu treiben, ober es zinsbar anzulegen. 
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Beitraͤge zu dem Synagogenbau in N., auf den Bedjtäweg, gerwiefen hat. Denn ba es 
fi) im vorliegenden alle nicht um einen privatrechtlichen Anſpruch, fondern um einen 
ſolchen handelt, welcher in Kolge eines Korporationd:Bebürfniffes und aus dem Korpo⸗ 
rationd:Verhältniffe an gewifle Mitglieder gemacht wirb: fo tritt hier lediglich die ad⸗ 
miniftrative Entſcheidung ein. Diefe ift auch nicht ſchwer zu ertheilen, da 8. 7. ber V. 
v. 1. Juni 1833 keinen Zweifel barüber übrig laͤßt, daß der $. 40. der revidirten St. D. 
hier in Anwendung kommt. Danach werben alfo die jübifchen Einwohner v. N., wenn 
fie wirklich von der Synagoge zu N. Leinen Augen haben, von den Beiträgen dazu eben 
fo feeizufprechen fein, ala die Bewohner von N. von ben Beiträgen zur Unterhaltung 
des Bethaufes in N., wenn nicht erwa für die Zukunft es für angemeſſen gefunden 
werben möchte, beiderlei Untoften, ohne Unterfchied, auf die gemeinfchaftliche Korpora⸗ 
tions: Kaffe zu Übernehmen, (V. Min, Bl. 1842. ©. 187.) 


C. Verpflichtungen der jüdifchen Korporation in Anſehung 
des Schul: und ReligiondsUnterrichtö der jüdifchen Kinder. 


1) In Anfehung des Schulzwanges vergl. die 88. 9. 10. 12 des Ge⸗ 
etzes. | 

2) In Anfehung des Unterhaltung der jüdiſchen Schulen bemerkt dad 
NR. des Min. des Inn. (v. Meding) v. 11. Zebr. 1841 an den K. Land: 
Rath N. zu N. 


Da zeither die Kommunal:Bedürfnifle ber dortigen Stadt nach dem Fuße ber Klaffen- 
fteuer aufgebradyt worden find, von welcher Feine Sremtion ftattfindet, fo unterliegt es 
einem Bedenken, daß fammtliche Beamte dazu heitragen müffen. Das G. v. 11. Zuli 
1822, weldyes nur von den Beiträgen der Beamten zu den ftädtiichen Eintommenfteuern 
handelt, würbe im vorliegenden Kalle nur dann angezogen werden können, wenn bie 
darin $. 3. enthaltene Vorfchrift, daß die Beamten zu direkten Beiträgen aller Art, 
folglich auch zu Klaffenfteuer-Zufchlägen heranzuziehen find, jedoch nur die dort beftimm- 
ten Prozente von ihrem gefammten Dieniteintommen zu bezahlen haben, überfchritten 
worden wäre, was aber nicht der Fall ift, da die den Beamten angefonnenen Beiträge 
nad) der Verficherung der Königl. Regierung dieſes Marimum noch bei weitem nicht ers 
reichen. Daß die Kontribuenten der legen Klaffen gefchont werben, ift ganz in der Orb: 
nung, ba nad) den Gefegen Jeder nach feinen Kräften herangezogen werben foll, bei den 
unterſten Klaffenfteuerpflichtigen aber eine fo geringe Steuerkraft vorauszufegen ift, daß 
felbft von den Minifterien deren möglichfte Verſchonung mit Zufchlägen meiſtens bei Be 
willigung derfelben ausdruͤcklich als Bedingung aufgeftellt wird. Die Verfchonung der 
dortigen Juden mit der Defizititeuer ift ebenfalls in der Ordnung, da das Defizit durch 
das Bedürfnig der chriſt lichen Schulen entftanden ift, die Juden dagegen ihre Schule 
auf eigene Koften unterhalten müflen, und daher billig verlangen können, entweder, daß 
man fie mit Beiträgen verfchone, oder daß man ihr Schulbedurfniß mit auf den Kam: 
merei-Etat nehme, wodurd dann das Defizit verhältnißmäßig würde vermehrt, folglich 
eine mindere Befteuerung ber chriſtlichen Einwohner nicht würbe erzielt werden. 

(B. Din. Bt. 1841. ©. 57.) 
3) In Unfthung des Religions⸗Unterrichts vergl. $. 11. des Geſetzes. 
4) In Anfehung ihrer Verpflichtung, die Knaben nad) vollendeter Schul 
bildung anzuhalten vergl. ven $. 13 des ©. und ben Art. 16 der Juſtr. 
R D. Militair-Dienflverpflihtung und Rekrutenſteuer der 
uden, 


1. Vergl. im Allgemeinen Abth. 1 Abſchn. V. &. 51 flg. 
2. Insbeſondere ferner $. 14. ded G. und Art. 17 der Snftr. 
E. Naturalifation der Juden, 

1. Eiforderniffe. 

a. Vergl. die 88. 17. 18 ded ©. und Art. 18 der Inſtr. 

b) Verf. des Oberpräfidenten der Provinz Pofen (Flottwell) an die K. 
Reg. in derfeiben v. 20. Sept. 1837. 

Bei Gelegenheit eines befondern Falles, in weldem über bie Qualifikction einiger 
Juden des hiejigen Departements zur Nafuralifation an Seine Majeftät den König 
Bericht erftattet ift, haben Auterhöchftbiefelben Ihre Willensmeinung dahin zu erkennen 
gegeben geruhet, daß bei Naturalifation ber Juden ſtets ftrenge nach den geftglichen Vor⸗ 
ſchriften verfahren werde, und daß nur durchaus vollftänbig qualsfigiste Gubjekte zur 
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durch für das Judenthum weit mehr -gewonnen werben wirb, als durch die Erblichkeit 
gewiſſer Borzlige, ohne Rückſicht auf die ihnen entiprechende Qualifikation. u 
(V. M. Bl. 1840. ©. 12.) 


3) Rechte der naturalifirten Juden. 


a) Die Rechte find die der chriftlichen Einwohner, in foweit nicht bes 
fondere Ausnahmen gemacht find’). Inöbefondere find den Juden fol 
gende Rechte gewährt: 

aa) Unbefchränfte Niederlaffung innerhalb der Provinz. 

a) Vergl. $. 20 des Geſetzes. | 

P) R. des Min. de8 3. (erfle Abthl. v. Wedel) v. 7.Rov. 1842 an die 


K. Reg. zu Bromberg. | 

Da ber in bem Ber. der K. Reg. v. 13. v. M. erwähnte jüdifche Schneider N. zu G., 
obwohl demfelben, als Juden aus dem Großherzogthum SPofen, keine Militaͤrverpflich⸗ 
tung oblag, dennoch freiwillig Dienfte genommen und bei dem ſtehenden Heere, wie bei 
der Landwehr, ſolche abgeleiftet, auch füch dabei die Zufriedenheit feiner Vorgeſetzten ers 
worben bat, fo ift es nicht nur der Billigkeit angemeffen, fondern entfpricht felbft den 
Allerhöchften Abfichten, ihm fein Fortkommen moͤglichſt zu erleichtern. In Betracht 
heffen, und da außerdem gegen die Moralität bes zc. N. fonft nichts angeführt worden 
die Krage aber, ob er in Bromberg fein Fortkommen finden werde — eine Frage, de 
bei einem fich In dortiger Stadt neu etablirenden hriftlihen Schneider gar nicht aufge 
worfen werden würbe — ihm felbft zur Beantwortung zu überlaffen ift, wird dem :c. 
N., in Gemäßheit der Allerh. K. D. v. 8. Juni 1834, hiermit zur Rieberfaffung in 
Bromberg bie erforderliche Miniſterialkonzeſſion ertheilt. 

Hiernady hat die K. Reg. ſowohl den sc. N., als die Stattbehärbe zu Bromberg zu 
beſcheiden. (V. M. Bi. 1842. ©. 398.) 

bb) Unbefchränkter Erwerb von Grundbeſitz. 

a) Frühere Zuflände. | 

Durch das Gen. Judenreglement v. 17. April 1797. Kap. II. $. 1 war 
den Juden die Erwerbung von Grundfläden nur unter Genehmigung der 
Kammer (jebigen Reg.) erlaubt. Bald nad) Errichtung des Herzogthums 
Warſchau verbot dad Herzogl. Warſchauiſche (Saͤchſiſche) Dekret v. 
19. Nov. 1808 den Suden die Erwerbung von Gütern; allein dieſes Defret 
wurde nicht publizirt und hat daher nie Geſetzeskraft erlangt?). Nach der 
Miedervereinigung mit Preußen diöponirten hierüber °): 

aa) R. des K. Min. ded 3. (Köhler) v. 19. Mai 1828, an den jüdi« 
fhen Kaufmanı R. zu N., im Sroßberzogthum Poſen. Erwerbung von 
Sandgütern. 

Auf Ihre anderweite Singabe vom vorigen Monat gereicht Ihnen zur Refolutien, daß 
das Min. des 3. den damit nachträglich in Abfchrift beigebrachten Befcheid ber Königl. 
Reg. zu Poſen 0.14. Dee. 1825, betr, die von Ihnen beabfichttate Erwerbung des Guts 
N., nur beftätigen, und fich nicht für ermächtigt Halten Tann, Ihnen bie eigenthümliche 
Erwerbung eines Landgutes überhaupt zu geftatten. Das Königl. Sächſiſche Dekret 
v. 19. Nov. 1808, welches die Juden von dem Ankauf von Gütern mit Eigenthums⸗ 
recht ausfchließt, ift zwar durch die Geſegſammlung des vormaligen Herzogthums Mars 
fhau nicht publizirt, aber nichts defto weniger dadurch in Wirkfamkeit gefent, daß ber 
Suftizminifter des Herzogthums felbiges zu feiner Zeit ben Gerichtähöfen zur Beachtung 
gugefertigt hat 1). Es wird nach biefem Dekret, welches als ein weientlicher Beſtand⸗ 


1) ©. diefe Ausnahmen sub, b, 

”) Berg, die Rote zu dem folgenden R. v. 19. Mai 1828. 

3) Diefe R. find insbefondere für den folgenden Abfchnitt von Wichtigkeit, das 
heißt, für die Theile des Herzogthums Warfchau, die zu Weſtpreußen gehören. 
Es wird von dort hierher zurüdverwiefen. 

*) Dieſe Aufſtellung ift ganz unhaltbar, da nad) allen Rehten ein Geſetz feine 
Gültigkeit erft duch, die Publikation erhält, wofuͤr bie Mittheilung eines 
Geſetzes an die Gerichtshöfe, ſofern letzteres nicht eben blos reglementarifche 

Borſchriften für ben Richter enthätt, fondern Über Rechte und Pftichten des ges 
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.:.66) R. des K. Min. des Inn. u.d. 9. (0. Brenn) v. 7. April 1831 
an die K. Reg. zu Bromberg. Ermerbung von Häufern Seitens der Ju⸗ 
den, ohne Belaftung mit einem befondern ftädtifchen Kaͤmmerei⸗Kanon. 

Durch dasjenige, was bie K. Reg. im Ber v. 6. v. M. angeführt hat, Tann ein 
Recht der Kämmereien der dortigen Städte, von den Juden, wenn fie ein Haus erwer⸗ 
ben, einen. befonderen Kanon zu fordern, nicht entnommen werden. Cine folche Kor: 
derung wiberfpridht auch den allgemeinen Grundfägen der Billigkeit um fo mehr, ale 
bie Zuben von ihren Grunpftüden, fo wie für ihre Perfonen, alle Kommunallaften, 

lei andern Ginwohnern, tragen müffen, und felbft zu den Beiträgen für chriftlice 
Kirden herangezogen werben. 

Die K. Reg. möge baher für die Zukunft nicht geftatten, daß ben Juden, wenn ihnen 
die Acquifition eines Haufes erlaubt worden, die Nebernahme eines befonderen Kanons 
angefonnen werbe, Was aber die Vergangenheit anlangt, fo mag es, wenn Zweifel 
entlichen, bem Ausſpruche des Richters Überlaffen bleiben, ob das desfalls getroffene 
Abkommen gültig ſei ober nicht. (Ann. XV, ©. 349.) | 

7n) Das R. v. 21. Mai 1832, vergl. oben hiſtor. Einleitung. 

£) Gegenwärtige Verhältniffe. Ä 

ac) Durch, $$. 20. und 25. d. find alle vorflehend gedachten. Beftim: 
mungen, felbft wenn fie noch beflanden haben follten *) aufgehoben. Hier 
aus ergiebt fich denn auch | 

88) bie Aufhebung der Judenreviere in den Städten. Schon frühe 
bemerften hierüber 

a) das R. ded K. Min. des Inn, (Köhler) v. 10. Nov. 1826 an ben 
Magiftrat zu N. N, im Großherzogtum Pofen. Häufererwerbung von 
jüdifchen Glaubensgenoſſen. | 

Da der Magiftrat dem Staate bas Recht nicht wird beftreiten wollen, jüdifchen Be 
wohnern der Städte bie eigenthümliche Erwerbung und die Benugung vormals drif: 
Yicher Häufer außerhalb ber Hin und wieder noch beftehenden Judenreviere nach eigener 
freier aurtbeitung zu verftattens To findet das unterzeichnete Min. fich auch nicht bes 
wogen, bie in Anfehung des Juden N. N, dortfelbft erlafiene Verfügung, wobei es fein 
Bewenden behält, gegen ben Magiftrat zu rechtfertigen. ꝛc. 

(Ann. X. ©. 1083. 
b) Die Refol. des K. Min. des Inn. u. d. P. (v. Brenn) v. 26. Ian. 
1833, an den Magiftrat zu N. und abichriftifch an die K. Req. zu Pofen. 

Das Privilegium der Stadt N., durch welches bie Juden dort nur auf ein gewiffes 
Judenrevier beichräntt worben find, ift ſchon, wie dem Magiftrat auf die Gingabe v. 
42. 9. M. eröffnet wird, durch die Einführung des Napoleoniſchen Geſetzbuchs, welches 
allen Einwohnern gleiche Rechte verleihet, fo wie durch die Konflitution des Herzogs 
thums Warfchau aufgehoben worden. Sind auch ſpaͤter die politifchen Rechte der Tuben 
geſetzlich auf gewiſſe Zeit fuspendirt worben, fo bezieht ſich doch dieſe Suspenſion nicht 
auf ihre dürgerlichen und privatrechtlichen Befugniffe, zu welchen auch die gehört, ſich 
ihre Wohnung zu wählen. Wenn, biefer gefeglichen Lage der Sache ungeachtet, bie 
Sudenreviere da, wo fie einmal beftehen, in der Regel erhalten worden find, fo ift bies 
aus allgemeinen polizeilichen Gründen geſchehen, nicht aber deshalb, weil einzelne 
Städte auf Beibehaltung derfelben zu dringen, ein Recht haben. ben fo. muß aber 
auch vorbehalten bleiben, aus gewerblichen unb polizeilichen Gründen den Juden das 
Miethen einer Wohnung oder aud) die Erwerbung eined Eigenthums außerhalb ber Ju⸗ 
denreviere zu geftatten. Dergleichen Konzeffionen find von jeher ertheilt worden, und 
werben auch ferner ertheilt werben. 

Uebrigens ift die Berufung auf den Richter bloß in privatrechtlichen Angelegenheiten 
guläig, bie Belhräntung der Zuben auf ein gewiffes Revier aber keine Angelegenheit 

es Privatredhts. 

Die Berufung des Stabtraths auf die Verf. v. 15. Dec. 1830 ift daher auch ganz 
unpafiend, da in berfelben der Stadt blos nachgelaſſen ift, den Rechtsweg zu beſchrei⸗ 
ten, wenn fie aus einem privatrechtlihen Grunde den Herrn Zürften Radziwill in 
ber Benusung feines Eigenthums zu befchränten eine Befugniß haben follte. 

(Ann. xVII. &, 126.) ' 


I) ©, bie Note zu bem R. v. 19, Mai 1888. G. 326, 
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dd) Sie zahlen keine größere Abgaben als die Chriſten. : 
In Anfehung der an die hriftliche Kirche zu zahlenden Abgaben vergl. 
$. 20 des G. und das R. v. 25. Febr. 1842 oben S. 105. 


PS haben diefelben privatrechtlichen Verhältniſſe. Berg. hierüber 


b) Ausnahmsweiſe find bie naturalifirten Juben in folgenden Ber 
ziebungen befchränft: 

aa) In Anfehung der Staats⸗ und Gemeinde, Aemter. 

a) Vergl. $. 20. a. ded ©, | 


6) R. d. Min.d. 3. u. d. P. v. 17. Febr. 1840 an das Ob.Praͤfid. der 
Provinz Pofen. VBerhältnigmäßige Befchränfung der Zahl der jübifchen 
Stadtverordneten. 

In ber Anlage (a.) theile ih Ew, 2c,, mit Bezug auf Ihren Bericht v. 26. Dec. v. J., 
die unterm 5. d. M. auf die Immediat-Beſchwerde der Verwaltungsbeamten ber jüdi⸗ 
fhen Korporation zu M. Über bie Beſchränkung der Zahl der juͤdiſchen Stabtverorbnes 
ten an mich eraangenen Allerh. K. DO. in Abſchrift mit, um danach das Weitere gefäl- 
Lioft zu veranlaffen. Die Befchwerbeführer find im Sinne der K. Drdre von hier aus 
beichieden worben. 

Anl.a. . 

Auf ihren Bericht v. 20. v. M., die Reklamation ber Verwaltungsbeamten der jübi- 
{hen Korporation zu N. betr., finde ich nach Ihrer Anficht eine proportionirte Beſchrän⸗ 
tung der Zahl der, in die Stabtverorbneten-Berfammlung zu wählenden Juden auf ein 
Marimum von einem Drittel ober Viertel für die Städte des Großherzogthums Poſen 
auf die Anträge der ſtädtiſchen Behörden allerdings höchſt nothwenig, und ermächtige 
Sie, bei ber Abfafjung der Statuten hierauf die erforderliche Rückficht zu nehmen, und 
nad) ben Beftimmungen der St. D. v. 1831. 88. 3. 4 Meine Beftätigung nachzufucen. 
Die Verwaltungsbeamten der jüdiſchen Korporation zu N. haben Sie hiernach ablehs 
nend zu beſcheiden. ꝛc. (Min. BL, ber innern ®. 1840. ©. 79.) 


bb) Sn Anfehung der fländifchen Rechte vergl. $. 20 b. das G. und 
oben Abth. I. Abſch. IV. ©. 48, . 

cc) Sn Anfehung der mit dem Befitze von Nittergütern verbundenen 
EIER vergl. $. 20 c. des G. und im Allgem. Abth. I. Abſchn. IV. 

eite . 

dd) In Anfehung der Verlegung des Wohnfiged in eine andere Provim 
vergl. $. 20 d. des ©. und unten Abth. 3. 

Was in diefer Beziehung namentlich die Aerzte aus der Provinz Pofen 
betrifft, fo beftimmt die Cirk. Verf. des M. d. G., U. u. M. Ang. (Eid: 
born) an fämmtl. Reg. v. 3. Febr. 1841. 


Den, aus dem Großberzogthume Pofen gebürtigen jübiichen Mebizinalperfonen ift 
feither, in Gemäßheit des $. 20 der V. wegen bed Judenweſens im Großherzogthum 
Sofen v. 1. Zuni 1833 nur eine, auf den genannten Landestheil befchränkte Approba- 
tion ausgefertigt worden. Da bie Kontrolle der beftehenden Beſchraͤnkung ber bezeich⸗ 
neten Mebizinalperfonen auf das Großherzogtbum Pofen nicht zur Kompetenz des mir 
anvertrauten Minifteriums gehört, fo werde ich von jest ab, die Aprrobationen für die: 
felben ganz in derfelben Art, wie die, ber andern Medizinalperfonen ausfertigen laſſen. 
Da aber hierdurd die Beftimmung nicht aufgehoben wird, nach welcher die, Aus der 
Din ofen gebürtigen jüdifchen Medizinalperfonen in einer andern Provinz ohne 

odhere Erlaubniß fich nicht niederlaffen dürfen, fo beauftrage ic) die K. Reg. hierdurch, 
denjenigen aus dem Großherzogthum Poſen gebürtigen jübifchen Kandidaten, welche 
dort die Zulaffung zu den Staatsprüfungen für Wundärzte zweiter Klaffe, ober für 
Zahnärzte nachſuchen, fofort bei ihrer Admiſſion zur Prüfung zu eröffnen, daß ihnen, 
nach beftandenem Eramen, zwar eine unbefchränfte Approbation werde ertbeilt werben, 
daß fie jedoch, um ſich in einer andern Provinz niederzulafien, die Erlaubniß dazu bei 
dem 8. Min. des 3. u. d. Pol, fich zu erwirken hätten. Berlin, den 3, Febr. 1841. 

(Min. 31. 1841. &. 73.) 


ee) In Anfehung ter Päffe vergl Abth. I. Abſchn. VER Kap, II, 
©, 45 fig. : * ” 
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Ganzen fehr zweckmaͤßig und nur bei $. 3. noch eine Modiſikation, fo wie hinſichtlich 
bes $. 4 noch eine Ergänzung nothwendig gefunden, hiernach aber nunmehr das Regus 
lativ in meinem Namen abfaflen laffen. Indem ic) Ihnen folches beiliegend (Anl. a.) 
überfenbe, erfuche ich Sie, daſſelbe durch die dortigen Amteblätter bekannt zu mächen 
und auf deffen Beobachtung zu halten. j 
Die noch unentfchiedenen Källe werben, ba es zeither an beftimmten Grunbfägen zu 
Beurtheilung der Reklamationen gefehlt bat, biernach ebenfalls zu erlebigen fein. 


Berlin, den 8. Mai 1837. 
Der Minifter des Innern und der Polizet 
v. Rochow. 


a. 
Regulativ, 
die Abfindung der jüdifchen Korporationen im Großberzogthume Poſen von Seiten ihrer 
abziehenben Mitglieder betr. 
um bie Zweifel zu befeitigen, welche bei Ausführung bes ©. v. 1. Juni 1833 wegen 
des Judenweſens im Großherzogthum Poſen, $. 20. d., hinfichtlich ber Abfinbung ber 
jübifchen Korporationen von Seiten ihrer abziehenden Mitglieber entſtanden find, be 
flimme ich Folgendes: 

4) Das freiwillige Ablommen beider Theile fiber die zu zahlende Summe fchließt eine 
weitere Erörterung gänzlich, aus, Auch ift eine Berufung anderer Korporatione: 
Mitglieder in Tünftigen Fällen der Weberfiedelung auf die früheren mit andern 
Mitgliedern abgeichloffenen Abfindungs:Verträge unzuläßig. 

2) Wenn kein Ablommen zu treffen ift, fo tritt die Entſcheidung ber Reg. ein, welde 
feftzufesen hat, was ber Abziehenbe zu Ablöfung feines Antheild an den Korpora⸗ 
tions-Berpflichtungen entrichten muß. 

3) Als auf einer Verpflichtung ber Korporation beruhend, werben in ber Regel alle 
diejenigen Ausgaben angefehen, welche in den von ber Reg. genehmigten Etat ber 
Korporation aufgenommen worden finb. 

4) Wenn jedoch der Abziehende beweifen Tann, daß biefe Ausgaben entiveber ohne be: 

ſtimmte Verpflichtung der Korporation von folder übernommen, ober auch bloß 
vorübergehend find und in kurzer Zeit in Wegfall Eommen, To hat bie Reg. die Ab: 
findungse-Summe hiernach verhältnigmäßie zu ermäßigen. 

5) Die Abfindungs-Summe wird nad den baaren Beiträgen berechnet, welche ber 
Abziehende feit Aufftellung der Korporations:&tats und deren Genehmigung burd) 
die Reg. jährlich geleijtet hat, indem durch Fraktion der Jahres: Betrag audzu: 
mitteln if. Nach Verfluß von ſechs Iahren, feit Aufftellung und Genehmigung 
bed erften Etats, ift ein ſechsjaͤhriger Durchichnitt anzunehmen. 

6) Der hiernach auszumittelnde Durchfchnittebeitrag bildet die Grundlage der Abfin- 

: bung, ohne daß eine Ermitteluna des Vermögens des Ausfcheidenden zuläffig if. 
Nur wenn derfelbe nachweift, daß er an feiner Nahrung und feinem Vermögen feit 
den früheren Veranlagungen einen ſolchen Verluſt erlitten, daß er in Zufunft, 

s wenn er in der Korporation geblieben wäre, auf eine Ermäßiaung der zeitherigen 

I" Beiträge Anfpruch gehabt haben würde, ift bie Reg. hierauf Ruͤchſicht zu neh 
men unb den zu berechnenden Zahresbeitraa hiernach zu ermäßigen verpflichtet. 

7) Der auf ſolche Weite feftzufegende Zahreebeitrag wirb als eine Rente betrachtet, 

ı „welche bie Korporation, wenn der Ausſcheidende ihr Mitglieb geblieben wäre, auf 

Lebenszeit von bemfelben zu beziehen gehabt hätte. Der zwölf und ein halbfache 

Betrag diefer Nente bildet, nach Analogie der Vorfchrift des Stempelgeſedtes v. 
7. Merz 1822. 8. 4. c. die Summe, welche der Betheiligte ald Abfindungs⸗ 
Summe zur Korcorationd=: Kaffe zu erlegen hat; das Alter deffelben hat auf die 
Berechnung aber Eeinen Einfluß. ' 

8) Gegen die von der Reg. nach diefen Grundſaͤtzen feſtzuſetzende Abfindung ift bie Be: 
zufung an das K. Oberpräfidium zuläßig. 

Berlin, ben 8. Mai 1837. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 
(Ann. XXI &, 464.) , , 

) R. des Min. des J. (v. Meding) an die K. Reg. zu Poſen v. 18. Juni 
1840: | ' 

In Betreff der Beſchwerde des Juden, Kaufmanns N. zu R., über bie Höhe bes ihm 
von ber dortigen jüdifchen Korporation abgeforderten Abzugsgeldes, worüber bie K. Reg. 
ben Ber. v. 25. v. M. erftattet hat, reicht die bloße Verficherung, daß ein abziebender 
Jude zeither eine gewiffe Summe zu den etatgmäßigen Korporationsausgaben beigetra- 

gen Jabe, keinesweges aus, um dir Reklamation deſſelben gegen bie ihm angefonnene, 
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Abloͤſung erfolgen muß. Sn Poſen tritt aber bekanntlich der beſondere Umſtard ein, 
daß bie jüdische Korporation burchaus Läugnet, zu Berzinfung und Tilgung deflen, was 
zeither als Schuld berfelben angefehen worden ift, verpflichtet zu fein, und daß barkber 
erft noch im Wege bed Prozeſſes entichieben werben muß. Die Zubenfchaft geräth daher 
mit fich felbft in Widerfpruch, wenn fie zwar ihrerfeits irgenb eine Berpflihtung für das 
Ganze der Schuld völlig in Abrede ftellt, dagegen aber ihre ausicheidenden Mitglieder 
zwingen will, die Verbindlichkeit zu Ablbfung eines Antheild daran anzuerkennen, und 
diefen Antheil baar auszuzahlen. Dan wird daher bie proviforifhe Maßregel, die zu 
Dedung ber Gläubiger hinfihtlicdy des Ganzen angeordnet ift, auch analog hinſichtlich 
diefer Antheile in Anwenbung zu bringen, und felbige nicht ber Korporation auszuants 
worten, fonbern ad depositum zu nehmen haben, mit dem Borbehalte, fie ben Einzah⸗ 
lern ganz oder zum Theile wieder auszjuzahlen, wenn durch die eingeleiteten Prozeſſe 
die Zudenfchaft gang ober zum Theile von den Schulden befreit werden ſollte. 

Hiernady möge die K. Reg. wegen anberweiter Feſtſetzung des Ablöfungsquanti bed 
R. und des N., befien neuerlich bier eingegangene Beſchwerde beifolgt, das Weitere vers 
anlaffen, und ſich überhaupt in kuͤnftigen Fällen hiernach achten, auch de Entfcheiduns 
gen nur nad) vorgängiger fehr firenger Prüfung der Verpflichtung ertheilen, da bie jü- 
difchen Korporationen fehr geneigt zu fein fcheinen, die abziehenden Mitglieder weit über 
ihre Verpflichtung hinaus zu belaften. (V. M. Bl. 1840. &. 340.) 


e) R. deffelb. Min. an den jübifhen Kaufmann N. und in Abfchrift an 
bie K. Reg. zu Bromberg und Pofen v. 15. Nov. 1841. 

Das Din. eröffnet Ihnen auf die Vorftellung v. 6. d. M., wegen Ihrer Heranziehung 
zu den dortigen Korporationgleiftungen, daß es bei dem bieöfälligen Beſcheide ber 8. 
Reg. zu Pofen v. 20. Aug. d. I. lediglich fein Bewenden behält. Die Ablöfung des An⸗ 
theild an den Korporationsverpflichtungen erfolgt immerunter der Borausfegung, daß der 
Abziehende an den Korporationsvortheilen nicht ferner teilnimmt. Wollte man bemie- 
nigen, derin der Korporation verbleiben will, geftatten, fich durch bie Ablöfung von ferneren 
Beiträgen zu befreien, fo würde dies bald ein Gegenftand unzuläffigee Spekulation wer: 
den, da derjenige, der die Ausficht hat, noch 20 oder 30 Jahre zu leben, fehr gern fid 
durd) ein Averfionalquantum, das nur die früheren Beiträge zwölf und ein halb 
Mat in ſich faßt, von jeder ferneren Beitragspflicht loskaufen, und dadurch auch den hoͤ⸗ 
heren Beiträgen entgehen würde, welche er bei vermehrtem Vermögen und Einkommen 
tragen müßte. Derjenige, welcher zeither nur einen geringen Beitrag geleiftet, jedoch 
durch Erbichaft oder fonftige Konjunkturen fein Einkommen verdoppelt und verbreifadt 
hat, würde ein fehr vortheilhaftes Gefchäft machen, wenn er, unter dem Vorwande, fi 
in eine andere Provinz überfiedeln zu wollen, feinen Antbeil an den Verpflichtungen na 
den früheren Beiträgen abıdfete, dann aber fortwährend im Orte bliebe, und Eeiner wei⸗ 
teren Befteuerung unterworfen würde. Die Beflimmung der K. Reg., nach welcher Se: 
der, der nach der Ablöfung im Orte bleibt, und daher perentich bis zum wirklichen —5— 
der Korporation angehoͤrt, der Abloͤſung ungeachtet, bie laufenden Beiträge zu allen Kor⸗ 
porationsbebürfniffen leiften muß, ift daher vollfommen gerechtfertigt. 

(8. Min. Bl. 1841. ©. 322.) 


Ce) R. deffelb. Min. an diefelbe Behörde v. 24. März 1842. 

Der K. Reg. wird auf den Ber. v. 2. v. M. eröffnet, daß der Antrag, einem Juden 
bas Naturalifationspatent für die alten Provinzen erft dann auszuhändigen, wenn er bie 
Verpflichtung ausdrüdlich übernommen hat, fo lange er in feinem bisherigen Aufent⸗ 
haltsorte wohnen bleibt, die von ihm geforderten Korporationsbeiträge nach wie vor zu 
zahlen, bereits durch bie Verf. v. 15. Rov. v. I. (Min. Bl. &. 322) erledigt iſt. 

Es unterliegt aber feinem Bedenken, die Aushändigung bes Patents an dem geitheris 

en Wohnorte eines Juden davon abhängig zu machen, daß berfelbe bie Abldfung wire 
lich geleiftet oder Sicherheit deshalb beftellt hat. Der K. Reg. bleibt anheim geftellt, bie 
deaͤfallſigen Grundſätze durd ihr Amtsblatt befannt zu machen, 
(B. Min, Bl. 1842. ©. 109.) 


F. Rechtsverhältniſſe der niht naturalifirten Juden im 
Sroßherzogtbum Pofen. 
1) Verzeichnung der Nichtnaturalifirten. 
a) Vergl. 6. 21 des ©. u. Inſtr. v. 14. San. 1834 oben ©. 305 fig. 
- b) Ueber den auch von den Richtnaturalifirten anzunehmenden beſtimm⸗ 
ten Familiennamen f. die 8. O. v. 22. Dec, 1833 Äbthl. I, Abſchn. VO. 
Kap. 1. Seite 56. 
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geblieben find, und ſich bie Intereſſenten zu deren. Empfangnahme nicht gemeldet, und 
— fo wenig die angeſetzten Stempel- und Geheimen Kanzlei⸗Gebühren berichtig 
aben. J 0. 

Die Fortführung diefer Küdftände auf mehrere Jahre kann aber für die Kolge nicht 
seftattet werden, und ich fordere. die K. Reg. hierdurch auf, am Schluß jeden Jahres die 
im vorbergehenben außsgefertigten, und Ihr zur Aushändigung zugegangenen Natura: 
lifations- Patente, wenn folche von den Empfängern bis babin nicht eingelöft werben, 
zur Kaflation einzureichen. 

(Ann, XII. ©, 388.) - on 
G. Rechtöverbältniffe der fremden Juden im Großherzog 
thbume Pofen.: . 
Vergl. hierüber unten. Abthl. 4. 


Vierter Abfchnitt. 


Saatsrechtliche Verhältniſſe der Juden in dem Kulm und 
Michelauer Kreiſe und der Stadt Thorn mit ihrem Gebiete. 


Einleitung. 

Die Zuſtaͤnde, welche im vorigen Abſchnitt in Beziehung auf das Groß 
herzogthum Pofen dargeftellt, wurden von den in der Ueberfchrift genann- 
ten, zur jebigen Provinz Weftpreußen gehörigen, Zerritorien getheilt. Sie 
kamen gleichzeitig an dad Herzogthum Warſchau, gleichzeitig an Preußen 
zurück. Da jedoch die Geſetzgebung v. 1. Zunt 183,3 ſich lediglich auf das 
Gioßherzogthum Pofen bezieht, fo gilt in dem Culm und Michelaue 
Kıeife, fo wie in der Stadt Thorn mit ihrem Gebiete noch die früheren Ges 
feße. Dies find die herzoglich Warſchauiſchen Geſetze, da diefe die vorherge⸗ 
gangen Preußifche Gefebgebung aufgehoben hatten). 

Es führte nämlich die herzoglich Warſchauſche B. v. 10. Oft. 1809. 
Fir. L Art. 4.5 und it. IL Art. 102) im Herzogthume Warſchau die 
franzöfifche Geſetzgebung ein und hob alle frühere Provinzialgefege, mit 
Ausnahme derjenigen Fälle, in welchen das franzöfifche bürgerliche Geſetz⸗ 
buch auf Lokal: Gewohnheiten und Verordnungen ſich beruft, fo wie der 
vom franzöfiichen Gefeßbuche nicht berührten Materien auf?). &benfo 
ſprach die Konflitution v. 22. Juli 1807 im 8. A volle Gleichheit vor dem 
Geſetze aus, ohne in Betreff der Juden eine Ausnahme zu machen. Diefe 
Geſetzgebung und reſp. Verfaſſung in Rüdfiht auf die Suden iſt durch 
die Preugifche Geſetzgebung aufrecht erhalten worden *). Zu Unrecht nimmt 
baber dad R. v. 12. Mai 1840 (vergl. daffelde oben S. 292.) an, daß 
dad Gen. Juden:Negl. von 1750, welches in Weftureußen durch das Notifikat. 
Patent v. W. Febr. 1772 eingeführt wurde, im Martenwerder Regier. Bezirke 
noch gelte; denn in dem Theile diefed Bezirkes, der zum Herzogihum Wars 
(hau fam, ward das gedachte Geſetz, wie gezeigt, dutch die Werfaflung 
des Herzogthums Warfchau aufgehoben; in dem Theile aber, der bei Preus 
Gen im Frieden von Zilfit verblieb, tft diefem Gefege ganz unzweifelhaft 


mn — — —— — 





1) Bergl. den hiſtoriſchen Theil des vorigen Kapitels. 
5 Laube, Sammlung der Geſetze des Herzogthums Warſchau Bd. 2. G. 59. 
3) Franzöſ. Geſetz v. 21. März 1804. $. 7. Vergl. auch über dieſe Aufhebung bet 
Wirren Geſeſgebung durch die Werfajlung des Herzogthums Warſchau den 
iſtor. Theil des —— Kapitels. 
42) Vergl. bie hiſtor. Ei 


18 
eitung des vorigen Kapiteld und das unten gegebene R. d» 
28. Nov. 1823. 
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bei huͤlfliche Hand leiſten, und nur einigermaßen Vorſchub thun, nach eingezogener hin⸗ 
laͤnglicher Erkundigung und auf gehdrigen Orts erſtatteten ſchleunigen Bericht, gleicher: 
geſtalt mit einer, nach Beſchaffenheit derer Umſtände, Li determinirender Gelds oder 
Gefängnißftrafe, zu belegen, die erſtere Unſerm Fisko zu berechnen und einzufenden, big 
legtere aber an denen Verbrechern zu vollftreden. 

Auch wollen Wir v 


8§ 
(Verhalten derer privile irten Fuden.) benen in Unſerer Refidenzſtadt 
Dresden, oder ſonſt bei Unſerm Hoflager zu duldenden Juden, beſondere unter Uns 
ſerer eigenen Hand und Koͤniglichen Inſiegel ausgefertigte Concessiones, oder, wie ir⸗ 
wähnet, aus Unſerm Kammerkoll egio Paͤſſe ertheilen laſſen, dahero denn 

1) diejenigen, ſo dergleichen zu ſuchen, gemeinet, an Uns supplicando unterthaͤnigſt 
einkommen, und fernerer gnaͤdigſter Reſolution gewarten, auch vor deren Erlan⸗ 
gung, ſich allein, oder nebſt denen Ihrigen, anhero nach Dresden, bei 50 Rthir. 
auch nach Befinden höherer Strafe, burdhans nicht wenden follen; wenn aber 

2) nach übergebenen Sapplicibus Wir Supplikantens Suchen in Gnaben deferirct, 
und eine Konzeffion oder Paß, zu Geftattung feiner Rezeption in Unferer Refidenz 
ſtadt, auf vorberbefchriebene Art ausſtellen laffen: To hat berfelbe 

3) nebft denen Seinigen, fo viel deren in nur ermähnter Konzeffion ober Paß aues 
drücdlich und namentlich enthalten, fid) ſodann, barmit beim Gouvernement, Amte 
und Stadtrathe, auch der General:Akcis-Cinnahme, zu melden, und ber fernern 
Veranftaltung und Anweifung zu gerwwärtigen, gedachte Konzeſſion auch feinem 
Hauswirthe, bei welchem er, auf vorher ausgebrachte obrigkeitliche Erlaubniß, zu 
wohnen gebentet, in Originali vorzugeigen, diefer aber, daB der Jude mit feiner 
Familie wirklich bei ihm eingezogen, beim Gouveinement und feiner Obrigkeit, bei 
10 Thlr. Strafe, befannt zu machen. en Run, ' 

4) über die in der Konzeffion oder Pag enthaltene Anzahl, mehrere Perfonen, unter 
teinerlei Vorwand nicht einzulaflen, fondern die in ſothaner Konzeffion oder Pas 
entweder gar nicht genannte, oder doch mit denen darinnen enthaltenen, im Namen 
nicht genau übereinſtimmende Perfonen-fofort zuruckzumeifen, und von ber Stadt 
abzutreiben find; alfo haben auch nl " 

8) die privilegirten jüdifchen Hausväter, wenn, anftatt derer ihnen zugehörigen, in 
dem Konzeffionsfchein oder Paß mit auögebrudten Perfonen, fie neue annehmen 
wollen, foldhes bei Unferm Gouvernement unverzüglich zü eröffnen, allda die neu 
anzunehmenden in berer vorigen Stelle fretende Perfonen felbft vorzuftellen, und 
fernern Befcheids zu gewarten; über diefes auch nn nn 

6) alle Monate, bei oftgedachtem Gouvernement, ingleichen beim Amte und Stadt⸗ 
Rathe, auch der GenerälsXccids Einnahme allhier, eine Spezififation von eines 
jeben ganzer Familie, mit Anmerkung des Abgangs und dabei vorgefallenen Ver: 
änderung, zu überreichen, nichtroehiger das Haus, darinnen fie mit denen Ihrigen 
wohnen, deutlich zu benennen, im Übrigen aber der Ausftellung einiger Atteftaten 
und Paflirs Zettel an andere Juden, bei Verluft des ihnen ertheilten Konzeffions 
Sceins oder Paffes, ſich gänzlich zu enthalten. Wenn nun ferner 

7) ein alfo privilegirter Zude entweder fein Domizilium verändert, und aud) nur vor 
feine Perfon, an einen andern Ort ziehet, oder gar verftürbet, erlöfchet dadurch bie 
bon uns erhaltene Konzeffion auch wegen deſſen hinterbliebenen Familie. Cs has 

en fidy aber 

8) die folchergeftalt privilegirten Juden ordentlidh alles unerlaubten Handels mit 

Waaren und Haufirens mit felbigen maßen ihnen denn auch, Öffentliche Gewoͤlber 
zu haben, ſchlechterdings unterfaget bleibet, zu enthalten, und lediglich mit demje: 
nigen, was ihnen in ber von Uns ausgeftellten Konzeflion, oder von Unferm Kams 
mer: Kollegio ertheilten Paß, nachgelaffen, zu begnügen, und diefes alles bei Ber: 
luft der Konzeffion, auch anderer willführlicher Geld:, Gefängnißs oder fonft, nach 
Beichaffenheit derer Umflände, zu erequirenden Strafe), 

Nachdem Wir aber 

$. VIII. 


(Commercium mit auswärtigen Jubenfhaften.) ‘mit denen ausmärti- 
gen Sudenfchaften dad Commercium gaͤnzlich aufzuheben nicht gemeinet; fo bleibet denen 
fremden und befondere Concessioner, wie oberwähnet, nicht habenden Juden zwar, 
wie zeithero, fo auch fernerhin, die Leipziger Neujahr-, Ofter: und Michaeliss, ingleis 
chen die Naumburger Petri-Pauli-Meffen Fi befuchen und zu bauen, unbenommen, fie 
find aber auch ſchuldig, die Erlegung des Leib-Zolls, Land» und GeneralsXccife, nebft 





2) Die 55, V--VIL betzeffen die Juden in Dresden, 
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I. Beſchränkungen in Betreff ihrer Aufenthaltdorte, 


1) Sie dürfen den ihnen beflimmten Aufenthaltsort bei Verluſt des 
Schutzes und Strafe der Audfchaffung aud dem Lande, nicht verändern. 
Bergl. $. 1 des Mandats v. 16. Aug. 17461). 

2) In Betreff ihrer Reifen beſtimmt große Befchränkungen: 
a) Der $. 2 ded Mandats v. 16. Aug. 1746 in Betreff auswaͤrtiger 


Suden. 2) 
b) Die General⸗V. v. 16. April 1773, über Eremtion der in biefigen 
Landen konzeflionirten Juden von der für fremde reifende Juden geordneten 


täglichen Perfonenfteuer 3). 
Friedrich Auguft, Herzog zu Sachſen ıc. Churfürft ıc. 

Befter und liebe getreue. Wir find zwar in Genehmigung desjenigen ohnmaßgebli⸗ 
hen Gutachtens, fo Uns der Stadtrath zu Dresden, auf die durch das Geſuch deö 
Juden, Baruch Aaron Levi zu Leipzig, gegebene Veranlaffung, in feinem unterthäs 
nigften Berichte vom 29. Auguft 1772 eröffnet hat, in Gnaden zufrieden, daß Zuben, 
welche fich in hiefiger NReftdenzitabt, oder anderer Orten Unferer Lande, auf Unfere dies: 
falls erlangte Konzefiion aufhalten, und dafelbft die jährliche Perfonenfteuer, dem Aus: 
ſchreiben gemäß, abführen, in den Fällen, da fie, ober die Ihrigen, eigner Angelegenheis 
ten halber an andere Orte Unterer Lande reifen, mit Entrichtung der für fremde reifende 
Juden georbneten täglichen Perfonenfteuer in fofern fie die Berichtigung des letztern 
Derfonenfteuer-Zermind durch behörige Quittung doziren können, verfchont werben 
mögen. 

Jedoch haben nicht allein dergleichen Juden, wenn fie von ihrem eigentlichen Aufent⸗ 
halte an andere Orte reifen, fich in legtern länger, als die Werfaflung erlaubet, nicht 
aufzuhalten, noch bafelbft einige Handlung zu treiben, fondern Wir erachten aud für 
dienfam, damit nicht etwa Zuden, als angebliche aaa konzeſſionirter Hauss 
väter, auf Attefte von legteren, ſich anderwärts einfchleichen, und der Perfonenfteuers 
Verrechtung entziehen können, bierunter dieſe Einrichtung treffen zu laffen, daß ein 
Jude, der fi außerhalb Hiefiger Refidenzftabt, für einen Bebienten eines allhiefigen 
Hausvaters angiebt, zwar von diefem mit einem Attefte, daß er wirklich in feinem Lohn 
und Brote ftehe, auch einer Kopei von des Hausvaters eigener Konzeſſion zu verfehen, 
hiervon aber von ber Obrigkeit des Orts, wo er ſich aufhält, Abfchrift zu nehmen, und 
an unfere Ober-Steuereinnahme einzufenden, damit von derfelben, ob der jüdiſche Haus: 
vater nicht mehrere in feinem Lohne und Brote nicht ftehende angebliche Bediente hege, 
und im Lande herumfenbe, anüglich verifizirt werden könne. 

Wir begehren dannenhero hierdurd, gnädigft, ihr wollet demgemaͤß, ohne jedoch die 
ferhalb befonderes Botenlohn oder anbern Aufwand zu verurſachen, das Erforderliche 
weiter veranftalten, Sowohl euch jelbft hiernady gehorfamft achten. 

Daran gejchiehet Unfere Meinung. Datum Dresden, am 16. April 1773. 

0 Shriftian Wilhelm v. Nisfhwiz. 
An ſämmtliche Kreis-Steuer-Einnahmen, Stift Wurzen, auch Grafſchaft 
Stollberg:Roßla, und Stollberg-Stollberg. 
Unterm 27. März 1773 ift gleiche Verordnung aus dem geheimen Concilio an die ftife 
tifchen Kammer-Collegia zu Merfeburg und Zeig ergangen. 
Chriftian Auguft Kunze 

(Cod, Aug. IV, Fortf, 2. Thl. 2. Abthl. 2. ©. 859.) 

II. Unbewegliche Güter dürfen Juden im Herzogthum Sachfen gar 
nicht erwerben. Hierüber beftimmen: 

1) Das Mandat v. 1. Aug. 1602. 

2) Die Pol. Ordn. v. 22. Juni 1661. Tit. 1. Eingang. 

3) Der Ausſchußtags⸗Abſchied von 1680. 
4) Der Landtags⸗Abſchied v. 18. April 1716 bemerkt: 





1) Der Aufenthalt in den Bergftädten war ihnen ganz unterſagt. V. v.3. Oft. 1554. 
Cod. A. II, 140. 212. (Sehr oft bis in die neueften Zeiten eingefchärft). 

2) Koch bezieht diefe Beſtimmung ©. 282 zu Unrecht auf inländifche Juden. 

3) Koch behauptet a. a. D, ©. 282. mit Bezugnahme auf diefes G., daß die Zus 
den von ihrem Aufenthaltsorte ohne befondere Erlaubniß an einen andern Ort 
reifen Tönnen, wonach fie fomit förmliche glebae adseripti fein würden; bie 
P. Sagt aber von Erfterem nicht ein Wort, 
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nerrecht gewinnen können. Es beflimmt nämlich hierüber der Ausſchuß⸗ 
Tags⸗Abſchied v. 21. Dec. 1680: 

„Geſtalt Wir nicht verftatten wollen daß einige andere als ber Augsburgifchen Kons 
feffion Verwandte ſich in Unferen Landen ſäßhaft machen ober das Bürgerrecht gewins 
nen mögen, fo 2c. 2c. !) 

Wäre diefed Geſetz, welches jeden Neformirten und jeden Katholiken vom 
Bürgerrechte in den Stätten ded Herzogthums Sachſen ausfchließt, noch 

ültig, fo würden fonder Zweifel ed auch noch dad Mandat Churf. Chris 
Han II. zu Sachfen fein, die Subfcription des Conkordienbuchs betreffend, 
v. 1. Aug. 1602, welches beflimmt: 

„Dieweil denn Gott felbft diefen Taulichten Leuten, bie in Religionsfachen weder 
kalt nody warm find, Feind ift, und fie bebrauet, aus feinem Munde auszumerfen, fo 
haben auch Wir 2c. es dahin gerichtet, daß alleunfere Käthe, Diener, Haupt: 
und Ambtleuthe dag juramentum Religionis geleiftet und dahin fid 
verpflichtet haben, daß neben Uns fie bei der erften ungeänderten 
Augsburgifhen Konfeffion, wie biefelbe Anno 1580 im dhriftlichen 
Concordien-Buche wiederholet erfläret ıc. worden ift, durch Gottes 
Snadefeft und ftandhaftig bisanihr Ende halten wollen” und weiter uns 
ten: „Infonderheit aber befehlen Wir hiermit Unfern 2c. Niemanden, 
ber ſolches nit approbiret, unterfhrieben und feine Pflicht darauf 
geleiftet, zu Dienft befördern ıc. 20. (Cod. Aug. I, 777.) 

Eben fo beftimmt die Polizei: Ordnung Churfürft Joh. Georgens des Il, 
zu Sachſen v. 22, Suni 1661. Tit. 1, pr. in Betreff der Affekuration ber 
reinen Iutherifchen Lehre: — — 

„Als wollen Wir — — Esine andere Lehre in Unferen Landen verftatten, ſondern 
vielmehr alle Kirchen-, Schuls, Hof: und andere Beamte, wie bishero 
gebräudhlihen gewefen, das Juramentam Religionis darauf abzule: 
gen anhalten laffen.” (Cod. Aug. I. ©, 1564.) 

Nach diefen verfaffungsmäßigen Beflimmungen würden daher auch ges 
genmärtig Reformirte und Katholiten im Herzogthume Sachſen weder alt 

ürger in die Städte, wie ald Beamte, in die Kollegien aufgenommen 
werben fönnen. Allein diefe Geſetze find längft volfländig aufgehoben wors 
den durch Art. 16. der Bundesakte v. 8. Juni 1815 verbis; 

„Die Berfchiedenheit der chriftlichen Religionsparteien kann in den Läns 
dern und Gebieten des deutfchen Bundes feinen Unterfchieb in dem Ge 
nuſſe der bürgerlichen und politifchen Rechte begründen.” 

Es iſt nun Far, daß wenn diefe Gefeße, welche überdies lediglich bie 
bamaligen Religiondflreitigkeiten unter den hriftlichen Neligiondparteien 
vor Augen gehabt, überhaupt aufgehoben find, fie nicht noch in Beziehung 
auf die Juden beftehen geblieben, vielmehr auf deren Rechte und Pflichten, 
an die fie überhaupt niemald gedacht, ohne allen Einfluß find. 

- 2) Das folgende R. fpricht ſich über die Frage nicht aus, ob die Zus 
den DaB Bürgerrecht haben oder nicht, fondern bemerkt nur, daß der Sta- 
tus quo aufrecht zu erbalten. 

N. des K. Min. ded Sun. u. d. Pol. (v. Brenn) v. 12%. Dee, 1832 
an die K. Reg. zu Merfeburg. | 

Der 8. Reg. erwiedere ich auf die Anfrage v. 30. v. M., daß bie Stäbteorbnung in 
den Verhältniffen der Juden nichts geändert hat, und es baher in Anfehung derfelben 
bis zum Erfcheinen der neuen Zudenorbnung, in den Städten bed Herzogthums Sach⸗ 
fen bei dem Gefege vom 16. Aug. 1746, fo wie in dem Weft»Hälifchen Landestheilen bei 
der Gefeggebung des ehemaligen Königreiche Weftphalen bemenbet. Hiernach find denn 
die Suden, jenachdem fie der Gefeggebung nach zum Bürgerrechte fähig find, oder nicht, 
zu demfelben zuzulafien, oder davon auszufchließen. (Ann. XVI. ©. ©. 960.) 

. VL Ausnahmsweiſe ift ihnen der Handel geflattet, aber mit folgenden 
Beichräntungen: 


2) Cod. Aug. I. &, 360. 
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von denen durch die Chir. Sächfifchen Laxde paffireiden Suden, deren Weis 
bern und Dienern, ohne Unterfchied der Leib:Zol vor vol eileget werden 
ſoll; den 4. April 1738. 

Friedrich Anguft, Könige. Prinz ꝛc. Churfürſt ic. 
Lieber Getreget. Wir haben aus bewegenden Urfachen gnäbiaft refolviret, daß ih Za⸗ 
Zunft und bis zu weiterer Verordnung, von benen fammtlichen durch Unfere Lande paſſt 
renden Juden, Rabbinen, Zuden:Weibern und Dienern, ohne Unterfcheid der ned 
Tiche Leib-30H jedesmal vor voll gefordert und erleget werben foll. Und befehlen demnad 
Hiermit, du wolleſt dich deines Orts darnach gehorfanift Achten, auch an bie ſaͤmnmitli⸗ 
hen Gleits:Einnahmen des dir amvertranten Bezirks, das Nöthige dieſerwegen unver: 
Vängt gehuprenr verfügen. Daran 2c. Dat. Dresden, am 4. April 1733, 

n die Gleits-Sommiffarien. J 
(Cod. Aug. I. Fortſ. II. Abth. S. 16. 


3) General⸗Befehl deſſelben v. 24. Sept. 1833 wegen der Judenkinder 

bis in das onte Jahr. bchurfurt 
iedri u nig 2c. und Churfuͤrſt ꝛc. Sn 

— teen” Mir Baben auf Eule Bernd Lehmanns, des Gevollmaͤchtkgten der 
Jubenſchaft unterthaͤnigſtes Anſuchen und Vorſtellen, daß die Unfere Lande durchpaſſi⸗ 
renden Bettel-Juden, Rabbinen, Weiber ÜHB unerzogene Kinder, auch ſogenannte Die: 
ner, mit Erlegung des vollen Leib⸗Zolls verſchonet werden möchten, gnädigft vefoldiret, 
daß die unetzogenen Juden Kinder Bis in das zehehbe Jahr von, dem Leih-3ölle gaͤnzli 
freigefaffen werben follen, Kirigegen wegen beret übrigen Perſonen Laffen Wir es b 
dem am! 4. April in dieſem Jahre emanirten Generali unverändert bewenden, und befeh⸗ 
len hiermit, du wolleft, damit bie Gleits- und Zoll⸗Einnehmere nach diefer Unferer Re 
folution ſich gehorfamft zu achten wiſſen, das Roͤthige wegen Serer Subden-Kinder in die 
fammtlidyen Gleits⸗Einnahmen des dir anvertrauten Bezirks, kraft diefes verfügen. 
Und hieran %€. Datum Dresden, am 24; Sept. Anno 1733. 

An die Gleits⸗Kommiſſarien 
Sflligeni und Friedrichen. 
(Cod. Aug. loco cit.) j nn 
4) Böhmifche Juden wurden vom Leibzol nad) dem R. vw. 14. April 
1745 befreit (a. a. O. ©. 16), aber nad) dem R. v. 20. Juli 1750, gleich 
den Maͤhriſchen und Ungriſchen Juden wiederum zu deffen Zahlung für vers 
pflichtet erachtet?). (l. c. S. 1146.) 

5) Die Höhe des Leibzolls wurde feftgeftelt in der Geleitd. Role v. 
15. Nov. 1718 (God. Aug. II. 1157) und durch dad Gener. v. 6. Nov. 
1727 für die Perfon zu Zuß 2 Gr., zu Pferde 4 Gr., Rabbirier, Weiber 
und Kinder die Hälfte, 

6) Dur) Freipäffe wurde die Befreiung von den jüdifchen Abgaben 
erteicht?). | | 
Es beftinimfe rückſichtlich derſelben 


a) das Regulativ wegen Erleichterung des Meßhandels ber auslaudl⸗ 
(en Suben 2 Ha Bo R „72 und ie ei Naumburger Meßhandel 
tr. v. 23. April 1800. (God. Aug. Il, Fortſ. IL Abth. S. 1450. 1478. 
Berl. diefelbeni bei Abth. III. ’ 


by Diefe Steipäfle durften nach dent Befehl v. 23. Jar. 1790 von den 
mit der Poſt reifenden Juden nur auf den Poflämtern Horgezeigt werden. 
(a. a O. ©. 1472.) 

Es ward jedoch dieſe entehrende Abgabe hier Durch das Ruſſiſche Gou- 
vernementd- Patent v. 28. Dez. 1813 (Gouvernementd-Blatt 1814. S. 21), 


< . 


— — — — —— — — 


. god) führt a. a. 5. S. 287 Hotk’26 dies N. an, behauptend, daß daſſelbe vor⸗ 
| ee, ne Zuden haͤtten keinen Leibroll zu ln Ge — grade 
as Gegentheil. J * 
3) 8. v. 13. Sept. 1779 (Cod. Aug, qtt. IL. Vbch. 2. &, 1des.) 
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zwar wie bad vorige Kapitel ergiebt, in Sachſen ausdrücklich ausgeſpro⸗ 
chen; die betreffenden Geſetze find aber in den Lauſitzen nicht recipirt; es 

: fleht mithin der Ausübung diefed Rechtes Fein Geſetz entgegen. 
1. Dad Bürgerrecht betreffend, fo flände der Erlangung ‚deffelben 
. gleichfalls Fein Geſetz entgegen, in fofern man annähme, daß ein Nicht 

-  GStaatöbürger deffelben fähig fei!). on 
. Das Branntwein:Örennen und Schänken iſt den Juden 
durch R. v. 22. Suli 1752 (Reſkripten⸗Buch Nr. 228) in der Nieder: Laufig 

unterfagt °) | 

IV. Den Handel betreffend, beftimmt 

1) das R. v. 22. Mai 1751: 

„Gleichwie Wir nun gefchehen laffen Eönnen, daß denen in Friedland wohnenden mit 
Kammer: Päffen verfehenen Zuden in.denen Nieder-taufisifhen Kreis-Städten zur Zeit 
derer Jahrmaͤrkte und derer diefen gleich zu adytenden guten Mann⸗, Dienft- und Don: 
nerftage der Handel im Ganzen und Einzeln, auch durch Haufiren geftattet werde, in 
maßen deshalben das Noͤthige in ihren Paflen bereits einverleibet worben %c. 

(Cod. Ang. Fortſ. I. Abth. III. ©: 362.) , . 

2) Die Beſchränkungen diefer vorftehenden Beflimmung erſcheinen jedoch 
durch das Preußiſche Haufir⸗Reglement aufgehoben. Die Miniſterien ſprechen 
ſich über die Befugniſſe der Juden in Anſehung des Handels und ſonſtiger 
Gewerbe wie folgt aus: 

3) R. des Min. des Inn. (v. Schuckmann) v- 22. Juni 1829 an die 8. 
Peg. zu Sranffurt. Gewerbes und Handeld Verhältniffe der Juden in der 
Nieder⸗Lauſitz. 

Ich kann, wie ich der K. Reg. auf Ihren Bericht v. 26. v. M. erwiedere, in der A. 
K. O. v. 19. Sept. v. 3.*), welche den Juden des Großherzogthums Poſen den De⸗ 
tail⸗Verkauf ihrer Waaren auf den Sächſiſchen Märkten geſtattet, keine weſentliche Be⸗ 
ſchränkung der Erwerbsmittel der Nieder⸗-Lauſitzer Juden erkennen, da dieſen letztern 
auch gegenſeitig das Beziehen der Maͤrkte im Großherzogthume Poſen und den andern 
Provinzen des Staats nicht zu verwehren iſt, und ſie daher in der Erweiterung ihres 
Geſchaͤftsbetriebes für jene Konkurrenz Erſatz finden. 

Indeſſen will ich in Beziehung auf Ihre verfchiedenen Anträge: 

ad 4) Diefelbe autorifiven, den Nieder:laufiger Juden in denjenigen Städten ber 

Niederstaufis, in welchen nicht Spezial:Privilegien und fonftige Rechte britter 
Fa EnarBeeehen, jeden erlaubten Handel, incl. des Materials Handels, 
u geitatten, au . 
ad 2) —* ein jüdifcher Hausvater mit Hinterlaffung mehrerer Söhne ftirbt, jedem 
' ber legtern das felbitftändige Etabliffement zu einem der Nieder-Laufiger Zus 
den erlaubten Gewerbe nachzugeben; 

ad 3) beendet eö bei den Beftimmungen des G. v. 28. April 1824, nad) deffen $. 8 

die Regierungen bei Auöftellung ber Gewerbefcheine zum Hauſiren auch die 
Dertlichkeit, auf welche das Gewerbe ſich erfiredten fol, beftimmen müffen. 
Sollten andere Suden, welchen früher dad Haufiren in der Nieder-Laufig nicht 
geftattet war, Gewerbefcheine auf folche erhalten haben, fo bleibt der K. Reg. 

.  Überlaffen, auch den Haufir-Sprengel der Nieder⸗Lauſitzer Zuden angemeffen 
zu erweitern, um fie für die diesfallfige Konkurrenz zu entfchädigen. 

ad 4) Muß es zurdeit, und bis wegen der Gewerbes Polizei und resp. wegen der bür: 

gerlihen Verhältniffe der Juden geſetzliche Beſtimmung erfolgt ift, bei den 
jest beftehenden Innungs=Artiteln und anderen Verordnungen fein Bewenden 
behalten, und es Tann keinem bortigen Suben ein Gewerbe geftattet werben, 
weiches nach folchen den Juden überhaupt verboten ift. (Ann. XIII. S. 375.) 

4) Refol. der K. Min. d. 3. für Gew. Ang, (v. Brenn) und des J. 
u. d. P. (in Vertretung Köhler) v. 19. März 1836. An die Kaufleute 
MN. zu N. in der Nieder-Laufig, defielben Inhalts. 





1) S. hierüber oben S. 47. 
. 9%) Revidirter Entwurf,des Prov, Rechts in ber Nieder-Laufis (Berlin 1841) ©. 61. 
3) Vergl. Abth. III. 
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zur Aumenbung koͤmmt, die vorgefundene geſetzliche Verfaſſang aufrecht erhalten wer⸗ 
den ſoll. er 

Ak übrigens das auszugsweife eingereichte Reſtript v. 28. April 1781, wodurch die 
im Schleufinger Bezirke zu buldenden Juden⸗Familien auf eine beſtimmte Zahl einges 
ſchränkt worden, aus befonders erhebiichen Urſachen nach dem Gutachten ber Behörde 
eine Veberfchreitung ber Normalzahl geflattet, fo Tann der Koͤnigl. Regierung vor der 
Hand tut kberlaflen bleiben, in dazu geeianeten Yällen darauf anzutragen, daß von 
diefer Nachlaffung bes Reſtripts za Gunften einzelner Individuen Gebraud gemacht 
werde 


Was die zur Anzeige gebrachten fpeziellen Fälle betrifft, fo findet das unterzeichnete 
Minifterium fidy durch die angeführten umftänbe zu der Beftimmung bewogen, daß es 
in Anfehung des NN. bei dem von ber Königl. Regierung Berfügten fein Bewenden be 
halten muß, dagegen aber ausnahmsweiſe auch. einem zweiten Bohne der Wittwe NR, 
die Erlaubniß zum felbftftändigen Etabliffement bewilligt werben Tann. 

(Ann, VII. ©. 870.) 


Schfter Abſchnitt. 


Die flaatdrechtlihen Berhältniffe der Juden in Neuvor— 
pommern und Rügen. 


Erftes Kapitel. 
Geſchichtliche Einleitung. 

Durch ven Friedenstraktat zu Kiel vom 14. Zan. 1814 trat Schweden 
an Dänemark das Herzogthum Schwerifch. Pommern und das Fürſten⸗ 
thum Rügen ab; durch die Traftate v. 4. und 7. Zuni 1815 mit Däne 
mark und Schweden (G. &. 1818. Anh. S. 35—39.) gingen Diefelben von 
Dänemark an Preußen über. Lebtered erhielt, wie bei allen übrigen neu 
acguirirten Ländern die vorgefundene Zuden-Verfaflung aufrecht. Es war 
died folgende 1). | 
Die Pommerſche Landesverfoflung band das Recht des Landesherrn, 
Juden im Lande aufzunehinen, an den Conſens det Landſtaͤnde. Demgemäß 
würde, abgefehen von einzelnen Privilegien, fhon im Sabre 1681 durch bie 
damalige Hauptlommifflon, den Ständen ausprüdiic die Refolution er: 

At: 


daß die Juden weder auf beim Lande, noch in den Städten tolerirt 
werben ſollten. ben fo wurde in dem Regierungs⸗Patent v. 10. Juli 
16912) verordnet: | 
daß keinem Juden, welcher nicht fpeziellen Konfens und Erlaubniß von 
der königl. Regierung erhalten, weder die Päffe ind Land verftattet, die: 
felben vielmeniger darin geduldet, am allerwenigften aber denfelben 
- Überat zu handeln, zu wandeln und der Vorkaͤnferei fich eigenen Ge⸗ 
fallend zu bedienen, zugeftarfderi werben folle. 
Unterm 12. Auguft 16953) erging ein gefchärftes Patent, welches dad 
vorige beflätigte und dahin ertendirte: 
| bob hinflihro feinen Juden mehr dergleichen fpezieller Konſens und Ers 
laubniß ertheilt werden folle; _ | u 
at in Folge deffen wurde mittelft Patents vom 10; Febr. 1710*) ber 
oblen: 








— — — — — 


1) Man jſt hierbei der auf die Daͤhnertfche urkemden⸗Sammlung bafizten Dar⸗ 
ftellung von Bornemann gefolgt. cfr. Ko, a. a. O. S. 294. 

2) Di eures, Sammlung poinmerſcher iind rügifcher Landes⸗Arkunden 2c. Bd. 3. 

>) 0.0.0.8. 3. ©. 541. 

4) 4. D:6©. 427. i ’ 





BE Gtaätseechel. Verhäten. d. 3. in Neuvorpömnkern u. Rüge. 


geduldet, aber künftig der ſchaͤdlichen Folgen für die fludirende Jugend hal⸗ 
ber kein Jude dafelbft mehr Tonceffionirt werden. Wenngleich nämlich 
Greifswald das privilegium recipiendi Judaeos habe, fo fei daffelbe doch 
vor Errichtung der Univerfität gegeben, und müſſe unter den eingetretenen 
veränderten Umftänden, feiner Gemeinfchädlichkeit wegen ceffiren. Alle 
neueren Konceffionen haben daher die Klaufel erhalten, daß der Konceſ⸗ 
fionirte fich nicht in Greifswald niederlaffen dürfe. ' Ä 


Zweites Kapitel. 
Gegenwärtige VBerfaffung- 


Die beiden Königl. Schwebifchen Geſetze, welche die Grundlage ber heus 
tigen Verfaſſung bilden, find die folgenden: 

1) Berordn. wegen der Aufnahme und Zoleranz einiger jüdifchen Fami⸗ 
lien und der ihnen frei gegebenen Handeldarten, Zabriten und Verkehrs, 


" dv. 2. Okt. 1777. 

Es wird Namens Sr. Koͤnigl. Majeſtaͤt hiermit verordnet und feſtgeſtellt: 

a) Sollen keine Juden⸗Familien, ſammt ihren benoͤthigten publiquen Bedienten, 
Kinder und Geſinde geſchuͤtzt und geduldet werden, als welche mit ſpeziellen, von dem 
Generalgouverneur und der Eönigl. Regierung a dato an unterſchriebener Konceſſion, 
fi im Lande nieberzulaffen, verfehen worden ?). Und ba ein folder Jude diefe Kon: 
ceſſſon bei dem Magiftrat des Orts, wo er fich nieberläßt, fofort vorzuzeigen ſchuldig 
ift: fo muß der Magiftrat darauf genau acht haben, daß Feine andere Juden daſelbſt ges 
beget werben; wie benn die Nichtlonceffionirten von ben Grängpoftirungen bei ihrer 
Ankunft fogleich weggewiefen werben follen. 

b) Es wird den Juden Eein anderer Verkehr ober Handel, alö folgender, verftattet: 
4) der Wechfelhandel; 2) Manufalturen und Fabriten auf erhaltenes pezielles Privis 
legium anzulegen und zu verlegen; 3) Geld auf Wechfel und Pfänder zu 6 Prozent aus: 
zuleihen; 4) mit drap d’or, drap d’argent, reichen geitichten Waaren, Juwelen, Bruch⸗ 
Gold und Silber, Uhren, Pferden und Rindvieh, fo fie auf den Märkten gekauft, auss 
wärtigen unverarbeiteten Pelzwerk, wohlriechenden Waffern und Seife, alten Kleidern 
und Hausgeräthe; jedoch jollen fie fchuldig fein, ihre Handlungsbücher in deutfcher, und 
nicht in jüdifcher Sprache, zu halten. 

c) Es follen auch 2 Petfchierftecher und 3 Brobeurs mit Schusbriefen verfeben, 
außer diefen und den publiquen Bedienten, al& der Rabbi, der Schulmeifter, der Schaͤch⸗ 
ter, kein Jude gebuldet werben, der nicht für jede Orts⸗Obrigkeit beweifet, daß er 
1000 Rthlr. im Vermögen habe, wozu jedoch das tägliche Hausgeräthe und Kleidung, 
fammt ungewiflen Schulden, nicht zu rechnen find; wie denn alle diejenigen Iuben, bie 
for Lande anzutreffen find, und biefes nicht praͤſtiren Tönnen, a dato das Land räumen 
ollen, 

d) Die Zreibung der Handwerke, allee Wuchern und Haufiren in den Städten und 
auf dem Lande, alle Krämereien und Höfereien, und überhaupt der Minuthandel, wird 
. allen Juden verboten, und wenn fie hiemit betroffen werben, follen die Waaren insges 

fammt Eonfiscirt, 2 davon an bie Jurisbiftion en Drts, T an die königl. Kammer, 
und I an diejenige Nahrung und Gewerbe, dem hierunter Eingriff gefchehen, verfallen 
um EL. fi) dein auch fein Jude auf dem Lande haͤuslich und wohnhaft nieder 
aflen fo 

e) Den Schugjuden wird erlaubt, wenn fie Teine erwachſene Kinder haben, 2 bis 3 
Bediente jüdifher Nation zu halten, bei den Petfchierftecheen, Brodeurs, Rabbi, Schul 
meifter und Schächter foll es fi nur auf einen Dienftboten für einen jeden erftreden. 

f) Der Schugjude genießt fein Privilegium nur zuoörberft auf feine Frau und Kin 
der; nad) feinem Zobe fällt ſolches auf den älteften Sohn ober Tochter, und nad) deren 
Abfterben fucceffive auf einen von den übrigen Kindern, und wenn feine Kinder vorhans 
den find, auf deſſen Wittwe. 

8) Könnte einer ober anderer derer Kinder eines Schugjuden durch Heirath aus der 
Fremde ein anfehnliches Vermögen beweislich mit ind Land bringen, fo ſoll dazu auch 


— 





1) Für dieſe Gonceffion, welche die weiteren Rechte bes Gefchügten ausfpricht, ift 
ein Schutzgeld zu zahlen. Eine Gemeinde bilden die Juden nur in Religionsfachen, 
bem fie jammtlich unter dem Rabbi und ben Aelteſten in Stralfund flehen. 
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b) das Recht, uneingefchränkt mit rober Wolle zu handeln; 

« €) für bereitö fonceffionirte Suden dad Recht, in den Städten und auf 
dem Lande durdy Kauf und Pachlung Grundſtücke zu erwerben oder zu bes 
außen, ohne Dazu in jedem befondern Falle einer fpeziellen Konceſſion zu 
bedürfen !); 

d) die Erlaubnig an Schiffsrhedereien Theil zu nehmen; 

e) dad Recht, mit fchwedifchen Eiſen-Manufaktur-Waaaren en gros 
zu handeln, 

Auch fol den Juden erlaubt fein, foldhe Handwerke zu treiben, welche 
an den Orten, wo fie felbige zu betreiben wünfchen, Feiner Zunftverfaffung 
unterworfen find; den Aemtern der Handwerker aber wird angerathen, um 
dem liberalen Geiſte der Zeit zu entfprechen, die Juden, wenn Jie fich darum 
bewerben follten, in ihre Zünfte mit aufzunehmen. 

Es wird in demfelben Patent ferner Yerordnet: 

‚ a) daß alle Juden, welche künftig in Neuvorpommern und Rügen fi 

niederzulaffen wünſchen möchten, ten Beweis führen follen, daß fie 
—* ein ſchuldenfreies Kapital von 2000 Thlr. Pomm. K. beſitzen, 
o wie 

b) daß die Juden in Zukunft, den übrigen Einwohnern des Landes 
gleich, an den Laſten aller Art Theil nehmen ſollen. 

In neuerer Zeit verordneten noch die vorſtehenden Patente deklarirend, 

3) Das R. der K. Min. des Handels, des Inn. u. der F. (v. Bülow, 
v. Schumann, v. Klewig) v. 24..Mai 1822 an die K. Reg. zu Stral: 
fund. Handelöbetrieb der Juden mit Wolle und andern rohen Produkten, 

Da die von ber K. Reg, unterm 20. v. M. eingereichte V. v. 23. Nov. 1810 zu 2. 
den Zuben in dortiger Provinz dad Recht ausbrüctich einräumt, uneingefchräntt mit 

I A Wolle zu handeln, fo ift benfelben hiedurch unbedenklich aud der Aufkauf ber 

toben Wolle auf dem platten Lande zu erlauben und die ältere V. v. 27. Okt. 1777 in 
diefem Punkte modifiziert worden, wogegen aud) gegenwärtig um fo weniger etwas zu 
erinnern ift, als es zum Beſten des bebrängten Zuftandes der Landbewohner gereicht 
und von diefen dringend gewünfcht wird, . 

Die erweiterte Befugniß zum herumziehenben Auflauf aller anderen rohen Probulte 
kann jedoch für jegt bet dem Mangel eines befonderen bafür Tprechenden Gefeges nod) 
nicht ertheilt werben, fondern muß einer allgemeinen Anordnung vorbehalten bleiben. 
(Ann, VI. ©. 427. Amtsbl. des Reg. Bez.-Stralfund 1822. Nr. 803, 5. 365.) 
4) Das R. der Reg. zu Stralfund v. 18. Dit. 1822 weißt in Gemäß: 
beit ded Patents v. 27. Oft, 1777 Mr. 1. ſämmtliche Magifträte und 
Polizeibehörden an, Fünftig Feinem jüdiſchen Dienftboten den Aufenthalt zu 
geftatten, der fich nicht darüber auszuweiſen vermag, daß’ er von der Reg. 

. zum Aufenthalte in deren Berwaltungd-Bezirke die erforberliche Erlaubniß 

erhalten habe. (X. 81. 1822. Nr. 471. ©. 524.) 


Ä Siebenter Abfchnitt. Ä 
Staatsrehtlihe Verhältniſſe der Juden in den Landesthei— 
len, welche vom Großherzogthume Heſſen⸗Darmſtadt abge 

| treten find. 
Erftes Kapitel. 
| Das Herzogthbum Weftphalen. 
eher, Iber den Buftand ber Zfraeliten, inäbefondere im Reg. Bezirk Arnsberg. 
onn + 


1) Daß gleich, wie bei andern non civihus die Erlaubniß der betr. Magiftrate nach⸗ 
zuſuchen wurde gegen die Regierung erkannt per sent. des Tribunals v. 4. Zuli 
4791, doch erſcheint dieſe Sentenz buch, obige Beſtimmung antiquirt. 
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5) in den Synagogen zu predigen und. die eig ‚für den Regenten zu 
die Schei 


fprechen; 6) die Ehen einzufgnen un Seipungen. zu verkündigen, 
— bie Partheien in beiden Faͤllen Ai ——— —— — — — oder Zrens 
nung der Ehe erlangt haben ?). | 

8. Pivviſoriſche Anordnungen auf jehn Jahre. 

1) Zranzöfifcher Xert: in 

Decret Imperial concernant les Juifs. Au palais des Tuilleries, 
le 17. Mars 1808. 


Napoleon etc. etc. 
Notre Conseil d’etat entenda, Nous ayons decrete et decretons ce qui suit: 


TITRE I. 
Art, I, A rompter de la publication du present decret, le sursis prononce par notre 
deceret du 30. Mai 1806, pour le paiement des creances des juifs, est leve. 

2) Les dites cr&ances seront neanmoins syumiser aux dispositions ci - apres. 

3) Tout engagement pour pr&t fait par des jülfs A des ıhineufs sans l’autori- 
sation de leur tuteur, à des feinmer, sans Päutorisation de leur mari, & des 
militaires, sans l’autorisation de lear capitaine si c’est un soldat ou sous- 
oflicier, du chef du corps si c’est un oflicier, sera nul de plein droit, sans 
que les porteurs ou cessiomnaires puissent s’en prevaloir et nos tribunaux 

utoriser aucune action ou poursuite, 

4) Aucune lettre de change, aucun billet à ordre, aucune obligation ou pro- 
messe, souscrit par un de nos sujets non commercänt au profit d’un juif, ne 
pourra etre exige sans que le porteur prouve que la valeur en a ete fournie 
entiere ct sans fraude. 

5) Tonte er&ance dont le capital sera aggrav& d’une maniere patente ou cachee, 
par la cuniulation d’interets a plus de citiq pour cent, sera reduite par nos 
tribunaux. Si l’interet reuni au capital excede dix pour cent, la creance 
sera ddclaree usurajre, et comme telle, annullee. _ 

6) Pour les creances legitimes et. non usuraires, nos tribunaux sont autorises 
à necorder aux debiteurs des delais coüförmes à l’equite. 

TITRE U 

2) Desörmais, et a dater du ler juillet prochain, nul juif ne pourra se livrer ä 
aucdn coıinmerce, negoce ou trafic qnelconque, säns avoir regu, à cet eflet, 
in batente du prefet du dejjartement, laquelle ne sera necordee que sur des 
informations ptecises, et que sur un certificnt, 1) du conseil municipal, 
constatant que ledit juif ne s’est livre ni a l’usure ni à un trafic illicite; 
2) du consistoire de la aynagogue dans lu circonscription de la quelle il ha- 
bite, attestant sa bonne conduite et sa probite, 

8) Cette patente sera rerlouvelce ions les ans. 

9) Nos procureurs generaut pres nor cours sont speeinlement charges de faire 
revoquer les dites patentes, par une decision speciale de la cour, toutes les 
fois qu’il sera à leur conndissance qu’un juif patente fait l’asare ou se livre 
a un trafic frauduleux. on 

1b) out acte de commerce fait par un juif non patente sera nul et de nulle 

valeur. ⸗ 

11) Il en sera de meme de toute hypotheque, prise sur des hiens par un juif non 
patente, lorsqu’il sera prouve que ladite hypotheque a ete prise pour une 
creance reaultant d’une lettre de change, ou pour un fait quelconque de 
commerce, negoce ou trafic, \ 

Tous conttats ou obligations souscrits au profit d’un juif non patente, pour 
des causes Etrangeres du commerce, negoce Ou Lrafic pourront etre revises 
par suite d’une enquete de nos tribunaux, Le debiteur sera admis & prou- 
veur qu'il y a üsure ou r&sultat d’un trafic frauduleux; et, si la preuve est 


12) 


2) Bull. des Lois, 4. Ser. T. 8 p. 217. Der Almanac Imperial von 1813 zählt 
23 Konfiftorial-Syndgogen auf, welche durch die Friedensichlüffe von 4814 und 
18185 wieder auf folgende vermindert worden find: Paris, Straßburg, Winzens 
beim, Mes, Nancy, Bordeaux und Marfeillee Die Kultusbeamten wurben 
nicht vom Staate befoldet, was erſt in Folge eines G. v. Jahre 1831 gefchieht. 
Die vom Staate hierfür beftimmte Summe beträgt 180,000 Kranken. 

‚ 


- 
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welche von einem unſerer nicht Handel treibenden Unterthanen zu Gunſten eines 
Juden ausgeſtellt worden iſt, kann eingefordert werden, wenn nicht der Inhaber 
bemeißt, Fa ber Werth derfelben vollftändig und ohne Bevortheilung gegeben 
worden 

5) Jede Schuld, deren Kapital offener oder verſteckter Weiſe durch Zurechnung von 
Zinfen zu mehr als fünf von hundert vergrößert worden ift, fol durch unfere Ge: 
richte gemindert werben. Wenn bie zum Kapital gefchlagenen Zinfen mehr als 10 
von Hundert betragen, fo fol die Forderung für wucherlich erklärt, und, als ſolche 
vernichtet werden. 

6) Bei gefegmäßigen nicht wucherlihen Schulbforberungen find unfere Gerichte er: 
mädhtiget, den Schuldnern billige Zahlungsfriften zu verwilligen. 

' Mm Zitel " 

7) Künftig und v. 1. Sulius an darf ſich kein Zube mit irgend einem Hanbelöverfehr 
abgeben, wenn er nicht zu biefem Behuf von dem Präfekten bes Departements ein 
Patent erhalten hat, welches nur nad genauen Erfundigungen und beigebradhten 
Zeugnifien 1) vom Munizipalrath, daß befagter Jude fich weder des Wuchers nod) 
eines unerlaubten Verkehrs [huldig gemacht habe, 2) von dem Konfiftorium der 
Synagoge feines Wohnbezirks, über feine gute Aufführung und Rechtfchaffenheit, 
ertheilt werben fol. 

8) Dieſes Parent muß alljährlich von neuem erlangt werden. 

9) Unfere Generalanmälbe bei Unfern Gerichten find befonders beauftragt, biefe Pa: 
tente durch befondere Entſcheidungen der Gerichte aufheben zu laffen, fo oft fie 
Kunde erhalten, daß ein patentirter Zube Wucher treibt, oder fich mit einem bes 
trüglichen Gewerbe abgegeben hat. 

10) Sebe bon einem nicht patentirten Juden gefchloffene Handel ift nichtig und ohne 

Wirkſamkeit. 

11) Daſſelbe gilt von allen Hypotheken, welche ein nicht patentirter Jude auf Grund⸗ 

ſtuͤcke eintragen läßt, fobald erwielen wird, daß die eingetragene Forderung aus 
einem Wechſel ober irgend einem Handelsgeſchaͤft herrührt. 

12) Alle Verträge und Schuldverfchreibungen, welche zum Vortheil eines nicht paten- 
tirten Suden auf den Grund anderer, mit dem Handel nichts gemein habenber 
Gefhäfte ausgeftellt worden find, Zönnen einer gerichtlichen Unterfuchung durch 
Zeugenverhöre unterworfen werden. Der Schuldner muß mit dem Beweife gehört 
werden, daß Wucher oder irgend ein anderes betrügliches Geſchäft dabei unterge: 
laufen fei, und wenn er den Beweis vollführt, To find die Schuldverfchreibungen 
entweder nad) dem Ermeflen des Gerichts zu mindern, ober wenn ber Wucher zehn 
von hundert überfteigt, für nichtig zu erklären. 

13) Die Beftimmungen des Art, 4 Tit. 1. gegenwärtigen Defrets, bie Wechfelbriefe, 
er Wechfel u. |. w. betr., gelten ſowohl für die Zukunft, als für die Vergan⸗ 

enheit. 

14) Kuf Sauftpfänder darf ein Jude Dienftboten und Lohnarbeitern gar nicht Leihen 
und auch andern Perſonen nur in der Art, daß daruber eine Urkunde von einem 
Notar aufgenommen wirb, worin derfelbe bekundet, daß das Geld baar in feiner 
und der Zeugen Gegenwart erlegt worden fe; bei Strafe, alles Recht auf bie 
Pfaͤnder zu verlieren, ald deren unentgeltliche Herausgabe unfere Gerichte erfter 
und zweiter Inftanz in folchen Fällen verorbnen können. 

15) Bei derjelben Strafe ift den Juden verboten, Arbeitswerkzeug, Hauögeräthe, Hands 
werkszeug und Kleider der Handwerker, Zagelöhner und Dienftboten zum Pfand 


anzunehmen. 
IL Zitel 


16) Keinem Juden, welcher nicht bereits in Unfern Departements des Ober: und Nies 
derrheins wirklich wohnhaft ift, fol von nun an geftattet fein, feine Wohnung 
darin zu nehmen. In den übrigen Departements Unferes Reiches foU einem darin 
nicht bereits wohnhaften Juden nur in dem Falle die Niederlaffung geftattet fein, 
wenn er ein zum Feldbau beftimmtes Grundftüc erwirbt, und fich lediglich dem 
Feldbau widmet, ohne fid) mit irgend einer Art des Handels oder Verkehrs abzu: 
geben. Ausnahmen von den Verordnungen bes gegenwärtigen Artikels können 
jedoch vermöge einer befondern von Uns zu ertheilenden Bewilligung ftatt finden. 

47) Der Sudenfchaft in unfern Departements fol nicht geftattet fein, Stellvertreter bei 
ber Konftription zu ſtellen; demzufolge foll jeder ausgehobene Zube zum perfön: 
lichen Dienft verpflichtet fein. 

Allgemeine Beftimmungen. 

18) Die in gegenwärtigem Dekret enthaltenen Beftimmungen follen zehn Jahre hin: 

durch in Vollzug gefeht werden, in der Hoffnung, da nad) Kolauf dieſes Zeit: 
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| I. | 
Sn Anfehung der den Fultus betreffenden Verhält⸗ 
niſſe. 


1) Vergl. die V. v. 17. Mai 1808 sub I. 

2) Die Juden ded linken Nheinuferd ſtehen zur Zeit unter einem zu 
Bonn refidirenden jüdifchen Konfiftorio. Vergl. hierüber den Bericht der 
Pen. zu Koblenz v. 1.Febr. 1840 Abth. J. Abſchn. XI. Kap. V. sub III, 187, 

3) R. des K. Min. d. G. ıc. Ang. (v. Altenftein) v. 18. Sept. 1538 an 
den K. Oberpräfidenten des Nheinprovinz. Benuffichtigung des jüdifchen 
Kultuswefens. 

Die von der jüdiſchen Gemeinde zu N. erwählten Vorſteher haben fidy an das unter: 
zeichnete Min. mit dem abfchriftlich bier beifolgenden Geſuche nm Beftätigung des für 
ihre Gemeinde entworfenen Statuts gewendet. Das M. ift mit dem bereit3 von Ew. 
Hochw. den Supplitanten ertheilten Befcheide darin einverftanden, daß bis dahin, wo 
die künftig bevorftehende allgemeine gefegliche Verordnung über das kirchliche Verhaͤltniß 
der Juden erfolgen wird, auf die Beftätigung von dergleihen neuen Statutentwürfen 
nach dem Antrage einzelner jüdifcher Gemeinden auch in dortiger Provinz nicht einge 
gangen werben kann. In Gemäßheit der Allerh. diesfälligen Beftimmungen ift viel 
mehr bis zu dem vorbemerkten Zeitpunkte das jüdiſche Kultusweſen an und für ſich ledig⸗ 
lich in feiner beftehenden Verfaſſung zu erhalten, und nur gegen etwanige Drbnunges 
ftörungen, zufolge der nad) $. 18 der Reg.⸗Inſtr. v. 23. Okt. 1817 den Reg. zuſtehen⸗ 
den Auffiht über den Kultus aller Religionsparteien, die erforderliche Remedur zu treffen. 
Ein unentbehrliches Mittel zur Abwendung folder Ordnungsftörungen ift aber, beſon⸗ 
ders bei jeder einigermaßen zahlreichen Gemeinde, die Beftellung eines mit den ange 
mefjenen Direktions- und Vermaltungsbefugniffen verfehenen Gemeindevorftandes, mit 
weichem die jüdifhen Gemeinden auch in den älteren Provinzen der Regel nach verfchen 
find, unb in deffen zeitherigem Mangel ein hauptſaͤchlicher Grund der bisher bei der ji 
difchen Gemeinde zu N. obgemwalteten Unordnungen und Zwiftigfeiten gelegen zu haben 
fheint. Eben fo wenig daher, ald dem Din, ein richtiger Zuſammenhang deffen er⸗ 
fihtlich ift, was der den Supplikanten ertheilte Befcheid der K. Neg. zu N. von einem 
erft jest gejchehenen Zufammentritt der, anfcheinend vielmehr Tchon feit fehr Langer Zeit 
eriftivenden, jübifchen Gemeinde in N. erwähnt, kann bas Min. auch die in jenem 
Beſcheide refoloirte Zuruͤckweiſung der von der Gemeinde gefchehenen Beftellung eines 
Vorftandes für richtig erachten, zumal die Reg. ſelbſt Fein Bedenken gefunden hat, gerade 
in dem erheblichften Punkte, der Verhandlung mit den Behörden und ber Vertretung 
der Gemeinde in ihren äußeren Rechtsangelegenheiten, die im Weſen der Sache auf das 
nämliche hinausgehende Zulaffung eben jener Vorfteher ald Bevollmächtigte der Ge 
meinde nachzugeben. Es unterliegt vielmehr keinem erfihtlichen Anftande, die Wahl 
jener Vorfteher dergefialt zu genehmigen, daß denfalben auch die Verwaltung der innern 
Angelegenheiten der Gemeinde, insbefondere die Sorge für eine gehörige Ordnung bei 
den gottesdienfllichen Zufammenfünften, unter ihrer nächſten diesfälligen Verantwort: 
lichkeit obliegt Gleichermaßen wird ihnen hiernach aud) die Verwaltung des N. ſchen 
Legats für das Schulwefen der jübdifchen Gemeinde, worüber die K. Reg. zu N. dem 
Min. unter dem 19. Sept. v. J. einen nefongern Bericht erftattet hat, zunädhft ver: 
bleiben können, und nur die ordnungsmäßige Auffiht Über die richtige Adminiſtration 
jenes Legats und die ftiftungsmäßige Verwendung feiner Einkünfte ebenfalls fortzufesen 
fein. Ew. Hochw. ftellt das Min, anheim, hiernach die K. Reg. zu R., unter Rüd- 
fertigung ber hier wieder beifolgenden Eingabe der jüdifchen Gemeinde: Vorfteher v. 
8. Aug. v. 3., mit der entfprechenden Anweifung zu verfehen, und die Gemeindevorfteher 
auf bie danach von ihnen zu erwartenden Verfügungen vorläufig zu verweiſen. 

(Ann. Bd. XXL. ©. 646.) 


II. In Anfebung der Unterrichtöverhältniffe veral. 
1) Abth. I. Abſchn. X. und insbefondere dad Kap. II. gegebene Cirk. 
v. 13. Sept, 1824. 


— — —— — — — — — u. 


Präfidenten und des Generalprofurdtord des Aheintfchen Appelationsgerichtss 
hofes können nach Vorfchrift einer A. K. O. v. 14. v. M. Zuden zur Auskul⸗ 
tatur, zum Neferendariate und zur Aboofatur nicht zugelaffen werben, 
fo würde dieſe A. 8. O. v. 14. Nov. 1842, in fofern eine folche erlaffen, der 
HK. O. v. 8. Aug, 1830 und dem Z. 16 der Bundesakte entgegen disponiren. 





376 Stastsrechtl.Verh.d. 3. in d. z. ehem. Großh. Berg gehörig gem. Laudeth. 


ber Juden durch die Reg. bereitd aufgeldfet waren und jüdifhe Schutz⸗ ober Geleits⸗ 
abgaben gar nicht mehr ftatt fanden, ihren Wohnftg im Lande genommen unb das ges 
ſetzilich unbeſchränkte Bürgerrecht überfommen haben, bie Verpflichtung auferlegen, zur 
Abbürdung derjenigen Schulden beizutragen, die eine nicht mehr beftehende Corporation, 
ausfchlieplich zum Beſten ihrer ehemaligen Mitglieder, wozu diefe Juden niemals gehört 
haben, zu kontrahiren veranlaßt gewefen tft? 

Ein Kortbeftand der moralifchen Perfon einer vormaligen Subenfchaft, welche gemein: 
fchaftlihe Schulden hat, bis zu deren völligen Ablöfung, läßt ſich rechtlich rur in fofern 
denken, als von denjenigen Individuen die Rede ift, welche die moralifche Perſon wirt 
lich ausgemacht haben, und nicht etwa Thon vor deren Auflöfung aus der Gemeinſchaft 
entlaffen und dadurch ihrer Verbindlichteiten wiber die Geſellſchafts-⸗Gläubiger entlebigt 
worden find. Daß aber eine bereits aufgehobene Gemeinfhaft keine neue Theilnehmer 
mehr erwerben könne, fpricht von felbft. 

Sn Erwägung diefer Gründe werden Euer Hochg. felbft ermeflen, bag ich Bedenken 
tragen muß, auf Ihren vorberührten Antrag einzugehen. Im Uebrigen genehmige id; 
die nach dem weitern Inhalt Ihres Eingangs erwähnten Berichts beabfichtigten Ein 
ſchraͤnkungen vollfommen, und bemerke nur noch, daß bie Abwickelung der Cleveſchen 
Sudenfhafts:Schulden, wie Euer Hochgeboren bekannt, von hier aus durch V. an bie 
Neg. zu Eleve bereits eingeleitet worden ift, und baß in Meurs und Geldern niemals 
dergleichen Schulden ftattgefunden haben. 

In Anfehung der Judenfhafts: Schulden des vormaligen Erzftifts Köln fteht nad 
Art. 2 des Kaiferl, Dekrets v. 20. Nov. 1809 zwar feft, daß Leine gerichtliche Verfol⸗ 
dung der Schuldner und deren Bürgen binnen der Amortifationg:Frift zuläffig fein fol; 
allein die Zudenfchaften der übrigen Provinzen können auf ein foldyes Vorrecht, in Er: 
mangelung darüber fprechender Geſetzesvorſchriften, keinen Anfprudy machen. 


2) NR. des K. Min. des J. (v. Schudmann) de eodem an den K. Oben: 
Präfidenten, Herrn Geh. Staatöminifter v. Ingeröleben zu Koblenz. 


Euer Exc. theile ich, unter Bezugnahme auf Ihren Bericht v. 25. San. d. J., wegen 
der Schulden der Judenfchaften im Großherzogthum Niederrhein, eine Abfchrift derjeni: 
gen V. mit, welche ich dato an den Herren Ober:Präfidenten, Grafen v. Solms:Lau: 
ach, zur Befcheidung auf den Ihnen bekannten Vortrag v. 15. Dee. v. 3. über den: 
felben Gegenftand erlaflen habe, indem ich Euer Exc. anheimfteile, unter Berüdfidti: 
gung des Inhalts die Abwickelung der jüdifchen Korporations-Schulben im Regierungt: 
Bezirk von Zrier einzuleiten und im Koblenzer Departement, wo fie bereits im Gange 
tft, des Weiteren zu fördern. (Ann. II. ©. 1081 ff.) 


Zwölfter Abfchuitt. 


Staatörechtliche Verhältniffe der Juden in den zum Groß: 
berzogthum Berg gehörig gewefenen Landestheilen. 


Vermöge ber Webereintunft ded Wiener Kongreſſes und des Parifer Zrie 
dens v. 30. Mai 1814. Art. III. ging das ehemalige Großherzogthum Berg 
an Preußen über!). Daffelbe bildet gegenwärtig folgende Bezirke; 

1) In der Rheinprovinz: 

a) Im Reg. Bezirt Koblenz die Sammtgemeinde Friefenhagen im 
Kreife Altenkirchen. 

b) Im Reg. Bezirt Köln die Kreife Mühlheim, Siegburg, Uekerath, 
Homburg, Gummersbach, Walbbevl. 

c) Im Reg. Bezirk Düffeldorf die Kreife Duisburg, Düffeldorf, 
Solingen, Elberfeld, Lanneg. 

2) In der Provinz Weftphalen: 

a) Im Reg. Bezirk Münfter die Kreife Warendorf, Bedum, Li 
dinghaufen, Redlinghaufen, Münfter, Koeöfeld. 

b) Sm Reg. Bezirk Arnsberg die Graffchaft Mark mit Dortmund, 


I) G.S. 1815. ©, 21. 24. 





* 
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Paderborn, Minden und Ravensberg und die Grafſchaft Riet- 
berg, Kaumg }). 

‚In allen diefen Preußifhen Sandeötheilen, welche genenwärfig zu 
den Provinzen Weftphalen, Sachfen und Marf Brandenburg 
gehören, tft, wie in allen anderen neu und wieder erworbenen Territorien 
die K. Weftphälifche Verfaffung in voller, Gültigfeit?), wie vielfach, ins: 
befondere auch durch das R. v. 7. März, 1825 anerkannt werden) und ed 
ſteht diefelbe in fo weit unter der Garantie des deutfchen Bundes, als den 
Suden Rechte, die fie bejigen, nicht genommen werden Fönnen. 


Erftes Kapitel, 
Verfalfung der Juden im Königreih Weſtphalen. 

Der Art. 10 der Konflitution des Königreichs Weftphalen v. 15. Nov. 
1807 *) beftimmt: 

Le Royaume de Westphalie sera regi par des constitutions, qui consacrent 
Pegalite de tous les sujets devant la loi, et le libre exercice des cultes *). 

Die in diefem Artikel der Konſtitution verfprochenen Beflimmungen wur: 
ben demnächft durch die folgenden beiden organiſchen Geſetze gegeben). 

1. Decret royal du 27. Janvier 1808, qui 'abolit les taxes imposees 
sur les Juifs. 

Jeröme Napoleon, par la grace de Dieu et les constitutiuns, Roi de Westpha- 
lie, Prince Frangais, ctc, 

vü les articles 10 et 15 de la constitution du 15. Novembre 1807; 

sur le rapport de Notre Ministre provisvire de la Justice et de l’Interieur; 

Notre Conseil d’Etat entendu; u 

Nous avons decrete et d&cretons ce qui snit: 

Art. 1. Tous ceux de Nos sujets, qui auivent la lei de Meise, joniront, dans 
Nos etats, des meınes droits, franchises, et libertes, que tous Nos autres sujets, 

Art, 2. Ceux qui, sans @tre Nos sujets, passeront ou se trouveront dans No- 
tre Royaume, y jouiront des mêmes droits et franchises, dont y jouissent tous 
les autres etrangers. * 

Art. 3. En consequence, sont abolis ſoutea les taxes et droits imposés particu- 
lierement sur les juifs, à quelque occäsion et sous quelque denormihation que ce 
puisse ôtre. Inhibitions et d&fenses sunt faMes à tous nobles, seigneurs de fiefs, 
et autres proprietaires, sujets de Notre domination, de prelever, ou faire prele- 
ver, aucune de ces taxes, & peine de tous dommäges et interets, et d’etre puur- 
suivis comme Qoncussionaires, 

Art. 4. Ils peuvent, et sans qu’ils aient besoin, comme par le passe, d’ane 
permission speciale, se marier, pourvoir à l’education et à l’etablissernent de 
leurs enfans, leur ceder leurs biens, & la charge de se conformer, pour ces divers 
actes, au cöde Napoleon. 

Art.$. Il leur est &galement libre de s’etablir dans telle ville ou lieu, qui leur 
conviendra, et d’y etablir leur commerce, en faisant leur declpratian aux muni- 
cipalit6s, et se conformant aux reglemens de corps et metiers, dans lesquels ils 
voudront entrer. 

Art..6. Notre Ministre provisoire de la Justice et de P’Interigur est charge de 
Pexecution du present decret. 








1) Die Hälfte des Fürſtenthums Minden wurde durch das organifche Senats 
Konfult v. 10. Dec. 1810 dem franzöfifchen Reiche einverleibt. 

2) Die Ausnahme fiehe unten, 

2) Vergl. daſſelbe Abth. III. Abſchn. I. Kap, II, sub, III, 

*) Bulletin des lois I, S. 13. 

3) Das Königreih W. foll durch Conftitutionen regiert werben, welche bie Gleich 
beit aller Unterthanen vor dem Geſetze und bie freie Ausübung des Gottesdien⸗ 
fteö der verichiedenen Religions⸗Geſellſchaften feftfesen. 

®) Ueber die Rechte, welche die Juden in dem Königreiche Weſtphalen erhielten, 
und über die Bemühungen, auch ihre fittliche Berbeflerung zn bewirken, entBielt 
bie von Fraͤnkel und Wolf zu Deffau von 1806 ati herausgegebene Sula: 
mith vollftändige Nachrichten. m 
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eretaire, qui seront présentés à Notre Ministre de la justice et de l’interieur, et 
par Nous approuv6s. | 

Art.2. Ilsera pourvu au remplacement des membres decedes ou demission- 
maires, sur la presentatiou que fera le consistoire, de deux candidats pour chaque 

lace vacante. 

Art, 8. Le traifement des membres du consistoire est fixe a raison de trois 
mille francs par an pour le President, deux mille francs pour chaque rabbin, 
‘ mille francs pour chacun des autres membres, et de deux mille francs pour le 
secrelaire. 

Art. 4. Le consistoire sera charge de veiller: 

.10. sur tout ce qui concerne le culte religieux; 

20. sur l’assiette, le recouvrement, l’administration et l’emploi des taxes et 
fondations affectees aux depenses du culte; 

&0 sur l’assiette, le recouvrement, l’administration des taxes et fondations 
destindes au traitement du consistoire, aux Ecoles et aux &tablissemens de bien- 
faisance, dont les frais sont faits par les juifs pour les enfans et les pauvres de 
leur religion; 

40 de surveiller l’ex&cution des mesures adoptees, ou qui seront prises pour 
P’acquittement des dettes contractees par les anciennes communautes juives. 

Art. 5. La surveillance relative au culte comprendra les rites ou reglemens, 
le service divin, les synagogues, la discipline, et l’enseignement religieux ; tous 
ces objets seront regles par le consistoire, sous l’inspection et l’approbation ne- 
cessaire du gouvernement. 

Le consistoire examinera et surveillera les rabbins et les maitres d’&coles jui- 
ves, lesquels ne pourront entrer en exercice, sans avoir ôté approuves par Notre 
Ministre de la justice et de l’interieur, 

Art. 6. Le consistoire veillera lo & ce que les rabbins et maitres d’&cole pro- 
fessent, en toute circonstance, l’obeissance aux lois, et particuliörement & celles 
qui sont relatives à la defense de la patrie, à ce qu’ils enseignent, que le service 
militaire est un devoir sacr6, pendant lequel la loi dispense des observances re- 
ligieuses, qui ne sont pas compatibles avec ce service; 20 à ce qu’on re&cite dans 
toutes les synagogues des prieres pour Nous et pour Notre famille; 30 à ce gae 
les rabbins ne c&lebrent les mariages et ne declarent les divorces, qu’apr&s qu'il 
leur aura &t& justifi6 de l’acte civil de mariage ou de divorce. 

Art, 7. Sur la proposition du consistoire, Notre Ministre de la justice et de 
Vintörieur dösignera la synagogue principale pour chaque d&partement et le 
nombre, ainsi que l’emplacement des synagogues succursales, 

Art, 8. Il sera stabli des syndics surveillans dans chaque d&partement, Le 
nombre de ces syndics, et leurs fonctions seront d&termines sur la proposition 
du consistoire, Ils seront sur sa presentation, nommés par Notre Ministre de 
la justice et de l’intörieur. 

Art, 9, Le gouvernement reglera 6galement, sur la proposition du consistoire, 
V’assiette, le recouvrement, l’administration et l’emploi des fonds, qui sont ouse- 
ront destines à l’acquit des diverses döpenses mentionnses dans les articles ci- 
dessus, ainsi que les moyens d’execution. 

Art 10. Toutes ces depenses et notamment le traitement du consistoire, des 
rabbins et des instituteurs, l’entretien et les r&parations des temples et synago- 
gues, les frais des scoles pour l’education des enfans orphelins et indigens; les 
secours aux vieillards et infirmes, enfin les dettes des anciennes communautds 
juives seront acquittdes au moyen des fondatiöns et obligations existantes pour 
chaque objet; en cas d’insuffisance, il y sera supple& par des cotisations, dont 
les roles seront rendus exöcutoires par les Pre&fets, sur l’avis des Sous-Pröfets, 
après avoir &t6 approuv6s, par le Ministrel), 





1) Nefolution des K. Din. des Inn. und der Pol, (v. Rochow) v. 13. Okt. 1837 an 
die Vorfteher der Judenſchaft des Kürftenthums Paderborn. Beitragspflics 
tigkeit zu dem jüdifchen Schuldenweſen. 

Sch habe Ihre Beschwerde v. 14. Nov. v. 3, über die Weigerung bes Juden 
N. zu Beverungen, zu der Paberbornfchen jüdifchen Korporationsfhuld Bei⸗ 
träge zu leiften, unterſuchen laffen, und erdffne Ihnen nunmehr, daß ich bie 
an die landräthliche Behörde zu Paderborn ergangene Verf. der K. Reg. zu 
Minden v. 9. Zuli v. 3. nur billigen Tann, 

Rach Art, 10 des Weſtphaͤliſchen Dekrets v. 31. März 1808 muß jeber Zube 
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UVUeberſetzung. 

Königl. Dekret v. 31. März 1808, weiches die Errichtung eines Kon⸗ 
fifteriums und die Beſtellung von Syndiken zur Aufſicht über ben jüdiſchen 
Borteedienft anordnet. | 
Wir Hieronymus Napoleon, von Gottes Gnaden und durch die Konftitution König von 

- Weftphalen, franzoͤſiſcher Prinz 2c. 

haben, in Ermägurg, daß, wenn die Juden gleich Unfern andern Unterthanen bie 
freie Ausübung ihres Gottesdienſtes genießen follen, diefe Religionsübung auch, wie die 
anderen, Unferer Zuff t unterworfen fein muß, damit fie nicht mit der Gaſetzgebung 
und derjenigen Öffentlihen Meral in Widerſpruch flehe, weiche die Richtſchnur aller 
Menſchen fein und aus ihnen nur eine einzige politifhe Geſellſchaft bilden muß; 

daß die Juden Hicht ferner eine getrennte Gefellfhaft im Staate ausmachen dürfen, 
ondern, nad) dem Beifpiele aller Unferer andern Unterthanen, fi in die Ration, deren 

lieder fie find, derſchmelzen müffen; 

daß indeß aus diefer Vermifhung nicht der Mißbrauch erwachlen darf, daß ein jeder 
berfelben von den Koften des Gottesdienites oder von den Schulden, bie ihre Gemeinhei⸗ 
ten entweder zu deren Beftreitung oder zur Abtragung der ihnen ehemals auferlegten 
Laften aufgenonimen haben, fich befreit erachte; 

äuf den Bericht Unfers Minifters der Zuflig und bes Innern; 

nach Anhörung Unferes Stäatörathes; 
verordnet und verordnen: 

Art. 1. Es foll in Unferer Stadt Caſſel ein Konfiftorlum für die jübifche Religion 
errichtet werden. q 

Diefes Konfiftorium fol beftehen aus einem Präfidenten, der ohne Unterfchied aus 
den Rabbinern ober den andern Juden gewählt wird, drei Rabbinern, zwei juͤdiſchen 
Gelehrten und einem Sekretaire, und follen die Mitglieder deffelben Unſerem Minifter 
der Juſtiz und des Innern vorgeſchlagen und von Uns beftätigt werden. 

Art. 2. Die Ernennung der neuen Mitglieder an die Stelle der verftorbenen oder ab: 
gegangenen geſchiehet auf den vom Konfiftorium gemachten Vorſchlag zweier Kandida⸗ 
ten für jede erledigte Stelle. 
Art. 3. Der Gehalt der Mitglieder des Konfiftoriums ift auf drei taufend Kranken für 
den Präfidenten, auf zwei taufend Frauken für jeden Rabbiner, auf ein taufend Franken 
für Par Ien der andern Mitglieder, und auf zwei tauſend Franken fuͤr den Sekre⸗ 
tair feſtgeſetzt. 

Art. 4. Das Konſiſtorium ſoll beauftragt fein, die Aufſicht zn fuͤhren: 

1) uͤber alles, was die Religionsübung betrifft; 

2) Über die Anfegung, Erhebung, Verwaltung und Verwendung der zu den Koſten 
bes Gotteödienftes beftimmten Beiträge und Stiftungen; 

3) Ueber die Anfegung, Erhebung und Verwaltung der Beiträge und Stiftungen, 
welde zur Befoldung des Konfiftoriums und zu den Schulen und milden Anftal- 

FE En die Juden für die Kinder und Armen ihrer Religion unterhalten, be 
immt find; 

4) über die Vollgiehung der zum Abtrag ber von den ehemaligen jüdifchen Gemein 
heiten gemachten Schulden getroffenen oder noch zü treffenden Maßregeln. 

Art. 5. Die Auffiht in Betreff der Religionsübung fol unter fich begreifen die Ri: 
tualien oder gottesdienftlihen Verordnungen, den Gottesbienft, die Synagogen, die 
Dieciplin und den Religions-Unterrichtz alle diefe Gegenftände follen von dem Konfifto: 
rium unter der Oberaufſicht und einzuholenden Benehmigung der Regierung angeord⸗ 
net und feftgefegt werden. 

Das Konſiſtorium Toll die Rabbiner und jüdifchen Schullehter prüfen und über fie die 
Auffiht führenz fie koͤnnen aber ihr Amt nicht antreten, ohne vorher von Unferm Din. 
der Juſtiz und des Innern beftätigt zu fein. 

Art. 6. Das Konfiftorium ſoll darüber wachen: 

1) daß die Rabbiner und Schullehrer bei jeder Gelegenheit den Gehorſam gegen bie 
Geſetze und befonders gegen diejenigen, welche fi) auf die Vertheidigung bes Bas 
terlandes beziehen, lehren; daß fie in ihrem Unterrichte den Militairdienft als eine 
heilige Pflicht darftellen, während deren Ausübung das Gefeg von allen damit un: 
vereinbaren religiöfen Gebräuchen entbindet; 

2) bp in 8 Synagogen oͤffentliche Fürbitte für Uns und Unſer Haus gehal⸗ 

en werben; 

3) daß die Rabbiner die Ehen nicht eher einfegnen und die Eheſcheidungen hicht eher 
aussprechen, als nachdem ihnen die Berichtigung bes Civil⸗Akts Der Ehe oder 
Ehefheidung nachgewieſen iſt. 

Art. 7. Auf den Vorſchlag des Konſiſtoriums wird unſer Miniſter der Juſtiz und des 
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Die weitere Ausführung dieſes Dekr. v. 31. März 1808 betreffend bes 
flimmte: Ä 


3) Dad Der. v. 23. Aug. 1809. . 


Art. I. Die im erften Artikel erwähnten Ausgaben (zur Dedung der Koften bes 
Gottesdienftes- und der inneren Verwaltung für die Inftitute und Schulen ihrer Kon: 
feffion) follen beftritten werden: von ben beftehenden und bis auf diefen Zeitpunft zum 
—2— des iſraelitiſchen Gottesdienſtes und Erziehungsweſen erhobenen Aufkuͤnften, 
nämlich: 

a) Einkünfte aus Vermaͤchtniſſen; 

b) Ein Prozent von der Ausſteuer; 

ce) Durdy eine beftimmte Kamilienfteuer von 2 Gar. (21 Sgr.) wöchentlich ober 
41 Thl. jährlich, die ein jeder, welcher feinen eigenen Haushalt führt, wenn er 
nicht ledig ift, zu entrichten verbunden ift, und find nur diejenigen auögenommen, 
welche ihr Unvermögen bei der-im Art. IV, genannten Syndiken und Bertheilern 
gehörig darthun koͤnnen; 

d) Durch eine unbeſtimmte Steuer, welche ebenfalls von jeder Familie und von allen 
Individuen, die ihre eigene Wirthſchaft fuͤhren, nach Maßgabe ihres Vermoͤgens, 
erhoben werden ſoll; 

Art. III. Der Ueberſchuß ſoll verwendet werden 1. zur Deckung ber Ausfälle; 2. zu 
Bezahlung der den Mitgliedern des Konfiftoriums noch rüdftändlic gebührenden Be 
foldungen. Der etwaige Weberfchuß aber ſoll für das naͤchſte Jahr aufbewahrt werden. - 

‚Art. IV, Die durch den 2. Artikel verordnete zwiefache Steuer fol vom Konftftorium 
auf die Gemeinden, und durch die für jeden Bezirk beftellten Syndiken auf die Familien 
vertheilt werden. — Es follen bei diefem Gefchäfte zur Aſſiſtenz diefer Syndiken auf ihren 
Vorſchlag Vertheiler vom Konfiftorium ernannt werben, welche aus den würbigften 
Mitgliedern jeder ifraelitifchen Gemeinde zu nehmen find. 

Art. V. Die Liften der Vertheilung unter die Samilienglieder follen von den Präafek⸗ 
ten auf das ihnen von den Unterpräfetten vorgelegte, und von biefen mit Zuziehung der 
Mairen ausgearbeitete Gutachten geprüft und für erekutorifch erklärt worden, zu die 
fem Ende find die Syndiken gehalten, den Unterpräfekten die Grundfäge mitzutheilen, 
wonad) fie fomohl bei der einzelnen Vertheilung, als bei ber Beftimmung des Mari 
mum und Minimum in Hinficht diefer Befteuerung verfahren find. 

Art. VI. Die Syndiken follen die Einnahmen erheben, find für felbige verantwort 
ti, und haben ſolche nach Vorfchrift des gegenwärtigen Dekrets auf Verfügung des 
Konfiftoriums zu verwenden. 

Art. VII, Alle drei Monate haben die Syndiken dem Präfekten ihres Departements, 
von der Erhebung und Verwendung der eingenommenen Summen Rechnung abzulegen. 

Art. VIIL Die Syndiken haben, außer der alle drei Monate abzulegenden Rechnung, 
auch jährlich dem Konfiftorium und den Präfekten eine Rechnung vorzulegen, welde 
diefe abfchließt. (Bulletin des Jois II, p. 311.) 


. 4) Vorficehended Dekret wurde näher beflimmt durch dad Negulativ v. 
10. Nov. 1809. 


$.1. Die erwähnten Unterhaltungskoften follen, Inhalts des gedachten Königlichen 
Dekrets fließen: - 
1) aus den Aufkünften derjenigen VBermächtniffe, welche zum Beſten des iöraelitifchen 
Gottesdienſtes und Judenunterrichts angeordnet wurden; 
2) aus einer Abgabe, welche die fich verehelichenden Sfraeliten zu leiften haben; 
3) aus einer anderen wöchentlichen Steuer, welche von jeder ifraelitifchen Zamilie 
nad) ihren Vermögens:Umftänden entrichtet wird. 


ad 1, 

$. 11. Solche Vermächtniffe diefer Art, welche einer befonderen Gemeinde gehören, 
en ferner von diefer verwaltet, und das Konfiftorium verfügt nur über die Auf: 

nfte. 

$. III. Sn Anfehung folder Vermächtniffe jener Art hingegen, die mehreren Gemein: 
den zugleich gehören, Tann deren Verwaltung nur unmittelbar dem Konfiftorium der 
Sfraeliten zuſtehen. Daſſelbe wird demnach die Urkunden folder Vermächtniffe, die fie 
betreffenden übrigen Papiere und die Gelder dergleichen Vermaͤchtnißkaſſen fich abliefern 
laffen, um fie durch einen anzuflellenden Kafftirer und Verwalter gehörig, mit puͤnkt⸗ 
lichſter Sorgfalt bergeftalt verwalten zu laffen, daß derfelbe die aufzuftellenden, mit 
gehörig belegter Einnahme und Ausgabe verfehenen Rechnungen beim Jahresſchluſſe 
einfende, und die Ankünfte zu keinem andern Zwede als zu .dem anwende, zu welchem 

ſie urfprünglich beftimmt wurben, 
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hung der nöthigen Rachweiſungen an'die Präfektur gelangen laffen wirb, damit 
fie dafelbſt geprüft und für exckutoriſch erklärt 
Der Rabbiner oder Unferrebtiner hat Diele Operation Hei jedem Syndikate be: 
ſonders vorzunehmen, folglich an eines jeden Wohnſit ſich zu verfügen. 
$ XI, Die Synbikate find verpflichtet, Dem erwähnten adminiſtrativen Behörden 
mit allen begehrten Nachrichten an die Hand zu ‚geben, welche gur Beurtheilung ber 
Bertheilung dienen koͤnnen. " . J 
$. XIV. Die ganze Vertheilungb⸗Kommiſſion aber iſt ſchuldig, bei jeder einzelnen Bus 
theilung ihrer gewiſſenhafteſten Mebergengung zu folgen, Nic von keiner Nebenabſicht, 
ſei es welche es wolle, jemals leiten zu laſſen, und alfe niemals einem Familienhaupte 
mehr aufzulegen, als es zu tragen vermag, keinem aber auch weniger, als es tragen 
kann, um die zu vertheilende Summe aufzubringen. 
$. KV. Wenn bie Bertheilungstomsiffauten Folbſt ſich ke ihre Perſonen zu wenig 
auflegen wollten, fo wuͤrde dies unter die ſtrafwurdigſten Handlungen gehören. 
$. XVI. Ale Beſchwerden über dergleichen, fo wie Über vermeint zu hohe Anſaͤtze 
werben von ber Präfektur entfchieben. 

5. XV. Kein Sfeaelit, welcher zum Vertheilungsgehuͤlfen gewählt ift, kann fid 
biefem Geſchäfte entziehen; es fei denn, daß er binnen 24 Stunden, nachdem ihm feine 
Wahl befannt geworben, nachweife, daß es ihm wegen Krankheit oder nothwenbige 
Abweſenheit, oder anderer unabänderlicher Verhinderungen unmöglich falle, dies Ge 
Thaft für dasmal zu beforgen. Wer ohne hinreichende Entfchuldigung fich der Ueber 
nahme biefes Geschäfts verweigert, ift zur Vergütigung bed daraus entitehenden Scha⸗ 
dens verbunden. 

$. XVIII. Würden die beiden Bertheitungsgehülfen, welche von dem Rabbiner oder 
Unterrabbiner und vom dem Syndikat erforen wurden, wegen der Wahl des dritten 
nicht einig werben können, fo fol bas Syndikat ben Ausſchlag geben ıc. 
(0. 0.8. II, 5809.) 


Zweites Kapitel. 
Gegenwärtige VBerhältniffe. 
1. Ueber die gegenwärtige Geſtaltung biefer vorſtehend dargeſtellten 
Verfaſſung der Juden fpricht ich im Allgemeinen aus: 
1) die Cirk. Verf. der Reg. zu Magdeburg, an ſaͤmmtliche Magifträte. 

Es ift bisher angenommen worden, baß mit der Auflöfung des für das Königreih 
Weftphalen errichteten juͤdiſchen Konftftorti auch das ganze Dekret v. 31. März 1808 
außer Wirkſamkeit getreten fei, die Zudenfchaften daher nirgend als Korporationen, 
fondern nur als erlaubte Privatgefellfchaften zu betrachten wären, um deren innere 
Angelegenheiten fich die Staatsverwaltungsbehoͤrde nicht zu Flimmern haben. 

Nachdem jedoch die Allerh. 8. D. v. 8. Aug. 1830 vorläufig in den neuen und wie 
dererworbenen Provinzen die Aufrechterhaltung det vorgefundenen Verfaſſung befohs 
Ien hat, gewinnt die Sache eine andere Geſtalt, mid e8 müſſen die Vorfchriften vom 
31. März 1808 unter den, nad, der jegigen Einrichtung den Behörden nöthigen 
Mobifikationen, zur Ausführung gebracht werden. 

Wir find nad) höherer Anordnung an die Stelle des ehemaligen Konftftorti getreten, 
um die Aufficht über die jüdifhen Gemeinden zu führen, und een et, bei Aufbrins 
gung ber Kultuskoften als bei Abtragung ihrer Schulden die nöthige Affiitenz zu leiſten, 
auch · dahin gu ſehen, dab die Schulden in Gemaͤßheit des mehrgebachten Dekrets, fobald 
als möglich abgetragen werben. j 

Wenn unter Diefin-Umftänben der bortige juͤdtſche Kaufmann N. R. nad Maßgabe 
dee in Abſchrift "beiliegenden Borftellung unfese und des Magiftrats Mitwirkung bei 
Reorganiſation der dortigen juͤdiſchen Gemeinbenerhättnifie erbeten hat, fo kann biefe 
bemfelben in Gemäßheit des Eingangs Gefagten nicht verweigert werben. 

um die Berhältnifie der dortigen iſraelitiſchen GSemeinde feflzuftellen, wich es zuvoͤr⸗ 
derſt darauf anlommen: ER 

a) daß dieſelbe ſich in der bisher ſiblichen Weiſe uͤber die Wahl eines Vorſtehers ver 
einige, da es nach der Aeußerung des ⁊c. N. N. an einem ſolchen bis jetzt gaͤnzlich 
fehlt. Als ſtimmberechtigt bei der desfalſigen Wahl werden nach Analogie des 
$. 40 des weitphälifchen Regulativs v. 10. Ron. 1809 alle dort domilizirende iſrae⸗ 
litiſche Yamilienhäupter, d. h. alle diejenigen Ifsaeliten anzufehen fein, welche 
auf, eigene ne Erin hg 

eber das Ergebniß der Wahl at uns Anzeige zu leiſten, und zu en 
der von 806 Zu ssihelinden Belätigung gutachtlich zu berichten... ei wog 
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4) In Beziehung auf dad Stadtbürgerrecht bemerken die R. v. 
12. Dec. 1832 und 22. Oft. 1835 '), daß die St. Ordn. Feine neuen 
echte gegeben, fondern nur die früheren Verhältniſſe aufrecht erhalten, 
bie Juden mithin in den ehemals wefiphälifchen Ländern dad Bürgerrecht 

tten. 

’ IH. Das Schulmefen anlangend, war im Jahre 1829 ein rheinifch: 
weftphälifcher Verein zur Bildung von Elementarlehrern und zur Befoͤrde⸗ 
zung von Handwerken und Künften unter den Juden zu Münfter geftiftet 
worden 2). 

An Betreff der Ableiflung der Militair:Dienftpflicht Seitens der Zögs 
linge diefer jüdifchen Vereinsſchule vergl, dad R. vom 19, Auguft 1840. 
Abfchn. XI. Kap. II. ©. 375. 

IV. Sn den vier Kreifen Paderborn, Büren, Warburg un 
Hörter des Negierungdbezirfes Minden find die Suden in ihren ſtaats⸗ 
bürgerlichen Rechten rüdfichtlic, einzelner Beziehungen wiederum einge 
fohränkt worden. Es widerfprechen diefe Beſtimmungen dem Art 16 der 
deutſchen Bundesakte 8). 


Die betreffenden Geſetze lauten: 

a) K. O. v. 20. Sept. 1836, wegen Beſeitigung der in den Kreiſen 
Paderborn, Büren, Warburg und Hörter, ded Regierungs— 
bezirks Minden, aus der Anfiedelung der Suden auf dem platten Lande 
und deren Verkehr mit den Landbemohnern bäuerlichen Standesentfprun: 


genen Mißverhältniffe. 

Auf den Bericht des Staatöminifteriums v. 8. v. M. ſetze Ich zur Befeitigung ber 
Mipverhältniffe, welche in den Kreifen Paderborn, Büren, Warburg und Hörter, dei 
Negierungsbezirks Minden, aus der Anfiedelung der Juden auf dem platten Sande und 
beren ee mit den Landbewohnern bäuerlichen Standes entfprungen find, Fol 
gendes feft: 

1) Zur Erwerbung bäuerlicher Grundftüde in ben genannten vier Kreifen follen Zu: 
den Eünftig nur unter ber Bedingung zugelaflen werden, daß fie diefelben felbft 
und mit jüdifchem Gefinde bewirtbfchaften. Kommen fie diefer Verpflichtung 
nicht nach, fo find die Grundftüde auf den Antrag der Regierung gerichtlich zu 
fubhaftiren und einem qualifizirten Erwerber zuzufchlagen. — Die Gerichte find 
ſchuldig, einem ſolchen Antrage Folge zu geben, ohne auf eine materielle Prüfung 
beflelben einzugeben. 

2) Wenn von Perfonen bäuerlichen Standes, welche in dem Bezirke der gebachten 
vier Kreife wohnen ($. 1. Tit. 7. Thl. II. Landrecht), Schuld: Bekenntniffe an 
Suden, diefe mögen in jenen Kreifen ober anderswo ihren Wohnfig haben, auöge: 


— — 2— 








— — 


auch hier entzogen, insbeſondere könnten ſie Staatsämter nicht bekleiden, da 
ihre Religion mit dieſem Rechte ganz unverträglich erſcheine. 
Er fügt hinzu: „Eine desfalſige Verordnung ift nicht bekannt geworben.” Eine 
in der That neue Art der Beweisführung. Im Königreihe Weftphalen nahm 
die Geſetzgebung — gegen bie Anſicht des Herrn Koch — an, die Staatsämter 
vertrügen ſich mit der Religion der Juden und fprad) letzteren das Recht auf dies 
felben zu. Die Preußifchen und deutfchen Bundesgeſetze festen feft, daß bie 
beftehenden Rechte der Juden aufrecht erhalten werben follen. Herr Koch fagt 
felbft, es ſei kein Geſetz erſchienen, welches ihnen das Recht auf Staatsaͤmter 
nehme. Aus dieſen Sägen kommt Herr Koch auf die logiſche Folgerung: 
Das a Fi Staatsämter ift den Iuben entzogen, weil es mit ihrer Religion 

.) Vergl. daffelbe Abſchn. VII. Kap. I. ©, 360. 

) Nadı dem vierzehnten Berichte des Vereins find aus der Elementar-Lehrer-Bil: 
dungsanftalt bis jest 84 Lehrer hervorgegangen, welche in jübifhen Gemeinden 
der beiden Provinzen mit fegensreicher Thätigkeit ihrem Berufe obliegen und 
die Gefammtzahl der aus beiden Provinzen auf Koften bes Vereins bis jest 

, ausgebilbeten Zöglinge beträgt 207. (Gtaatäzeitung 1843. Nr, 7) 

) Vergl. hierüber Äbthi. 1; Einleitung &, 19 & 





390 Stasttr. Veoh, di. 3: in dem sun: Großh. Frankfurt geh. gew. Territ 


liche Grundfitide gu erwerben, ſich in den Ländern, wo das Edikt v. 11, März 1812 zur 
Anwendung kommt, bis jest nicht geoffenbaret, 

Daß von den Juden auf Hypotheken Ländlicher Befigungen Darlehn gegeben werben, 
darf in der Regel nicht ald ein Nebel betrachtet werden, und die Concurrenz jüdifcher 
Kreditoren bei Subhaftationen ift in Zeiten, wie die jegigen, wo der Mangel an Kauf: 
luftigen meiftens das Verderben der in Infolvenz gerathenen Schuldner herbeizuführen 
pflegt, fogar erwuͤnſcht. 

Auch ſcheint das Gemeinweſen dadurch nicht gefährdet zu werden, daß vermögenbe 
Juden, weiche in den Fall kommen, fid ländliche Grundftüde, worauf fie Kapitalien 
dargeliehen haben, bei eintretender Subhaftation adjudiciren zu laſſen, dergleichen 
Grundftüde nicht ſelbſt bewirthfchaften, fondern fie entweder zu verpachten, oder bei Ge: 
Vegenheit auf eine ihnen vortheilhafte Weife wieder zu veräußern fuchen. 

Die Frage aber, inwiefern es für nothwenbig oder nüglich zu halten fei, der Zer⸗ 
ſchlagung der Bauergüter durch gefegliche Maaßregeln entgegen zu wirken? ift altioris 
indaginis und Tann, bei diefer befondern Beranlaffung nicht erörtert werden. 

(Ann. VIII ©. 190.) 


Bierzehnter Abſchnitt. 


Staatsrechtliche Verhältniſſe der Juden in dem zum Groß— 
herzogthum Frankfurt gehörig geweſenen Territorio. 
Aktenmäßige Darſtellung des Bürgerrechts der Israeliten zu Frankfurt a. M. Gedruckt 

bei Heidenheim in Roͤdelheim 1816. 

Die ehemals freie Reichsſtadt Wetzlar kam im Jahre 1803 als Graf—⸗ 
ſchaft an den Kurfürſten von Main, und nach Auflöſung des Reichsven 
bandes an das Großherzogthum Frankfurt. Sie bildet gegenwärtig einen 
Theil des Kreiſes Wetzlar im Regierungsbezirk Koblenz. In Betteff der 
Juden wurde die ehemalige Verfaſſung beſttiget durch die Konflitutiond: 
Urkunde des Großherzogd Karl dd. Afchaffendburg d. 16. Aug. 1810, fo 
wie dad gemeine Recht im Jahre 1811 durch Einführung: des Code Napo- 
leon. Durch beide wurden die früheren Befchräntungen der Juden gän 
lich aufgehoben. 

Der $. 11. der Konſtitutions-Urkunde beflimmt: 

„Das Großherzogthum wird durch eine Konftitution regiert, welche bie: Gleichheit 
aller Unterthanen vor dem Gefese ze. feſtſetzt. " 

5. 18. Ale Einwohner des Großherzogthums Frankfurt genießen gleiche Rechte. 

Da durch diefe Gleichſtellung Niemandem Geldeinnahmen genommen 
werden follten, fo beflimmte die V. v. 7. Febr. 18112) eine Ablöfung der 
Abgaben, welche die Juden in Frankfurt zu zahlen gehabt und nachdem 
leßtere auf einen Slapitalbetrag von 440,000 Fl. feftgeftellit und won den 
Juden bezahlt waren, ſprach das Patent v. 28. Dec. 18112) die vollfom 
mene Gleichftelung der Juden zu Frankfurt a. M. mit den Chriften aus. 
— Die B. v. 30. Ian, 1812 organifirte demnächſt die Gemeinde⸗Ver⸗ 
faffung?). Ale politifhe und bürgerliche Rechte, welche den Juden fos 
nach nicht ausdrüdlich fpäter genommen worden find, genießen fie in 
Wetzlar und feinem Gebiete gleich den Chriften, da nach den mehrfach ew 
wähnten Gefegen und inöbefondere nach der K. D. v. 8. Aug. 1830 die 
borgefundene Verfaflung der Juden aufrecht erhalten worben. Diefe ihre 
Rechte flehen unter der Garantie des deutfchen Bundes. 

. Ausdrüdlic) genommen fin den Juden aber lediglich die fländifchen 
Rechte. | 

T) Regierungs: BL. des Großherzogthums Frankfurt Thl. J. ©. 253 ff. 

2) Aktenmaͤßige Darftellung 2c. S. 9—20. Regierungsblatt Thl. J. S. 609 ff. 

2) Regierungsblatt Thl. Il. ©. 9. 
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Landestheilen, in welchen bis jest den Juden die Staatöbürger- Qualität 
noch nicht zugeflanden worden!) und denjenigen Landestheilen, in welchen 
die Suden Staatöbürger find. 

In biefen Letzteren muß fowohl nad) allgemeinen, wie nach Preußifchen 
flaatörechtlichen Principien die Berechtigung der Juden zur Freizügigkeit 
innerhalb diefer Landestheile anerkannt werden. 

Der Preußiiche Staat bildet ein einiges organifched Ganze in Be 
ztehung auf feine flaatsrechtliche Verhältniffe und nicht ein mechanifched 
Mebeneinanderftellen von allerhand erritorien, die nur unter dem Titel 
eines „Preußifchen Staated” vereint wären. Eben deshalb aber hat bie 
Preußifhe Staatdbürger- Qualität für den ganzen Staat Goltig⸗ 
keit?), und zwar um fo mehr, als dad Incolat, was früher bei der Anfällig- 
macdhung in einzelnen Provinzen nothwendig war, ald Ueberbleibfel des alten 
Feudalſtaates, aufgehoben wurde?). Ein Staatsrecht der einzelnen Terri⸗ 
torien, aus welchen der Staat nach und nach entſtanden, erkennt der Preußiſche 
Staat im Allgemeinen nicht an, und doch ließe ſich nur hieraus logiſch 
ein Staatsbürger⸗Recht für diefe einzelnen Verritorien rechtfertigen. 
Es ändert fih die Natur eined Staates dadurch nicht, daß derfelbe einen 
Länderzuwachs erhält und fo wenig daher jemald der Sat aufgeftellt wor: 
den, daß ein chriftlicher Staatsbürger der alten Preußifchen Provinzen nicht 
auch Staatöbürger in ten 1814 und 1815 neu oder wieder erworbenen 
Verritorien fei, fo wenig ift e8 gerechtfertiget, Died vonden jüdifchen Staats: 
bürgern der alten Provinzen anzunehmen. Eben fo verhält es fich umge 
kehrt mit der Staatsbürger» Qualität in den neuen und wieder es 
worbenen Verritorien. Auch hier liegt fein Grund vor, in denjenigen Terri⸗ 
torien, woden Juden das Staatöbürgerrecht von den anerkannten franzöſiſchen, 
weftphälifchen, Sroßherzoglich Bergfchen, Rrankfurtfchen und Warfchaufchen 
Staaten gegeben war, leßtered nicht auch für die anderen Provinzen deffelben 
Staates anzuerkennen, in denen die Juden died Recht gleichfalls haben, denn 
diefe neuerworbene Zerritorien wurden integrirende Theile des Preu⸗ 
Bifchen Staated und der leßtere erfennt die Zurechtbeftändigkeit der vor der 


1) Dem Gebietsumfange nach ift dies kaum der fechfte Theil des Staates, da abgefehen 
von dem Großherzogthume Pofen, wo theila naturalifirte, theils nicht naturalis . 
firte Juden erifticen, diefelben das Staatsbürgerredht fowohl in den alten Pro; 
vinzen haben, als in allen neuen, wo das franzdfifche Recht galt. Nur die Ge 
bietötheile, wo das gemeine deutfche Recht bis zur Occupation fortgebauert, 
machen eine Ausnahme, nämlich) die in in der Abthl. IL. Abſchn. V. bis VI, 
gedachten. Die im Abfchn. IX. u. X. gedachte Territorien find nur aus wenigen 
Ortfchaften zufammengefest. 

2) Nur in Betreff ber Territorien wird nach allgemeinen Grundſätzen eine Auss 
nahme ftattfinden, in welchen verfaffungsmäßig ben Juden die Staatsbürger: 
Dualität nicht zufteht; eine nohwenbige Konſequenz des beklagenswerthen 
Mangels der Einheit bes Staats in dieſer Beziehung bes inneren Staats: 
rechts. Diefelbe Frage, freilich zwifchen zwei verichievenen Staaten, fam vor 
Kurzem zur Sprache, ald im Königreiche Sachſen einem franzöfifchen Zuden bei 
feinem Aufenthalte nicht die Rechte eines franzöfifchen Bürgers, d. h. die eines 
Ausländers überhaupt, zugeftanden wurden, fondern derfelbe den Befchränfungen 
ausländifcher Juden unterworfen wurde, während in Frankreich die Religion 
auf die ftaatsbürgerlichen Rechte ohne Einfluß it. Da es fih in ſolchem Falle 
von einer wefentlichen Verfchiedenheit in einer einzelnen Beziehung des inneren 
Staatsrechts handelt, fo wird der Einzelne fich derartigen ftaatsrechtlichen Un: 
terfheidungen zu unterwerfen haben, welche rucfichtlich der Rechte der Bewohner 
anderer Provinzen oder anderer Staaten gelten, fei er übrigens Chriſt ober 


Jude, 
3) R. v. 5, März 1809, Mathis Bd. 10. ©. 65. Rabe Bd. 10, ©. 46, 
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‚In Bolge deſſen, was bie K. Reg. umterm 6. v. M. und J. einberichtet hat, wird 
ent auforifirt, dem Juden R. aus Snowraclam den Aufenthalt in Friedland zu 
geftatten. “ 

„ Mebrigens irrt bie X. Reg., wenn Sie glaubt, daß die Ertheilung bed Naturalife: 
tions- Patents nad) dem &. v. 11. März 1812 auf bie Werhältniffe eines in der Rieder: 
laufig bomizilirten Juden innerhalb diefes Landestheiles irgend einen Einfluß habe, ba 
durch die Naturalifation nur Rechte in denjenigen Provinzen erlangt werden, in wel 
hen das gedachte G. gilt, die Naturalifirten daher in der Niederlaufig nur nach den 


dort noch aeltenden Saͤchſiſchen Judengefegen beurtheilt werben können 1). 


(8. M. Bi. 1840. Kr. 18.) 


b) Vergl. das R. deffelben Min. v. 5. Ian. 1840 oben, Abth. 1. 
Abfchn. IX.2) 


c) R. ded Min. des 3. u. d. 9. (v. Rochow) v. 9. März 1840 an bie 
ee zu Magdeburg in Betreff der ehemals weftphälifchen Landed« 
theile. | 


Es kann, wie ich der 8. Reg. auf den Bericht v. 5. v. M. eröffne, nad) dem la 
zen Inhalte der Gefege auch nicht dem geringften Zweifel unterliegen, daß bie in 
dem Berichte verhandelte Frage: ob die Juden in den vormals weftphälifchen Landes: 
tbeilen fich auch in den alten Provinzen frei niederlaffen dürfen? verneinend beantwortet 
werden muß 2). 

Nach der A. K. D. v. 8. Aug. 1830 bewendet es zunächſt in jeder Provinz bei der 
hinfichtlich der Juden beftehenden Geſetzgebung. Das G. v. 11. März 1812 gilt daher 
nur in den alten Provinzen, für welche es publigirt worden iſt. Nach folchem Eann in 
diefen Provinzen nur derjenige Jude die aus dem G. hervorgehenden Rechte in Anfprud 
nehmen, der in felbigen durch das Naturalifationg» Patent ald Inländer anerkannt 
worben *). Die mweitphäfifche Geſetzgebung dagegen gilt nur innerhalb der vormals 
weftphälifchen Provinzen. Dana hatte ein Jude das Recht, ſich innerhalb der 
Provinzen des weftphälifchen Staats frei zu bewegen >). Dieſes Recht Hat er nod 
gegenwärtig, fo weit jene Provinzen an Preußen gefallen find, daher denn auch hier: 
durch die Verfiherung im Befisergreifungs- Patent vollftändig erfüllt worben ift. Diele 
Berficherung gebt nur auf die Erhaltung der bei der Okkupation beftandenen Redts, 
nicht aber auf eine Erweiterung bderfelben, welche augenſcheinlich flattfinden würde, 
wenn die Juden, welche unter ber weftphälifchen Regierung fih nur in einem gewiſſen 


ı) Dies R. enthält ganz richtige Principien, weil in ben ehemals Sächfifchen Lan 
bestheilen — vergl. Abth. IL, Abſchn. 5. ©. 339 ff. — die Juden noch nicht 
Staatsbürger find. 

2) Dies hat gleichfalls derartige Verhältniffe vor Augen. 

3) Es ift vollftändig gezeigt worden, daß gar eine Preußiihen allgemeinen Geſete 
über diefe Frage eriftiren, da die K. DO. v. 18. Febr, 1818 ale ſolches nicht pa 
betrachten, mithin diefe Frage nicht nach deren Elaren Inhalt entfchieden werben 
kannz vielmehr ift fie nach allgemeinen ungmweifelhaften ftaatsrechtlichen Prind: 
pien und ausdrücklichen Bundesgefegen zu enticheiben, aber der obigen Bew 
fügung entgegengeſetzt. 

*) Dies ift eine den oben bargeftellten Grunbfägen wiberfprechenbe Annahme. ent 
in den neuen Provinzen die Juden nad) anzuerfennenden ©. noch viel ausgebehn 
tere Rechte haben, als in den alten, wie z. B. in den Weftphätifchen Lande 
theilen, von denen hier bie Rebe, fo läßt fid) gar nicht erflären, warum fie die 
felben, wie jeder chriftliche neue Staatsbürger nicht auch in den alten Provinzen 
beffelben Staates geltend machen follen, Nur die Anſicht, daß der Preußiſche 
Staat ein Aaaregat fei von Preußen + ber Mark + Schlefien + Weftphalen 
u. ſ. w. u. f. w., nicht aber ein einiges, organiiches Ganze, Tann die entgegm 
gefeste Anficht aufdiefer Baſis durchführen. 

5) Dies ift nicht richtig. Er hatte das Recht, fih im Staate frei zu bewegen. 
Diefer Staat war damals der Weftphäliihe und ift heut der Preußiſche. Der 
Weftphälifhe Zude war Weftphälifher Staatsbürger und mußte, wenn ihm 
feine Rechte nicht genommen werden follten, deshalb demnaͤchſt Preußiſcha 
Staatsbürger und nicht Bürger eines einzelnen Zerritorii werben, denn mil 
Recht wird von dem Minifterio anerkannt, daß dem Juben auch durch das Beſit⸗ 
ergreifungs= Patent feine Rechte garantirt waren. 
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Geſchaͤfts, die zu dem heabftchtigten Etabliſſement erforberliche Bildung, und bie We⸗ 
xeitwilligkeit der Behörde des Niedexrlaffungsortes zu ihrer Aufnahme nachweiſen, bie 
Erlaubniß zum Umzuge aus einem Diſtrikt des Inlandes in einen anberen mit abwri⸗ 
chender Geſetzgebung niemals verfagt, und ihnen dann, wenn fie filh in den alten Mo⸗ 
vinzen nieberlaffen wollen, das Maturalifationspatent ohne Schwierigkeit a 
Sn dem vorliegenden Kalle find alle obige Grßorberniffe vorhanden, "und es handelt 
dabei nur um den Umzug aus einer Stadt im eine wenige Meilen erttfernte andere Stadt 
deffelben Regierungsbeirks, wo ber Betheiligte Hoffnung hat, feinen Gewerbs⸗ und 
Nahrungsſtand zu verbeflern. 

Es ift deshalb Fir don 2. R. das anliegende Naturalifationspatemt ausgeſtellt wor 
den, welches die K. Reg. demfelben aushändigen zu laſſen hat. 

In künftigen Fällen möge die K. Reg. obige Grundfäge befolgen, da es nicht ange 
meffen erachtet werden Tann, irgend einen Gtaatsangehörigen ohne hinreichende 
Grund in der Beförderung feines Wohlſtandes zu hindern. ' 

(B. M. Bl. 1843. ©. 6.) 


3) In Anfehung der Anwendung des sub 2 angegebenen Grundſatzes 
auf Adoptiv: und fonfige Kinder beſtimmt 

a) dad R. des Min. des I. (erſte Abth. v. Bernuth) v. 4, Juni 1839 
on die K. Reg. zu Breslau, daß jüdiſche Adoptivkinder der Naturalifation 
nicht bedürfen. 

Da die fiebzehnjährige elternlofe Zübinn N. aus Wrefchen, im Großherzogthum 
Mofen, welche laut Berichts der K. Reg. v. 4. d. M. von dem Handelsmann R. zu 
Breslau un Kindesftatt angenommen worden, nad 6. 883, Zit. 2. Thl. II. A. 8. 8. 
durch. den eingerichteten, anbei zurücerfolgenden beftätigten Adoption Vertrag bereits 
An die Theilnahme an den Rechten des Adoptiv⸗-Vaters getreten ift, fo bebarf es der in 
Antrag gebrachten befonberen Naturalifation nit. Auch iſt gegen die von dem dorti⸗ 
gen Oberlandesgericht ertheilte Beftätigung des Vertrages nicht einzuwenden, da bit 
der K. Reg. unterm 22. Febr. 1838 mitgetheilten Vorfchriften ſich blos auf Ausländer, 
welche im Inlande adoptirt werben folen, beziehen, .baher aber auf die N., als Inläns 
derinn, nicht angewendet werden können. 

Es behält daher bei dem gebachten Vertrage fein Bewenden. 

(Ann. XXIII. ©, 400.) 

b) Verf. des Min. ded 3. (erfte Abth. v. Meding) v. 26 Mai 1840 an 
das K. Polizeipräfidium zu Berlin. Ausweiſung jüdifher, mit den Red 
ten der Mütter nicht verfehener Kinder. 

Bei den unterm 8. d. M. einberichteten Verhältniffen hat es gar Fein Bedenken, die 
bet ihrer Mutter, der verehlichten N. aus Schneidemühl, befindliche Tochter in hiefiger 
Stadt ferner zu dulden, daher bad K. Polizeipräfivium derſelben den Aufenthalt hie 
felbft zu geftatten hat. , 

Da es übrigens eine große Härte fein würde, eine noch minderjährige 44jährige 
Tochter, nachdem fie den Water verloren, von ber Mutter um deswegen zu entfernen, 
weil die in zweiter Ehe hier verheirathete Mutter, Wr aber die Zochter, Die. Rechte der 
altlaͤndiſchen Juden hat, fo möge das K. Polizeipraͤſtdium in Zufunft, besor daſſelbe 
fo enge Bamilienverhältniffe ftört, wie bei Ausführung des Beſcheides v. 6. März d. J. 

efhehen fein würde, in Ahnlihen Fällen vor Erlaß einer Werfügung beim Min, an 

agen. (VB. M. Bl. 1840. ©. 221.) N 


Zweites Kapitel. 
Befondere Beflimmungen in Betreff der einzelnen Bandek 
theile. 
1. 
Veberfiedelung aus den neuen Provinzen in die alten 
Provinzen. | 


1) Bergl. die N. v. 19. Sept. 1820 nd 3. Mai 1824 und 9. Maͤn; 
1840 oben ©. 394. 396. 
2) R. des Min. ded J. (erſte Abth. Köhler) v. 23. Mai 1817 an bie 
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gedachten Dekret genannten Departementös Abtheilungen gegenwärtig bie Cintheilung 
in Regierungss Departements tritt. (Ann. Il. S. 726.) 


2) R. deffelben Min. v. 7. März 1825 an bie K. Reg. zu Magdeburg. 
Dieberlaffung der Juden innerhalb ded ehemaligen Königreichs Well: 
phalen. 


Der K. Reg. wird auf den Bericht v. 18. v. M., betr. die Niederlaſſung bes israeli⸗ 
tiſchen Handlungsgehuͤlfen N. N. in den diesſeitigen Staaten, zu erkennen gegeben, 
daß, wenn der N. N während ber Jahre 1811 bis 1816, mithin zur Zeit der Wieder⸗ 
befignahme des betr. Landestheiles Preußifcher Seits, feinen gefeglihen Wohnfig zu 
Salbe a. M. gehabt hat, er nad) den angenommenen Grundſätzen als ein 
mit denjenigen Rechten verfehener Jude, welhe im ehemaligen König 
reihe Weftphalen verfaffungsmäfflig ftatt gefunden haben, anzufeben 
und zu behandeln ift. Dergleihen Juden kann aber nicht verwehrt werben, inner 
halb derjenigen Landeötheile, welche von dem genannten ehemaligen Rönigreiche an die 
Krone Preußen zurüdgefallen find, überall ihren Wohnfig aufzuſchlagen, und ſich ſelbſt⸗ 
fländig zu ctabliren. Ein Anderes ift durch das R. v. 1. Okt. 1816 nicht vorgeſchrie 
ben, und alfo auch Fein Grund vorhanden, dem N. NR. blos den Aufenthalt als Hands 
Iungsgehütfen in N. N. nachzulaffen, ihm aber das felbftfländige Etabliffement bis 
dahin zu verfagen, wo bie ftaatsbürgerlichen Verhältniffe der jüdiihen Bewohner ver 
wiebereroberten Länder anderweit gefeglich werben feſtgeſtellt werben. 

Hiernach wird die K. Reg, veranlagt, dem Gtabliffement des N, N. in dem Städt: 
hen N. N. ftatt zu geben, auch in ähnlichen Fällen nad) dem angegebenen Grundfak 
zu verfahren. (Ann. IX. ©, 162.) 


3) R. deffelben Min. (erfte Abth. v. Meding) v. 26. April 1840 an 
die K. Reg. zu Arnsberg. Das Ueberziehen der Juden innerhalb der 
ehemald franzöfifchen, bergfchen und weftphälifchen Landestheile ift ge: 
ftattet. 

Der K. Reg. wird auf ben Bericht v. 4. d. M., den Antrag enthaltend, das Verzie 
ben der Juden innerhalb Ihres Verwaltungsbezirks geftatten zu dürfen, eröffnet, daß 
das freie Ueberziehen der Juden aus einem Landestheile in den andern vor ber Hand auf 
die vormals franzöfifchen, bergfchen und K. weftphälifchen Kandestheile, in welchen im 
Wefentlichen dielelbe Geſetzgebung hinfichtlic des Judenweſens gilt, beſchraͤnkt bleiben 
muß, wie ſolches, die Verf. an die Reg. zu Münfter v. 13, April 1839 feftfegt. Wenn 
diefe Verf. der K. Reg. zur gleichmäßigen Befolgung in einem vorgefommenen Kalle zu: 
gefertigt worden ift, fo ift Dies dadurch veranlaßt worden, weil Sie nicht bemerkt hatte, 
daß die Orte, aus weldyen die betheiligten Juden hatten wegziehen wollen, vormals 
zum Herzogthum Weftphalen gehörig gewelen waren, Dafern nun Zuden aus einem 
Landestheile, in welchem fie noch nicht im Beſitze flaatöbürgerlicher Rechte find, in einen 
andern verziehen wollen, in welchem fie dergleichen Rechte genießen, und umgekehrt, fo 
hat die K. Reg. auch fernerhin, nad) vernommener Erklärung ber Gemeindebehörbe des 
Orts der neuen Niederlaffung, zu berichten, bis das zu erwartende Geſetz eine andere 
Beftimmung trifft. (V. M. BL. 1840. ©. 152.) 


" IV, “ j 
Ueberfiedelungen der Juden aus den alten Provinzen in Lam 
destheile ded ehemaligen Herzogthums Warfhau und innen 

halb des Lesteren!). 


1) R. des Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) und der Fin. (Gr. Al 
vensleben) v. 12. Oft. 1840 an die K. Reg. zu Marienwerder. Befrei⸗ 
ung der in Landestheile des ehemaligen Herzogthums Warfchau überfiedeln: 
den Juden von den dafelbft geltenden Judenrekrutengeldern. 

Die in dem Berichte der K. Peg. v. 21. Aug. c. angeregte Frage: ob die Juden, 
welche in anderen Landeötheilen bereits das Staatsbürgerrecht erlangt und bort ihrer 
Mititairpflicht genbgt haben, bei ihrem Ueberzuge in das @ulmer Land Judenrekruten⸗ 
gelber zu zahlen haben, kann nur verneint werben. Die Judenrekrutengelder in den 
zum vormaligen Herzogthum Warfchau gehörigen Landestheilen werben von ben barin 





) Vergl. Abth. II. Abſchn. IM. . 
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Ben, fo wie dad Polizei-Präfidium zu Berlin. Verhiltung des verbotwibri- 
gen Ueberſiedelns. 

In der, auf Veranlaffung der Verfügung ver K. Gen. Direktion der Steuern an bie 
K. Reg. v. 16. Zuni d. 3., wider die jüdiichen Handeldleute N. N. aus Meeferig und 
Zirfchtiegel, wegen begangener SteuersStontraventionen, eröffneten Unterfuchung haben 
die Denunziaten eingeftanden, daß fie feit veip. 6 und 3 Jahren ihren Wohnort im Groß: 
Herzogthume Pofen verlaflen, in ber Provinz Brandenburg fi aufgehalten und dafelbft 
Handel getrieben haben. Der N. N. hat ſich fogar verehlicht, und feine Ehefrau foll in 
Zreuenbriegen wohnhaft fein. Beide haben, da ihnen die Rieberlaffung in der Provinz 
Brandenburg nicht geitattet fein würde, refp. in Meferis und Zirichtigel Die Gewerbe 
Steuer vom ftehenden Handel entrichtet, und find dort in den Rollen aufgeführt, Abge⸗ 
feben davon, daß hierdurch eine Verkürzung der Staats-Kaſſen in Hinſicht der Gewer: 
befteuer-Abgabe bewirkt ift, indem Meferis und Zirfchtiegel zu der Iten Gewerbefteuer: 
Abtheilung gehören, während Berlin und Potsdam, wo die R. R. fih aufgehalten, zu 
der 1ften und 2ten Gewerbefteuer-Abtheilung gerechnet werden, iſt der Sahre lang fort: 
geleäte, und durch einen nicht blos als temporair zu betrachtenden Aufenthalt bedingte 
Verkehr diefer beiden Juden in hiefiger Provinz offenbar in fraudem bed Gefeges über 
die bürgerlichen Berhältnifie der Juden geſchehn, und befonders die Verheirathung des 

N. R. mit einer in Zreuenbrigen wohnenden Juͤdin hätte den Orts-PolizeisWehörden, 
bei fchulbiger Aufmerkfamkeit, die Augen darüber öffnen follen, daß von diefen Juden 
nichts anders beabfichtigt werde, als verbotswibrig in die Provinz Brandenburg übe: 
zuziehen, und den Wohnfis im Großhergogthum Pofen nur zum Scheine beizubehalten. 
Die K. Reg. wird daher hierdurch aufgefordert, den ꝛc. N. N. und den N, R. fofort 
nach ihrer Heimath auszuweiſen, auch den polizeilichen Unter-Behörben eine ſtrengere 
Kontrolle Über dergleichen handeltreibende Zuben aus andern Provinzen zur Pflicht zu 
machen, damit ber. Befuch der Sahrmärkte von denfelben nicht. gemißbraucht werbe, um 
ſich verbotswidrig einguniften. (Ann. X. ©. 1084.) 

b. R. des Min. des Inn. und der P. (Köhler) v. 23. Aug. 1833. an 


dad Pol. Präſidium zu Berlin. Bedingungen der Weberfiedelung. 

Das Minifterium erwiebert dem K. Polizeipräjidium auf die Anfrage v. 23. d. M., 
daß auf vorkommende Nieberlaffungs-Gefuche. mofaifcher Glaubensgenoſſen aus dem 
Großherzogthum Pofen, der Bittiteller anzumeifen ift, ſich zunächft über die Gewinnung 
des Staatsbürgerredhtö in gebachter Provinz und über die Auseinanderfegung mit der 
jüdifchen Synagogen-Rorporation, zu welcher er zeither gehört hat, auszumeifen. 

olchen Poſenſchen Juden, weiche dort zur. Raturalifation ſich nicht eignen, wird 
das Staatsbürgerredht nad) dem Ed. v. 11. März 1812 auch bier ebenfalls nit 
ertheilt werden koͤnnen. (Ann. XVII. ©, 699.) 


c. R. ded Min. des Inn. und der P. (in Bertretung, Köhler) v. 
20. Okt. 1835, mitgerheilt durch Belanntmachung des Ob. Praͤſidiums der 
Provinz Pofen v. 7. Juli 1837 in Betreff der vorgängigen vorölung der 
Bono ons ogaben, vergl. Abth. 1. Abſchn. IL. Kap. I. sub U, E, 3 

.f. Seite 331. 


d. R, des K. Min. ded San. und der P. (0. Rocho w) v. 26. Mai 
1836 an den K. Dberpräfidenten der Provinz Pofen. Bedingungen der 
Niederlaffung naturalificter Juden aus ber Provinz Poſen in andere Pro: 
vinzen. 

Ich habe zeither allen naturaliſirten Juden aus dem Großherzogthum Poſen, welche 
ſich zur Niederlaſſung in andere Provinzen gemeldet haben, ſolche geſtattet, und ihnen, 
in ſoweit fie ſich da, wo das ©. v..11. März 1812, gift, anſiedeln wollten, das erforber⸗ 
liche Naturaliſations⸗Patent ertheilt, indem es meine Abſicht war, zuvörderſt durch die 
Erfahrung p erkennen, ob es nicht wegen der Menge ſolcher Anmeldungen und der ſon⸗ 
ſtigen Verhaͤltniſſe erforderlich ſei, in Zukunft gewiſſe Grundſaͤtze besha feftzufegen. 
Die Erfahrung hat nun allerdings bargethan, daß es nothwendig fei, kuͤnftig diefe Be 
willigung zu befhränten, da die Zahl der Ausmanbernden fo groß ift, daß bie Gemein⸗ 
ben, befonders die Provinzen Schlefien und Brandenburg, [A buch diefen Zuwachs 
ihrer jübifchen Bevölkerung beläftigt finden, und die Judenſchaften ſelbſt ihm Schran- 
ten gefest zu ſehen wünfchen, befonders da verfichert wird, daß nicht alle diejenigen Iu 
ben des Großherzogthums, welche, die Raturalifation erhalten hätten, auch diejenigen 
Requifite befäßen, welche das G. v. 1. Juni 1833 vorausgefegt- 

Was diefen legten Gegenftand anlangt, fo iſt es nicht meine Abficht, deshalb Ev 
Örterungen zu veranlaflen. 
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Patents nach dem Ebd. v. 11. März 1812 aufgeftellt habe, zwar unter allen umſtaͤnden 
nachgewieſen werden muͤſſe, jedoch, wenn es nachgewieſen worden ſei, noch keinesweges 
die Gewißheit gewähre, daß deshalb die — ung werde geſtattet werden, indem die 
Erlaubniß hierzu noch vonandern dabei in Betrachtung kommenden Umitänben abhänge, 
Es möge daher kein bortiger Jude, wenn er jenen Bedingungen genügt zu haben glaube, 
fich dadurch bewegen Laffen, fich bereits in dem Orte, welchen er zu feiner andermweiten 
Anftedelung auserfehen, wirklich niederzulaffen, oder auch zurBeränderung feines Wohn- 
orts Einrichtungen zu treffen, welche ihm vergebliche Koften verurfadhen ober ihn im 
Betriebe feines jedigen Gewerbes ftören könnten. Vielmehr möge Jeder, welcher bie 
Abficht Habe, in eine andere Provinz überzuziehen, erft die Erlaubnig dazu und den Em 
pfang des Naturalifationspatents abwarten. Diejenigen, welde dieſe Warnung unbe 
achtet ließen, hätten fi den Nachtheil, welcher ihnen daraus erwachlen könnte, lediglich 
felbft beizumeffen, indem eine voreilige Weberfiedelung Fein Grund für mich fein werde, 
die Erlaubniß zu ertheilen, wenn fonft die Umftände dazu fich nicht eigneten. Die Kor 
poͤrations⸗Vorſtände find dabei befonders zu verpflichten, ben Korporations: Mitgliedern 
— aan bekannt und fie auf die Folgen der Nichtbeachtung berfelben aufmerk⸗ 
am zu machen. 

Serner erſuche ih Ew. Hochw., die K. Reg. nod zur befonderen Prüfung ber bei 
ihnen eingehenden Geſuche aufzufordern und fie zur Zurückweifung derfelben in allen ben 
Fällen anzumeifen, in welchen nicht mit Beftimmtheit zu erwarten ift, daß diejenigen, 
welche die Ueberfiedelung beabfichtigen, auch ſich ordentlich zu ernähren vermögen und 
durch Moralität, Gewerbsthätigteit und Vermögen zu der Erwartung berechtigen, daf 
fie nüglihe und willlommene Mitglieder derjenigen Gemeinde fein werben, in welde 
fie ſich nieberzulaffen beabfichtigen. (Ann. XXI, ©. 467.) 

. R. deſſelben Min. an den K. Oberpräfidenten der Provinz, Pofm 
v. 9. Zuni 1839. Zur Ueberfiedelung in andere Provinzen muß zuvor die 
Minifterial: Genehmigung ertheilt fein. 

Es ift neuerlich der Fall vorgelommen, daß ein Tube aus dem Großherzogthum 9 
fen, welcher fi) in ber Rheinprovinz hatte mieberlaffen wollen, feinen Wohnort im Po 
ſenſchen verlafien hat, weil er ein Atteft der Polizeibehörde des Niederlaffungsortes dar 
über erhalten hatte, daß ihm dort ein polizeiliches Bedenken nicht entgegenftehe, daß 
aber die in diefem Attefte ausdrüdlich vorbehaltene Genehmigung des Meinifteriums 
vorher nicht eingeholt worden war, 

Nun pflege id) die Genehmigung zur Niederlaffung Pofenfher Juden in Provinzen, 
in welchen bad ©. v. 11. März 1812 nicht gilt, nur dann zu ertheilen, wenn auch bie 
Behoͤrde des Niederlaffungsorts damit einverftanden ift. 

Um daher die Juden im Großherzogthum Pofen, welche etwa in eine andere Provinz 
auswandern wollen, gegen Nachtheile zu fihern, wollen Ew. Hochw. durch das Arts: 
blatt gefälligft eine Warnung ergehen Laffen '), daß Eeiner, bevor er ſich meiner Gench⸗ 
migung verfichert habe, folche Anftalten zu ſeiner Ueberſiedelung treffen möge, welche ihm 
nachher, wenn etwa die Genehmigung verfagt werde, nachtheilig fein koͤnnten, und daf 
biefe Genehmigung, wenn die Niederlaffung in einer Provinz beabfichtigt werde, in wer 
her das ©. v. 11. März 1812 nicht gelte, nur bann ertheilt zu werben pflege, wenn 
die Gemeinde beö Niederlaffungsorts damit einverftanden fei. Sollten aus Vernadjläf- 
figung dieſer Beftimmung einem bortigen Juden Nachtheile erwachſen, fo werbe er 
folche fich feldft zuzufchreiben haben. (Ann. XXIII. ©. 402.) 

g. In Anfehung der Ueberſiedelung der Mebizinal-Nerfonen aus dem 
Großherzogthume Pofen in andere Provinzen vergl. dad R. v. 3. Febt. 
1841. Abthl. 11. Abſchn. II. Kap. Il. sub Il, E. 3. b. dd. 


h. R. defjelben Min. an das K.Pol.Präfivium zu Berlin und abfchrift: 
lich an die K. Reg. zu Pofen und Bromberg v. 25. Juni 1841. Bed 
gungen der Weberfiedelung. on 
„— re. Wenn bie 8. Reg. in Bromberg in ben beiliegenden Befcheiden annimmt, ba 
ein von dort gebürtiger Zube, felbft wenn er bereits feit längerer Beit fich hier aufhält 
und zur Naturalifation qualifizirt, fi) auch mit der dortigen Korporation ſchon abge 
funden hat, dennod) unbedingt erft die Naturalifation nad) dem G. v. 1. Zuni — 
erhalten haben müſſe, um die nach dem G. v. 11. Maͤrz 1812 nachzuſuchen, fo iſt died 
ein Irrthum, indem durch den $. 25 des erfigedachten Gefeges die nicht naturaliſirten 
Juden bei der Verlegung ihres Wohnfiges in eine andere Provinz nur den im $. 20 den 


T) Dies ift durch die Bekanntmachung v. 16. Suni 1839 ae — 
Amtsbl. ©. 261. — Bromb. Kıntebt, &. 525.) geſchehen. (Poſenſcher 
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Der K. Reg. wird auf ben Ber. v. 4. d. M. hierdurch erwiebert, daß es, wenn fonft 
Kein Bedenken entgegenfteht, zuläffig ift, einem aus dem Großhergogthum Poſen gebär: 
tigen und nad) dem 11. März 1812 naturalifirten Juden das Raturalifationd-Patent 
auch dann auszuantworten, wenn er felbft im Großberzogthum wohnhaft bleibt, und 
das Patent blos dazu benugen will, die dadurch erlangten Rechte auf feine Kinder zu über: 
tragen. Dies ift Ihon in mehreren KäHen geſchehen. Die K. Reg. mag daher bem Han: 
delömann N. feiner Bitte gemäß, das hierneben wieder zurüdfolgende Patent, wofür 
derfelbe die Gebühren bereits bezahlt hat unter ber Vorausſetzung, daß fonft kein Be 
denken dabei obwaltet, an feinem jezigen Wohnorte F. aushändigen laſſen. 

(V. M. 31. 1841. ©. 167.) 

c. R. deſſelben Min. (Erſte Abth. v.Bernuth) v. 19. Mai 1842 an die 
K. Reg. zu Oppeln, deflelben Inhalte. 

Es befteht, wie ber K. Reg. auf Ihre Anfrage in dem Ber. v. 25. v. M., hinſichtlich 
des dem Juden I. M. aus K., im Großherzogthum Pofen, zu geftattenden Aufenthalts 
in St., Rofenberger Kreifeö, erwidert wird, ber Grundfag, daß ein nach dem ©. v. 
41. März 1812 naturalifirter Poſenſcher Jude, auch wenn er im Großherzogthum bleibt, 
für feine Kinder von ben ihm zuftehenden Rechten Gebrauch machen kann. Da nun dem 
J. L. M., Vater bes I. M., unterm 24. Aug. 1835 ein Patent ausgefertigt und ber 
Reg. zu Breslau, in deren Bezirke derfelbe fich hatte nieberlaffen wollen, zugeftellt wor: 
den ift, fo kann in obiger Beziehung Fein Bedenken in ber Sache obwalten. Ob abe 
Fonft die Legitimation des I, M. für mangelhaft zu erachten fei, barliber hat zunädf 
die K. Reg. zu enticheiden. Bei eintretenden Zweifeln bleibt ihr die Kommunikation 
mit der Reg. zu Pofen, refp. zu Breslau, anheimgeftellt. (8. M. Bl. 1842. ©. 188.) 


d. R. deffelben Min. v. 24. Mai 1842 an die K. Reg. zu Poſen ımd 
Bromberg in derfelben Angelegenheit. 


Zur Befeitigung ber Zweifel, welche bie K. Reg. in Ihrem Ber. v. 20. v. M. in Be 
iehung auf die Naturalifation der in bortiger Provinz verbleibenden Juden geäußert 
at, wird derfelben Folgendes eröffnet: 

Die Beſtimmungen des ©. v. 11. März 1812, bezüglich auf die ausländifchen Juden, 
find gegen bie inländifchen, die in einer Provinz des Staats wohnen, in welcher eine 
andere Geſetzgebung gilt, niemals mit berfelben Strenge, wie gegen auslänbifche Juden, 
beobachtet worden, indem hierbei die von felbft ſich darbietende Anficht Leitend war, baf 
auch die nicht unter dem gedachten Gefege Lebenden Juden Unterthanen des Staats 
Seien, und es baher im Interefle des Staats liege, auch ihr Wohlbefinden, fo weit irgend 
zuläffig, zu befördern. Deshalb tft 3. B. die Beftimmung bes $. 34, wonach Juden aus 
einer folden Provinz nicht als Lehrlinge, Gefellen ꝛc. in den bieffeitigen Provinzen ein 
treten dürfen, nicht angewendet, vielmehr die Erlaubniß zu diefem Eintritt vom Mint 
fterium ertheilt, und ebenfo ift bie im $. 35 angebrohte Strafe bei der Aufnahme von 
Juden aus einer andern Provinz nicht in Anwendung gebracht worden. Da nun aud 
aus $. 32 des Geſetzes nicht einmal zu folgern iſt, daß ein ausländiſcher Jude, welcher 
auf die vorgeſchriebene Weiſe in Preußen naturaliſirt worden, die daraus erworbenen 
Rechte wieder verliere, wenn er nicht ſofort ſich wirklich im Staate niederläßt, fo iſt dies 
noch weniger hinſichtlich der Poſenſchen Juden vorauszuſetzen. Wenn ein dortiger zur 
Naturaliſation qualifizirter Jude ſolche nachſucht, um entweder, ungeachtet der Beibe⸗ 
haltung feines zeitherigen Wohnſitzes, eine Handlungs⸗Kommandite in den alten Pro 
vinzen zu errichten, oder feinen Kindern darin eine Rieberlaffung zu bereiten und ba: 
durch feinen und feiner Familie Wohlftand zu beförbern, fo hat der Staat kein In 
tereſſe dabei, biefem Beginnen entgegenzutreten. Weil aber die Abficht, den Wohnftg in 
eine andere Provinz zu verlegen, bei dem Gefuche um Naturalifation immer voraudge 
fest werben muß, und durch deffen Gewährung bie Befugniß dazu erlangt wird: fo if 
es nach $. 20. d. des &. v. 1. Juni 1833 erforderlich, die Abfindung der Korporation 
immer zur Bedingung ber Ertheilung des Naturalifationspatents zu machen, WIN ein 
Jude auch nach erlangter Naturalifation noch Mitglied ber zeitherigen Korporation 
bleiben, fo ift es feine Sache, fich bei ber Abfindung mit dem Korporations-Vorftande 
über die Bedingungen, unter welchen dies gefchehen koͤnne, und über die Beiträge, welde 
ex ſpaͤter, nad) Erlegung des Abfindungs-Kapitals, noch zu den Korporations-Bebürf 
niffen zu leiften haben wird, zu einigen, Iſt eine Tolche Einigung nicht getroffen, fo if 
von Seiten der Abminiftratione-Behörben bei Vertheilung der laufenden Beiträge auf 
die erlegte Abfindungsfumme Leine Rüdficht zu nehmen, vielmehr ein folcher Jude in 
jeder Beziehung gleich einem neu eingetretenen Mitgliebe der Korporation zu behandeln 
und zu beren Bebürfniffen, ohne alle Ausnahme, heranzuziehen. Sollten in Bezug auf 
die getroffene Verabredung Streitigkeiten entftehen und zur adminiſtrativen Entſchei⸗ 
bung gelangen, fo hat die K. Keg. immer von dem Grundfage gleicher Beitragspflich⸗ 
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4) R. derfelben Min. an die K. Reg. zu Berlin, Potsdam, Frankfurt 
an der Oder, Magdeburg, Stettin und Köslin!). 

Der K. Reg. wird in der Anlage eine Abfchrift der unterm 24. Juli d. 3. an die Reg. 
zu Breslau erlaflenen Verf., wegen ber ben jüdiichen Unterthanen des Großherzogthums 
Poſen zu geftattenden Beziehung der Jahrmärkte zur Nachricht und gleichmäßigen Be: 
folgung in vorfommenden Fällen mitgetheilt. (Ann. V. S. 958.) 

5) R. der KH. Min. des Handels (v. Bülow), fo wie ded Inn. und der 
Pol. (v. Shudmann) v. 11. März 1825 an die K. Reg. zu Magdeburg. 

Dem Antrage der K. Reg. in hem Berichte v. 18. v. M. auf ein Verbot des Beſuches 
der Märkte in bem dortigen Bezirke durch Juden aus dem Großherzogthume Pofen kann 
aus den in dem Reſkripte v. 24. Zuli 1821 entwidelten Gründen nicht ftattgegeben wer 
ben, und es bleibt Sache der Ortsö-Polizei: Behörden, durch gehörige Aufmerkfamteit, 
welche die Könial. Regierung erforderlichen Balls befonders zur Pfliht machen wird, 
etwanige Mißbräuche Seitens der zu den Jahrmärkten Eommenben Poſenſchen Juden 
zu verhüten. 

(Ann. IX, ©. 240.) 

6) R. des K. Min. des Innern und ber Fin. (v. Brenn. v. Rochown 
v. Alvensleben) v. 21.März 1837 und v. 7.'Iuni 1834 an Die K. Reg. 
zu Frankfurt a. D. und Pofen. Haufirhandel der Juden bed Großher. 
zogthums Pofen. | 

Die K. Reg. hat unterm 9. Ian. (31. Ian.) d. 3. die nachgeſuchte Ausdehnung des 

von der Reg. zu Pofen dem N. N, zu Schwerin für das Jahr 1837 ertheilten Hauſte 
gewerbfchein zurücktgewiefen, da Ihrer Angabe nady nicht konſtirt, ob berfelbe chriftlicher 
a und ob er eventualiter mit dem Staatöbürgerrechte der alten Provinzen ver: 
ehen ift. 
j Nach dem in der abfchriftlich anliegenden gemeinfchaftlichen Min. Verf. v. 7. Iuni 
1834. (Anl. a.) ausgeſprochenen Grundfage unterliegt aber die Zuläffigkeit der Ausdeh⸗ 
nung keinem Bedenken, und die K. Reg. wird daher angewiefen, ben gedachten Haufir- 
Schein auf Ihren Bezirk auszubehnen, in fofern nicht nody andere, bier unbekannte Be 
denken dem Geſuche des N. im Wege ftehen. 


a, 

Der 8. Reg. erwiebern wir auf den Bericht v. 19. März d. J., daß in Zukunft in 
Betreff des Handels im Umherziehen für die Poſenſchen Juden nicht mehr die ©. v. 
17. April 1797, fondern nur allein die neuere v. 1. Sunt v. J. maßgebend fein Tann, 
Nach derfeiben werben bie mit Naturalifationg : Patenten verfehenen Suden in allen 
Theilen der Monarchie nad) dem Regulativ v. 28. April 1824 zu behandeln, bie übrigen 
jedoch von dem Handel im Umherziehen ganz auszufchließen fein. Die Ausnahmen, 
welche zu Bunften derjenigen ber legtern Klafie, die bisher Haufirhandel betrieben das 
ben, nad) den noch ſchwebenden Verhandlungen etwa zu machen find, bleiben vorbehal 
ten. Der K. Reg. wird jedoch bei diefer Veranlaſſung nachdruͤcklich entpfohlen, bie Aus⸗ 
führung der V. v. 1. Juni pr. Ihrerfeits zu deichleunigen, Indem bie Meinifterien bie 
Annahme von Zwifchenmaßregeln nicht dulden Fönnen. 


Berlin, den 7. Zuni 1834. Der Minifter des Innern für Gewerbe 
Der Finanzminiſter. Maaßen. Angelegenheiten. ©. Brenn. 
An die K. Reg. zu Poſen. 


(Ann. XXI. S. 230.) m 
Ueberwachung des Handelsverkehrs der Juden aus den alten 
Provinzen in Neuvorpommern. 


R. der K. Min. ded Handeld (Gr. Bülow) des Inn. und ber Fin. v. 
31. Juli 1821 an die K. Reg. zu Stralfund. Handelsbetrieb Der altprew 
Bifhen Juden auf den dortigen Sahrmärkten und Meffen. 

Der 8. Reg. wirb auf Ihre Anfrage v. 29. Maid. J., ob den mit dem Staatsbür⸗ 
gerrechte und Gewerbefcheinen zum Hauſirhandel verjehenen Juden aus dem Altpreußis 
fchen, auch im dortigen Bezirk der Handelsbetrieb erlaubt werben könne? hierdurch ers 
öffnet, daß zwar die den Juden der alten Preuß. Provinzen durch das Ed. v. 11. März 
181% beigelegten fiaatebürgerlihen Rechte, zufolge Allerh. Befehle, innerhalb der feit 


4) Der Dep 3 Poſen tft dies nachrichtlich mitgetheilt durch R. de gad, (Ann, 
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entrichten muͤſſen, ald auch das bei dem Eingange zu entrichtende 4 p&t., fo fie mehr 
als die Chriften zu bezahlen ſchuldig, veftituiret werben foll. 


5. 

In denen Mepftädten felbften follen diejenigen Züdifchen Handelsleute, fo dergleichen 
Steipäffe haben, gleiche Befreiung wie auf der Reife, von allen jübifchen zur Zeit in 
troduzirten Abgaben, mithin auch von dem, bei einigem Aufenthalt unterwegs an einem 
aceiebaren Orte, zu den General⸗Accis-Einnahmen zu entrichtenden Nahrungsgelde, ge 
nießen, und inöbefondere namentlich von dem Schutz⸗ und Waagegelde, ‚wie auch von 
ber täglichen Perfonenfteuer befreiet fein, jedoch wie bereits oben $. 2 feftgefegt, nur für 
fi, eine Weibspetfon und einen Knecht oder Bedienten; dagegen bie Übrigen mit ihm 
gekommenen oder auch in feinem Dienfte ftehende Perfonen fowohl auf der Reife bie ge 
wöhnlichen Abgaben, als auch in denen Meßpläsen das übliche Schutzgeld an 2 Zhlr. 
von der Perfon zu entrichten haben. In Anfehung der Polnifchen, Ruſſiſchen, Ungari- 
Then und Tuͤrkiſchen Zuden aber verbleibet es auch bier bei dem, was oben 8. 2 verorb- 
net, daß denenfelben namlich auf jeden Wagen ein Handlungsbebienter und ein Knecht 
aud) in denen Meßſtädten von allen jüdiichen Abgaben frei gelaffen wird. 

6 


Jeder mit einem Freipaß verfehene Zube mag forwohl die auf ben Meſſen zu Leipzig 
und Naumburg, als auch die etwan bei der Retour von der Naumburger Meſſe noch in 
Leipzig außer ber bafigen Mefle eingelauften Waaren beim Ausgange, wie ein dhriftl: 
her Handelömann, mithin ftatt fonftigen 1 pCt. mit 4 p@&t. vergeben. Doc muß er, 
woferne er ſich ſowohl diefer als aller obbefchriebenen Befreiungen wuͤrdig machen will, 
wenigftens Ein Tauſend Thaler Waaren wirklich erkauft und verfendet zu haben, durch 
einen Waagezettel befcheinigen, inmaßen er denn, auf den Kal, daß er den gefegten Eins 
tauf von 1000 Thlr. nicht wirklich gemacht, des auf der Grenze erhaltenen ober fonft 
erſchlichenen Freipaſſes ohngeachtet, nicht allein zur Nachbezahlung aller fchuldigen ji 
diſchen Abgaben angehalten, ſondern nach Befinden nody mit einer Gelbftrafe angeie 
ben, oder wenn er ein Betteljude ift, mit Gefängmiß beftraft werden fol. 


Eine gleihmäßige Beftrafung haben auch diejenigen zu erwarten, welche fich unter 
dem Schuß eines mit einem Freipaß verfehenen Suden verfteden und freimachen, ober 
ihre Waare unter des befreiten Juden feine Waare verbergen und beipaden, und folde 
nur mit 4 p&t. vergeben wollten, allermaßen wie bereitö oben $. 2 bemerfet worben, eis 
nem befreieten Juden auf feinen Paß nicht mehr, als eine Weibsperfon und ein Knecht 
oder Bebienter frei paffiretz daferne auch ein befreieter Zube anderer anwefenben, nur 
ein Eleines Gewerbe treibenden Tuden Waaren für die Seinigen ausgegeben hätte, um 
dadurch fein eigenes Einfaufs-Quantum zu verftärken und andere von ber ordentlichen 
Bergebung zu befreien, fo fol derfelbe ebenfalls nicht allein mit dem Erfag aller fchulbi- 
gen Abgaben, ſondern nach Befinden und befchehener Unterfuchung ber Sache mit einer 
anfehnlichen Gelbftrafe beleget werben, und ſich niemals wieder eines Freipaſſes zu 
getröften haben. 


8 ' 

Damit ein jeber fremde Zube, fo die hiefigen Diefien befuchen will, wiſſe, wie es mit 
naht ger Sreipäfle regulariter gehalten werben joll, fo wird hierdurch bekannt 
gemacht, da 

1) wenn ein Jude ſchon mehrmalen ohne Befreiung die Hierländifchen Meſſen gebauet, 

und einen beträchtlichen Einkauf von etlichen 100 Thalern, befonders an Land: 
Waaren vergeben hat, bemfelben auf fein Anfuchen fofort ein Paß auf die 3 Leip⸗ 
ziger Jahres und auf die Naumburger PetrisPaul-Mteffe ertheilet werben foll; 

2) wenn ein Zube dergleichen nicht beibringen Tann, hingegen von einem oder meh⸗ 

rern anfehnlichen Handeld-Häufern, daß er ihnen ald ein Handels⸗Jude bekannt 
fei, befonbers empfohlen wird, berfelbe ſoll vorerft nur auf eine Meffe einen Paß 
erhalten. 

3) Die Päffe können entweder von den Zuben felbft, ober auch durch derfelben chriſt⸗ 

liche oder jüdifche Korrefpondenten in Zeiten, unmittelbar bei bem rfürſtl. 
. KammersKollegio, auch bei dem Rathe zu Leipzig geſuchet werben, welcher letztere 
fodann eine Konfignation davon an befagtes Kammer-Kollegium einfenden und bas 
egen Päfle zur Aushändigung erhalten wird. Auch follen darneben nochbei Annaͤ⸗ 
Berune jeber Meffe denen Polnifchen, Ruffifchen, Ungarifchen und Zürkifchen Zus 
ben Freipäfle in der zeitherigen Form, auf fammtliche Grenzzölle, durch welde 
gedachte Zuden einzugeben pflegen, entgegen gefenbet werben, welche fie, wenn fie 
zuförderft ihre Namen und die Orte, woher fie gebürtig und woher fie kommen, 
auch welche Route fie nach der Meßſtadt nehmen wollen, angeben, ingleichen beho⸗ 
rige Geſundheitspäſſe produciren, daſelbſt erhalten koͤnnen. 
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werbe; auch wenn Daffelbe bemerken folkte, daß ein ftarker Andrang von Judeß mit 
Geſuchen um die Erlaubni zum vorübergehenden Aufenthalte entftehe, mit weiterer Ers 
theilung ſolcher Erlaubniß Anftand zu nehmen, und über die dann zu ergreifenden Maß⸗ 
regeln zu berichten. 

Wenn biernad) auch zu Befoͤrderung der Bildung und Gewerbſamkeit unter ben Ju⸗ 
den der neuen Provinzen Ausnahmen von ber gefeglichen Strenge zugelaflen werben, fo 
bleiben diefelben doch im Sinne des ©. v. 11. März 1812 fremde Juden, daher 
—J bie fie ohne beſondere Erlaubniß aufnehmen, nach $. 35 deſſelben zu ſtra⸗ 
en find, 

Die am Schluffe erwähnte V. wegen des Wanderns fremder Handwerkögefellen bleibt 
übrigens auf das befondere Verhältnig der jübifhen Handwerksgeſellen aus ben neueh 
Provinzen ohne Einfluß. (Ann. XVI. ©. 059.) 

ZI R. des 8. Min. d. Sun. (o. Meding) v. 10. Jan. 1841 an bi 
K. Reg. zu Magdeburg. 

Auf ben Ber. v. 16. v. M. u. 3. wird die K. Reg. hiermit autoriſirt, ie 
Inden aus ben Landestheilen, in welchen das G. v. 11. März 1812 nit 
wenn fie, um ſich zu irgenb einem nüglichen Berufe auszubilden, ſich vorübergehend in 
einer mit gebachtem Geſetze beteiligten Stabi aufhalten wollen, den Aufenthalt zu Vie 
fem Zweck zu geftatten. (8. M. Bl. 1831. ©. 9, 

4) DR. des Min, des Inn. (Erſte Abthl. v. Meding) v. 27. Dec. 1812 
an die K. Reg. zu Pofen und Potsdam. 

Es find, wie der K. Reg. auf den Ber. v. 5. d. M., den Aufenthalt jüdiſcher Ge 
werbs⸗ und Dandeldstehrlinge aus ber dortigen Provinz in ben alten Provinzen 
fend, unter Wieberbeifügung der Anlagen, erwiedert wird, bereitö mehrere Reg., ſowie 
auch das hiefige Polizei-Präfibium, auf ihren Antrag autorifikt worden, jungen Zube 
aus dem Großherzogthum Pofen, weldye ſich in den Städten der alten Provinzen zu. 
ihrem Lebensberufe befier ausbilden wollen, den Aufenthalt auf gewifle Sabre zu geftat- 
ten, wenn fonft feine polizeiliche Bedenken eintreten, und der Unterhalt des Betheilig⸗ 
ten, fowie die Ruͤckkehr defielben in feine Heimath gefichert ſei. Jedenfalls aber muf 
ich derjehlge, der einen folchen Judenburſchen aufnehmen will, deshalb an den Mast 

at des Orts, und, wenn biefer feine Verwendung verfagt, an die Regierung wenden. 

(B. M. BI. 1842. ©. 414.) 


5) In Betreff des Aufenthaltes jüdifcher Handwerksgeſellen aus den 
neueren Provinzen in den alten, fo wie wegen derfelben im Allgemeine. 
Vergl. Abthl. I. Abſchn. 7. Kap. II. 


11. In Anfehung des Gefindedienftes beftimmen: 


1) R. des K. Min. des Inn. (Exfte Abthl. Köhler) v. 15. Nov. 1816 
an die K. Reg. zu Danzig. Der dem jüdifhen Geſinde aus den neuen 
oder wieder eroberten Provinzen zu geftattende temporaire Aufenthalt. 

Der K. Reg. wird zur Beſcheidung auf ben Ber. v. 23, v. M. eröffnet, daß, wenn 
der Bulaffung der aus einer neuen ober wiebereroberten Provinz gebürtigen Juden, wel 
he in das Berhäftniß von Dienftboten treten, aus polizeilichen Ruͤckſichten nichts ent⸗ 

egen flieht, Ihr Seitens bes unterzeichneten Din. ohne Bedenken überlaffen bleibt, die 
—* Individuen ben temporairen Aufenthalt innerhalb Ihres Verwaltungsbezirks zu ges 
ftatten, indem diefer von der Niederlaffung, womit das Recht des Wohnftges verbunden, 
wohl zu witerfheiden if. (Atın. X. ©. 1086.) 

YR. des K. Min, des Inn. (Erſte Abthl. Köhler) v. 28. Sum 
1838 an bie K. Reg. zu Bromberg. Nichtausſchließung der im Großke: 
zogthum Pofen kemporair ſich aufhaltenden inländifchen Suben vom Be 
findedienfte. 

Der K. Reg. wird in Beſcheidung auf den Ber. v. 15, d. M. eröffnet, daß bie Aut 
ſchließung jüdifcher Dienſtboten anderer inlänbdifcher Provinzen von dem bIo8 temporeis 
ren Aufenthalt ih Großherzogthum Pofen, Wehufs des Geſindedienſtes, eine zweckloſt 
Härte involiren würde. Von diefer Ausſchließung Tann mithin Abftand genommen, je 
boch muB von den Dee: Bebbebeh mit Strenge darüber gewacht werben, baß bie hidt 
zum bleibenden Aufenthalt berechtigten Juden anderer inlaͤndiſcher Provinzen ſich niät 
unter bem Vorwande des Grfindedienftes unvermerkt einniften. 

(Ann. XII. &, 444.) 


, 
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II. Aufenthalt wegen verwandtſchaftlicher Verhältniffe. 
De Min, ded Sinn. (Gr. Arnim) v. 5. Sept. 1842 an die K 

eg. zu 0 

Wenn ſchon ich es billige, daß die K. Reg. dem Einſchleichen von Juden aus der Pro⸗ 
vinz Poſen mit Aufmerkſamkeit vorzubeugen ſucht, fo würde es doch zu weit gehen, 
wenn man ohne Berüdfichtigung der naͤchſten Familienverhältniffe, den Bruder hindern 
wollte, ſich feiner Schwefter anzunehmen, weil diefe, obwohl preuß. Unterthanin, aus 
dem Großherzogthum Pofen gebürtig ift, und wenn ebenfo deshalb die Schwerter gehin- 
dert werden follte, dem Bruder in feinem Gefchäfte und feiner Häuslichkeit Beiftand zu 
leiften. Nur triftige polizeiliche Gründe, aus der Moralität der Betheiligten, oder 
ihrer Unfähigkeit, fich dauernd einen ehrlichen Unterhalt zu verfchaffen, entnommene 
Eönnen in folhemfFalle Veranlafiung geben, auch Kamilienmitglieder von einander zu 
trennen, undfie ihrergeacnfeitigen Hülfe zu berauben. Dergl. Gründe hat nundie K. Reg. 
in Shrem Ber. v. 17. Aug. c. nicht angeführt, ebenfowenig dasjenige beftritten, wo⸗ 
durd) der N. fein Geſuch um fernere Duldung feiner Schwefter unterftügt hat. Die 
K. Reg. wird daher veranlaßt, entiveder der Sohanna N. den ferneren Aufenthalt in: 
B., als einer Fremden, gegen von Zeit zu Zeit zu erneuernde Aufenthaltsfarte, zu ge: 
ftatten, oder die befondern Gründe, welche dem entgegenstehen, noch anzuzeigen. 

(B. M. Bl. 1842. ©. 337.) 


Drittes Kapitel. 


Strafe der verbotenen Aufnahme von Juden aud anderen 
Landestheilen. 


·R. des K. Min. des Inn u. der Pol. (v. Rochow) v. 5. Mat. 1837 


an die K. Reg zu Stankfurt a. d. O. 

Der K. Reg. erwiebere ich auf beh Ber, d. 13. v. Mi, bag ich keine Veranlaffung 
finde, der Anficht, welche das dortige Oberlandesgericht in dem in der fistalifchen Un⸗ 
terfuchung wider den Kaufmann N. zu N. wegen Annahme eines Pofener Juden in fei- 
nem Dienfte, ergangenen Erkenntniſſe ausgeſprochen hat, und nach weldyer die im $. 35 
des ©. v. 14. März 1812 für Aufnahme fremder Juden feftgefegte Strafe bei der 
Aufnahme inländifcher, mit dem Staatsdürgerrechte nicht betheiligter Juden nicht flatt= 
finden Tann, entgegen zu treten. Da indeffen das Ueberziehen von Juden aus einer 
Provinz in eine andere mit verfchiedener —— iM Allgemeinen jedoch ohne beſon⸗ 
dere Strafanordnung verboten ift, fo bleibt der X. Meg. uüͤbeclaſſen, dieſes Worbot durch 
Ihr Amtöblett einzufchärfen und deſſen Nebertretung von Seiten berer, ‚welche dergleis 
chen Zuden ohne Exlaubniß bei fi aufnehmen, mit einer Polizeiftrafe von fünf Thlrn. 
zu verpoͤnen. (Ann. XXI. ©, 468.) 


q1* 


ZAB Weitwerchling bes demporalten Aufenth. d. J. außerh. Ihres Winhuieik' 


werde; auch wenn Daſſelbe bemerken ſollte, daß ein ſtarker AIndrang von Yüubeh mit 
Gefuchen um die Erlaubniß zum vorübergehenden Aufenthalte entfiche, mit weiterer Er 
theilung folcher Erlaubniß Anftand zu nehmen, und über die dann zu ergreifenden Maß⸗ 
regeln zu berichten. 

Wenn hiernach auch zu Befoͤrderung ber Bildung iind Gewerbfamkeit unter ben Ju⸗ 
den der neuen Provinzen Ausnahmen von ber gefeglichen Strenge zugelaflen werben, fo 
bleiben biefelben doch im Sinne des G. v. 11. März 1812 fremde Juden, daher 
— en, die fie ohne beſondere Erlaubniß aufnehmen, nad) $. 35 deſſelben zu ſtra⸗ 
en find. 

Die am Schluffe erwähnte V. wegen bes Wanderns fremder Handwerksgeſellen bleibt 
Übrigens auf das befondere Verhältniß der jüdifchen Handwerkögefellen aus ben neues 
Provinzen ohne Einfluß. (Ann. XVI. ©. 059.) 

3) R. ded 8. Min. d. Inn. (v. Meding) v. 10. Jan. 1841 an bie 
K. Reg. zu Magdeburg. 

Auf den Bet. v. 16, v. M. u. 3, wird die K. Reg. hiermit autorifirt, inlänbifi 
Jaden aus den Tambestheilen, in weldhen das G. v. 11. Mätz 4812 nicht 
wenn fie, um ſich zu irgend einem nüglichen Berufe auszubilden, ſich vorübergehend tn 
einer mit gebachtem Geſetze befheitigten Stadt aufhalten wollen, den Aufenthalt zu die 
fem Zweck zu geflatten. (8. M. Bl. 1831. ©. 9, 

4) DR. des Min, des Inn. (Erſte Abthl. v. Meding) v. 27. Dec. 1812 
an die K. Reg. zu Pofen und Potsdam. | 
Es find; wie der K. Reg; auf den Ber. v. 5. d. M., den Aufenthalt jübiicher Ge 
werbs⸗ und Handeldstehrlinge aus ber dortigen Provinz in ben alten Provinzen betref 
fend, unter Wieberbeifügung der Anlagen, erwiedert wird, bereits mehrere Reg., ſowie 
auch das hieſige Polizei-Präfibium, auf ihren Antrag autorifirt worden, jungen Juden 
aus dem Großherzogthum Pofen, welche ſich in den Städten ber alten Provinzen zu. 
ihrem Lebensberufe befier ausbilden wollen, den Aufenthalt auf gewiffe Sabre zu geftats 
ten, wenn fonft feine polizeiliche Bedenken eintreten, und der Unterhalt des Betheilig: 
ten, fowie die Ruͤckkehr defielben in feine Heimath gefichert ſei. Jedenfalls aber muf 
% berjehlge, der einen folden Judenburſchen aufnehmen will, deshalb an den Magl⸗ 
at des Orts, und, wenn diefer feine Verwendung verfagt, an die Regierung vwoenben. 

(B. M. Bl. 1842. S. 414.) 


5) In Betreff des Aufenthaltes jüdiſche Handwerksgeſellen aus den 
neueren Provinzen in den alten, fo wie wegen derſelben im Allgemeinen. 
Vergl. Abthl. I. Abſchn. 7. Kap. II. 


11. In Anfehung des Gefindedienftes beftimmen: 


1) R. ded K. Min. des Inn. (Erſte Abthl. Köhler) v. 15. Nov. 18% 
an die K. Reg. zu Danzig. Der dem jüdifchen Sende aud den neuen 
oder wieder eroberten Provinzen zu geſtattende temporaire Aufenthalt. 


- Der 8: Res. wird zur Beſcheidung auf den Ber. v. 23. v. M. eröffnet, daß, wenn 
ber Bulaffung der aus einer neuen ober wiebereroberten Provinz gebürtigen Suben, wels 
che in das Berhäftniß von Dienftboten treten, aus polizeilichen Rüdfichten nichts ent⸗ 

egen flieht, Ihr Seitens bes unterzeichneten Din. ohne Bedenken überlaffen bleibt, die 
—* Individuen ben temporairen Aufenthalt innerhalb Ihres Verwaltungsbezirks zu ges 
ftatten, indem biefer von der Niederlaffung, womit das Recht des Wohnfiges verbunden, 
wohl gu writerfäheiden if. (Ann. X. S. 1086.) 

YR. dei K. Min, des Inn. (Erſte Abthl. Köhler) v. 28. Ium 
1828 an bie K. Reg. zu Bromberg. Nichtausfchließung der im Großher⸗ 
zogthum Pofen temporairt ſich aufhaltenden inländifchen Juden vom Br 
findebienfte: 

Der K. Reg. wird in Bejcheidung auf den Wer. v. 15, d. M. eröffnet, daß bie Aut 
ſchließung jüdifcher Dienftdoten anderer Inländifcher Provinzen von dem blos temporais 
ven Aufenthalt iR Großhepzogthum Polen, Wehufs des Gefindedienftes, eine zweckloſt 
Härte involiven würde. Bon diefer Ausfchliefung Tann mithin Abftand genommen, je 
doch Muß von den Orts⸗Behbrden mit Strenge darüber gewacht werben, daß die nicht 
zum bleibenden Aufenthalt derechtigten Juden anderer inländifcher Provinzen fich nicht 
unter dein Vorwande des Gefindedienftes uwermerkt einniften. 

(Ann. XII. &, 444.) 


, 


Ueberwachung des temporairen Aufenth. d. 3. auferh. ihres Wohnſitzes. 419 


II, Aufenthalt wegen verwandtſchaftlicher Verhältniſſe. 

De Min. des Inn. (Gr. Arnim) v. 5. Sept. 1842 an die K 
eg. zu “ 

Wenn fchon ich es billige, daß die K. Reg. dem Einfchleichen von Suben aus der Pro: 
vinz Pofen mit Aufmerkfamkeit vorzubeugen fucht, fo würde es doch zu weit geben, 
wenn man ohne Berudfichtigung der nädiften Familienverhältniffe, ven Bruder hindern 
wollte, fich feiner Schwefter anzunehmen, weil diefe, obwohl preuß. Unterthanin, aus 
dem Großherzogthum Pofen gebürtig ift, und wenn ebenfo deshalb die Schwefter gehin- 
dert werben follte, dem Bruber in feinem Gefchäfte und feiner Häuslichkeit Beiſtand zu 
leiften. Nur triftige polizeiliche Gründe, aus der Moralität der Betheiligten, oder 
ihrer Unfähigkeit, fi) dauernd einen ehrlichen Unterhalt zu verfchaffen, entnommene 
können in folchemfXalle Veranlafiung geben, auch Tamilienmitglieder von einander zu 
trennen, undfie ihrergeaenfeitigen Hülfe zu berauben. Dergl. Grunde hat nundie K. Reg. 
in Shrem Ber. v. 17, Aug. c. nicht angeführt, ebenfowenig dasjenige beftritten, wos 
durd) der N. fein Geſuch um fernere Duldung feiner Schwefter unterftüst hat. Die 
K. Reg. wird daher veranlaßt, entiveder der Johanna N. den ferneren Aufenthalt in 
B., als einer Fremden, gegen von Zeit zu Beit zu erneuernde Aufenthaltsfarte, zu ges 
flatten, oder die befondern Gründe, welche dem entgegenstehen, noch anzuzeigen. 

(B. M. Bl. 1842, ©. 337.) 


Drittes Kapitel. 


Strafe der verbotenen Aufnahme von Juden aud anderen 
Landestheilen. 


R. des K. Min. des Inn u. der Pol. (v. Rochow) v. 5. Mai. 1837 


an die K. Reg zu Frankfurt a. d. O. 

Der K. Reg. erwiebere ich auf ben Ber. d. 13. v. Mi, daß ich keine Veranlaffung 
finde, der Anficht, welche das dortige Oberlandeögericht in dem in ber fistalifchen Un⸗ 
terfuchung wider den Kaufmann N. zu N. wegen Annahme eines Pofener Juden in ſei⸗ 
nem Dienſte, ergangenen Erkenntniſſe ausgeſprochen hat, und nach welcher die im $. 35 
des ©. dv. 11. März 1812 für Aufnahme fremder Juden fefigefeste Strafe bei der 
Aufnahme inländifcher, mit dem Staatsbürgerrechte nicht betheiligter Juden nicht ſtatt⸗ 
finden Tann, entgegen zu treten. Da indeffen das Weberziehen von Juden aus einer 
Provinz in eine andere mit verfchiedener Geſetzgebung im — ‚jedoch ohne beſon⸗ 
dere Strafanordnung verboten ilt, fo bleibt der K. Meg. uͤbcclaſſen, dieſes Vorbot durch 
Ihr Amtöblatt einzufchärfen und deffen Usbertretung von Seiten derer, welche bergleis 
hen Juden ohne Erlaubniß bei fi aufnehmen, mit einer Nolizeiftrafe von fünf Thlrn. 
zu verpoͤnen. (Ann. XXI. ©. 468.) 


ar 


Vierte Abtheilung. 
Die Berhältniffe der ausländifchen Juden zum Preußifchen Staate. 


Erfter Abfchnitt. 


Ermwerbung des Preußiſchen Staatsbürgerrechtes Seitens 
ausländiſcher Juden. 


Erſtes Kapitel. 
In den alten Provinzen. 
Für die alten Provinzen beſtimmt hierüber 
1) dad Ed. v. 11. März 1812 in den $$. 31-33 wie folgt. 
$. 31. 

Fremden Juden ift es nicht erlaubt, in den hiefigen Staaten ſich nieberzulaffen, fo 

lange fie nicht das Preuß. Staatöbürgerrecht erworben haben. 
$. 82. 

Zur Erwerbung biefes Bürgerrechts Eönnen fie nur auf den Antrag der Regierung der 
Provinz, in welder die Niederlaffung erfolgen fol, mit Genehmigung Unſeres Mini 
fterii des Inn. gelangen, 

Ä $. 33. 
Sie genießen aldbann mit den Einländern gleiche Rechte und Freiheiten. 


2) R. des K. Min. des Inn. (Erfte Abthl. Köhler) v. 15. Juli 1817 
an die K. Reg. zu Stettin. Bedingungen der Naturalifation. 


Auslänbifihe Zuden koͤnnen nur durch Naturalifation das Staats Buͤrgerreqht 
erwerben. - 

Diefe Naturalifation wird ertheilt, wenn ein befonderes oͤffentliches Intereſſe, & 
gründe fich ſolches auf ein beträchtliches einzubringendes Bermögen, auf befonders näk 
liche Gewerbebetreibung, auf anderweitige nuͤtzliche Gefchicklichkeiten oder auf vorzuͤgliche 
Geiftesbildung, dafür obwaltet, daß man ein beftimmtes Individuum für ben Staet 
gewinne. 

Eine Veranlaffung diefer Art ift aber Hinfichts des frangöfiichen Juden Samſor 
Levy aus Neumeiler, über beffen Gefuch um Ertheilung des Preuß. Staatsbuͤrgerrechti 
bie K. Reg. zu Stettin unterm 7. d. M. anderweit berichtet hat, bis jegt durchau 
nicht angegeben, und nachgewieſen, und derfelbe daher bis auf Weiteres unbebenklid 
zurüdgewiefen 2. (Ann. 1.9.3. ©. 83.) 
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zu betreiben, ihrer Freiheit hierunter kein Zwang angethan werden Tann, Eben fo 
wenig find dergleichen Juden in Anfehung der Verheirathung zu befhränten. 

Kenn fich der N. Ft. nun aber in dem Kalle befindet, weder in der einen, noch in an: 
derer Rückſicht mehr als andere Einwohner jenes Landedtheiles einer Beſchränkung uns 
terworfen werben zu können, fo bleibt nur übrig, die Zuläßigkeit feiner Verheirathung 
mit einer Ausländerin zu unterfuchen. 

Das Verbot der Verflattung auslänbifcher Suden, im Einlande ein Unterfommen als 
Dienftboten zu ſuchen, ift auf diefen ganz verfchiedenattigen Fall auch nicht einmal ana: 
logifch anzuwenden. Ein befondereö Verbot ber Verheirathung einländijcher Juden mit 
Ausländerinnen eriftiret nit. Ein ſolches würde auch offenbar eine nicht motivirte 
Härte involviren. Unter bie Kathegorie ber für jest noch unferfagten Einwanderung 
ausländifcher Juden Laffen die Faͤlle, wo jüdiihe Unterthanen eheliche Verbindungen 
mit Xusländerinnen einzugchen beabfichtigen, ſich nicht füglic) bringen. Das unter 
zeichnete Minijterium hätt alfo dafür, daß dergleichen Verbindungen in allen Fällen zu 
verftatten find, wo nicht befondere Gründe, welche in den perfönlichen Verhältniſſen ber 
zur Heirath ausgewählten Ausländerinnen beruhen, entgegenftehen. Grünbe dieſer Art 
hat bie 8. Reg. in Betreff der Berheirathung des N. N. mit der XR. N. aus Kurheffen 
nicht zur Anzeige gemacht, und Sie wird daher hiermit veranlaßt, dieſe Werheirathung 
zuzugeben. (Ann. IX. ©. 164.) 

2) Extrakt aus dem R. d. K. Min. ded Inn. (Erfte Abth. Köhler) o 
28. Okt. 1825 an die K. Reg. zu Pofen. 

Die Nichtzulaffung der Verheirathung einheimifcher Juden mit auslänpifchen Zübin 
nen, welche der Vorfchrift bes GeneralsSuben-Reglements dv. 17. April 1797 im $. it 
rücfichtlich des Vermögens⸗Nachweiſes genügt haben, ift gefehlih gar nicht zu begrün: 
den !). Die allgemeine Beflimmung, nach welcher ausländifchen Juden für jest in de 
Regel die Nieberlaffung im Großherzogthume Poſen nicht erlaubt werden barf, Bann auf 
Fälle der befchriebenen Art felbftredend Teine Anwendung finden, da fich jene Beſtin 
mung augenfcheinlich darauf nicht bezieht, und ber K. Reg. fteht es burchaus niemals 
zu, über das Geſetz felbit hinauszugehen. (Ann. IX. &. 1054.) 


3) R. ded 8. Din. des Inn. und der P. (v. Brenn) v. 30. Der. 1830 
an das K. Ober-Prafidium zu Pofen. 

Ew. ꝛc. erwiebere ich auf Ihren Ber. v. 16. d. M., daß fo eben über die Feſtſtellung 
der bürgerlichen Verhältniffe der Juden in den neuen und wiedererworbenen Provinze 
verhandelt wird, und es daher nicht an der Zeit if, jest Bieferhalb irgend neue Beim 
mungen zu erlaffen. 

Was nun die auf Anlaß des abfchriftlich mitgetheilten Ber. der K. Reg. zu Broms 
berg v. 23. Nov. c. das bei der Verheirathung inländifcher Juden mit ausländifcen 
Züdinnen zu beobachtende Verfahren betreffend, von Ew. 2c. vorgetragenen Zweifel an 
langt, fo bin ich 

ad 1. mit Ihnen barin einverftanden, daß über die Art, wie der nach dem General⸗ 
Suben:Reglement v. 17. April 1797 erforderliche Nachweis, daß die auglän: 
difche Zübinn ihrem zukünftigen Shegatten ein Heirathsgut von 500 Kthlr. zuge 
bracht, zu führen fei, keine beftimmten Vorfchriften ertheilt werben können, fon: 
dern es nur ber pflichtmäßigen Beurtheilung ber Landesbehörben überlaffen wer: 
ven Fonne, in welcher Art fie den Beweis verlangen, und als geführt annehmen 
wollen; ' 

ad 2. muß allerdings, da das ©. v. 17, April 1797 im NegsDiftrikt nicht publigist 
worben, bis auf weitere Beflimmung nad) dem General⸗Juden Privilegio v. 
17. April 1750 verfahren werben; 

ad 3. aber bleibt e& der Regierung überlaffen, zu arbitriren, welche Summe bes nad» 
zuweifenden Vermögens als dem Geſetz entfprechend zu betrachten fei, und wir 
nichts Dagegen erinnert werben Fönnen, wenn fie die im G. v. 17. April 179 
feftgefegte, ald Norm annimmt. (Ann, XIV, 6, 786.) 


Die Beſtimmung der vorfichenden Verfügung war nicht gefeßlich bafıkt, 
Die Gen. Suden-Regl. v. 17. April 1750 und 17. April 1797, auf welche 
bier zurüdgegangen wird, find theild durch das Ed. v. 11. März 181%, 


— — — — — — — 


1) Daß auf bie Beſtimmung dieſes laͤngſt aufgehobenen Geſetes nicht e 
nommen werben Kanne, ift dargethan Abth. — 9— I PA * Bezug 9 
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Lehrburſchen, noch zu Gewerks⸗ oder Hausdienſten angenommen werden. Es 


erſtrecket 
ſich jedoch dieſes nicht auf diejenigen vergeleiteten Juden, welche ſich zur Zeit der Publ: 


kation bes gegenwaͤrtigen Edikts bereits in Unſern Staaten befinden, 


‘ 3 0 
Diejenigen einländiſchen Juden, welche gegen dieſe Vorſchrift ($. 34) handeln, verfals 
Ien in 300 Rtbir. Strafe, oder im Kalle des Unvermögens, biefe zu erlegen, in eine, ben 
wegen ber Verwandlung ber Strafen vorhandenen allgemeinen Vorfchriften angemeſſene 
@efängnißftrafe, und der fremde Jude muß über bie Gränge gefhafft werben. 


Auslaͤndiſchen Suben ift der Eintritt in das Land zur Durchreife oder zum Betrieb 
erlaubter Handelögefchäfte geftattet. Weber das von benfelben und gegen biefelben zu 
beobachtende Verfahren, follen die PolizeisBehörden mit einer befonderen Inſtruktion 
verfehen werben. 


8. 37. " 
Wegen des Verbots wieder das Haufiren überhaupt, hat es bei ben Polizeis@efehen 
auch in Abficht der Juden fein Bewenden. 


$. 38. 
In Königsberg in Preußen, in Breslau und Frankfurt an ber Ober dürfen fremte 
Auden, fo lange bie Meßzeit bauert, mit ‚Genehmigung ber Obrigkeit, ſich auf: 


halten. . 
2. Infte. des Staatötanzlerd v. Hardenberg v. 25. Juni 1812 an 


faͤmmtl. Reg. 

In dem 6. 36 des Ed. v. 11. März d. 3. ꝛc. iſt noch eine befondere Inſtruktion für 
die Polizei:Behörben über das gegen die ind Land kommenden ausländifchen Zuben zu 
beobachtende Verfahren vorbehalten worben. In Bezug darauf wirb zuvörderſt in Er: 
innerung gebracht, baß die Abficht des Edikt dahin geht, dag, nach Erfüllung der in den 
55. 3. und 4. deſſelben vorgefchriebenen Bedingungen, nicht blos die im 8. 4. bezeichne: 
ten jüdifhen Glaubensgenoſſen und deren Familien, die mit Generalprivilegien, Ratu: 
ralifationspatenten, Schugbriefen und Konzeffionen verfehen find, für Einländer um 
din Staatöbürger angenommen werden follen, fondern daß fich diefes aud er⸗ 

edet auf fämmtliche —8 Glaubensgenoſſen beiderlei Geſchlechts, die, ohne den 
Beſitz einer beſondern obrigkeitlichen Erlaubniß dazu, zu der Zeit der Publikation dei 
Geſetzes ſich im Lande befunden und an dem Orte ihres Aufenthalts als Lehrer, Ge 
lehrte, Künftler, Studenten, Handlungs: und Gewerbegehülfen, durdy Hands 
und Hausdienftleiftungen, oder durch andere Erwerbzweige ſich redlich erhalten haben. 
Es find daher nach der Vorſchrift des 8. 34. des Edikts, nur diejenigen im Lande be 
findlichen jüdifhen Glaubensgenoſſen ald Ausländer zu behandeln und fortzufchaffen, 
welche fi) in das Land einſchleichen, und ohne einen eigenen Erwerbzweig nur durd 
öffentliche und Privatunterftügung ſich erhalten haben. 

i In Be der Fünftig in die Preußifchen Staaten kommenden ausländifchen Glaus 
ensgenoflen, i 
4) zwifchen foldhen auslänbifchen Suden, die blos ald Reifende das Land betreten, 
und foldyen, die im Lande Geſchäfte treiben wollen, zu unterfcheiden. Was die Er: 
fteren betrifft, fo find dielelben im Allgemeinen genau eben fo, wie alle andere frem: 
den in oder durch das Land Neifenden zu behandeln, uud wirb hierüber bag Nahere 
in dem bevorſtehenden beſonderen Paßreglement beſtimmt werben. Big dahin iſt 
von allen betreffenden Behörden mit Sorgfalt darauf zu halten: 

a. daß kein ausländifcher Zude ohne einen befondern unverbächtigen Reiſepaß feiner 
Ortsobrigkeit, welcher die Beichreibung feiner Perfon, bie Benennung des Orts 
feines bisherigen Aufenthalts, die Angabe feines Standes und Gewerbes, und 
den Zweck und das Ziel feiner Reiſe enthalten muß, ins Land gelaffen werde, 
und daß befonders Vagabonden und Bettler jüdifcher Religion, felbft dann, 
wenn fie mit einem ſolchen Paffe verfehen find, jedoch einen nothwendigen und 
zuläffigen Reiſezweck und eine erlaubte Beihäftigung in hiefigen Landen nicht 
nachweiſen koͤnnen, ſchlechterdings nicht über die Gränze gelaffen werben, ferner 

b. daß bei dem Zufammenreifen mehrerer Perfonen, jede einzeln, in fofern fie nit 
zu ber Dame ee der war ae een alenben gehört, und dieſes durch 

en Reifepa elben zweifelfrei nachgewiejen ift, einen befonde 1 
F Art mit ſich IR An ’ ? fr vn Reiſepaß bie 

c. daß der fremde jüdifche Heifende von der erften einländifchen Poli e 
deren Sig er berührt, zu feiner weiteren Reife im Lande An Das fi . ae 
laſſe, der gleichfalls die Befchreibung feiner Perfon, die Reiferoute und den Ort 
ber Beftimmung enthalten, und von den Polizeiobrigkeiten unterweges gehörig 
pifirt werden muß, 
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abenbed baares Gelb aufiweifen, oder eines einlaͤndiſchen Schutzjuden von deſſen Obrig⸗ 
t beglaubigtes Atteſt, daß derſelbe ſolchen fremden Juden als Domeſtiquen zu ſeinem 
Dienfte verſchrieben habe, produeiren koͤnnen. 


9) Einen dergl. zu Fuß an einem Gränzort ankommenden Juden, wenn er gedachter⸗ 
maßen zum Einpaffiren qualificirt befunden wird, muß vom Graͤnz⸗Zoll⸗Amte ein Atteft 
ober Pas, in welchem 

die Stadt oder Ort, wohin er reifen will, und 

die Zeit feines Aufenthalte im Lande . 
zu bemerken ift, gegeben, und derſelbe zugleich zu feiner weitern und völligen Abfertigung 
an die, an dem Drte des Gränz=- Boll: Amts oder fonft zunächft demſelden vorhandene 
einlaͤndiſche Obrigkeit, mit der ausdrüdlichen Bedeutung hingewiefen werben, daß ber 
Paß des Zoll⸗ Amts allein zur fichern Kortfegung feiner Reife in bas Land nicht hinreice, 
fondern er dazu auch ein Atteft ber erwähnten Obrigkeit haben müſſe, oder fonft des 
Zoll⸗Paſſes ungeachtet gegen ihn, mit Gefängniß und Strafe, ſohald man feiner hab: 
haft werde, verfahren werben würbe. Diefer vorläufige Einlaffung&:Paß des Zoll⸗Amts 
fol gegen 2 Ggr. Schreibgebähr, ohne Stempel, ertheilt werben. 


4) Wenn ein ſolcher Zube vom Graͤnz⸗Zoll⸗Amte feine Abfertigung jum weiten Ein: 
paffiren ins Land erhalten, und vorgedachtermaßen an bie naͤchſte einländifche Obrigkeit 
verwiefen worden, fo muß biefe gleichfalls von feiner Qualifilation zum weitern Gin 
gange ind Land, nad den 8. 2 beftimmten Erforderniſſen fich üb en, und ihm hier: 
auf ein Atteft darüber unter öffentlichem Amtsſiegel ertheilen, in welchem zugleich 

a) fein Wohnungs⸗Ort, 

b) die Stadt, wohin im Lande er seien wi, 

c) feine Anzeige im Allgemeinen von dem vorhabenden Gefhäft oder dem Zweck fols 


er Reife, 

d) die längſte Zeit, welche ex im Lande ſich aufzuhalten gedente, 

e) einige Befcreibung feiner Perfon, nach ber ungefährfihen Größe und dem Ans 
fehen nach zu fhäsenden Alter, der Farbe des Bartes und der Hagre, audy der 
noch fonft etwa in die Augen fallenden Geſichts⸗Zeichen, 

auszubrücten ift. Mit folhem Atte aber muß bie Obrigkeit denſelben nicht aufkakten, 
fondern möglichft geſchwinde abfestigen, auch dafür außer dem Stempelbogen von 4 Bar. 
nichts mehr ald 2 Ggr. Schreibgebühren nehmen, und ihn babei belehren, baß eg hiefet 
Atteft nebft dem Paß des Gränz-Zoll-Amts bis zu feiner Rückkehr außerhalb Landes 
wohl aufzuheben habe, indem er an allen Orten im Lande, welche er burchreifen oder wo 
er fih aufhalten würde, fetbiges werde vorzeigen müflen, und wenn er dieſes nicht zu 
thun vermöchte, al ein zum Betteln oder aus andern unerlaubten Abfichten eingeſchü⸗ 
chener Vagabonde angefehen, geftraft und Über die Gränze gebracht werben würbe, 


Ueberbem ift dergl. Juden von der ihm das Qualiflfations-Atteft ertheilenben Obrig: 
keit zu belehren, daß er die öffentlihen Straßen nad) ber angegebenen Stadt halten, 
und überhaupt weder betteln, nod in Städten, wo Juden wohnen, ſich von benfelben 
Almofen ober freien Unterhalt und die Mittel zu feinem weitern Fortkommen reichen 
laffen, auch wenn er über bie in feinem Qualifikations-Atteſt beflimmte Zeit, wegen 
Krankheit ober anderer unvermelblicher Hinderniſſe, fi im Lande aufzuhalten gezwuns 
gen fein follte, ſolches ber Obrigkeit, wo er ſich befindet, glaubhaft nachweifen, und amf 
eine gewiſſe zu verlängernde Zeit feines Aufenthalts im Lande, ein Atteft, welches jedoch 
wenn die Hinderung der Fortreiſe in andern Urſachen, als in einer wirklichen Krankheit 
befteht, ohne vorherige Anfrage bei der Krieges und Domainentammer ober Sammer 
Deputation der Provinz, wo ber Jude ſich aufhält, von Feiner Obrigkeit ertbeilt wer 
den muß, ſich geben laffen oder zu gewarten haben foll, daß, wenn er auf Neben: uns 
folhen Wegen, bie nicht zu der von ihm angegebenen im Atteft benannten Stadt führen, 
ober auch über die darin beflimmte Zeit fidy im Lande betreten laſſen folte, er als bed 
Bettelns oder anderer unerlaubter Handlungen und Abfichten verdächtig, zum Gefäng: 
niß gebracht, zur Unterfuchung gezogen, und wenn aud) fonft nichts auf ihn zu bringen 
ift, er dennoch fofort blos um deswillen, weil er fid auf Abwegen betreffen Laffen, ober 
über die im Atteft benannte Zeit fid) im Lande aufgehalten, über die Gränze geſchafft, 
wenn er aber auf Betteln, freier Belöftigung und weiterer Kortbringung von feinen 
Slaubensgenoflen, Kontrebande, oder Haufiren ſich befinden läßt, mit Zuchthaus: ober 
Feftungsftrafe belegt werben wird. 


5) Wenn ein fremder Zube mit eigenem oder gebungenem Fuhrwerke auf der @ränze 
einpaffirt und mehrere Juden bei fid hat, fo ift derfelbe zu befragen, ob bie übrigen 
ihm zugehörenz ober ob er dad Fuhrwerk mit ihnen gemeinfchaftlid gemiethet habe? 
und ift er dabei zu verwarnen, daß, wenn er die Wahrheit hinterhalten Tollte, und er 
die übrigen Juden blos in der Abfiht aufgenommen, um ihnen den Sintritt ins Land 
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follen und bie Strafe mindern Eönnen, dem Magiftrat des Orts und in Unfern Refibens 

zien dem Polizeidirektorio zur Unterfuchung feiner Qualifitation und weitern gefeslichen 

Verfügung zu melden gehalten, fondern auch den Sudengemeinden überhaupt nicht er: 

laubt fein, fremde arme Juden herkommen zu laffen oder anzunehmen, und in ihren 

a aen ober durch gemeine Beiträge auf lange oder kurze Zeit zu verpflegen. 
amit au ' 

10) Unſere Lande von denen bisher eingefchlichenen fremden Vettel: und andern uns 
qualizirten Juden, welche theild von einzelnen Schutzjuden, theils in ihren gemeinen 
Anftalten gehegt und unterhalten werben, gereinigt werden, fo jollen die Zuben=Xelteften 
ober Vorfteher jeden Orts, dergleichen bei ihrer Gemeinde befindliche Juden binnen 4 
Wochen dem Magiftrate angeben, und muß der Kommiffarius loci ſolche vom Magiſtrat 
ihm zuzufendende Anzeigen an bie Kriegs= und Domainen= Kammer einfchicken, dieſe 
aber die Weafchaffung folcher Zuden, ohne Verzug, bewerkitelligen lafien, zu welchem 
Ende audy die Aelteften und Vorſteher überall, befonders aber in Unfern Nefidenzien 
und andern großen Städten, wo ſtarke Judengemeinden find, befugt und fchulbig fein 
follen, von jedem Schugjuden, gegen welchen fie Verdacht haben, daß er einen Bettel⸗ 
juben unter dem Namen eines Domeftiquen begt, darüber nach ihren Religionsgebräus 
chen den Eid zu fordern, welchen die Obrigkeit auf ihr bloßes Verlangen, ohne Geftats 
tung einiger Einwendung und Prozeſſes, von dergleichen verbächtigen Schugjuben und 
deſſen angeblihem Domeftiquen abnehmen kann und foll. 

11) Wenn zu Fuße reifende, mit einem vorfhriftsmäßigen Atteft nicht verfehene 
fremde Juden eingezogen werden, follen diefelben, fie mögen auf Betteln betroffen fein 
ober nicht, das erftemal mit 14tägigem Gefängniß bei Wafler und Brodt beftraft und 
biernädhft mit der Verwarnung, daß fie das zweitemal zum Zuchthauſe auf 6 Monate 
mit dem fogenannten Willlommen und Abfchiede, das drittemal aber auf Lebenslang in 
bie Karre gebracht werden follen, aus dem Lande gewiefen, auch bei wiederholten Ein 
ſchleichungen diefe Strafe an ihnen vollzogen werben. 

Wir befehlen demnach zc. 

(N. —— I. ©. 3084. Nr. 32. de 1780. — Rabe Bd, 1. Abth. 6. 
©. . 


2). R. des K. Min. d. J. u. d. P. (v. Roch ow) v. 10.08. 1839 an 
ſaͤmmtl. K. Reg. und das K. Pol. Präf. zu Berlin. Ertheilung diesſeiti⸗ 
ger Paͤſſe für ausländifche Juden in den diesfeitigen Staaten. 


— — Da übrigens die Erfahrung gelehrt hat, daß vorzugsweiſe ausländifche Han: 
delsjuben bemüht find, ſich Preuß. Päſſe zu verfchaffen, und, wenn ihnen ſolche einmal zu 
Theil geworben, deren Erneuerung ober Prolongation unter den verfchiedenartigften 
Vorwänden zu erlangen, um das Land nad) allen Richtungen burchftreifen zu können, 
fo wird hinſichtlich ihrer beſonders feſtgeſetzt, daß eine Prolongation ihrer abgelaufenen 
Paͤſſe, oder die Ausſtellung neuer diesſeitiger Paͤſſe, oder Geleitſcheine in deren Stelle, 
nur unter ganz beſondern Umſtaͤnden und mit ausdrücklicher Bewilligung der K. Reg., 
in deren Bezirk fie fi aufhalten, erfolgen darf. In Stelle angeblich verlorener Paͤſſe 
dürfen nur Päffe zur Rüdkehr in die Heimath mit vorbezeichneter Reiſeroute ausgeftellt 
werben. 

Dagegen werben bie K. Reg. ber öftlichen Provinzen, deren Bezirke an das Ausland 

ränzen, für den Fall, daß nach ihrem Ermeffen die den ausländifchen Juden von ihren 
Beimathlichen Behörden ertheilten Paͤſſe eine geringere Gewähr als dieöfeitige Eingangs: 
paͤſſe darbieten follten, autorifirt, die zur Ausftellung von Eingangspäffen in den Gräny 
Treifen beauftragten Behörden zur Ertheilung folder Päfle an ausländifche Juden 
generell zu ermäcdhtigen, und fie zu biefem Behufe mit der erforderlichen, an mich abs 
ſchriftlich einzureichenden Inſtr. zu verfehen. 

Bon ber Prolongation oder Erneuerung folcher Päſſe im Innern des Landes gilt 
aber daffelbe, was uber die Unzuläffigkeit der Prolongation oder Erneuerung ber den 
ausländifchen Juden ertheilten heimathlichen Päfle angeordnet worden ift. 

(Ann. XXIII. ©, 179.) 


3) C. R. ded K. Min. des 3. und der P. (v. Shudmann), v. %. 
März 1823, an ſämmtl. K. Reg. (mit Ausfchluß der weftphälifchen und 
theinifchen). Neifepäfle und Geleitfcheine der fremden Juden 1), 


— — 








1) Das Publ, der Reg. zu Marienwerber v. 30. Mai 1823 (X. VII, 349. —2. 
72.) wieberholt (zum Theil wörtlich) die Beftimmungen diefes R. - 
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Polen, wenn fie nach den Prov. Preußen und Poſen kommen; auch iſt die Zuruͤckwei⸗ 
fung derſelben nach dem Erloͤſchen der Gültigkeit des Geleitſcheines nicht allein genügen, 
fontern es tft auch ſtrenge darauf zu ſehen, daß die betr. Juden, wenn fie ſich Länger als 
30 Tage aufhalten, einen neuen Geleitsfchein loͤſen. 

Die K. Reg. wirb daher zu einer Berichtigung der gedachten Befanntmachung bier 
mit angewiefen, unb Ihr zugleich vine Abf ci der in der fraglichen Angelegenheit unter 
dem 16. Nov. 1823 an die Reg. in den vorgenannten Prov. erlaffenen Verf, zur Nach⸗ 
richt und Beachtung der darin enthaltenen Beftimmungen mitgetheilt. 

(Ann. K. 801 —8. 129.) 


6) R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Brenn), v. 16. Sept. 1831, 
an die K. Reg. zu Gumbinnen. Bewilligung von Jahrespaſſen für die 
mit Gemerbeiiheinen auf Ein Jahr verfehenen polnifchen Juden. 


Wenn glei nach dem R. v. 16. März 1823 Päſſe an polnifche Juden in der Regel 
nur auf die Dauer von vier Wochen ausgegeben werben follen, fo finde ich doch Fein Bes 
denken, das Verfahren ber K. Reg. zu Königsberg, wonach diefelbe, denjenigen polnis 
fhen Juden, welchen Gewerbefcheine zum Handel im Umherziehen auf ein ganzes Jahr 
bewilligt worden, auch Sahrespäffe ertheilt, zu genehmigen, und bie K. Reg. zu einem 
gleichmäßigen Verfahren gu autorifiven; denn bie Bewilligung des Gewerbeſcheins fegt, 
wenn dabei orbnungsmäßig verfahren wird, eine vorangegangene nähere Prüfung der 
Perfönlichkeit des Inhabers, und namentl, auch die Feſtſtellung feiner Unverbächtigkeit 
in polizeil. Beziehung voraus, und es würde in der That nidht nur eine Inkonſequ 
fondern audy eine unbillige Härte fein, wenn man auch diejenigen Perfonen, welde 
befugt erklärt find, ihr Gewerbe innerhalb bes biesfeitigen Staats ein ganzes Jahr 
lang im Umberziehen zu betreiben, und welche dafür die gefegliche Steuer erlegt haben, 
zwingen wollte, alle vier Wochen einen neuen Paß zu löfen, zumal ber Zweck ber fott: 
gefesten polizeilichen Kontrolle eben fo gut durch die, in den Jahrespaß aufzunehmende 
Beftimmung, daß derfelbe, wenn er gültig bleiben folle, alle vier Wochen zur Gratis 
Viſirung präfentirt werben müffe, erreicht werden Tann, auch die Kontrolle wegen rich⸗ 
tiger Erlegung bes Judengeleits davon unabhängig if. (Ann. XV, 584—3, 15.) 


7) R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Brenn), v. 22. Nov. 1833, 
an die K. Reg. zu Königsberg in Pr. Maaßregeln gegen das Einfchlets 
chen polnifcher Juden. 


Auf den Ber. v. 19. v. M., die Maaßregeln gegen das Einſchleichen polnifcher Juden 
in die dortige Prov. betr, wirb der K. Reg. zuvörderſt bemerklich gemacht, daß bie 
Nothwendigkeit, dem Inhaber eines Kaiferl. ruffifchen Gouvernements-Paffes den Eins 

ang in bie biesfeitigen Staaten zu geftatten, Feineöweges unbedingt zugegeben werben 
ann, ber Einlaß vielmehr nur bann durch den Befis eines ſolchen Paſſes begründet 
wirz wenn bei Ertheilung deſſelben Alles beobachtet iſt, was diesſeits erfordert 
wird. 

Der 5. 44 der Gen. Paß-Inſtr. v. 12. Juli 1817 beſagt ausdrücklich, daß Perſonen, 
bie keine Reifepäffe hätten erhalten follen, auch wenn fie damit verfehen find, nicht in 
das Land gelaffen, und refp. im Innern geduldet werben follen, und verweifet dabei 
auf $. 16, nad) welchem Perfonen, die fidy über einen erlaubten Reiſezweck nicht gehörig 
ausmeifen Eönnen, oder von benen überhaupt zu beforgen ift, daß fie dem Publiko Läftig 
werben möchten, keine Päſſe zu ertheilen find. Auch nad 8. 7 der gedachten Inſtr. 
{ft der Ausweis über den Reiſezweck erforderlich, und daß ein Ausweis über die Reife 
mittel, wenn beren Befis zweifelhaft erfcheint, verlangt werben Tann, folgt aus dem 
6. 16. Ob diefer Fall vorhanden, kann nur durch nähere Prüfung von Seiten der erften 
biesfeitigen Behörde ermittelt werben, und ſchon dies begründet die nach allgemeinen 
Srunbfägen überhaupt gar nicht zu bezweifelnde Befugnig und Verpflichtung der Gräny 
Polizeibehoͤrden zu einer diesfälligen Prüfung. 

Hinfihtlic der fremden Juden ift aber die Verpflichtung der Polizeibehörben noch 
durch die Eirk, Verf. v. 24. März 1823 befonders ausgeſprochen, und es macht dabei 
- keinen Unterfchieb, ob bie Juden mit Päſſen bereits verfehen find, oder dergleichen erft 
verlangen. Außerdem wird den polnifchen Juden, welche ihrer Zudividualität nach zu 
den eine befondere polizeiliche Kontrolle erfordernden Judividuen gehören, nach $. 6 ber 

aß: Inftr., in der Regel eine beftimmte Reiferoute vorzufchreiben, auch fiberbaupt auf 

usführung der, wegen Ertheilung der Paͤſſe an polnifche Juden in der Cirk. Verf. 
v. 24. März 1823 gegebenen Vorjchriften und auf Befolgung des Cirk. v. 15. Oft. 
1824 zur Verhütung des Einfchleichens fremder Juden ftrenge zu halten fein, zu wels 
ihem Behuf ber K. Reg.auf ihre befondere Anfragen wegen des bei dem Eingange pols 





‘ 
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Was nun die von der K. Reg. befonbers in Frage geftellte Beglaubigung der ben 
Ruſſiſchen Souvernementö-Päffen beigefügten Ueberſetzung betrifft, welcher übrigens die 
Berf. v. 22. Nov. v. 3. mehr nur beiläufig erwähnt, jo Tann darauf, wenn fonft alles 
‚in Ordnung ift, und über die Bulaffung kein Zweifel obwaltet, um fo weniger ein beſon⸗ 
deres Gewicht gelegt werben, als die deutſche Neberfegung immer mit dem Paſſe verbun: 
den ift, und darin fchon eine Art von Beglaubigung liegt, mithin eine befonbere Beglaus 
bigung ber Treue beffelben, Seitens des Ruffiichen Gouvernements oder bes biefleitigen 
GeneralsKonfuls in Warfchau, nicht viel mehr ald eine leer Körmlichkeit fein würde. 
Deswegen finde ich auch gegen die den Lanbräthen von ber K. Reg. ertheilte Anweifung 
im Wefentlichen zwar nichts zu erinnern, ich kann es indeſſen nicht billigen, baß bei dem 
Mangel einer befonderen Beglaubigung ber deutſchen Ueberfegung die Paßinhaber in als 
len Källen zur Löfung eines diefleitigen Paſſes verpflichtet werden follen, muß vielmehr 
in diefer Beziehung die K. Reg. auf die Ihr deshalb unterm 16. Rov. 1832 gemachte 
Eröffnung verweifen. 

Zugleich aber finde ich mich veranlaßt, der K. Reg. bei Ausftellung der Gewerbſchei 
für Ausländer, namentlich für polnifhe Juden, eine größere Vorſicht und Autm 
keit zu empfehlen, als bisher beobachtet zu fein fcheint, indem die K. Reg. eines Theild 
bie erhobenen Klagen durch unvorfichtige Bewilligung der Gewerbfcheine ſelbſt herbeige 
führt bat, andern Theils aber felbft anführt, dag von den betreffenden Unterbehörben 
oft ſolche Juden, ohne binlängliche Legitimation, auf den Grund abgelaufener Gewerk 
ſcheine zugelaflen worden feien. (Ann. XVIII. ©. 156.) 

19) R. des K. Min. des Inn. und der Pol. (Köhler), v. 29. Din 
1838, an die K. Reg. zu Sumbinnen. Paßverfahren gegen Polnifche Juden 

Der K. Reg. wird auf den Bericht v. 13. d. M. eröffnet, wie nit mit Gicherkeit 
darauf zu rechnen ift, daß durch eine Kommunikation im diplomatifchen Wege eine voll 
ftändigere Bezeichnung ber Inhaber der von dem Kaiferl. Ruffifhen Gouvernement zu 
Warfhau zu Reifen nad) den dieffeitigen Staaten ausgefertigten Päffen zu veranlaſſen 
fein werde. Es erfcheint vielmehr angemeffener und zwedimäßiger, wenn die K. Reg. 
dengenigen Polnifchen Juden, deren Paͤſſe, wie ber von Ihr in Abſchrift eingereichte, 
den nothwendigen Erforderniffen polizeificher Legitimations⸗Dokumente nicht entfpre 
hen, den Eintritt in die diefjeitigen Staaten nicht geftattet, vielmehr die Anorbnung 
trifft, daß fie an dew Grenze zurüdgewiefen werden. (Ann. XXII. 180—1. 169.) 

11) Auf Grund vorftehender Beſtimmungen find eine große Zahl Pu: 
blitanda Seitens einzelner Regierungen erlaſſen, fo 

a) Seitend der Reg. zu Sumbinnen die Publ. v. 14. San. 1817, 
(Am.1.9.1 6. 128), v. 18. San. 1819, (Ann. II. S. 187), 28. Zuli 
1821, (Ann. V. &. 667), 28. Febr. 1823, (Ann. VII. S. 111). 

b) Seitend der Reg. zu Pofen die Cirk. Verf. v. 13. Sept. 1836, 


14. März 1834 und 11. Dez. 1835. (Ann. XX. ©. 670.) 


B. Strafen gegen audländifche, unlegitimirt im Lande 
vagirende Juden. 


1) R. des K. Pol. Min. (im Auftrage v. Kamp) v. 5. Jan. 1819 an 
die K. Reg. in Dppeln. Behandlung der im Lande zwar gebornen, jedoch 
mit dem Staatöbürgerrechte nicht verfebenen eingelieferten Juden. 

Der K. Reg. wird auf Ihre Anfrage v. 11. Nov. v. 3., wegen Behandlung ber im 
Lande zwar gebornen, jebody mit dem Staatsbürgerrechte nicht verfehenen, eingeliefer 
ten Juden hierdurch im Einverftänbniß mit dem K. Min. des Inn. eröffnet, daß in ker 
nem Fall der Zurüdtritt folder über die Grenze gebrachten Juden eine förmliche Auf 
nahme derfelben als Staatsbürger herbeiführen Tann. 

Es ift dagegen unbedenklich, ihnen Paͤſſe in das Ausland zu ertheilen, in welchen auß 
druͤcklich bemerkt fein muß, daß fie lediglicdy wegen bes, nicht zur gehörigen Zeit nach⸗ 

eſuchten Staatsbürgerrechts nicht gebuldet würden, und die K. Reg. darf vergleichen 

uden nur nach dem angränzenden Polen inftrabiren, wo beren Xufnahme nichts im 
Wege ftehen wird. 

Auf die aber dennoch zurüdtehrenden und fich als Landftreicher herumtreibenben Ju: 
den find alsdann auch die gegen Vagabonden vorgefchriebenen Maßregeln unnachſicht⸗ 
lich anzuwenden. (Ann. III. ©. 128.) , 

2) R. der K. Min. ded Inn. und der Fin. (. Shudmann. v. Mot 
v. 30. Oft. 1827 an die Königl. Reg. zu Sumbinnen. Strafverfahren ge 


gen bie im ande aufgegriffenen polniſchen Juden. 
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bes Fa Ki R. Auwendung finden kann; anbernsheild aber! auch nicht einmal für 
zwe g. 

Das unterzeichnete Miniſterium ſindet ſich daher nicht veranlaßt, von dem Inhalte 
bes R. v. 29. Dec. v. J. (Anl. a.) abzugehen. 

Die Anfrage: 

ob bie vagirenden Individuen fernerhin von der auf den abermaligen Uebertritt bet 

Grenze gelegten Strafe verwarnt werben follen? 
wird dahin beantwortet, daß die Ergreifung dieſer polizeilichen Maßregel in fpeziellen 
Fallen von der ausübenben Behörde erwogen werden muß. Im Allgemeinen wird ba: 
bei allerdings nicht zu ängſtlich zu verfahren fein, da, wenn aud) einmal ein Unſchuldi⸗ 
eben tan werben möchte, Daraus doch für denfelben Fein weſentlicher Nachtheil 
entftehen Tann. 

Vebrigens wird die K. Reg. aufmerkſam barauf gemacht, daß in ber juriftifchen Zen 

» minologie die Begriffe eines Bagabunden und Landftreichers nicht ganz gleichlautend 

find, da ein Vagabunde derjenige heißt, der Bein Domizil hat, nun aber Jemand, der 
ein ſolches hat, fidy der Landftreicherei ſchuldig machen, und umgekehrt, ein Menſch 
ohne Domizil ein ganz unfträflicher und nüglicher Menfc fein kann. 


a. 
Das Min. des Inn. und der Pol, Tann, wie der K. Res. auf den Bericht v. 29. DE. 
d. 3. hiermit erwiebert wird, die in beglaubigter Abfchrift eirigereichte Entſcheidung des 
Kriminal⸗Senats des Oberlandesgerihts zu Inſterburg v. 8. Aug. d. 3. (Ant. b.) in 
der Unterſuchung wider den polnifchen Juden R. nicht anders, als den Beftehenden Ge 
fegen entiprechend, halten, da dieſer Jude Kein Landſtreicher, d. h. ein Menſch ohne fe: 
fien Wo nf, fondern in Philipowo anfäflig tft, und Kein eigentliche® Verbrechen be 
gangen hat. 
Die Beforgniß der K. Reg., daB bei allgemeiner Anwendung der in jenem Erkennt 
_ niffe angenommenen Grundfäge dad Land mit fremden Juden werde überſchwemmt 
werben, tft nicht genugfam begründet, um den Antrag der K. Reg. zu rechtfertigen, da 
der Zurück⸗Zransport der fchon einmal verwieſenen Zuben, in Verbindung mit der auf 
bie GeleitfheinsKontravention folgenden Strafe, fihon empfindlich genug fein dürfte. 


Berlin, den 29. December 1834. 
Minifterium des Innern und ber Polizei. 
An Köhler, 
bie K. Reg. zu Gumbinnen, 


b. 
Sn der UnterfuchungssSache wider den Juden N. 
Erkennt der unterzeichnete Senat auf bas von demſelben eingewandte Rechtsmittel 
j ge weiteren Vertheidigung für Recht, 
a 
da zwar Denunziat wegen der Geleitſchein⸗Kontravention den Geſetzen gemäß, na 
mentlich $. 242 Tit. 20 Thl. H. bes A. L. R. vom Richter exfter Inftanz beſtraft 
worden tft, auch den Befiger von Waaren, bie vorläufige Freiſprechung non ber 
Haufir-Kontravention zechtfertigt, dagegen aber, wegen Uebertritts in bie Preuß 
hen Staaten, bie beim früheren Fransport über bie Grenze ihm angebrohtt 
Strafe nit Plag greifen kann, weil Denunziat bamals nicht wegen Werbrecen, 
fondern nur wegen mangelnder Legitimation über. die Grenze gefchafft wurbe, e 
auch, ba es verheirathet ift und in Philippowo fein Domizil hat, nicht als Landfireis 
her beftvaft werden fann (Conf, 8. 22, Zit. 2 Thl. LE der A. ©. O., 8. 4, $. 19. 
‚Bit. 20. Thl. IE des A. 2%. R. R. v. 6. Dez. 1822, Jahrb. Sb. 20. ©. 207-299, 
98 am 1. d. M. publizicte Erkenntniß des Königl. Lands und St t8 zu Gum 
binnen, bahin refpektive zu beftätigen und abzuändern: abtgerichts 
daß der Jude N. 
a) wegen Haufir-Kontravention vorläufig freizufprechens 
b) wegen Geleitfchein.Kontravention außer der Nachpahlung des SeTeitfchein.&tem 
pels von 2 Thir. 15 Sgr. mit 10 Thlen., im Unvermögensfalle mit vierzehntägh 
' gem —— Ei belrafens in bie dieſ 
ce) wegen wieberholten Gintritts in bie bieffeitigen Staaten von Strafe zu entbinben) 
bemfelben auch die Koften biefer Inftanz zur Laſt zu legem, res 
Bon Rechts Wegen. 
Urkundlich und foram probante ausgeferti 
Sniterburg den 8, Aug. 1834. (L.S. 
Senat bes Koͤnigl. Dberlanbesgerichts für Strafſachen. 
onalies. 


(Ann, XIX, ©, 803.) 
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der entlebigen koͤnnen, daher bemfelben ber fernere Aufenthalt daſelbſt zu geftatten iſt. 
Dabingegen ift fein bei ihm ald Knecht wohnenber Bruder, bei welchem diefelben Rüd: 
fihten nicht eintreten, aus den bieffeitigen Landen fort und in fein Vaterland zurüdn: 
weiſen; wie denn überhaupt auch der einftweilige Aufenthalt fremder Juden als Dienfs 
boten, woburd nur das allmählige Einfchleichen verfelben befördert wird, nicht geftattet 
werden darf. Es find daher fammtliche OrtssPolizei: Behörden hiernady mit Inſtruk⸗ 
tion zu verfehen, und hat die K. Reg. fonft bemgemäß das Weitere zu veranlaffen. 
(Ann. XIV, Nr. 54.) 

B. Beſtrafung der Fontravenirenden Herrfchaften. 

Für die alten Provinzen beflimmen hierüber 

1) der $. 34 ded Ed. v. 11. März 1842, Vergl. denfelben oben. 

2) NR. des 8. Min. ded Inn. (Köhler) v. 2. Aug. 1825 an die K.Rı 
zu Gumbinnen. Beftrafung der von Chriſten gefhehenden Aufnahme frem 
der Juden in ihren Dienft. 

Der K. Reg. wird in Belcheidung auf den Bericht v. 22. Zuni c. eröffnet, wie es um 
fo unbebenklicher ift, daß Sie Sich wegen ber von Chriſten gefchehenden Aufnahme frem⸗ 
der Zuben in Dienft nad dem R. des ehemaligen Departements der StaatösEin 
kuͤnfte v. 1. April 1813 (Anl. sub a. und b.) achten kann, und danach achten muß, als 
diefes Refkript, wie auch darin ausbrüdlich bemerkt worden, im Einverftändniß mit dem 


derzeitigen Departement für die allgemeine Polizei, als der kompetenten Ober: Behörde 


in Juden⸗Angelegenheiten, erlaffen ift. 


a. 

Aus Anlaß des Berichts ber Abgaben:Deputation vom 19. Zan. diefes Jahres, be— 
treffend das nachtheilige Einwanbern fremder Juden in bie bieffeitigen Staaten haben 
"wir mit dem Departement für die allgemeine Polizei und mit dem Zuftiz-Minifterium 
über die Frage kommunizirt: 

ob die Beftimmung des $. 34 des Gefeges v. 11. März vorigen Jahres, die bürgerli: 

chen Verhältniffe der Juden im Preußiſchen Staate betr., nach welcher Fein inländi 

ſcher Jude einen fremden Juden in Dienft nehmen darf, auch für Chriften verbindende 

Kraft habe, und in Kontraventionssfällen deren Strafbarkeit begrünbe, ober ob es in 

dieſer Rüdficht einer Deklaration biefes Gefeges bebürfe. 

Beide Behörden haben ſich für die Bejahung biefer Frage und eine Deklaration dei 
Geſetzes für unnöthig erklärt. Was befonders das Zuftiz-Minifterium dieferhalb geant 
wortet hat, wird der Deputation aus der abichriftlichen Anlage (lit. b.) das Mehrere 
zu erfehen geben, um Sid) im vorkommenden Falle darnach zu achten. 

Berlin den 1. April 1813. 
Section des Departements der Staats⸗Einkuͤnfte ıc. für direkte und indirekte Abgaben, 
Ladenberg, 


An 
die Regierungss:Abgaben-Deputation zu Neiße, und ab: 
ſchriftlich zur Nachricht an fämmtliche — Reg. 


Eine Koͤnigl. Hochloͤbliche Sektion des Departements der Staats⸗Einkuͤnfte für bie 
bireften und indirekten Abgaben wuͤnſcht nad) dem unterm 2. d. M. an mich abgelafle 
nen geehrten Schreiben, meine Meinung darüber zu vernehmen: 

ob bie Beftimmung des $. 34. ded Ed, v. 11. März v. 3., bie bürgerlichen Verhaͤlt 

niffe der Juden im Preußifchen Staate betr., nach welcher Feine fremden Juden in 

Dienft genommen werden follen, auch für Ghriften verbindliche Kraft habe, und in 

KontraventionssFällen deren Strafbarkeit begründen, ober ob es in biefer Ruͤcſicht 

einer Deklaration des Geſetzes bedürfen möchte? 

Ich ermangele nicht, darauf in ergebenfter Antwort zu erwiebern, wie es nicht un 
wahrſcheinlich iſt, daß bei der Redaktion des angezogenen Ebilts in dem Falle, daß ein 
Ehriſt fremde Juden zu Gewerbds oder Haus-Dienften annehmen möchte, nicht gebadt 
worben, weil ein folder Fall wegen der bedeutenden Hinderniſſe, welche bie Verſchi⸗ 
denheit ber Religion und der damit in Verbindung flehenden Lebensweife in den We 
legt, gewiß zu den höchft feltenen gehört, und vielleicht ohne Beifpiel ift. 

Daraus folgt aber nicht, daß es den Ghriften erlaubt fei, in ſolche Werbindung mit 
fremden Juden fich einzulaffen, denn wenn glei im $. 35 nur verordnet ift, daß dieje 
nigen inländifchen Juden, welche dem Werbote des $. 34 zuwider handeln, mit einer 
Geldftrafe von 300 Thlr. oder verhättnigmäßiger Gefängnißftrafe belegt werben ſollen 
ſo ift doch im $. 34 der Gas ganz allgemein ausgedruͤckt: 

„Fremde Zuben als foldye dürfen weder sc, als Lehrburfchen, noch zu Gewerbs⸗ und 
rQausbienften angenommen werben,’ 
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fragliche Verbot zu republiziren, und die ermangelnde Strafbeſtimmung von Polizei 
wegen zu treffen. (Ann. XII. ©, 734.) 


6) Vergl. auch bie Kap. I. sub’ III. B. gegebenen Beitimmungen. 


IL 


Temporaiter Aufenthalt auständifcher jüdifher Handel 
leute. 

4) In Anfehung des Handelsbetriebes Ausländiſcher Juden in den che 
mals Königlich Sähfifchen Territorien vergl. 

a) daß Mandat’ v. 16. Ang. 1746 Abthl. H. Abſchn. V. &. 340, und 
Abthl. IH. Abſchn. I. Kay. L sub III. ©. 411. 

b) C. R. dr K. Min. d. J. (v. Shudmann)u. d. 5. (v. Mo) v. 
20. Nov. 1829 an die K. Reg. zu Merfeburg, Erfurt, Potsdam, Frankfurt 
und Liegnitz. Belych der Märkte im Herzogihum Sachſen von Geiten 
ausländifcher Zuden. - 

Der Herzogl. Anhalt: Kötheniche Steuer-Direltor bat fi) darüber befchwert, daß bie 
König. Regierung den .Köthenfchen Juden auf ben Grund des Mandats v. 16. Auguf 
1746 den. freien Matkt:Berkehr auf den Märkten des Herzogthums Sachfen nicht ge 
ftatten wolle, und Gat!untee Beziehung auf den Traktat v. 17. Zuli v. 3. 8. 11. um 
Remedur gebeten. 

Da es nun bei Abfchluß diefes Traktats die Abſicht nemefen ift, ben gegenfeitigen un 
terthanen in Hinficht des Verkehrs eine gleiche Berechtigung zu gewähren: fo muͤſſen 
die Anhalt:Köthenfchen Zuden in dieſer Hinficht den imländifchen gleich geachtet werden, 
welchen des Königs Majeftät aufden Zahrmärkten bes Herzogthums Sachfen freien 
Verfehr zu hewilligen geruht haten 

Hierntich möge die K. Reg. das Weitere verfügen, und ben oben angegebenen Grund⸗ 
fag überhaupt in Hinficht auf die Juden aus denjenigen Nachbarftaaten anmenden, mit 

Ichen ähnliche Ann diefer Hinficht mit dem Traktate v. 17. Juli v. 3, übereinftimmende 
Verträge abgeſchloſſen worden find: (Ann. XIII. ©. 919.) 

BRückſichtlich per alten Provinzen bemerkt das N. des K. Min. des 
Ina. (0. Bülow,v, Schuckmann) ud. F. (v. Klewiß) v. 20. Juni 
1822.0n die K. Reg. zu Liegnitz, die Niederlaffungen und den Handels betrieb 
der Juden befr. 


Der K. Reg. wirt anf Shre Anfrage v. 10. März d. 3. erwiedert, daß, wenn ber 

Aufenthalt eines Ausländerd, welcher innerhafb Landes rohe oder halb rohe Zabrikate 

einfauft, und bei einländifchen Profefjioniften für Stüdlohn- weiter zurichten läßt, bloß 

voruͤbergehend. ift, und. die gun. Waaren ausichließlich zur Ausfuhr beftimmt find, weber 

de ewiemung bes. Buͤrgerrechts noͤthig iſt, noch eine Gewerbſteuer⸗Entrichtung ſtatt 
Lo. 

Was die Poſenſchen Suden betrifft: fo kann denfelben bei noch ermangelndem Gtaats 
bürgegrecht die. Niederlaſſung innerhalb der alten Provinzen zwar zur Zeit noch nidt 
gehattek, dagegen ber ohne Härte nicht verfagt werden, mas nicht allein Ausländern 

berhaupt, fondern fogar ausländifchen Juden erlaubt ift, namlich in ben Fabrikſtädten 
ber alten Provinzen rohe Zuche zu kaufen, um folche, es fei in diefem Zuftande, oder 
aber, nachdem fie für des Einkäufers Rechnung zugerichtet worden, nad) dem Großher⸗ 
zogthum Pofen auszuführen, Dergleichen jüdifhe Einwohner find zu weiter nichts ver: 
bunden, als an ihrem Wohnort, oder da, wo fie ſich mit dem Verkauf befchäftigen, die 
Gewerbfteuer vom Handel zu erlegen. (Ann. VI. ©. 388.) 

3) Rüdfichtlich des Großherzogthumd Poſen daB Publ. ver K. Reg. in 
Gumbinnen. Verfahren gegen diejenigen fremden Juden, welche rohe 
Produkte oder fonflige Erzeugniſſe des Auslandes in die biefige Provinz 
bringen, 

Durch die nach dem 16. Amtsbl. Nr, 71.0. 2. April d. 3. auf Flachs, Hanf ıc. be: 
willigte Abgabenfreiheit bei ber Einbringung vom Auslande in diefe Provinz vermehrt 


ſich hier dee Handel der polnifchen und ruffifhen Juden mit den genannten Gegenftän- 
den feit kurzer Zeit ſehr. 


Es ift daher nothwendig, in polizeilicher Hinficht dieſerhalb folgende Beftimmungen 
feftzufeßen: 
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unterm 10, v. M. erflatteten Berichts, daß eine Umgehung des Geſetzes v. 11. März 
1812 darin Liege, wenn fi) Juden, welche keine flaatsbürgerlichen Rechte befigen, in der 
Eigenſchaft als Fremde hierjelbft aufhalten, von Beit zu Zeit ihre Aufenthaltskarte er: 
neuern, und auf ſolche Weife fich faktiſch fortdauernd hier befinden, ohne die Abfict, 
fi in den Preuß. Staaten niederzulaffen, ausbrücdtich zu erklären. 

Es ift aber ein ganz anderer Fall, wenn gerade das Gegentheil: nämlich fich nicht in 
den preußifchen Staaten niederzulaffen, erklärt wird, und lediglich die Abſicht vorhanden 
ift, fie eine beftimmte Zeit den Aufenthalt zu einem Zweck bier zu nehmen. 

In ſolchen Fällen wird ber fremde Jude allen andern Fremden gleich geachtet, und es 
dürfte wohl namentlich Hinſichts der biefigen Univerfität nicht der mindefte Grund vor 
handen fein, einem fremden Juden den Aufenthalt während der Zeit ber Univerfitäte 
Studien zu verfagen. 

In dem vorliegenden Kalle ift bei ber erfolgten Erklärung: daß auf die Naturalife- 
tion gar Fein Antrag gerichtet werben folle, eine Umgehung des Gefeges um fo weniger 
denkbar, als felbft die Gewinnung ber Naturalifation für den NN. nicht mit Schwis 
rigkeiten verbunden fein würbe. 

Die Polizeis Behörde kann übrigens Leinen andern Maapftab zur Beſchraͤnkung der 
a Zeit des Aufenthalts eines ſolchen Individui haben, als den Zwed dei 

ufenthalts. 

Es ift auch Teinesweges die Abficht, das früher beftimmte Verfahren, wonach fremben 
Juden zwar ber Aufenthalt hierfelbft, jedoch auf eine beftimmte von ihnen felbft anzu 
gebenbe Zeit, welcher nöthigen Falls von der Polizei-Behdrbe die gehörigen Schranten 
zu fesen find, geftattet werden ſoll, aufzuheben; vielmehr fol daffelbe ganz auf den vors 
liegenden Ball angewendet werden, 

Sn die Lehre konnte der NN. den NN. allerdings nicht nehmen, und hätte bei ber 
Anzeige des erfteren, daß der NR, fich bei ihm in der Lehre befinde, fofern bie Erlaubniß 
ber Behörden bazu nicht ertheilt worden, gegen den AR. nach der Vorfchrift des $. 36 
des Ed, v. 11. März 1812 verfahren werben follen. 

Db dergleichen junge Zuben fich hier ber Ausbildung ober aber wegen heimlichen Hans 
dels aufhalten, laͤßt Re ſehr leicht kontrolliren, und ift ihnen allenfalls bei der Erlaubniß 
eines beftimmten Aufenthalts, Seitens der Polizei-Behörde, zu eröffnen, daß, fofern 
irgend eine eigene Geſchaͤfts⸗Betreibung flatt finden möchte, fogleich die Erlaubniß zum 
Aufenthalt aufgehoben werben würde, welches legtere inzwifchen unter allen Umftänden 
auch ohne eine foldhe Eröffnung gefchehen kann. 

Rach diefen Srundfägen wird es bei der Gewährung des Aufenthalts des NR. auf 
die beſtimmte Zeit von Einem Jahre verbleiben muͤſſen; wenn jedoch das Faktum voll 
ſtändig konſtatirt wird, daß der NN. den NN. ohne vorherige Anzeige und ausdruͤck 
liche oder ſtillſchweigende Genehmigung der Behoͤrde in die Lehre genommen; ſo iſt die 
Vorſchrift des $. 35 des Ed. v. 11. März 1812 in Anwendung zu bringen, und auf den 
nachträglich gemachten Antrag nicht weiter einzugeben. (Ann. III. ©. 421.) 


2) Aufenthaltausländifcher Juden zur Erlernung und Aus— 
übung von Handwerken und fonftigen nüßlihen Berufsarten. 

a) Mefol. des K. Min. des Inn, (Erfte Abthl. Köhler) an den Tiſchler 
meifter AN. zu NN. Verbot der Annahme junger aubländifcher Zuden 
zu £ehrlingen. 

Auf den in ber Eingabe v. 25. v. M. enthaltenen Antrag des Zifchlermeifterse NR., 
ben dortigen Tifchlern zu geftatten, junge Suden aus bem Xuslande als Lehrlinge auf 
nehmen zu bürfen, Tann nicht eingegangen, Supplifant vielmehr nur auf die einge 
reichte, anbei zurüderfolgende Refolution der K. Reg. zu Gumbinnen v. 24, San. d. J., 


welche, ald den Beftimmungen bes Ed, v. 11. März 1812 8. 34. völlig entfprechend 
beftätigt wird, zurückgewiefen werden. (Ann. XIV, Str, 55.) 


b) R. defjelben Min. v. 25. San. 1832 an die K. Reg. zu Minden. 

Nach den beitehenden allgemeinen Grundfägen, wie ſolche audy im Ed. v. 11. Maͤrz 
1812 9. 34. ausgefprochen worden, dürfen, wie der König. Reg. auf Ihre Anfrage 
v. 16. d. M, erwiebert wird, fremde Juden auch als Lehrburfchen nicht angenommen 
werben. 

Die K. Reg. möge daher, wenn auch befagtes Edikt dort nicht gilt, Sich danach 
achten, da die fragliche Stelle wenigftens als allgemeine Vorſchrift für die Abminiftras 
tionss Behörden zu betrachten iſt. (Ann. XVI, ©. 210.) 

c) R. ded Min. d. Ian, (Erfte Abthl. Meding) v. 8. April 1842 an bie 
K. Reg. zu Erfurt. 


In Berückſichtigung der in dem Ber, v. 11. v. M. auseinandergefesten Umſtände 
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Aus ben in Ihrem Ber, v. 4. v. M. angeführten Gründen, will Ich, nach Ihrem 
Antrage, beftimmen: daß in Zukunft den jüdifchen Handwerksgeſellen aus ben beutihen 
Bundesſtaaten geftattet fein fol, bei inländifchen Meiftern als Gefcllen zu arbeiten, fos 
fern in ihrer Heimath den jübifhen Handwerkägefellen aus dem Preuß. Staate gleihe 
Befugniffe zugeflanden werden. Ueber diefe Reziprozität haben fie die Beſcheinig 
ihrer heimathlichen Behörde beizubringen. In Beyjehun auf ihre Legitimation i 
lediglich nach den wegen der auswärtigen Handwerkoͤgeſellen beftehenden allgemeinm 
Vorfchriften zu verfahren. Damit Übrigens mit diefer Erlaubniß ein Mißbrauch ge 
trieben und bdiefelbe nicht heimlicher Weite zu einer Nieberlaffung in ben dieſſeitigen 
Ctoaten, ober gu einem Aufenthalt auf unbeflimmte Zeit benugt werde, haben ie, der 
Min. des J., vorzuforgen, daß die Konzeffion auf beſtimmte zeit, etwa auf 2 bis 3 Jahre, 
auögeftellt werbe. (G. ©. 1838. ©. 508. X. XXL, 171. — 1. 161.) 


‘cc) C. R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Roch ow) v. 28. Dec. 1838 


an ſämmtl. K. Reg. ſowie an das K. PYolizeipräſ. zu Berlin. 

In der A. K. O. v. 14. Okt. d. J., mittelſt welcher den jüdiſchen Handwerksgeſellen 
aus deutſchen Bundesſtaaten geſtattet worden iſt, bei inlaͤndiſchen Meiſtern als Gefelle 
zu arbeiten, haben Seine Maj. der König mir die Pflicht aufgelegt, vorzuſorgen, daj 
mit diefer Erlaubniß fein Mißbrauch getrieben, ſolche nicht zur heimlichen Niederlaffung 
in ben bieffeitigen Staaten ober zu einem Aufenthalte auf unbeftimmte Zeit benugt, und 
deshalb die Konzeſſion auf beſtimmte Zeit, etwa auf zwei bis drei Jahre, ausgeſtell 
werbe. 

Um zum der A. Abficht zu entfprechen, verorbne ich hiermit Folgendes; 

1) Wenn ein jüdiſcher Handwerksgeſell aus einem der Bundesftaaten, mit der gehü 
rigen Legitimation, infonderheit auch wegen der in feiner Heimath gegen preuß. jüdilde 
Handwaerksgeſellen ftattfinbenhen Reppirozität, verfehen, in eine dev preuß. Prov. ein⸗ 

ewankert ift, fo hat die Polizeibehoͤrde desjenigen Ortes, in welchem berfelbe zuef 

eit findet, ihre, wenn fonft, nach den allgemeinen Grundſähen wegen bed Einwar 

derns fremder Handwerksgeſellen, fein Bedenken ftattfindet, die Arbeit im Orte zunädl 
auf ſechs Wochen gu geftatten. 

Gleichzeitig aber hat biefelbe an bie vorgefehte Reg. zu berichten, derſelben bie Legitis 
mation eingureichen, die Zeit, zu weldyer der Geſell zuerit im Inlande in Arbeit getreten 
ift, anzuzeigen, und auf Ausftellung ber Konzeflion anzutmgen. Sollte vor Ablauf 
obiger 6 Wochen, und ehe die Konzefjion eingegangen ift, ber Gefell den erften Arbeits⸗ 
ort verlaffen, fo kann er auf Vorzeigung eines Atteftes der erſten Ortsobrigkeit für die 
noch nicht abgelaufene Zeit auch an einem anderen Orte no) angenommen werben. 

2) Die Reg. ftellt fogleich nady Eingang der Anzeige bie Konzeffion auf zwei Jahr, 
von Anfange der Arbeit im Inlande gerechnet, aus, jebod unter Hinzufuͤgung her Be 
dingung, daß folche auch vor Ablauf der gedachten Zeit erlofchen fein, und der Geſell in 
a Bateriand zurüdigewiefen werben folle, wenn er durch fein Betragen bazu Bern: 

affung. gebe. 

3) Diefe auf einem Stempelbogen von 15 Sgr., Übrigens aber fportelfrei, auszufer 
tigende Konzelfton ift ber Orts: Pol. Behörde zur Aushaͤndigung an den Betheiligtm u 
überfenben, welche gegen Entrichtung bes Stempelbetrages, fonft aber unentgelblich, zu 
bewirken und im Paſſe zu vermerken ift. Hat der Gefell nach $. 1. den erften Arbeitsort 
immitelft verlaffen, fo liegt ihm ob, ber Obrigkeit deflelben anzuzeigen, wo er wie 
Arbeit gefunden, damit der Polizeibehörde befjelben die Kanzeflton zur Aushändigung 
überfandt- werben könne. 

4) Bei jeder Ortsveränberung, fo wie beim Wechfeln bes Meifters, hat derſelbe ſich 
bei ber Polizeibehörbe zu melben, und berfelben die Konzeffion zu probuziren, damit auf 
der Rückſeite derfelben bemerkt werbe, wie lange und bei welchen Meiftern er im Ort 
gearbeitet habe, ob diefe mit feiner Aufführung ſowohl, als mit feiner Brauchbarteit zu 
teieben gpoeien find, und ob er fonft zu polizeilichen Rügen Veranlaffung gegeben M 
oder nicht, 

5) Die Kongeffion, welche nach beifolgendem Schema auszuftellen, ift für alle Regio 
rungsbezirke gultig. 

Wenn die darin bezeichnete Zeit abgelaufen iſt, To hat die Polizeibehörbe, wenn be 
Geſell ferner im Lande zu arbeiten beahfichtigt, unter Einreichung derſelben und mit 
Beifuͤgung eines Zeugniffes über die Aufführung im jegigen Aufenthaltsorte, ber vorge 
— Bezirks⸗Regierung bie Verlängerung der Konzeſſion auf das dritte Jahr anheim 
zuftellen. 

Ergiebt fih aus den auf der Konzeſſion befindlichen Zeugniffen, daß ber Handwerks 
gefell ſich gut aufgeführt und ald einen brauchbaren Arbeiter bewährt bat, fo ik di 
Berlängerung, zu beren Bemerkung am Fuße der Konzeffion Plag zu laſſen ift, vor da 
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die Aufnahme in ben Preuß. Unterthanene Verband, ober aber das Staatsbürgerrecht 
nachzufuchen, bevor fie, um die Approbation als praktiſche Aerzte oder Wundaͤrzte zu 
erlangen, ſich den Staatsprüfungen unterwerfen, weil fie außerdem durch die Approba: 
tion zur Paris in den Königl. Staaten keinesweges befugt werben. 

(Ann VI. &. 902.) 

4) Zulaſſung ausländifcher jüdiſcher Schullehrer. | 

a) R. des K. Min d. Inn. (Erſte Abthl. Köhler) v. 1. Okt. 1824 an 
die K. Reg. zu Erfurt. 

Da, wie ber K. Reg. in Beicheidung auf den Bericht v. 6. v. M. eröffnet wird, aus 
ländiichen Juden die Xufnahme in bie Preuß. Staaten ald Schullehrer eben fo Ki? 
als in einer anderen Eigenſchaft zugeftanden werden Tann, fo wird die K. Reg. wohl 
thun, zu ben Seitens der K. Dein. ber Geiftl. 2c. Ang. unterm 15. Zuni e. verorbneten 
Prüfungen überall nur ſolche Juden zuzulaffen, welche zum bleibenden Aufenthalte im 
Lande an und für ſich berechtigt find. (Ann. VIII. ©, 1101.) 

b) R. deffelben K. Min. v. 10. Mai 1825 an die K. Reg. zu Erfurt. 

Der K. Reg. wird auf den Bericht v. 23. v. M. 

betreffend die Zulaffung fremder Juden zu Schullehrerftellen, 
der desfalls, in Gemeinfhaft mit dem K. Min. der Geiftl. ꝛc. Ang., an die Reg. zu 
Bromberg aa Befcheib v. 26, März ec, bierneben abfchriftlich mitgetheilt, um Sid 
nach deſſen Inhalt gleichmäßig zu achten. 

Daß bergleihen Juden neben dem Scullehrer-Gefchäfte weder Handel, noch fonft ein 
bürgerliche Gewerbe treiben dürfen, verfteht fich übrigens von felbft, und entipridt 
dies auch der Abficht des unterzeichneten Minifterli bei dem Erlaffe bes beregten 
Beſcheides 2. (Ann. IX. ©, 394.) 


IV. 
Aufenthalt ausländifcher Juden im Lande zum Zweck bei 
Befuhesvon Badeorten. 


R. deffelben K. Din. v. 30. Oft. 1829 an die K. Reg. zu Bredlau. 
Verfahren gegen fremde zum Befuche inländifcher Bäder in's Land kom 
menden Juden. 

Gegen folche frembe Juden, weldye ohne die gehörigen Unterhaltungsmittel zum Be 
fuche der inländifchen Bäder über die Sränze kommen, koͤnnen, wieder K. Reg. auf den 
Bericht v. 14. d. M. zu vernehmen gegeben wird, Leine weiteren Maßregeln ergriffen 
werden, als gegen auslänbifche Chriften unter gieichen Verhältniffen. Hiernach bleibt 
der K. Reg. das Weitere zu verfügen anheimgeftellt. 

(Ann. XIII. 9.4. Nr. 52.) 


Dritter Cvbſchnitt. 


Abgaben ruffifh:polnifher Juden in den Provinzen Preußen 
und Poſen. 


Der Juden Geleitzoll, welcher ald ein Weberreft ded Mittelalters 
auch in Preußen längft abgefchafft worden 1, hatte nur, als Retorfion‘ 
Maßregel gegen Rußland, in den öftlichen Provinzen fortbeflanden. und alt 
leßterer Staat durch eine V. v. 26. Nov. 1822 denfelben für eine forts 
dauernde Abgabe erklärt, wurde diefelbe durch die K. O. v. Li. Sept. 
1823 für die Provinzen Preußen und Pofen von Neuem regulirt. 


Die hierüber ergangenen V. beflimmen: 


1) K. O. v. 11. Sept. 1823, mitgetheilt duch R. der Min. des Ann. 


ud. 9. (v. Schuckmann) und der Fin. (v. Klewitz) v. 16.Nov. 182. 

Da in dem Königreiche Polen durch eine V. v. 26. Nov. 1822 der Judengeleitszol 
für eine fortdauernde Abgabe erklärt, und jeder fremde Jude, ohne Rüdficht auf Alter, 
Stand und Geſchlecht für einen 30tägigen Aufenthalt im Lande einer Abgabe von 


— ——— — — — — — 


I) Bergl. bie allg. hiſtor. Einleitung. 
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das dem Konigreiche Polen, bei den für die Stempelverwaltung angeordneten Spuial- 
Debitöftellen zu jeber Zeit einzelit erhalten. Es ift daher auf den Antrag v. 16. v. R. 
dieſen Behörden jener Auslagen wegen eine Zantieme von den Gebühren für bie Ge⸗ 
leitsſchekne zu bewilligen, nicht einzugehen. 

(Ann. VIII. 9.1. Nr. 33.) 


5. R. derfelben 8. Min. an die K. Reg. zu Gumbinnen, v. 10. Miu 
1824. Suden:Geleitdabgabe und das Verfahren gegen Vetteljuden. 

Durch Umwandlung des bisherigen Judengeleitszolles in eine Stempelabgabe ſinb, 
wie ber K. Res. auf den Ber. v. 29. San. c. erwiebert wirb, bie beſtehenden gerri 
Gen auföriften wegen ber Betteljuden und Vagabonden nicht aufgeht und 
modifiziet. 

Die wegen Umgehung jener Stempeladgabe zu erlegendben Strafgelder find, wie ak 
anbere Srrage der in Stempelfachen zu verrechnen, 

(Ann. VIII. H. 1. Rr. 81.) 


6). R. derſelben K. Din. an die K. Reg. zu Danzig, v. 71. März 154. 

An der, dev KR. Reg. unterm 6. v. M. mitgetheilten Verf. v. 16. Rov. v. I iſt aus 
druͤcklich angeorbnet, daß nus die Tuben aus dem Königreiche Polen ber neuen Gtem 
pelabgabe, durch Löfung von geftempelten Geleitsfcheinen unterworfen find. 

Mit Beziehung hierauf muß daher die unterm 8. d. M. vorgelegte Frage: ob auf 
Juben aus anderen Staaten, weldye in die Provinzen Preußen und Pofen eintreten, 
jener Abgabe zu unterwerfen wären, um jo mehr verneint werden, als es fich bei felbi: 
ger nur darum Yandelt, die in Polen gegen die fremden Juden angeordneten Maafıe 
geln zu erwiebern. (Ann. VHI. ©. 08.) 


7) R. der K. Min. des J. u. d. P. (v. Shudmanm) fo wie der Fin, 
x h 8. Suni 1824, an die K. Reg. zu Königsberg in Preuß., deſſetden 
Inhalts. 

Auf den Ber. der K. Reg. v. 15. v. M., die in den K. Staaten herumſtreifenden 
polnifhen Juden betr., wird derſelben eröffnet: daß Ihr Antrag, ber durch das R. v. 
46. Nov. 9. 3. beftimmten Defraudationgftrafe der Entrichtung einer vierfachen Ge 
leitöabgabe, körperliche Züchtigung zu fubftituiren, nady der Ratur der Sache nicht zu 
laͤßig ſcheint. Um den Eindzingen erwerblofer polniiher Juden in die K. Staaten zu 
fteuern, bleibt folglich nur übrig, die polizeiliche Aufſicht nach Möglichkeit zu verihär 
fen, und mit denjenigen Juden, welche fi verbotswidrig betreffen laffen, nad ber 
Strenge des ©. zu verfahren, Ann. VIIE 535.) 


8) Grk. R. bderfelben K. Min. an die K. Reg. zu Königäberg, Gum 
binnen, Marienwerder, Pofen und Bromberg, v. 11. San. 1826, 

Die unterm 16. Nov. 1823 gegebene Worfchrift, wegen Erhebung bes Zubenge 
leites, wird dahin erweitert, daß jeber, aus dem Königreiche Polen nach Preußen ober dem 
Großherzogthume Pofen, fei es unmittelbar über die Landesgränge diefer Provinzen, 
ober nad) vorheriger Berührung anderer Provinzen bed Staats, kommende Jude gehab 
ten ir ſich bei ber 63 Polizeibehoͤrde zu melden, und den Geleitsſchein zu löſen. 

nn. X. . 


9) Cirk. R. des K. Min. des Inn. u. d. P. Köhler) v. 2. Jan. 1831 
an die K. Reg. zu Königsberg, Gumbinnen, Bromberg und Poſen. 

Von des Herrn Finanz⸗Min. Exc. iſt unterm 19. d. M. wegen der von polniſchen 
Juden zu erhebenden Geleitsabgabe dasjenige an die Provinzial⸗Steuer⸗Direktionen zu 
Königsberg, Danzig und Poſen erlaſſen worden, was der K. Meg. beikommend in Ak 
ſchrift zur Nachricht mitgetheilt wird. (Anl. =.) u 


a. 

Mehrere zeither eingegangene Worftellungen laffen vermuthen, daß bie am 34. Juli 
v. 3. ergangene Verf. zur Verhuͤtung des Einſchleichens polnifcher Juden in einem wei: 
tern Umfange, als beabfichtigt worden, ausgeführt wird. Es iſt durch jene Werfägun 
sticht bezweckt, in ber Dauer ber den polnifchen Juden obfervangmäßig geftatteten Fri 
eines geleitsabgabenfreien Aufenthalts im Lande etwas zu ändern, au nicht beabfid: 
tigt, diejenigen polnifchen Juden, welche ohne fleuerpflichtige Wiaaren ins Latrb kom⸗ 
men an den Eingang über ein Zollamt zu binden, wie folde® überall nus für fteuen 
pflichtige nn re Pi Jin iſt. nn 

Um daher etwanige fernere Zwrifel zu beſeitigen, und ein gleichmäßiges V 
einzuführen, wird, im Einverſtaͤndniß mit dem K. Miniſteris des Fr Ehe 
Dolizei beftimmt: 


\ 


Die Verhaltniſſe ausländiſcher J. zum Preuß. Staate. 17 


1) Der Eingang über die Gränze fteht dem polnifchen Juden, ber Keine ſteuerpflich⸗ 
tigen Gegenftände mit ſich führt, eben fo wie jedem Andern anf jedem polizeilich 
erlaubten Wege frei, weshalb derfelbe an Keine Zollftraße gebunden ift. 

2) Sobald aber derfelbe die Gränze überfchritten hat, muß er ſich direkt nach einem 
Zollamt begeben, um die Geleitsabgabe zu zahlen, ober refp. zu beponiren. 

3) Verlaͤßt der polnifche Jude das Land über das nämliche Zollamt binnen acht und 
PA Stunden nad) der Gränzüberfchreitung, fo Tann er das Depoſitum zurüds» 

ordern: 

4) Den Hauptzollämtern wird geftattet, fih mit bekannten, in ben polnifchen 
Gränzorten angefeffenen Suden, wenn fie dieß wünfchen follten, über ein Pauſch⸗ 
Quantum von fünf Thalern für das ganze Jahr wegen des Geleitö zu einigen. 

Ew. Hochw. wollen hiernach das Weitere verfügen, und bie Beitimmungen zu 

eins, zwei und drei durch das Amtsblatt bekannt zu machen. 

Berlin, den 29. Sanuar 1831. Der Finanz⸗Miniſter, Maaßen. 


n 
bie Königl. Provinzial-Steuer-Direktoren 
Hrn. v. Landmann in Königsberg, 
rn. Dauve in Danzig, 
rn. Löffler in Pofen. 

(Ann. XV. ©. 21.) , 

10) R. der K. Min. ber Fin. (Manfen) fo wie ded Inn. u. d. P. 
(0. Brenn) v. 26. Oft. 1831 an das K. Polizeipeäfidium zu Berlin. 

Auf die Anfrage v. 12. Aug. c., bad Iubengeleit betreffend, wird dem K. Polizeis 

räfibium eröffnet, daß, da die Allerh. K. O. v. 11. Sept: 1823 das Judengeleit nur 
FAR bie beiden Provinzen Preußen und Pofen vorfchreibt, von einer Erhebung deffelben 
oder hierin einer andern Provinz die Rebe nicht fein Tann. 

Eripirirt daher die 30taͤgige Friſt eines vergeleiteten Juden hier in Berlin, unb ed 
waltet fonft Fein poligeiliches Bedenken ob, ihm einen längern Aufenthalt hierzu geſtat⸗ 
ten, fo bleibt derfelbe von einer abermaligen Erlegung des Geleitgeldes hier frei, unters 
Liegt derfelbe aber auf feiner Rückkehr, falls er feinen Weg durch eine ber erft genannten 
Provinzen nimmt, 
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Letztere gründen fich num theild auf das fchriftliche, theild auf das münd- 
liche Geſetz. Erſteres ift in den fünf Büchern Mofes enthalten. Das münd» 
liche befteht tHeild in weiteren, durch Tradition überlieferten Beflimmungen 
Mofis, theild In Sapungen der Propheten und MWeifen der Nation, welde 
zuerft im zweiten Sahrhunderte nach Chriſti Geburt in ſechs Büchern von 
dem Rabbi Jehada Hannafie zufammengetragen wuıden, Die unte 
tem Namen Mifchnah bekannt find. Ebenfo bildete fih im dritten Jahr 
hunderte die Serufalemifche Gemara und zweihundert Jahre fpäter die Ba 
bylonifche Gemara. Die Miſchnah und die Gemara bilden den Talmud. Im 
12ten und 16ten Jahrhunderte erfchienen Bearbeitungen diefer Sammlur- 
gen, die das ganze bürgerliche Recht umfaffen, vondenen die legte unter dem 
Namen Sfulhan Aruch noch jetzt gebräuchlich ift?); audlegterem ift insbe⸗ 
fonderedieBearbeitung von Moſes Menpvelsfohn gezogen 2). Diefe war 
für den Preußifchen Richter lange Zeit ein nothwendiges Hütfsbuch, da den 
Rabbinern die Jurisdiktion fchon Durch ein R. v. 2. Zebr. 1700 entzogen 
war3), dagegen dem ordentlichen Richter vörgefchrieben, in Succeffionk 
und anderen dergleichen Fällen, welche in den jüdischen Ritus einfchlagen, 
nach jüdifchen Rechten zu erfennen?). Es bezog ſich dies befonders auf Chr, 
Bormundfchaft und Succeffionsfälles). . 

Ausdrücklich wurde jedoch den ſchutzverwandten Suben geflattet, fich gäny 
lich den Ritualgefegen turch eine Erklärung vor dem perfönlichen Richter 
zu entziehen und Dem gemeinen LandsRechte zu unterwerfen. Es beflimm: 
ten hierüber: : 

1) Die K. O. v. 17. Zuli 18046), mitgetheilt durch das R.v. 21. Juli 1804. 
Schugverwandte Suden können fih den Rituals@efegen entziehen, und fih 
den Borfchriften ded Landrechts unterwerfen. 

_ Mein lieber Großkanzler von Golbbeck! Auf Eure Anfrage vom 13. d. M. ertheile ih 
Eudy zum Befcheid, daß unbedenklich jedem fehusverwandten Juden, wenn er darauf 
anträgt, fid ohne Ausnahme den RitualsGefegen entziehen zu wollen, und dagegen dr 
Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts zu unterwerfen, ſolches zu geftatten. (N. C. C. 
Tom, XI. &, 2635. R. A. IV. ©. 84. Mathis I. ©. 49. Rabe VIIi. &, 127.) 

2) R.v. 18. Aug. 1804. 


Aug Eure Anfrage v. 2. d. M. darüber: ob, wenn ein ſchutzverwandter Jude barauf 
anträgt, fi ohne Ausnahme den Ritualgefegen entziehen, und dagegen ben Vorſchriften 
des A. L. R. unterwerfen zu wollen, diefe Erklärung bei dem foro feines perfönlicen 
Gerichtsſtandes geſchehen, und demnächſt zur Wiſſenſchaft des Publici gebracht werden 
me teilen wir el a kon Ne wie ee icen Bekanntmachung 

eied Antrags, welcher in en perfönlihen Gericktöftande anzubringen ift, nicht 
bedürfe, (N. A. IV. S. 85. Rabe VII. ©. 157.) : gen it, ni 


1) Cinjeitung zu Mendelſohns Ritualgefegen S. 1—16. 
2) a. a. O. S. IX. 

2) c er II. Abth. I. ©. 690. und Gem. Priv. v. 17. April 1750. 8. 31. ſ. oben 
ı) a. a. O. q. 32. und Gen. Juden⸗Regl. für Süd: und Neu DO ußen v. 
17. April 1797. c. 4, $. 3. Oben S. 2. - ſe Preußen 

) Bergl. hierüber Abth. Il die einzelnen betr. Abſchnitte. 

). Es bemerken die Ergänzungen ber. Preuß. Rechtsbuͤcher — zum 2. I. 
Publ. Pat. 8. 1., — daß dieſe Beſtimmungen noch nicht aniiquirt, ſondern z. B. 
im Kottbuſſer Kreiſe und in Beziehung auf bie Juden in den alten Provinzen 
noch Gültigkeit haben, welche nicht Staatsbürger find. Allein dies iſt in ſofern 
ein Irrthum, ald in den alten Provinzen alle Juden Staatsbürger find. Die 
8. O. v. 17. Juli 1804 hat im Uebrigen lediglich das aufgehobene Gen. Juden⸗ 
—8 17. April 4750 vor Augen, wie ſich aus dem R. v. 5. März 1806 
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auf die Vorſchriften des 2, R. und dee G. O. rückſichtlich ber Eidebleiſtun⸗ 
gen, der Zeugniſſe in Criminalſachen, der Praſentation der Wechſel am 
Sabbath, der ehelichen Verhältniſſe verwieſen und insbefondere noch 
beſtimmt, daß in Abſicht des Gerichtsſtandes und der damit verbundenen 
vormundſchaftlichen Verwaltung ebenfalls zwiſchen Chriſten und Juden 
kein Unterſchied ſtattfinde und Rabbiner und Juden⸗-Aelteſten weder eine 
Gerichtsbarkeit, noch eine vormundſchaftliche Einleitung und Direktion ſich 
anmaßen dürfen. 

II. In die neuen und wieder erworbenen Provinzen wurde 

A. zum bei weitem größten Theile das A. L. R. und die A. ©. O. wis 
ber oder neu eingeführt. Es gefchah Died 

1) durch Patent v. 9. Sept. 1814, v. 1, Ian. 1815 ab in bie getrennt 
gewefenen und wieber vereinigten Provinzen und in die dabei ober inne 
balb derfelben belegenen neu erworbenen Gebiete 1). Es find dies die Alt 
marf, dad Herzogthum Magdeburg mitdem Saattreife, dedfür 
ſtenthum Halberftabt, die Srafichaften Hohbenftein, Mansfeld m 
Mernigerode, dad vormalige Stift Quedlinburg, dad Kürften 
thum Eichöfeld und deſſen Dependenzen, Stadt und Gebiet Erfurt, 
die Städte Mühlhaufen und Nordhaufen, die Fürſtenthümer Min 
den, Münfter und Pabderbyrn, die Grafſchaften Mark, Raven 
berg, Tecklenburg und bie obere Grafſchaft Lingen, die Herzogthümer 
Cleve und Geldern, dad Füſtenthum Moers, die Grafſchaften Effen 
und Werden und dad vormalige Stift Elten?). 


2) Durch Patent v. 9. Nov. 1816 in den Kulm und Michelauer Kreis 
und die Stadt Thorn mit ihrem Gebiete>). 

3) Durd Patent v. 9. Nov, 1816 im Großberzogthume Pofen 2). Ja 
dieſem ſtellte demnächſt dad ©, p. 1. Juni 1833 in ben 88. 20 und 27 de 
Suden in Betreff der Ritunlgefebe ganz auf den Standpunkt Dex üben in 
ben alten Provinzen. 

4) Dur) Berf. v. 24. März 1814 in Danzig und beflen Gebiets). 

5) Dur Pat. v. 15. Rov. 1816, v. 1. Mat 1817 in ben ehemaliga 
Saͤchſiſchen Provinzen und Diftriftes), 

6) Durch 8. v. 25. Mai 1818 in den zwifchen den älteren Provinzen 
belegenen Diſtrikten 7). u 

7): Durch) V. v. 20, Oft. 1819 In den ehemals Schwarzburg Rubolfladi 
fehen Aemtern Heringen und Kelbra®), 





nach jüdifchen Religionsbegriffen — für vollkommen gültig und wirkfam geod 
tet werden muß 2c. 
(ZSuftigminift. Akt. A. 9588. — Gen, I. Nr, 7. Vel. 8. Fol, 70.) 
Die Leranlaffung zu diefem R. gab eine Vorftelung bed Ob. Lanbes:Rıbr 
biners Regl. v. 13. Nov. 1820, welche an das Min. d. geiftl. Ang. geriätt 
war und von diefem an das Juſt. Min. abgegeben wurde. Diefelbe ift bei Hei 
nemann Bd. I. ©. 264. fig. abgedruckt. 
1) G. ©. 1814. &. 89, 
*) Patent v. 22. Mai 1815. (G. S. 1815. &, 185.) 
s) &. ©. 1816. ©, 225. 
“) G. S. 1816. ©. 224. 
5, Weſtpreuß. Amts⸗Bl. 1814. S. 177. 
ec, G. €. 1816. ©. 233, 
Y &. ©, 1818. S. 45. 
*) G. S. 1819. ©. 246. 
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die Ritualgefeße ald eine ſelbſtſtändige Specialgeſetzgebung !) nicht aufgebo: 
ben und ed iſt deshalb durch deflen Einführung in den wenigen und unbedeu⸗ 
tenden Bezirken, wo in ähnlicher Weife die jünifchen Ritualgeſetze zu Recht 
beftanden, legteren nicht derogist worden, weil dad® R. eben nicht als Prin⸗ 
zipal⸗Recht eingeführt wurde. | | 


Dritter Abfchuitt. 


Anwendung der früheren Gefege auf Fälle, die der gegen 
wärtigen Geſetzgebung nicht unterliegen. | 

I. Für die alten Provinzen beflimmt hierüber der $. 28. des Ed. v. 
11. März 1812 beſtimmt: | 

Da, nad) den allgemeinen Rechtsgrundſätzen, nieue Geſetze auf vergangene Fälle nicht 
bezogen werden können, fo find die Streitigkeiten über Handlungen, Begebenheiten un) 
Gegenftände, welche das bürgerliche Privatrecht der Suden betreffen, und fich vor der Pu⸗ 
blitation der gegenwärtigen Werorbnung ereignet haben, nach den Gefegen zu beurthei: 
len, die bis zur Publikation dieſes Ed. verbindend waren, wenn nicht etwa die bei jenen 
Handlungen, Begebenheiten und Gegenftänden Intereffixte, in fo fern fie dazu rechtlich 
befugt find, ſich durch eine rechtsgültige Willenserflärung den Beflimmungen der gegen: 
wärtigen Verordnung, nach deren Publikation, unterworfen haben follten. 


Diefe Beſtimmung hat folgende Erläuterungen erhalten: 

1) In Anfehung der Teflamente, welche vor Publikation bed Ed. v. 
11. Mat 1812 errichtet find, 

a. R. des Juſt. Min. (Kircheifen) v. 21. März 1812. 


Aus dem, von dem K. Kammergerichte unter den 30. v. M. erftatteten Ber. ift erfe 
ben worben, wie das Kollegium darüber zweifelhaft iſt und befchieben zu fein wuͤnſcht: 
1) ob dievordem11. März 1812 nad) den Ritualgefegen errichteten Teftamente jübifcher 
Glaubensgenoffen von Gültigkeit fein follen, wenn aud bie Zeftatoren die Publi⸗ 
kation der Verordnung v. 11. März 1812 erlebt, und fih den Beflimmungen de: 
felben unterworfen haben? und 
2) unter welchen Modalitäten bie chriftlichen-@erichte in den ſchon eingeleiteten Bor: 
Pr über jüdifche Glaubensgenoſſen, fernerhin die Obervormundfcaft 
übren follen 
Es wird dem Kollegto barauf ad 1. eröffnet, daß die Meinung berjenigen Mitglieder 
beffelben, weldye die nach den Nitualgefegen vor der Publikation des Ed. v. 11. Mär 
d. 3. errichteten Zeflamente für gültig achten, ganz gegründet ift, indem ber 6. 28 bed 
angeführten Ed. ganz allgemein verorbnet, daß frühere Handlungen, welche bie Privat; 
rechte der Juden betreffen, nach den damaligen Gefegen zu beurtheilen, und nur biejeni- 
en Falle auszunehmen feien, in welchen bie Interefienten durch rechtsgültige Willens⸗ 
rklärungen ſich den Beltimmungen der gegenwärtigen Berorbnung, naͤmlich ben, alle 
Staatsbürger ohne Unterfchieb der Religion verpflichtenden gefetlichen Vorſchriften, wie 
bies den Juden auch ſchon in früheren Verordnungen, befonders in. dem R. v. 21. Yuli 
1804 freigelaffen war, nad) der Publikation unterworfen hatten. Was den Antrag 
betrifft, durch ein Geſetz zu beftimmen, daß jeder jüdifche Glaubensgenoſſe, welcher über 
feinen Nachlaß nach jüdifchen Gebräuchen teftirt habe, in einer zu beftimmenden Zeitfeift 
fein Zeftament in deutfcher Sorache bei den Gerichten nieberzulegen verbunden, und 
nad) Ablauf der Frift Feine weitere Ruͤckſicht auf die nach älterer Form errichteten Teſta⸗ 
mente zu nehmen ſei; fo hat der Zuftizminifter für dienlicy erachtet, von den ſaͤmmtlichen 
Oberlandesgerichten darüber gutachtliche Berichte zu erfordern, nach deren Eingang das 
K. KRammergericht darüber, und demnähft auch über die Frage ad 2, unter welchen 
Modalitäten die hriftlichen Gerichte die Oberoormundſchaft in den fchon eingeleiteten 
VBormundfchaften über Tuben führen follen, wird befchieben werden, 
(Zahrb. Bd. 1. ©. 57. Gräff Bd. 1. ©. 18.) 





1) Sen. Zuben:Regl. v. 17. April 1750, 
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Erben unterworfen gewefen ift, und ba alfo in dieſer Hinfiht auch die Statuten feines 
Wohnorts zu berüdfichtigen find. So hat audy das Stadtgericht zu N. die Sache ange: 
fehen, und das K. Ob. L. G. felbft neigt fi, zu der Meinung, daß die mit dem allge: 
meinen Staatsbürgers Rechte verfehenen Juden nad ben nämlihen Gefegen, welche 
Ehriſten gleichen Standes zur Vorſchrift dienen, beurtheilt, mithin, wenn fie nicht zu der 
Klafle der Erimirten nach ihrem Stande gehören, nad) den für die Nicht⸗Eximirten in 
der dortigen Provinz geltenden Provinzial: und ftatutarifchen Gefegen gerichtet werben 
müffen. Diefe Meinung ift bie richtige, und danad) hat das K. Ob. &. G. ſowohl fi 
ſelbſt zu achten, ald auch das Stabtgericht zu N. zu befcheiben. 

Was die, am Ende des Berichts erwähnte, Wechfelfähigkeit der Juden betrifft, fo hebt 
das Edikt alle die Juden betreffenden, nicht beflätigten Geſetze auf, und es fällt daher 
auch die Beſtimmung des A. L. R. Th. II. Zit. 8. $. 723, wonach die Juden ohne 
Unterfchied dem Wechfelrechte unterworfen gemwefen find, weg, bergeitalt, daß nur bie 
jenigen Juden fir wechſelfähig zu achten, welche zu den $$. 718. 720. 721. 726. 731. 
des He. R. a. a. DO. und $$. 110, 111. des erften Anhanges, bezeichneten Perfonen zu 
sechnen find. Die Beilagen des Berichts erfolgen hierneben zurüd, 

(Jahrb. Bd. 4. ©. 44. Gräff Bb. 1. S. 21.) 


4) Rüdfichtlich der Snteflat: Erbfolge bemerkt 


a. Dad M. des Aufl. Min. (Kircheneifen) v. 2. April 1814. 

Dem 8. Ob. L. &. von Weftpreußen wird auf den Ber. v.5 März c. wegen ber von 
dem Land: und Stadt⸗Gericht zu Jaſtrow, in Beziehung auf bas Ed.v. 11. Maͤrz 1812, 
betreffend die bürgerlichen Berhältniffe der Juden, nachgeſuchten Belehrung eröffne, 
daß die Entfheidung ber in dem Bericht des Lands und Stabtgerichtd zu Jaſtron 
erwähnten Fälle, gunädhft aus den 85. 20 und 28. des Ed. v. 11. März 1812 zu fchöpfen 
ift, wonach es feftfteht, daß bie privatreihtlichen Werhältniffe der Juden in der Regel 
nach eben den Gefegen zu beurtheilen find, welche anderen Preußiſchen Unterthanen zur 
Richtſchnur bienen, daß aber bei Streitigkeiten über Handlungen und Begebenheiten, 
die vor der Publikation des Edikts fich ereignet haben, eine Ausnahme zu machen, und 
in folchen Fällen diejenigen Vorfchriften anzuwenden, weldye bis zut Publikation de 
Edikts Für die Juden verbindlich geweſen find. Hieraus fließt von felbft, 

1) daß die Snteftat- Erbfolge überhaupt bei ben nach der Publikation bes Edikts ein: 
getretenen Sterbefälle, in Gemäßheit der den Juden wie andern Staatöhürgem 
jest zur Richtſchnur dienenden Geſetze fi) zegulirt, und daß nach dieſen Geſetzen 
auch die untergeorbneten Fragen, wegen des Vorrechts der Erfigeburt, wegen Aus⸗ 
Schließung der Töchter durch die Söhne, und wegen Gollation ber Ausfteuer zu 
beantworten find, womit benn auch der von dem Lands und Stabtgericht gemadite 
Unterfchteb zwifchen einer vor oder nad) der Publikation bes Edikts gegebenen Aus 
fieuer Hinmwegfällt, indem hier alles auf die Beurtheilung derjenigen Rechte einer 
Tochter juͤdiſcher Nation, die thr in der Eigenfhaft einer gefeglichen Erbin zufte 
hen, antommt, und folglich die Zeit des Erbanfalls, und nicht die Zeit der gegebenen 
Ausfteuer, entfcheiket. 

2) Was befonders die Succeffion der Eheleute, in Beziehung auf die eheliche Güter: 
gemeinſchaft betrifft, fo ift es für fich Elar, daß bei ben nach der Publikation bei 
Edikts gefchloffenen Ehen, die gegenwärtig auch die Weftpreußifchen Juden verbin: 
benden Lanbesgefege in Anwendung kommen müffen. 

Bei ben vor ber Publikation des Edikts geichloffenen Chen hingegen biemen bie 
jenigen Grundfäge zum Leitfaden, welche bei Veränderung des Wohnſitzes der Che 
leute ftattfinden. Die Weftpreußifchen Eheleute jüdiſcher Nation find nämlid, in 
fofern die Gütergemeinfchaft unter ihnen vor Publikation des Edikts nicht einge 
führt gewefen, denjenigen Eheleuten ganz gleich zu achten, welche ihren Wohnfis 
von einem Orte, wo keine Guͤtergemeinſchaft obgemwaltet, an einen Ort, wo biefelbe 
flattfindet, verlegt haben. In Ermangelung näherer Beflimmung der Statuten 
und Provingialgefege, find daher die Vorfchriften des A. L. R. Th. II. Tit. 1. 

88. 350. 351. 352. 355. 416. zum Grunde ber Entfcheidung zu legen. 

Hiernach hat das K. Ob. 2. &. das Land» und Stadtgericht auf feine Anfrage zu 
beſcheiden. (Jahrb. Bd. 3. ©. 46. Graͤff Bd. 1. ©. 20.) 

b. Vergl. auch die Erkenntniſſe des Stadtgerichtd zu Berlin v. 19, Der. 
1834, ded Ob. Apell. Senats, des Kammergerichtd v. 1. April 1837 und 
bed (Geh. Ob. Zrib. v. 18. Juni 1838, fo wie da5 Geh. Ob. Trib. v. 
20. Sept. 1834, welche über Källefdiefer Art gefprochen haben, 

(Beinemann II. ©. 100—183., , 
©. Befonderd wichtig tritt das Recht des überlebenden Ehegatten unter 
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Polen befinden ſich zwar verfchiebene Verordnungen, welche die Juden betreffen, allein fo 
wenig das in biefer Sammlung aufgenommene Kaupt:Privilegium, welches ihnen ber 
Herzog von Großpolen Boleslaus im Zahre 1264 ertbeilte, und der König von Polen 
Kaſimir der Große, im Jahre 1343, fo wie der König Alerander, im Jahre 15085, beftd: 
tigte, als die ſonſtigen Verordnungen, enthaltenden Beftimmungen über bie Privatredite 
der Zuden unter fi und über die Erbfolges fie beziehen fi nur auf das Verhaͤltniß der 
Juden zum Gtaate und zu ben chriftlihen Einwohnern. Es ift jedoch befannt, daß fih 
die Zuden im Lormalipen Königreiche Polen nad) ihren Ritualgeſetzen richteten, und 
baß ihre Rabbinen eine Gerichtöbarkeit ausübten, die fi aud auf Erbregulirungen 


erſtreckte. 

As bie Laͤnderbezirke, welche jezt das Großherzogthum Poſen bilden, im Jahre 1773 
und 1793 unter dem Namen von Weft: und Suͤdpreußen unter preußiſche Hoheit gelangt 
waren, wurde den Rabbinen zwar bie Ausübung der Gerichtsbarkeit über ihre Glaubens; 
genoflen nicht weiter geftattet, allein die Ritualgefege dienten bei Erbregulirungen umter 
den Juden den Gerichten fortwährend zur Norm. 

(Beneral:Privilegium und Reglement für die Zubenfchaft in den Danziger Bor: 
ftädten, Hoppenbudy 3c. v. 9. Aug. 1773, 8. 31 und 32. Gen. Juden⸗Regl. für 
Suͤd⸗ und Neu⸗Oſtpreußen v. 17. April 1797, Kap. 4. 8. 3.) 

Nachdem durch ben Zilftter Frieden v. 12. Zuli 1807 das Herzogthum Warſchau 
proflamirt und diefem ber Theil von Weft: und Suüdpreußen, welcher jest das Groß: 
berzogthum Poſen bildet, einverleibt worden war, blieb dies Verhältniß bis zum 1. Mai 
1808 unverändert. Denn obgleich kurz nach der Beſitznahme des Landes von franzöfis 
fen Truppen durch eine Verorbnung ber regierenden Kommiffion zu Warfchau v. 
24. Bebr. 1807 feftgefebt worden war, daß die polnifchen Gefege wieder in Kraft treten, 
und die preußifchen Geſetze und Verordnungen nur in subsidium elten follten, unb 
diefe Beflimmung der regierenden Kommiſſion fpäter durch bas tranfitorifche Geſetz für 
bas Serjogtöum Warſchau v. 10. Okt. 1809 Art. 6 beftätigt wurde; 

(®. ©. des Herzogthums Warſchau, Bd. II. ©. 52.); 
fo enthielten both die polnifchen Gefege Feine befondern Feſtſetzungen Über die Erbfolge 
der Juden, und überhaupt behielten alle früher beftandenen Statuten und Obfervanzen 
bis zum 1. Mai 1808 ihre Gültigkeit. 

Hieraus folgt, 

daß bei Erbfällen, die fi vor dem 1. Mai 1808 ereignet haben, das Erbrecht und 

die Erbfolge der Juben im Großherzogthum Pofen nur nad ihren Ritualgefegen 

ausgeübt werben Eann. 
Durch die V. v. 27. San. 1808 und 10. Dt. 1809 

(8. ©. bes Herzogthums Warfhau Bd. I. ©. 55. und Bb. TI. ©. 52.) 
wurde, v. 1. Mai 1808 an, das franzöfifche Eivilrecht im Herzogthum Warfchau einge 
führt, und alle früheren Gefege und Statuten ohne Unterſchied wurden aufgehoben. Daf 
jenes Gefeg auch für die Juden verpflichtend war, kann keinem Zweifel unterligen, ba 
die Konflitution des Herzogthums Warfhau v. 22. Juli 1807 im Art. 69 das franzö: 
fifche Civilrecht für das bürgerliche Gefed erflärt hat, da im Art. 4 biefer Konftitution 
beftimmt ift, daß vor dem Gefege volllommene Gleichheit ftattfinden folle, und ba in 
Kückficht der jübifhen Einwohner Teine Ausnahme gemacht ift. Zwar war durch eine 
befondere B. v. 18. Oft. 1808 feftgefest, daß die Juden im Hergogthume Warfchau auf 
10 Zahre in Ausübung ber politifchen Rechte fuspendirt fein follten, allein diefe Beſtim— 
mung hatte auf die Givilrechte derfelben keinen Bezug, und ed kann daraus Feinesweges 

efolgert werben, baß bie Juden nicht den franzoͤſiſchen — für das Herzogthum War: 

hau geltenden — Geſetzen gleich den übrigen Einwohnern unterworfen gewefen wären. 
Sollten fid) dennoch die Rabbiner derfelben angemaßt haben, Erbfonderungen vorzunebs 
men, fo ift die abusive geſchehen, und es ift der Unvollkommenheit der über biefe Volks⸗ 
klaſſe geführten Aufficht zuzufchreiben, wenn folhe Anmaßungen nicht von Amtswegen 
gerügt worben find. 

Im Art. 11. und 12 der ſchon oben in Bezug genommenen V. v. 10. Okt. 1899 if 
ausdrücklich feſtgeſetzt, daß bei Erbfällen nad dem 1. Mai 1808 die Vorfchriften der 
franzöſiſchen Gefege zur Anwendung gebracht werben follen.. 

Diefe Geſetze haben auch nach ber Befisnahme des jetzigen Großherzogthums Poſen 
ihre Gültigkeit bis zum 1. März 1817 behalten, und es ergiebt fich hieraus, 

daß bei Erbfällen, bie in dem Beitraume vom 1. Mai 1808 bis zum 1. März 1817 
ftattgefunden haben, auch bie Erbrechte der Zuden nach den franzöfifchen Gefegen 
zu beurtbeilen find. 

Durch das Patent v. 19. Nov. 1816 ift das Allg. Preuß. L. R., v.1.März 1817 an, 
als allein geltendes Gefeg im Großherzogthum Polen eingeführt, und es ift ausdruͤcklich 
feftgefedt, daß alle fonft beftandenen Rechte und Gewohnheiten, in foweit ſie unter der 
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vorigen Regierung aufgehoben und abgeſchafft worden, auch fernerhin nicht mehr zur 
Anwendung kommen ſollen. 

Hiernach find auch die Ritualgeſetze der Juden, bie ſich auf die Erbfolge beziehen, 

nicht wieber in Kraft getreten, ' 
und nad) $$. 8—10 des vorerwähnten Patents Tann bei Erbfällen, bie ſich ſeit dem 
1. März 1817 ereignet haben, das Erbrecht und die Erbfolge der Juden im Groß⸗ 
herzogthum Pofen nur nad) den Vorfchriften des A. 2. R. ausgeübt werben, in 
Ioiveit ni durch rechtögültige Verträge oder letzwillige Verordnungen etwas abge⸗ 
indert ift, 

Jedoch verfteht es fich von ſelbſt, daß, wenn von der Erbfolge unter Ehegatten die Rede 
ift, und ſolche nicht durch rechtsgültige Verorbnungen beftimmt worden, dem Meberlebens 
den nach $. 14. des Patents die Wahl zufteht, ob er nach dem, zur Beit der gefchloffenen. 
Ehe geltend geweſenen Gelege, oder nach ben Vorfchriften des A. L. R. über die Erb⸗ 
fotge, bei vorhandener ehelichen Gütergemeinichaft, erben wolle, — In biefem Sinne 
haben wir auch bie, uns mittelft Ew. Ereell. Verf, v. 21. März v. J. mitgetheilte 
Vorbeſcheidung des Dolmetfchers und Syndikus Hirſch Jatowicz zu Santomys’l genoms 
men, und wir ftellen gehorfamft anheim, | ' 

jegt den hieſigen Ober-Rabbin Kivo Binfimo, ber durch feine Anträge zu biefem 
Berichte Veranlaflung gegeben hat, nach ben von uns aufgeftellten Grundfägen 
hochgeneigt zu befcheiden. 

Poſen, den 30. Juni 1819. Das Dber-Xppellationdgeriäht, 


Refolution des K. Juftie Min. v. 12. Juli 1819. 
Der Zuftiz:Minifter ift mit ber Ausführung in dem Berichte des K. Ober⸗Appella⸗ 
tionsgerichts v. 30. v. M. in Betreff der Frage: 
nad) welchen Gefegen das Erbrecht und die Erbfolge ber Juden im, Großherzog: 
thum Pofen auszuüben ? 
einverftanden, und trägt dem Kollegio auf, den dortigen Ober:Rabbin Kivo Gin: 
fimo darnach auf feine Anfrage v. 13. Juni r. zu befcheiden. 
(Jahrb. Bd, 14, ©. 13. Gräff Bd. 1. S. 7.) 


Bweite Abtheilung. 
Die civilrechtlichen Verhaͤltniſſe den Duden, 


Erfter Abichnitt. 
Materielle Rechtsverhältnifſe. 
Erftes Kapitel, 

Die Ehe. 


D. I. T. Richters Abhandlung von dem Rechte der judiſchen Ehen in Deutſchland, 
[emoh une I als wenn ein jüdifcher Ehegatte zur chriſtlichen Religion getdeten, 
pzig 8. 
Rontrakte, Käufe Ehes und Sceidebriefe, welche bei den Juden gebräuchlich. Ham⸗ 
urg . 8. 
Moſ e8 Menbdelfohn, Ritualgefege ber Juden 88. 2 fig. 
Terlinden, a, a. D. 85. 440 fig. 


Ehehinderniffe. 

1) Ehe zwiſchen Juden und Ehriften. 

Erſt von Balentinian wurden die Ehen zwifchen Juden und Chriften 
verboten ). In einigen neueren Gefeßgebungen, namentlich in den betr. 
Medtenburgifchen?) und Sachſen⸗Weimarſchen Edikten ift das frühere Ver 
bältniß wieder hergeftellt, wonach dem Cannubium zwifhen Chriften und 
Juden nichts im Wege ſteht. Der von Napoleon zufammenberufene Sans 
hebrin v. 4. Febr. 1807 ertärtes), daß die Ehe der Chriften mit Juden bürs 
gerlich, aber nicht kirchlich, gültig fei. 

Dad A. L. R. beftimmt über diefe Frage hl. II. Tit. I. 8.36: 

„Ein Ehrift kann mit folchen Perfonen Feine Heirath fchließen, welche nad 
den Srundfägen ihrer Religion fich den chriftlichen Ehegeſetzen zu unter: 
werfen gehindert werben”, 

Daß durch diefe Beftimmung die Ehe zwifchen Juden und Chriſten fd: 
nesweges habe unbedingt verboten, fondern in dem Falle geftattet werben 
follen, wenn der jüdifche Theil fich der chrifllichen Trauungs⸗Ceremonie 
unterwirft, erhellt auf das Beftimmtefte aus der Entftehungsgefchichte diefeö$. 

Es war nämlih im ungebrudten Entwurf die Ehe zwifchen Iu 
den und Chriften unbedingt verboten; beflenungeachtet wurbe gegen 


— — 


X) Vergl. die allgem. hiſtor. Einleitung und 1. 6. 7. C. de Judaeis. 
2) Welches jedoch einftweilen ſuspendirt iſt. Vergl. die allgem. hiſtor. Einl. 
2) Vergl. Thl. I, Abth. IL, Abſchn. XL 
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II. 


Aufgebot und Trauung. 


Moſes Mendelsfohn A. Hauptft. 1. Abfchn. S. 75 ff. 
Zerlinben, a. a. D. 88. 418 ff. 


Ueber Aufgebot und Trauung der Juden find die folgenden Beftimmm-: 
gen ergangen, von denen die K. O. v. 29. März 1836 diefe Werhältnifk 
für die gelammte Monardyie?) mit Ausnahme ded Gerichts⸗Bezirks te 
Db. Appell. Gerichts zu Köln ordnet, 


1) Bereits tad Ev. v. 11. Mär, 1812 hatte im $. 25. beflimmt, und 
für Pofen enthält die V. v. 1. Juni 1833 im $. 15. diefelbe Anordnung 
daß an die Stelle ter, nah ER. 1. 1. $. 136. zu einer vollgültigen Ehe 
erforderlichen Trauung beiden Juden die Zufammenkunft unterdem Trauhim⸗ 
mel tritt, und das feierliche Anſtecken des Minged, und.daß dem ım $. 138. 
verordneten Aufgebote die Sekanntmachung in der Synagnge gleich zu 
achten. Hieran reihen fich demnächit die folgenden Beflimmungen : 


2) R. des K. Min. ded Inn. Erſte Abeyl. Köhler) v. 31. Juli 1818 
an den Banquier Herz Beer zu Berlin. Trau:Rituale unter Juden. 

Auf Ihre Vorftellung v. 28. d. M. dient Ihnen zur Refolution, dag, ba nad $. 17 
des Ed. v. 11. März 1812 inländiſche Juden unter ſich Chebündniſſe ſchließen können, 
ohne hierzu einer befonderen Genehmigung oder ber Loͤſung eines Zraufcheines zu be 
dürfen, fofern nad) allgemeinen Vorſchriften der Erlaubniß zur Ehe felbft nicht& ents 
gegenfteht, und da nach $. 25. deflelben Edikts bei den Ehen der Juden an die Stelle 
der zu einer chriftlichen vollgültigen Ehe erforderlichen Priefterlihen Zrauung bie Zu⸗ 
fammentunft unter dem Zrauhimmel und das feierliche Anſtecken des Ringes tritt, und 
dem für chriftliche Een verorbneten Aufgebote die Bekanntmachung in der Synagoge 

Teich zu achten üft, die von Ihren Söhnen abzufchließenden Ehen in bürgerlicher Hin- 

cht volle Kraft und Gültigkeit haben, wenn die hier erwähnten angeorbneten Foͤrmich⸗ 
feiten beobachtet werben, und es lediglich Ihnen überlaffen bleibt, od und welche anders 
weitige Feierlichkeiten Sie noch nach jüdiſchen Ritual⸗Vorſchriften beobachten wollen, 
indem legtere auf die buͤrgerliche Gültigkeit der abgeſchloſſenen Ehen von gar keinem 
Einfluß fein können. (Ann. II. ©. 727.) 


3) V. der K. Reg. in Minden v. 15. Zebr. 1818, Die im Auslande 
zu vollziehenden Trauungen jüdiſcher Brautpaare. 

Das A. %. R. Thl. II. Tit. 1. $. 137. will zwar bie Vollziehung einer gültigen Ehe 
zwifchen Perfonen eines fremden im Staat gebuldeten Religionsbelenntniffes lediglich 
nad) den Gebräuchen ihrer Religion beustheilt wiſſen; dadurch ift aber für ſolche Pers 
fonen teinesweges die Befolgung folder allgemeinen Landesgeſetze audgefchloffen, welche 
die Sicherung bürgerlicher Verhältniffe gegen irgend eine durch Ehevollziehung ihnen 
drohenden Verlegung oder Verwirrung zum Gegenftanbe haben, 

Es ift daher ein Mißbrauch, wenn Perfonen jüdifcher Religion fih im Auslande 
trauen laſſen, ohne vorher, wenn fie aud) fonft duch das im Auslande begründete Dos 
micil des andern Theild dazu befugt find, dem DbersRabbiner, zu deflen Sprengel fe 
gehören, davon Anzeige gemacht, und deſſen Beſcheinigung über Abwefenheit hürger 
licher, ihren Vorhaben entgegen flehender Hinderniſſe erhalten zu haben. 

Und da diefer ei A ‚den an und gelangten Berichten zu Folge, im Regierungk: 
Bezirk einzureißen beginnt, fo finden wir uns veranlaßt, Dagegen zu verorbnen, wie 


olgt: 

9) Jede innerhalb unfers Regierungsbezirts bürgerlich wohnhafte Perfon, welche 
f ſich im Auslande trauen läßt, ohne vorher bei ihrem Ober-Rabbiner ſich gemeldet, 
und die vorgebachte Befcheinigung ertrahirt zu haben, hat allein durch biefe 
Unterlaffung eine polizeiliche Geldbuße von fünf Thalern verwirkt, welche auf 
Anzeige des Ober⸗Rabbiners durch die brtreffende Iandräthliche Behoͤrde fofort 

eingezogen werden foll. 
2) IR die Trauung außer Landes außerdem in der böslichen Abficht gefchehen, die 
dieffeitigen Landesgefege in irgend einer Beziehung zu umgeben ober unwirkfam 





) Insbeſondere auch für die gemeincchtlichen Diftrikte, 
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den. Die Bekanntmachung in- ber Shnagoge aber, weiche gefegtich als Aufgebot ai 
darf der Vorftand der jüdifhen Gemeinde dahingegen nicht verfagen, indem dies tin 
gottesdienftlicher, fondern ein wefentlich bürgerlicher WEL if. (Ann. XIII. ©. 295.) 

8), ©. N. des K. in. d. Inn. u. d. 9. (v. Brenn) v. 25. Juli 1831 
an fämmtt. K. Reg., ausfchließlich der Rheiniſchen, jedoch auch reſp. an die 
Koͤnigl. Regierung zu Düſſeldorf. Schließung jüdiſcher Ehen. 

Es iſt zur Sprache gekommen, daß bei Schließung jüdiſcher Ehen diejenigen Vor⸗ 
ſchriften vernachlaͤßigt worden find, welche das A. L. R. ſowohl wegen ber Ehehinder⸗ 
niſſe, als wegen der Auseinanderfetzung mit den Kindern erſter Ehe bei Abſchließung 
einer zweiten, ertheilt hat. Da die Trauungen der Juden nicht immer von gottesdienſt⸗ 
lichen Beamten verrichtet werden, ſondern auch andere juͤbiſche Hausväter dazu gebraucht 
werben können, welchen man die Beobachtung der Geſetze von Amtswegen um fo weniger 
aufgeben Tann, ala nicht einmal eine gehörige Kenntniß derfelben bei ihnen im Allge⸗ 
meinen voraufzufegen iſt; fo ift es für angemeflen erachtet worden, fich deshalb am bie 
jenigen jüdifhen Beamten ober Bevollmächtigten der israelitifhen Religionsgefelfchaften 
Au halten, bei weldhen das Aufgebot in der Synagoge vor erfolgter Zrauung 
ihrer Glaubensgenoffen nachgeſucht werden muß. Da 

Diefe hat die K. Reg. (die Reg. zu Düffelvorf in denjenigen Theilen ihres Bezirk, 
in weldyen das A. L. R. gilt) anzuweifen: . 

bei perfönlicher Verantwortlichkeit diejenigen Pflichten, welche das A. L. R. Thl. Il. 

zit. 1. 5. 147. und Zit. 2. $. 178. Anh. 89. den chriftlichen Pfarrern auflegt, zu 

erfüllen, auch das Aufgebot nicht eher, als bis den vorgefchriebenen Erfordernifien ge‘ 
nügt iſt, zu veranlaflen ober zu geftatten, bei eintretenden Zweifeln aber fidy an bie 
tompetente Gerichtöbehörde zu wenden, unter bern Disziplinar⸗Aufſicht fie in 

Beziehung auf diefe Angelegenheit geftellt werben. 

Hiernady werden von Seiten des K. Juſtiz-Min. auch die Gerichtsbehörden angewiefes 
werden). (Ann. XV. ©. 782.) 

9) R. veffeiben. 8. Min. (Köhler) v. 5. Dec. 1831 an die K. Reg. zu 
Gumbinnen. Aufgebote jüdifcher Staubendgenoffen. 

Dir K. Reg. wird auf Ihre Anfrage v; 28. Oft. d. J., nad) erfolgter Rückſprache 
mit dem K. Zuft. Min., erwiedert; daß ba, wo keine Synagogen vorhanden find, freilid 
nichto anderes übrig bleibt, als die Aırfgebote jübifcher Glaubensgenoflen in dem Sur 
rogate ter Synagogen, den Vetfluben, zu geftatten. (Ann. XV. S. 764.) 

10) C. B. d. 8. Reg. zu Pofen v. 31. Aug. 1834 an fämmel. K. Land: 
räthe. Die dad Aufgebot vertretenden Belanntmachungen der jüdifchen 
Heitathen. 

In Erwiederung Ihrer Anfragen v. 26. d. M., wie viel Mal? in welchen Zwiſchen⸗ 
räumen?-und an welchen Tagen die das Aufgebot vertretenden Befanntmachungen 
der jüdifhen Heirathen erfolgen follen? verweifen rote Sie auf bie Analogie des $. 151. 
zit. 1. Thl. IE. des A. L. R., wonach die gedachten Bekanntmachungen in ber Regel 
drei Sabbathe hintereinander in ber Synagoge zu veranftalten find. — Dispenfationen 
don ber dreimaligen Bekanntmachung find nach Analogie des $. 152. 1. c. bei Ihnen 
felbft nachzuſuchen, in fofern Sie die vorgefegte Behörde der betreffenden Korporation 


11) A. K. D. v. 29. März 1836 an dad Staatöminiflerium. Aufgebot 
und Trauungen der jüdifchen Religionsverwandten.. 

Aus dem Berichte des Staatsminifteriuns v. 16. d. DE. habe ich erſehen, welde 
Zweiſel Über die Anwendung der Vorfchrift im 5. 27. Zit. 11. Thl. IL. &, R., fo weit 
fie die Erforderniffe bei den Zrauungen jüdifcher Religionsverwandten betrifft, von den 
Behörden in den Regierunzsbezirken Oppeln und Pofen erhoben worden find. 
Beziehung auf die Beftimmung im 6. 137. Tit. 1. Thl. IL. 2. R., nad) welcher die 
Vollziehung einer vollgültigen Ehe zwiihen Perfonen fremder, im Staate gebuldeter 
Religionsbekenntniſſe Lediglich nach den Gebräuchen ihrer Religion beurtheilt wird, vers 
weife Ich zunächft, was das Erforderniß des Aufgebots ($. 138. I. c.) betrifft, auf den 
8.25 der ©. v. 11. März 1812, und namentlich) für die Provinz Poſen auf ben $. 15 
der V. v. 4. Juni 1833, wonad), ftatt des Aufgebots in ber chriſtlich en Kirche, bie Be 
kanntmachung in der Synagoge gefchehen muß. In Rüdfiht auf die Nachwei ng, 
daß der Trauung Fein gefegliches Ehehinderniß entgegenftehe ($. 440. Zit. 11. Ihr. IE 
E.R.), und daß entweber bie Auseinanderfeßung mit den Kindern aus einer fräheren 


— — — — —— — 


2) Dies iſt durch R. v. 80. Juli 1881 geſchehen. (Ann. XV. 763.) 
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ſolche an dem Wohnorte des einen ober andern von ihnen nicht befindet, in berjenigen 
inlänbifhen Synagoge, welche dem Wohnfige dieſes Verlobten am nächſten liegt. 

Vethäufer, denen kein Rabbiner vorfteht, koͤnnen bie Stelle ber Synagogen zum 
Iwed ber Baetanntmadung nicht vertreten. B 

6 ift fobann die @inrücdung biefer Verf. und der X. K. D. in bie Amtsblätter der 
Provinz zu beforgenz auch haben die K. Keg., und eben fo bie Provinzial-Landes:Juftip 
Kollegien und bie benfelben untergeorbneten Behörben, fi nach dem Inhalte biefer 
Verordnung gebührend zu adıten. (Ann. XXI. ©. 87.) . 

13) R. derfelben K. Min. v. 19. Febr. 1838 an die K. Reg. zu Front 
furt, und abſchriftlich an die K. Reg. zu Marienwerder und Erfurt. Auf 
gebote jüdifcher Enen in Synagogen und Bethäufern. 

In dem Berichte v. 11. Mai v. 3., die Bekanntmachung ber von Juden beabfichtig: 
ten Ehefchliefungen in den Synagogen betr., hat bie K. Reg. biejenigen Gründe bereits 
richtig hervorgehoben, aus denen die Meinung ber unter dem i2. Ian. 1897 von 
den unterzeichneten Din. erlaffenen C. V. nicht füglic dahin hat gehen Eönnen, daf 
folche Aufgebote jübifcher Ehen nur in den Synagogen der wenigen mit einem vwoirtlicen 
Rabbiner verfehenen jübijhen Gemeinden gefdchen dürften. Es koͤnnen biefelkn 
vielmehr unter ben näheren Maßgaben obiger &. ®. bei jeber inländiſchen auf 
ggfetmäbige Weiſe als eigenthüumlicyes Inftitut der betr. juͤdiſchen Gemeinde errichteten 

;pnagoge, fo wie auch in ſoichen, von minder zahlreichen ober vermögenben Judenge 
meinden etwa nur ald gemiethetes Lokal unterhaltenen Bethäuſern ftattfinden, weldt 
den Synagogen in Betreff ihrer dauernden Veflimmung unb Ginricptung für da 
jüdifhen Kultus, fo wie in Betreff ihrer Leitung durd beftimmte, orbnungemäfiz 
ais Gemeindebeamten beftelte, und für legales Verfahren bei den Kultus und Re 
igionehandlungen verantwortliche Worfteher, gteid Tommen. Außgefchloffen bleib 
dagegen diejenigen BetzRofale, deren ſich die an einem Orte ober in einer Gegend etwa 
nur vereinzelt wohnenden Juden, wenn au zu gemeinfchaftlicher Andachtzäbung 
unter polizeilicher Geftattung, bod ohne fonftiges Beſtehen eines wirklichen Gemeinde 


Verbandes, bedienen. 
14) Berf. ded K. Min. d. 3. u. d. Pol. (v. Rohow), an die K. Reg 
her Trauungen. 





zu N. v. 17. Febr. 1840. Vollziehung 

Der K. Reg. erwiebere ich auf Ihren Bericht v. 30. v. M., bie Verantwortlichkei 
des Land:Rabbiners N. für eine in feinem Auftrage unternommene Trauung betreffen, 
daß id) der deshalb mir vorgetragenen Anfiht nicht beiftimmen Tann. Jeder Jude, fi 
er Rabbiner ober bloßer Hausvater,. weldher eine jübifche Trauung unternimmt, its 
Beziehung auf diefe Handlung Beamter, folglid, ber nargemalt ber Behto 
den untergeben, und für dieſe Handlung, gleich einem driftlichen Pfarrer, verantwors 
ld. Der N. ift dies um fo mehr, ba er fich felbft, in folge des mit der Judenſchek 
ahgeſchloſſenen Kontrakts, als denjenigen gerirt, weldyer jüdifhe Trauungen allein za 
beforgen bereditigt üft, und infofern er fie perfönlich nicht vollzichen fann,, den uftrat 
bazu zu ertheilen hat. Grtheilt er einen ſolchen Auftrag, fo iit die Trauung immer als 
von ihm felbft vollgogen zu betrachten. Er ift daher auch verpflichtet, ſich Telbft zu über: 
zeugen, ob dasjenige, was nach den Gefegen einer Trauung vorausgehen muß, au 
wirtlich vorausgegangen fei, und bleibt, wenn er dies unterlaffen, für die von feinem 
Manbdatar begangenen Verfehen verantwortlich. Im vorliegenden Kalle kann bie in dm 
Kommiffario enthaltene Weifung, alle geſetliche Borfäriten zu deobachten, weldt 
dabei gebräudlich, ben N. vor biefer Werantwortlihteit um fo weniger [hügen, 
als diefe Ausdrüce nur auf das jübifche Ritualgefeg, nicht aber auf das beftehenbe bir 
gertiche Gefeg zu beziehen find. 

Der N. hat alfo gegen die X. R. D. d. 20. März 1838. und bie zu deren Ausfik 
zung unterm 12. Jan. 1837, erlaffene Mi uf. gefehlt, baher die K. Reg. bie @adt, 
unter Mittheilung gegenwärtiger Werfügung, an bie Juftigbehörbe abzugeben und af 
Beſtrafung deffelben, nad) vorgängiger gerichtlicher Unterfuhung, anzutragen hat. 

‚Im Uebrigen finde id} nach der bargeftellten Sachlage keine Beranlaffung, den R. al 

u Trauungen allein berechtigt anzuerkennen, und ihn bei diefem Anfpruche und bei Gr 
bung ber für ſolche Handlungen einzugiehenben Gebühren zu [hügen. Wiemehr biet 
is jebem Juden überlaffen, ſich wegen einer Trauung an andere Perfonen zu wenden, 
weiche nad) dem Situalgefege dazu berechtigt find, und fid mit diefen wegen der Ge 
bühren zu vergleichen. Deshalb bedarf es aber einer weitern öffentlichen Bekanntms 
ung nicht, da ed durch die obgedadhte X. R. D. und die erfaflene Minifterialverfb: 
un bereits fefifteht, baß Jeder, weicher eine jübifche Trauung verrichtet, für die Br 
obachtung ber Worfhriften des bürgerlichen @efeges verantwortlich bleibt, 
(8. I. BL. 1840. Mr. 28) - h 
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1) für die Gebiete, in denen das X. L. R., aber nicht dad Ed. v. 11. 
Mär; 1812 und 1. Juni 1833 gelten, dad R. v. 17. Jan 1812. 


Das". O.⸗Landesgericht von Schlefien hat nad) feinem in der Nſchen Ehefcheibungss 
ſache eingegangenen Berichte v. 20. Dec. v. 3. zwar nunmehr angenommen, daß dieſe 
Sache quond effertus civiler vor bie ordentliche Civil⸗Obrigkeit gehöre, verlangt aber 
noch darüber befchieden zu werden, ob dabei einzig nur den riftlihen Ehegefegen nad; 
zugeben, oder vielmehr, ſoweit diefelben mit dem jüdifchen Ritual unverträglid) feien, 
diefen vorzugäweife volle Wirkfamkeit einzuräumen feit 

Allem Vermuthen nad) gehet der Sinn diefer Frage zunädft bahin: ob die in dem X. 
ER. Thl. II. Tit. 1. 8. 668 seqq. feitgefesten erheblichen Urfachen der Scheidung auch 
auf die Trennung einer Juden⸗Ehe durch richterlihen Ausſpruch Anwendung finden? 
und in diefem Sinne ift es unbedenklich, die Frage zu bejahen, weil die Ehe, in fofern 
fie, ohne Rüdfiht auf Religionsmeinungen, als ein bürgerlicher Vertrag angefehen 
wird, auch nad) bürgerlichen Gefegen beurtheilt und folglich getrennt werben muf, 
fobald ein Theil darauf wegen folcher Pflichtnerlegung ded andern Theiles anträgt, 
welche die Zwecke einer vernünftigen Ehe vereiteln, und wohl gar die Geſundheit und 
das Leben eines Ehegatten in Gefahr fegen, wie diefes in der N.ſchen Sache nad) der 
Behauptung der Klägerin wirklich ber Hall fein fol. Won einem Ritual, welches dm 
beleibigten Theil nöthigen folte, eine ſolche unglüdliche Ehe nicht nur auf Koften ſei— 
ner häuslichen Ruhe und Privatſicherheit, fondern auch zum Öffentlichen Anftoß und 
Aegerniß ſchlechterdings fortzufegen, Tann alfo nicht bie Rede fein. (Eben fo wenig 
Tann das Ritual in den bürgerlihen Wirkungen der vom Richter auf den Grund der Gi- 
vilgefege für zuläflig erklärten Ehefcheidung etwas aͤndern; vielmehr muß fich der Zube 
in der Regel allen Anordnungen bes Staats, beffen Schug er genießt, wie jeder andere 
Unterthan unterwerfen. Eine Ausnahme läßt fich nur alddann rechtfertigen, wenn fie 
nötbig wird, um den Gultus der Juden nicht zu beeinträchtigen, noch der Gewiflene: 

dt derfelben einen unbilligen Zwang anzulegen. Dies kann der Fau fein, wenn 
ein jübifcher Ehegatte den Grund der Eheſcheidung felbft aus dem Ritual Herleitet: x 
B. aus ber Webertretung der Ceremonialgefege, ober, wenn e8 darauf anlommt, ob 
die Frau zur zweiten Ehe zu fchreiten berechtigt und der Mann zu biefem Behuf ihr ben 
Scheibebrief zu geben verpflichtet fei? Da in biefen und andern ähnlichen Fällen das 
Kitualgefeg von der Civil⸗Obrigkeit allerdings berüdfichtigt und dem Gewiſſen des Ju⸗ 
den die erforderliche Kreiheit gelaffen werben muß. Das RK. DO. Landesgericht wird bei 
näherer Erwägung dieſer Anfichten keine Schwierigkeiten finden, die N.ſche Eheſchei⸗ 
dungsſache ferner zu leiten, und bleibt bemfelben auch ganz unbenommen, bes Rabbis 
ners ſich zu bedienen, und benfelben zum Verſuch der Sühne zuzuziehen. 

(Jahrb. Bd. 1. S. 23. Gräff Bd. 1. ©. 142.) 


2. Daffelbe beftimmt für die alten Provinzen das Ed. v. 11. März 1812 
in den 68. 26. 27. (f. oben) und für dad Großherzogthum Pofen der 6. 20. 
dee V. v. 1. Juni 1833. 

B. Zweifelhaft ift ed, ob der Uebertritt eines jüdiſchen Ehegatten zur 
hriftlichen Religion den anderen Ehegatten zur Ehefcheidung berechtige. 


Es hängt diefe Frage genau mit ber oben erörterten zufammen !), ob 
eine Ehe zwifchen Juden und Chriften zuläffig, indem das L. R. IL 1. 
$. 715. beſtimmt: Ä 

„Sn foweit ald der Unterfchieb der Religion von anfang an ein Ehehinderniß ift 
(8. 86.), in fofern giebt ein Ehegatte, durch Veränderung feiner bisherigen Religion, 
dem Andern rechrmäßigen Anlaß, auf die Scheidung zu klagen.“ 

Ueber die Entftehung dieſes $. 715. h. t. theilen die Geſetzreviſoren 
Folgendes mit: 

In den Entwürfen fehlt diefe Beftimmung gänzlich, indem die Redaktoren erft durch 
ein Donitum gegen den gebrudten Entwurf darauf aufmerkfam gemacht wurden. Der 
Monent bemerkte: Die Ehefheidung müffe verftattet werden, wenn ber eine Ehegatte 
eine Religion annähme. nad) deren Grunbfägen er fich den chriftlihen Chegefegen nicht 


unterwerfe. 
Herr von Grolman machte den Zufag: Iebod nur, wenn die Parthei, die bie 





I) Eiche sub I. 1, 











a74 Die privatrechtlichen Verhaͤltniſſe der Juden. 


habe. Dahingegen habe ich auf ihr Anſuchen bereits an mehrern Orten, wo nach ihrer 
Angabe der Aufenthalt des Ehemannes zu vermuthen war, als London, Haag, Straß⸗ 
burg u. f. w. an bie dortigen Rabbiner gefchrieben, jeboch biß jest fruchtles und ohne 
ben Aufenthalt des Ehemannes gu entbeden sc. 2. (Heinemann Bd. I, &. 242.) 


3) Bericht des Bice-ObersLandrabbinerd an dad K. Kammergericht v. 
5. Juni 1813, 


In Gemäßheit der hohen Verf. v.13. et praes. den 27. v. M. verfehlen wir nit 
anliegend eine nahmhafte Lifte derjenigen jüdiſchen Eheleute, bie feit dem 17. Märza. 
p. bis dato, den Ehefcheidungsbrief von uns erhalten haben, gehorfamft zu überreichen, 
und eben fo gehorfamft Folgendes zu bemerken. 

Die ad D. und E. aufgeführten Ehen find bereits vor Ertheilung des Scheibebriefes 
durch ein vechtskräftiges Erfenntniß Ew. 20.5 wie bie in Em, ıc, Regiftratur befinblis 
hen Alten ergeben müffen, gerichtlic, getrennt gewefen. 

- Die ad C, in der befagten Lifte benannten Eheleute hatten ſich bereits durch ein vor 
dem Domgerichte allhier errichtetes hierbei abfchriftlich ertrahirtes gerichtliches Doku: 
ment Le zur Scheidung verbunden, und fid wegen ihres Vermögens früher aut: 
einander geſetzt. 

Die ad A, erwähnten aber waren Feine biefige Königl. Unterthanen, und nicht in hie 
figen Koͤnigl. Landen anfäflig, fondern Fremde, und verlangten beiberfeits einftimmig 
die Trennung ber Ehe, weil fie kinderlos waren. 

Endli ad B. ift die Ehefcheidung ebenfalls blos auf den gleichflimmigen Antrag bei: 
der Eheleute, wegen gegenfeitiger Abneigung erfolget. Hiernächſt aber müffen wir fo 
wohl zur Entfhulbigung unferes bisjegigen Verfahren, ald auch zur Worbefcheidung 
für zukünftige Fälle Nachftehendes gehorfamft vortragen, 

Es iſt nämlidy die Ertheilung eines Scheidebriefes eines jüdifchen Ehemannes an feine 
Ehegattin weber nady dem mofaifchen Rechte noch nach den Sagungen ber Rabbiner 
und den Ritual-Gefegen der Juden ein actus jndicialis, fondern ein aotus extrajadi- 
cialis oder vielmehr ein actus ministerialis, fobald nur beide Eheleute in die Ehetrer 
nung willigen, und wegen der Auseinanderfegung ihres Vermögens kein Streit unte 
ihnen obwaltet, und nicht ein ober der andere Theil deshalb, oder aus fonft einer Us 
ſache diffentirt und der Scheidung Eontrabicirtz und es ift alsdann auch weder die Ans 
gabe einer beftimmten Urſache noch ein obrigkeitliches Erkenntniß erfordeglich. Diefes 
lehrt nicht nur der Talmud und deſſen Kommentaren, fondern ſolches wird audy in 

Michaelis Mofaifches Recht Th. IT. 8. 119. ©. 234 und 236, und Schotts Einid: 

tung in das Eherecht (Nürnberg 1802) $. 216. pag. 313. 
beftätiget. Es ift mithin die Ertheilung des Scheibebriefes ein gleiher Actus wie die 
Zrauung bei ber Ehes fo wie die Zuſammenkunft der Eheleute unter dem Zraubimmd, 
das Anfteden des Ringes und Ertheilung bes Zraubriefes hei den jüdifchen Eheverbin- 
dungen zur Kortfegung der Ehe, 

Mendelsſohn, RitualsGefege der Juden, Hauptft. IV. Abſchn. 1. 8. 2, pag. 78 mb 

Abſchn. 6. $. 1. pag. 107 und 108, , 
zwar erforderlich, jedoch Kein actus jurisdictionis tft. Entgegengefest aber, ſo wirkt 
nad) dem Ritual-Gefege der Juden, 8. B. Mofis, Kap. 24, 1, wo ed ausdruͤcklich heißt: 

„er Ichree ur einen Scheidebrief, giebt ihn ihre In die Hand, und läßt fie aus feinem 

„Haufe u. |. w.“ 
ein obrigkeitliches Ehefcheidungs-Erkenntniß hinſichts der Kirchenrechte, und zufolge m 
ferer Religionsbegriffe keine legale Trennung ber Ehe, ohne gefegliche Ertheilung bei 
Scheidebriefs, und bevor diefes gefchehen, Eönnen beide Eheleute ſich nicht andermeitia 
verheirathen, und Niemand darf fie trauen. Wenn diefed aber doc) geſchiehet, ober wenn 
auch die Frau fich ohne dieſen mit einer andern Mannsperfon fleiſchlich vermifcht, fe be 
gehen beide, naͤmlich die Manneperfon und bie Frau, die Sünde des Ehebruche, um 

ie etwa aus biefem Beifchlafe zu erzeugenden Kinder find Mamserlm (Schandflede). — 

Hiernach alfo fcheint der 8. 27 des Ed. v. 11. März a. p. eines Theils nicht mit bem 
8.21. 1. c. zu harmoniren. Denn dort heißt es: , 

„Ausnahmen finden bei folhen Handlungen und Gefchäften ftatt, welche wegen ber 

„Berfchiedenheit ber Religionäbegriffe und bes Kultus an befandere geſetzliche 

„Beftimmungen und Formen nothwendig gebunden ſind  — 

NRach der obigen Ausfuͤhrung aber ift die Ertheilung bes Scheidebriefes zur Xrennung 
einer jüdifchen Ehe, nach unfern Religionsbegriffen allerdings eine eben fo nothwendige 
Form, wie bie $. 25. ibid. beftätigte, zur Eheverbindung erforderliche Zufammenkanft 
unter dem Trauhimmel und Anſtecken des Ringes. 

Andern Theils aber, fo ift auch überhaupt zweifelhaft, ob die Worfchrißt biefes $, 
ſelbſt in Hinficht privatrechtlicher Weckättuiie der Juden auf Scheidung und Trinnung 
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Ehemann bie Ertheilung oder die Ehefrau die Annahme deffelben nach den jübi- 
Then Zeremonial: und Ritual-Gefegen verweigertz 


2) der eine oder andere Theil der durch richterliche Erkenntniffe gefchiebenen Eheleute, 
‚ ohne den Scheibebrief ertheilt oder empfangen zu haben, ſich anderweitig mit juͤ⸗ 
diſchen Perfonen verheirathen will, und von mir die Trauung verlangt. 
ad 1. So ift es mir bei den bis dato vorgelommenen Faͤllen diefer Art ſtets ges 
lungen, die Parteien durch vorgängige Ermahnungen und veligidfe Vorſtellun⸗ 
gen dahin zu vermögen, daß fie von ihren Weigerungen abftanden, und in bie 
Ertheilung oder Annahme des Scheidebriefes Eonfentirten. 

Gegenwärtig ift es aber bei den hier wohnenden S. U . + +. ſchen Eheleuten ber 
Ball, daß deren Che bereitd mittelft rechtökräftigen Erkenntniffes des Königl. Hoch 
preisl. Kammergerichtö getrennt ift, der Ehemann audy bei mir auf Ertheilung bes 
Scheidebriefes angetragen hat, die gefchiedene Ehefrau, geb. B., aber die Annahme 
defielben verweigert, und alle diesfailfigen gütlichen Vorflellungen und Ermahnunge 
find bis dato fruchtlos geblieben. Es hat nun zwar der X. . . ſowohl als ich beim S⸗ 
nigl. Rammergericht darauf gehorfamft angetragen, 

Died... durch gefegliche Zwangsmittel hierzu zu bewegen. 

Aus den anliegenden Refolutionen diejes Gerichts v. 4. San. und 25. März d. 3 
aber werben Ew. Ereellenz zu entnehmen geruben, daß wir mit biefem Antrag zurie 
gewiefen und abfchläglich beichieden worden. 

Dies veranlagt mid nun, foldyes Ew. Exzellenz zur hohen Entfcheibung unterthänigk 
vorzutragen, da ich mich von der Richtigkeit der hohen Verf. bes Königl. Kammerge 
richts nicht überzeugen kann, und Ew. Erzellenz erlauben mir gnädigft, Folgendes uw 
terthänigft dagegen zu bemerken: 

Das Königl. Kammergericht gehet zwar von dem richtigen Gefihtspunft aus, da} 
bie Ertheilung des Scheidebriefes unter jüdiſchen Eheleuten fein Actus Judicialis, ſor 
dern nur ein Actus Ministerialis, und folglich blos eine religisfe Handlung und Zar 
moniel ift, wie ic, dies in meinem gehorfamen Bericht v. 5. Juni ausgeführt hak 
Hiernächſt folgert das benannte Gericht: da nad) $. 27 des Allerh. Ed. v. 11. Dig 
1812 der Scheibebrief zur Begründung der bürgerlichen Wirkung einer gänzlichen Im 
nung ber Ehe nicht nothwendig tft, fo könne auch das Gericht die jüdifchen Shelet 
bierzu nicht zwingen, da feinem Mitgliede einer Gefellfchaft nach den Worfchriften di 
Landrechts Slaubensgefege aufgebrungen, und folches zu einer Religions⸗Zeremonie 96 


nöthigt werben könne, 
8.1.4. Tit. 11. Th. II. A. L. R. 

Indeſſen bin ich der unterthaͤnigſten unvorgreiflichen Meinung, daß dieſe Grundfäk 
und Verordnungen auf ben vorliegenden Fall nicht anwendbar find. Denn die Glaubens 
und Gewiflens: Freiheit eines Menfchen können ſich nur auf folche religiöfe und zeremu 
nielle Handlungen beziehen, deren Thun und Laſſen eines jeden Einwobners des Staatl, 
ber fonft die gejeglichen perfänlichen Fähigkeiten, allein zu handeln und zu urtheiln we 
fist, freiem Willen und Gewiffen überlaffen bleiben, wobei kein anderer intereffirt, um 
Niemanden ein Rachtheil entftehet, ober in der Ausübung feines Rechtes geftört wir. 
Hier aber verhält es fich anders. 

Die religidfe Handlung der Ertheilung des Scheibebriefes unter jüdifchen Sheleuia 
Tann nicht von einem Theile allein, ohne des Andern Zuthun oder Duldung verridte 
werden. Der Ehemann muß folhen geben, und die Ehefrau benfelben annehmen 
Einer wie ber Andere hat, ald eine vom Staate aufgenommene und gebuldete Religions 
Geſellſchaft, fobald die Ehe fchon durch richterliche Erfenntniffe und Chefceibungs 
gründe bürgerlich getrennt ift, das Recht, diefe religiöfe Handlung nach feinen Ab 
gions⸗Begriffen und wie es die Vorfchriften feiner Religion verlangen, auszuüben. Ba 
der Weigerung bes einen ober andern Theile aber wird jener Dadurch in feinen Rechte 
und feiner Gewiffensfreiheit geftört. 

Diefes ift aber in den Geſetzen nicht geftattet. 

$. 509. Zit. 20. ibid. 
$. 93. der Einleitung um .L.R. 

Befonders aber, ba hier der Eine, zur Ausübung dieſer religidſen Handlung berab 
willige Theil, nad) feinen Religions: Begriffen nur nad) gehöriger, nach den Vorſch— 
ten der jüdifchen Ritual:Gefege erfolgten Ertheilung des Scheibebriefes, fonft aber nich 
ſich anderweitig verheirathen kannz ihm aber diefes Recht durch das richtertiche Erkem⸗ 

niß zuftehet, und von dem andern Theil in der Ausübung deflen verhindert wird; des 
Eonfentirenden Theil daher bei der Vollziehung des Zeremontel ein Vortheil entfich 
und ein Nachtheil abgewendet wird, der andere und biffentivende Theil aber durd N 
Grtheilung und Abnahme keinen Nachtheil, To wie von der Unterlaffung und Berweip 
sung keinen Vortheil hat. Hier gilt aſo auch wohl bie allgemeine Rechtsregel: 
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daß zwar, auf den Fall, die Ehe wirklich durch daB richtetliche Erkenntniß in An: 
fehung aller bürgerlichen Wirkung getrennt würbe, der Scheibebrief, wenn feiner 
von beiden Theilen auf deflen Ertheilung dringt, nicht nothwendig fei; baß jedoch, 
falls ein oder der andere Theil fich ohne dieſen anderweitig verhefrathen will, fein 
Rabbiner, oder fonft jemand zu der Trauung biefer zweiten Ehr angehalten wer 


den koͤnne. 
\ In tieffter Submiſfion erfteibt ich ꝛtc. 
6) In Kolge diefer Eingabe wurde durch dad Zuft, Min. die Werne 
mung ded Vice-⸗Ober⸗Landrabbiners Weyl duch dad Kammetgericht 
darüber angeordnet: | 


1) ob zu ber in dem $. 25 des Ed. v, 14. März 1812 geörbneten Trauung bie Kos 
kurrenz des Rabbiners oder ehesten jüdifher Zeugen ſchlechterdings näch da 
Mitualgefegen erforderlich ift? . . .. 

2) in welcher Art die Ertheilung des Scheibebriefes bei den Tuben alsbann vollzogen 
wird, wenn nad) den jüdifchen Geſetzen der Fall eintritt, ivo ber Gefdtestne She 
mann feiner Frau folgen aufzubringen berechtigt ift? 

Hierauf erftattete Legterer | v 

7) folgenden Bericht unter dem 11. Febr. 1820. | 

Im Berfolg meiner gehorfamften Eingabe vom 24. Dec. v. 3. will ich bie in ber ho⸗ 
ben Verf. v. 24. v. M. aufgeftelten Anfragen, wie folget, gehorfamft beantworten. 

Ad 1. fo wird zur Vollziehung einer vollguͤttigen Ehe nach den juͤdiſchen Ritual⸗Ge⸗ 
fegen im engern Sinne nur erfordert, 

daß die Verlobten unter dem Trauhimmel in Gegenwart zweier, nad juͤdiſchem 
Ritus tüchtiger Zeugen, zufammentreten, der Bräutigam der Braut ein ihm es 
genthuͤmlich zugehöriges Stüd Gelb, oder eine Sache, die mit Gewißheit minde 
ftend den Werth einer Perutah, oder ohngefähr wie einen halben Pfennig jegigen 
Landes-Geldes hat, Übergiebt, und zu ihr die Worte fagt: 
„hiermit fouft du mir angetraut fein, nad der Weife Mofes und Zfraels.” 
Ritualgeſetze Hauptft. 4. $. 2. 

Sm weitern Sinn aber ift ſowohl nach ben Sasungen der Zalmubiften und den fpös 
tern Rabbinern, ald nad) dem allgemeinen und herkoͤmmlichen Ritus und der Obfervan 
die Konkurrenz des Rabbiners oder einer von dicſem dazu ausdrüdlich beauftragten Pers 
fon unumgänglid) dabei nothwendig. Denn einmal, fo hängt von ber präcifen Beob: 
Achtung der oben bemerkten Trauungs-Form fowohl, als auch von den dazu gehörigen 
Requifiten die Gültigkeit der Cheverbindung ab. Als: 

1) dag das Stüc Gelb oder die Sache dem Bräutigam eigenthümlich zugehöre; 

2) daß defien Werth nicht —F ſcheine, als er wirklich iſt, und daher durchaus kein 

Edelſtein ſein darf, weil dieſer der Taͤuſchung unterworfen iſt: 

3) daß die zwei Zeugen weder unter fi ſelbſt, noch mit den beiden Cheverlobten in 
naher Verwandtſchaft ſtehenz 

4) daß der Braͤutigam bei Uebergebung des Ringes bie Worte wirklich fo ausſpricht, 
wie vorbemerft ift. Eines Theils ift num nicht ein jeder Sfraelit, außer dem Rab 
biner, mit diefen Vorfchriften fo genau befannt, andern Theild befiget auch biefer 
mehr als ein anderer das öffentliche Vertrauen, daß er auf bie genaue Beobach⸗ 
tung achten und jeden Verftoß dagegen verhüten wird, fo wie das Ehepaar felbfl 
aus Achtung vor ihm fidy eher als eines jeden andern Anordnungen hierbei gutwil⸗ 
lig unterwerfen und nachkommen wird. 

Zweitens aber, jo giebt es außer ben allgemein befannten verboterien Ehen nod Ehe⸗ 
hinderniffe nad juͤdiſchem Ritus, die nicht ein jeder weiß, und von ihm auch nicht fo 
genau, ald von dem Rabbiner vor der Trauung geprüft werben. Rind: 

41) daß die Eheverlobten nicht in einem Grad verwandt feien, der. die Ehe nach juͤdi⸗ 

ſchen Gefegen verbietet5_ 

2) daß bei aus einer frühern Ehe gefchiedenen Verlobten man fi von ber Rechtskraft 
der Scheidung nad) juͤdiſchen Geſetzen genau überzeuge; 

8) daß eine Mannäperfon, die ein Soden tft, Beine geſchiedene ober gefchwächte Per; 
fon heiratben darf; 

4) daß die Braut nicht efwa von einer andern Perfon beihrängert ſei; 

5) daß eine Wittwe aus einer kinderloſen Ehe von dem Bruder ihres verſtorbenen 

-_ Mannes die Chaliga erhalten hat. | 

Endlich aber, fo tft auch nach ben Satzungen ber Rabbiner, außerber obigen Trauuugs⸗ 
Zeremonie, keinem Ifraeliten erlaubt, Mit einet Frau zu leben, bevor ex ihr. nicht bie 
Morgengabe in ein rechtsgultiges Dome 0 tubah) und Traubrief verschrieben hat. 
Kitualgefege 1, c. Abſchnitt 6. 8. 1. DW taubrief muß dent Rabbiner vor ber 
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“March. Th, II, pag. 258. Cirk. v. 22. Mai 1776. 1. c. Bd. V. e. pag. Id. 
Nro. XXI. 


Wenn ich nun zwar ben Auflagen der hohen Verf. v. 24. v. M. mich genügend ent: 
ledigt zu haben glaube, fo ift in der gedachten Verfügung nicht angegeben, wodurch Se. 
Ercellenz der Herr Juſtiz-Miniſter veranlaßt worden, über die bort enthaltenen Punkte 
Auskunft zu verlangen, Sch vermuthe daher, daß tiefes lediglich in Folge meines unter 
thänigen Berichts an das hohe Juſtiz-Miniſterium v. 24. Dec. v. J. geſchehen ik. 
Deshalb fehe ich mich veranlaßt, noch folgendes gehorfamft zu bemerken. Es find naͤm⸗ 
lich die Källe, wo juͤdiſche Eheleute die Ertheilung oder Annahme des Scheidebriefes eins 
feitig verweigern, vor Emanirung des Ed. v. 11. März 1812 von denen, bie fich nad: 
ber und jest in den Königl. Landen, fo weit jenes Edikt für die jüdifchen Einwohner 
Geſetzeskraft hat, ereignen, weſentlich unterfchieden. 

Denn zu jener Zeit, ald auch die bürgerliche Wirfung einer Ehetrennung von ber Er: 
theifung und Annahme des Scheibebriefes abhing, war Seitens des diffentirenden Che 
gatten zugleich die Abficht und der Zweck verbunden, fi) von dem andern Ehegatten gar 
nicht zu trennen, fondern vielmehr in jeder Rückſicht verehelicht zu bleiben; hierzu Eonnte 
nun ber Ehegatte, der die Ertheilung oder Annahme ded Sceidebriefes verweigerte, 
durch die bürgerlichen Berhältniffe zwifchen ihm und dem andern Ehegatten mandıen 
Srund haben. Es bemühte fich dayer auch das vormalige jübifhe Bericht, das Motiv 
der Verweigerung aufzufinden und zur Sprache zu bringen; und in ber Regel wurde 
deshalb zwiſchen den Shegatten ein gütliches Ablommen zu Stande gebracht, woburd 
der früher der Scheidung widerfprechende Ehegatte von feiner Weigerung abftand, und 
in die Ertheilung oder Annahme des Scheidebriefes freiwillig Eonfentrirte. Daher auch 
zu jenen Zeiten nur fehr felten anzumenbende Zwangsmittel vorgelommen find. 


Gegenwärtig aber, wo nach $. 27 des Allerh. Ed. v. 11.März 1812 die Ehetrennung 
hinſichts der bürgerlichen Verhältniffe der jüdiichen Eheleute nur Durch das richterlik 
Ertenntniß bewirkt wird, welches der Ertheilung des Sceidebriefes vorausgehen muf, 
folglich auch Fein Ehegatte je ein rechtliches Motiv zur Weigerung der Ertheilung oder 
Annahme des Scheidebriefes haben kann, indem die Ehe in jeber bürgerlichen Ruͤckſicht, 
aud) wenn der Scheidebrief gar nicht ertheilt wird, immer als getrennt anzufehen if, 
und daher weder aus der Ertheilung ein Vortheil, noch aus ber Nichtertheilung ein 
Nachtheil erwachſen kann. Hier alfo iſt die einftimmige Weigerung zur Ertheilung ode 
Annahme des Scheidebriefes eine bloße Chikane und Störung des andern Theils in de 
Ausübung feiner Religiondgefege und Zeremonien, und daher diefer auch wohl befugt 
ift, zu verlangen, daß jener durch richterliche Hülfe zur Ertheilung oder Annahme ve} 
Scheidebriefes angehalten werde. Nur wenn beide Theile ben Scheibebrief nicht verlan⸗ 
gen, kann diefes ihrem Gewiſſen überlaflen bleiben, jedoch aber kann Feine anderweitige 
Trauung einer zweiten Ehe vor der Ertheilung des Scheidebriefes erfolgen. 

(Hinſchius Wochenſchrift 1837. ©. 513. und Heinemann a. a. D. S. 258.) 


8) Diefed Gutachten veranlaßte dad R. des Juſt. Min. (v. Kird: 
eifen) v. 28. März 1820. 

Nach Erwägung des, mit dem Berichte des Königl. Kammergerichts v. 21. Febr. c. 
in der Eheſcheidungs⸗Sache des Kaufmanns X... eingefommenen, von dem Vice⸗Ober 
Landrabbiner anderweit abgegebenen motivirten Gutachtens, hält der Chef der Zufiz 
eö für unbedenklich, daß die gefchiedene X... nach erfolgter Annahme des den Scheibe 
brief involvirenden Eheicheidungs-Erkenntniffes zur Ausftellung des erforberlichen ans 
berweiten Konſenſes ober der diefen Konfens vertretenden Annahme des Scheibebriefes, 
nad) jübifhem Ritus, durch gefeglihe Zwangsmittel angehalten werben kann und muf. 
Denn fie hat felbft nicht nur auf die Ehetrennung angetragen, fondern ſich auch ber 
Kognition des Koͤnigl. Kammergerichts freiwillig in der Sache unterworfen. 

Der erfolgte Ausfpruch des Gerichts ziehet nach dem Geſetz v. 11. März 1812 ſchon 
an und für fich felbft alle Wirkungen der Eheſcheidung in bürgerlicher Hinſicht nach fid, 
und wo — wie dies hier der Zall ift — diefe Wirkungen durch bloße Chikane des andern 
Theile, und ohne daß dabei ein Gewiſſens-Skrupel gedenkbar fein ann, in ritueller 
Hinfiht gehemmt zu werden Gefahr laufen, da ift der Richter eben fo ermächtigt und 
verpflichtet, fein Amt durch Auferlegung gefeglicher Zwangsmittel eintreten zu laffen, 
als nach der Auseinanderfegung deö zc. Weyl der Rabbiner in fonftigen Källen game 
fen fein würde. Auch ſprechen bie von dem Vice⸗Ober⸗Landrabbiner allegirten Geſet⸗ 
Stellen bdergeftalt dafür, daß dadurch die Lücke, fo das Königl, Kammergericht in die 
fem Theil der Geſetzgebung zu finden vermeint, gebedt wird. Eventualiter wird es fein 
Bedenken haben, in künftigen Scheidungsfällen biefer Art die Verpflichtun zur Aus 
ftelung des Konfenfes in die anderweite Verheirathung, in dem Erkenutniffe mit aus⸗ 
gubrüden. Eines ſpeziellen Geſetzes bedarf es hierüber nicht, da hierin nur ein, die 
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niffe der Mutter erzogen werben, wenn aber ber Vater ein Chriſt, die Mut 
ter einer anderen Religiondp artei zugethan, bis nach zurückgelegtem 14. Jahrt 


in der chrifttichen Religion. 
Heber die Entſtehung dieſer Beflimmungen theilendie Geſetzreviſoren 
folgende intereſſante Momente mit. 


Der 8. 460 des gedr. Entw. beſtimmte, wie ſchon durch ein Konkl. der Geſ. Komm. 
v. 11. Dee. 1781 Klein's Ann. 1. 12. Rabe J. 6., 3882- 6589) feſtgeſetzt war, ohne 
Ausnahme, daß unghelihe Kinder bis nach zuruͤckgelegtem 14. Jahre in der Religion 
der Mutter exzogen werden ſollten. 

Ein Monent meinte zwar, die Söhne ſollten nach ber Religion des Baters, und bie 
Töchter nach der Religion der Mutter unterrichtet werden, wie man bei ehelichen Kin 
bern angenommen hatte (gedr. Entw. $. 43. U. 2. R. 6. 76. h. t.). Aud Hear 
an wollte ‚die bei ehelidyen Kindern vorgefchriebenen Regeln in ſoweit bei: 

ehalten, 
daß, ſo lange die Eltern einig wären, ihnen Niemand vorzufchreiben habe, in welcher 
Religion das Kind unterrichtet werben folle. 
Über, fährt er fort, " 
find die Gittern uneinig, fo muß die Mutter vorgehen, deren Namen und Stand das 
Kind führen fol. (Mat. Bd. 73 f. 557v- 5. 460. mon. 2, et marg.) 

Indeffen ift die Regel unverändert ftehen geblieben, dag unehelihe Kinder in ber Re 
Hoton der Mutter erzogen werben follen. 

Run fragte das Kammergeriht: „Soll bie auch alddann ftattfinden, wenn Wk 
Mutter jübifcher, der Water aber chriſtlicher Religion ifl, und diefer das Kinb zu 
iehuns zu fi nehmen will? Das Kind Fommt bei der chriftlichen Religion 

efler fort. 

Har v. Grolman meinte: 

„Ob die Mutter eine Zübig, und der Vater ein Ehrift iſt, macht eben fo wenig Un 
terfchied, als wenn die Mutter eine Chriftin und der Vater ein Jude iſt.“ 
(Mat. Bd. 78 f. 557v- 5. 460. mon, 1, et marg.) 
Allein Suarez erfiärte: 
„So wenig ich fonft dafüx pin, Juden in ber Geſetzgebung härter, 
als Chriften zu bebanteln, fo würbe ich doch dem Voto des Kammergerichti 
beitreten, daß, wenn bie Mutter eine Jüdin, ver Vater aber ein Ehrift wäre, und 
legterer die Erziehung des Kindes felbft übernehmen wollte, ihm freiftehen müſſe, 
folches in der chriſtlichen Religion erziehen laſſen, 
weil dad zeitliche Wohl des Kindes (mit welchem es bie Befekgebung nur zu thun hat) 
dieſes offenbar erfordert.” (Rev. mon. Mat, Bd. 80. Abfchr. Bd. IE. f. 594. etv.) 
Demgemäß wurde die Ausnahme im Koncept zum umgearb. Entw. (Mat. Bd. 82f. 
51. $. 646.) und im Manuftr, zum Gef. Bud (Mat. Bd. 86 f. 159°-) dahin gefaßt: 
„doch kann der Water, welcher der chriftlichen Religion zugethan tft, ein Kind, 
welches von ihm mit einer Perfon eined anderen Glaubensbelenntnifjes außer ber 
Ehe erzeugt worden, in der Kriftlichen Religion erziehen laſſen.“ 
Diefer $. ift jedod im Manuſtr. z. G. B. (l. c.) durchſtrichen, und dafür der jegige 
8. 643. fubftituirt worden, nad) welchem 
unebeliche Kınder in der Religion bed Baterd erzogen werben müffen, wenn 
er ein Shrift ift und die Mutter nichts 
ohne Zweifel aus Beranlaffung eines währenb der Redaktion vorgelommenen Falles 
und der dadurch herbeigeführten K. DO. v. 9. Dät. 1789, worin dies auf einen von 
Suarez felbft koncipirten Bericht des Staatsraths feitgefest wurde. Er fagt darin: 
bas ältere Konkl. der Gef. Komm., welches unehl. Kinder in der Rel. der Mutter er: 
en wiffen wolle, habe nur an den Unterfchied der hriftl. Rel. Partheien gedadıt. 
em Kinde fei in jeder Beziehung beffer profpieirt, wenn es in der chriſtl. Rel. erzogen 
werbe. Die Gelege, welche die ggr zu große Wermehrung der Juden zu verhindern 
ſuchten, würden mit ſich felbft in Wiberfpruch ftehen, wenn fie ſolche Vermehrung durd 
unerlaubten Beifchlaf begünftigen wollten. Weberhaupt fcheine es unfchicklich zu fein, 
in zweifelhaften Fällen, wo eö, wie hier, gar nicht auf Zoleranz ankomme, bie öffent 
liche Rel. des Staats ciner blos gebuldeten Sekte nachzufegen (act. des Beh. St. Archive, 
betr. die Anfrage, in welcher Rel, ein von einer Judin und einem Chriften erzeugtes uns 
eheliches Kind zu erziehen. R. 7. Nr. 70. de 1789.) 
(Gefegrev. a. a. D. Mot. zu Thl. II, Tit. 2. 58. 263—264 ber E. &, 203-205.) 


Obigen gefetlichen Vorfchriften gemäß beflimmen 
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det, in ſofern nicht ein anderer provinzieller Major. Termin gilt. Dabin 
Ruͤckſicht der Zuden in den ehemals Königlich Meftphälifchen Landes⸗ 
theilen exlaffene R. v. 24. Juni 1836 fleht hiermit auch nicht im Wider 


fpruh. | | 

Es beflimmt: 

Dr Koͤnigl. Gerichte⸗Deputation zu Salzkotten hat bei dem Juſtiz⸗Miniſter darüber 
angefragt: | | 

hit welchem Lebensjahre ber Majorennitätstermin ber dortigen Juden nad ber 

gegenwärtigen Gefehgebung eintrete? Indie Dr ED 

Das Königl, Dberlandesgericht erhält anliegenb Abfchrift bes betreffenden Ber. v. 
42. d. M. mit dem Eroͤffnen zugefertigt, daß der Juſtizminiſter der darin entwideltn 
Anficht dahin beitritt: u 

daß nach $. 14 des Publikationspatents zur Einführung bes A. L. R. v. 9. Sept, 
1814 der Eintritt der Majorennität der dortigen Juden, gleich wie der übrigen Uns 
terthanen, mit bem vollendeten 24. Lebensjahre anzunehmen ift. 

Diefer Annahme fteht die Allerh. 8. D. v. 8. Auguft 1830 (G. S. S. 116.), nicht 
entgegen, fie beftimmt nur, daß das Ed. v. 11. März 1812 über die bürgerlichen Per: 
hältniffe der Juden dort nicht eingeführt fei, daß vielmehr diefe befonderen Verhaͤltniſſe 
der Juden nad) den bisherigen Gefegen beurtheilt werden müßten. Hätten alfo bie 
Juden nach den frühern Gefegen einen befondern von der allgemeinen Werfaflung ab: 
weichenden Majorennitätstermin gehabt, fo würde diefer allerdings noch gegenwärtig 
gelten. Dies iſt aber nicht der Ball. Sie waren vielmehr, wie ber Art. 1. des Dekreti 
v. 27. San. 1808 klar ergiebt, allen übrigen Unterthanen in dieſer Beziehung und fon 
gleich geftellt, mithin auch gleich biefer jeder allgemeinen gefegtichen Abänderung bei 
Maiorennitätötermins unterworfen. Es folgt hieraus, daß der frühere allgemein ge 
fegliche Mojorennitätstermin von 21 Jahren aud) in Betreff der Juden durch die Ein 
führung des X. L. R. wegfallen und an deffen Stelle ber landesrechtliche Majorennitäts⸗ 


— — ⸗ 


termin von 24 Jahren nach $. 14 des Publikationspatents v. 9. Sept. 1814 g6 


treten ift. 
Hiernady hat daher das Kollegium zu verfahren, und die Verf. v. 3. Maid. J. 


zurücdtzunehmen. (Jahrb. Bd. 47. ©. 501. Graͤff Bd. 10. ©. 6 

4) Was indbefondere die ehemals Königl; Sähfifchen Landestheilt 
anlangt, fo nimmt in ihnen die Voljährigkeit der Juden mit vollendeten 
21. Lebensjahre ihren Anfang, wie $; 1. Kap. II. der WBormundfcaftk 
Drd. v. 11. Oft. 17821) beftimmt, welche Durd) dad Ob. Amts Reg. Po 
tent v. 8. Dec. 17832) aud in der Nieder Laufig publicirt ift. 

5) Diejenigen Juden, welche zur Zeit der Publifation des Edikts v. 
11. März 1812 dad 20. Jahr fchon zurückgelegt batten, können nicht wieder 
in die Minderjährigkeit zurücktreten, fondern müffen ald großjährig behan 


delt werben. 
(RN. v. 28. Aug. 1822 u. R. v. 5. San. 1813 sub Nr. 2. Jahrb. Bd. 1. ©. 208. 


u. Bd. 2. S. 181—186. Gräff Bd. 1. ©. 30. u. ©. 265—269.) 


IL 
VBormundfchaft. 
Mofes Mendelsfohn, a. a. D. 2. Hauptft. 2. Abſchn. 5. 1. 
Zerlinden, a. 0. D.$. 408 


Früher wurde die Vormundſchaft durch bie Rabbiner geführt. Das Ct. 





der Vorfchrift zugelaffen werden koͤnne, wonad die Minderjährigkeit ohne Un: 
terſchied des Orts, der Herkunft und bes Gtanbes. bis zum zurüdgelegtn 
24. Sabre daure, weil der $. 27 der ®. .v. 1. Juni 1838 in Be iehung auf alle 
in ihr felbft nicht anders beftimmte Verhaͤltniſſe alle, wegen der Juden früher m 
gangenen Verordnungen aufgehoben und alle Suben ben hriftlichen Einwohner 
gleichgeftellt habe. Die V. deute das auch an andern Drten genugfam an, de 
fie x. B. im $. 25. ben nicht naturalifirten Juben vor erreichtem vwierundzwan 
zigften Jahre die Schliegung einer Ehe nicht geſtatte. 

2) Cod. August. II, Kortf. Thi. I.&. 383, - 

3) Cod. August. uU, Sort. Thl. Mi, &, wi, 
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laffungsgrbentien. beſonderen Falle allerdings obgelegen ber Gyefraudes Pt. I. welche 
—8 ihr niebergelegte Teſtament geſtaͤndlich ee Beate 6 hat, 
das erwähnte Edikt vorzuhalten, und fie auf die Folgen ber unterlafienen Beobadjtung 


defſelben aufmerffam zu machen. In fofern ſolches noch nicht geſchehen ift, muß es bas 


her nachgeholet, und bie Teſtatrix dadurch veranlaffet: werben, ihre. Ramendunterfchrift 
dem Ebitkte gemäß. zu berichtigen. Wenn bigfelbe abex fidy deffen weigert, fo iR «6 
enug, daß ihre Weigerung zum Protokoll vermerkt werde, und verfteht: es ſich von 
elbft, daß bad Stadtgericht, welches hiernach, ber allgemeinen Gerichtsordnung Thl. II, 
Tit. 2. $$. 31—33, gemäß, des Seinige getban hat, für die Folgen nicht weiter verant; 
wortlich ift 2. (Jahrb. Bd. 1. &. 67. Graͤff Bd. 1.8.48.) 
In Betreff der Gültigkeit der vor 1812 nach jũdiſchem Ritus geſchloſſenen 
Ehepakten vergl. die in einem ſpeziellen Falle: abgegebenen. Gutachten 
bei’ Heinemann, Bb. 1. ©. 104-129. j 


Fünftes Kapitel, 
Gütergemeinſchaft. 


An Orten, wo Gütergemeinſchaft unter Eheteuten durch Provinzialge 
ſetze oder Statuten eingeführt iſt, ſind derſelben auch Eheleute jüdiſcher 
Religion, unterworfen, und es müſſen insbeſondere alle: vor ihnen vorge. 
nommenen Handlungen: in, Beziehung auf Dritte nach den Regeln der 
Gütergemeinfchaft beurtheilt werden; auch wenn. dig Ehe vor. Pıurbiifation 
des Ed. v. 11. März 1812 vollzogen worten; in ſofera ‚nicht die: Güterge 
meinfchaft. nach Publikation diefedi Ev. durch, Betrag, audgefchloffen. wor⸗ 
ben iſt. Wenn der Eintritt: der Gütergemeinfchaft dadurch bebingt iſt, daß 
die Ghe beerbt, fo. kommt ed. bei jüdiſchen Eheleuten nicht darauf au, ob 
die Kinder nor ober.nach. Publikation des Ep: v.. 11. März. 1812 geboren 
find. So.wusde erkannt durch die drei gleichlautenden Erkenntniſſe des 
Stadtgerichtt zu Breslau: und erſtin Senats, des⸗ B. &. &; Dnfelbft de 
publ. 18. April 1834 und 16. März; 1836 und des Geh. Ob. Trib. vom: 
18. Zebr. 18372). | | 

Bon den nämlicyen Anfichten gehen: mit Rechfiauß: 

Koch (Die Juden: im Preuß. Staate. & 191) und 

Bornemann (Syſt. Bd. 5. &. 168.), wogegen 

Schmidt; (Zamilien⸗Recht S. 273 —276.):die: entgegengeſetzte Anſicht aus⸗ 
zuführen verſucht. 


Sechſtes Kapitel. 
Verträge. 


L Darlehne. 


A, In Anfehung ber. Zinfen. beflimmt., _ 

1) daB. 8 N I. 11. 88; 805. 806. Zr 

„Kaufleuten ift erlaubt. Sechs, und Juden Acht vom Hundert, an: Zinfen ſich ver 
ſchreiben zu laſſen,“ 

„Juden, welche bie Rechte chriſtlicher Kaufleute haben, muͤſſen darnach, auch in An: 
ſehung des erlaubten Zinsſatzes beurtheilt werben,” J 

$. 836. Kaufleute und Juden koͤnnen den höchſten ihnen erlaubten. Zinsſatz als 
an Mr fordern, wenn fie gleid) im Inſttumente ſelbſt fi nur niedrigere Zinfen 
veriprechen laſſen. a, 
2) In Betreff der alten Provinzen beſtimmt jedoch: die Erklärung ber 





— — 


») Simon Entſch. Bd. 2. S. 234 ff. Koch Archiv Bd. 1. S. 844 ff. 


— 
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2. Eine Beſtimmung ber Kurkölnifhen Zuden-Drdn. v. 28. Juni 1700. 
Kap. IV.1) und ver B. v. 14. Dec. 1771 *), daß Perfonen geringen Stans 
des nültigerweife nur vor zwei chriftlichen Zeugen, welche der Auszahlung 
des Geldes beigewohnt, an Juden Schuldfcheine ausſtellen Fönnen, ift nah 
dem Zeugnifle des O. L. G. zu Arnsberg völlig obfolet geworden und in 
judicando feit undentlicher Zeit nicht mehr in Anwendung gefommen>), 


3. In Oftpreußen und dem Großherzogthume Pofen kommt 
eine befondere Form der Darlehnd:Urkunde unter Juden vor. In der 
Urkunde, Mamre*) genannt, bekennt der Schuldner ein Darlehn empfan⸗ 
gen zu haben, und iſt vermöge diefed Bekenntniſſes ohne alle Einrede die 
darin bemerkte Schuld zu bezahlen verbunden. Die Form dieſes Juſtru— 
ments ift diefe: Auf der einen Seite eined Zetteld wird der ganze Inhalt 
der Obligation, namlich die Summe und Urſache der Schuld, der Ort der 
zu leiftenden Zahlung und der Name des Gläubigerd, auf der andern Geite 
aber wird der Name des Schuldners und des Rabbinerd nebft den Zeugen, 
welche zur Öffentlichen Beglaubigung einer ſolchen Urkunde gebraucht wor 
den, verzeichnet. Es giebt ameierlei Arten des Mamre, nämlidy: Staar 
Chow und Staar⸗Iska (Handlungsbrief und Schuldbriefi, 
welche faft auf gleiche Weife verfertigt werden. Aus einem folchen Doku 
mente kann nach den jüdifchen Gebräuchen ein jeder Inhaber den Stu: 
ne vor jedem Gerichte, unter deſſen Gerichtözwang er denfelben antrifft, 

elangen. 

Das Dftpreußifche Provinzial,Recht erwähnt derfelben im Zufag 145. 
An Wetpreußen fommen die Mamre⸗Storchows audländifcher Juden 


nicht vor5), 
DD. Wechſel. 
I. Wechfelfänigkeit. 


Nach dem L. R. 1. 8. 8. 723 find Juden ohne Unterfchied dem Wechſel⸗ 
rechte unterworfen. 
Dies ift für Die alten Provinzen durch das Ed. v. 11. März 1812 aufı 
gehoben. 
Es bemerken hierüber: 
a) Das N. des Juſt. Min. (Kircheifen) v. 31. Aug. 1813. 
Durch die sub lege remissionis originaliteg anliegende Eingabe hat der Yuflig 
Komniffarius N. angefragt: , 
ob nach der Publikation des Ed. v. 11. März 1812, die bürgerlichen Verhältniſſe 
der Zuden betreffend, bei den Juden, wie bei Chriften, der Gewerbefchein über ein 
Gewerbe, weldhem das A. L. R. oder fpätere Verordnungen die Mechfelfähigkeit 
beilegen, über die Wechfelfähigkeit entfcheive? 
und ber Juſtiz⸗Miniſter Veranlaffung genommen, über biefe Frage mit dem Departe 
ment für bie allgemeine Polizei im Minifterio des Innern zu fommuniziren. Das 
—* Departement iſt mit der demſelben geäußerten Meinung dahin ganz einver⸗ 
nden: 
daß die Vorfchrift des A. 2. R. Th, II, Jit. 8. $. 728., wonach Suden ohne Unter⸗ 
ſchied dem Wechfelrecht unterworfen, duch dad Ed. v. 11. März 1812 für aufge 


— — — — 


1) Scottia.a.D.1.&, 557. 

2) a. de. D. I. II. &, 910. 

2) Revidirter Entwurf des Prov. Rechts des Herzogthums Weftphalen. Berlin 

137. (As Handfchrift gebrudt.) Motive ©. 2. 

) Jester (W.B.) diss. de indole et jure instrumenti Judaeis usitati, cui 
Mamre nomen est, Regiomont 1755. A 

#) Revidirter Entwurf des Weftoreußifchen Prov. Rechts. (Als Handſchrift gedruckt.) 
Berlin 1837. Motive ©. 56. v 9 ſts 
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rückwirft, weiche nach dem A. & R. Thl. IE, Tit. 8. 8. 723. ohne Unt erſchied bei 
ren.außgeftellten Wechſeln dem Wechfelrechte unterliegen.. 


Vorſtehende Auseinanderfegung wird das K. Ob. 2. G. zu ber Ueberzeugung führen, . 


daß das in Sachen der Kaufleute N. N. wider ben jüdiihen Handelsmann R: zu N. 


unter dem 27. März d. 3. erlaffene Reftript in feinem ganzen Umfange mit ben Geſetzen 


conform tft 


Auch fichet ſolches mit einem bishero ergangenen minffteriellen Verfügungen in . 


Widerſpruch. 

Die R. v. 17. Aug. 1813 und 18. Juni 1814 beziehen ſich nur auf die Wechſelfaͤhig⸗ 
Zeit der Zuden, in foweit und fo langefie als jübifhe Staatsbürger zu 
en find. Der conerete Fall ftellt jederzeit erft den richtigen Geſichtspuntt hie: 

eft. 

Das R. v. 23. Zuni 1812, worauf fih das K. Ob. 2. G. ſodann noch beruft, dient 
fogar zur Beftärkung der oben entwidelten Grunbfäße. Es wird darin ausdrüdid 

eragt, daß das Ed. v. 11. März 1812, von der Beobachtung feiner Worfchriften, die 
Kortbauer ber den Juden beigelegten Eigenfchaft, als Einländer und GStaatstürger 
abhängig gemacht habe, und ed wird zugleich gemißbilligt, daß die Ehefrau des jübdifcen 
Staatsbürger M. J., welche ein von ihr niebergelegte® Teftament geftändlich in juͤbi⸗ 
ſcher Sprache niedergefchrieben hatte, nicht auf die für fie daraus entfpringenden nach⸗ 
theiligen- Kolgen von dem Stadtgerichte zu Stargard aufmerkfam gemacht war. 

Ueber die Natur diefer Kolgen, welche in ftaatsbürgerlicher Beziehung zwar niemals 
zweifelhaft find, in das privatrechtliche Verhältnig aber, nach Verfchiedenheit bes con 


creten Yalles, bald mehr, bald weniger eingreifend, ift von dem Chef ber Iuftiz Keine das 


richterlihe Ermeffen vinculivende materielle Entfheidung ausgegangen, bie Veurthei⸗ 
Yung derfelben muß vielmehr in ftreitigen Fällen mit Ruͤckſicht auf die Worfchriften des 
G. v. 11. März 1812. 8. 20 und 21 jeberzeit den Eompetenten Gerichtöhöfen überlaffen 
bleiben. Jahrb. Bd. 11. ©. 222. Gräff Bd. 1. &. 214.). 
3)-In Betreff der Berüdfichtigung der jüdiſchen Feiertage und 
des Sabbath beflimmen Ä 
a) bei Präfentation und Acceptation der Mechfel 
aa) die 6$. 985—990. Tit. 8. Thl. 11. 2. R.: Wenn ber Wechfelbezogene 
ein Jude und der Präfentant ein Chrift:ift, kann Letzerer den Wed: 
fel an einem Sonns, hoben Zefl- oder Bußtage zu präfentiren nicht 
verpflichtet werden, fondern kann, ohne Nachtheil feines Rechts, den 
nächfifolgenden Werkeltag abwarten. Dagegen kann auch von einem 
Juden während eines Sabbaths oder ſolchen jüdifchen Heftes, an wel: 
chem der Jude keine Handlungsgefchäfte treiben darf, die Acceptation 
eines auf ihn gezogenen Wechſels nicht verlangt werden, jedoch iſt der 
Jude an dem nächft vorhergehenden Werkeltage fich darüber auf Ber 
langen des Präfentanten zu erklären ſchuldig. | 
bb) Diefe Beflimmungen gelten nad) $.24. des Ed. v. 11. Mär, 1812 aud 
in den alten Provinzen gegenwärtig noch. | 
ce) Als folche Feiertage find nah der ©. D. I. 10. $. 3%0. und Anh, 
8. 90. zu betrachten: zwei Neujahrötage, ein Verföhnungdtag, der 
erfte, zweite, fiebente, achte und neunte Lauberhütten-, der erfte, zmeite, 
fiebente und achte Oftertag, zwei Pfingfttage, der Tag vor dem jüdi- 
fchen Neujahr, der Tag des Andenkens an die Zerflörung ‚der Stadt 
Serufalem. 
dd) Srävernt), Bielig?), Erelinger und Gräffs) nehmen an, daf 
ber Jude zwar nach $. 871%) an den Tagen des $. 987 Feine Zah 


1) Kredit⸗G. Bd, 3. ©. 375. 
) Komment. Bd. 6.8. 491. 
2) Wechſel⸗R. ©. 200, 

9 S. unter sub h. 
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ches dab 2&.R. 1. W. 85. 263-270 Bezug nimmt. Erſteres beflimmt in 
den $$. 16— 23. 


8. 16. Hat ein jüdifcher Pfandverleiher wiffentlich geftohlene Sahen zum Pfand 
angenommen, fo foll derfelbe, in fofern er nicht Staatsbürger ift, feines Schutzbriefes 
verluftig erklärt und nebft den Seinigen aus dem Lande gefchafft werden. 


"8.17. Diejenige Gerichtsobrigkeit, welche einen nach diefer Vorſchrift zur Fortſchaffung 

ualifizirten jüdifchen Pfandverleiher ferner duldet, foll nicht nur wegen einer ſolchen 

ontravention in fistalifchen Anfpruch genommen, fondern auch zur Selbfthaftung für 
alle von ihm etwa nachher noch verübte Betrügereien und Webervortbeilungen und ben 
daraus entftandenen Schaden angehalten werben. 


$. 18. Iſt ein folcher jübifcher Pfandverleiher nicht vermdgend, das Pfand felbft dem 
Eigenthümer wieder zu fchaffen, oder bei deſſen Ermangelung, den vollen Werth zu 
erſetzen; fo ift die Subenfchaft des Orts fhuldig, den Eigenthümer für diefen Werth und 
die bei der Sache verwendeten Koften, zu entfchädigen. 


$. 19. Von dieſer Vertretung foll die Zudenfchaft nur in dem einzigen Falle befreit 
fein, wenn bie Xelteften nachweiſen können, daß fie alle in dem Gen. Juden⸗Regl., in 
den übrigen Landeögefegen, und in dem gegenmwärtigen Reglement ($. 79) ihnen vorge: 
fchriebene Sorgfalt angewendet haben, um dergleichen Diebeshehler und liederliche 
Gefindel in Zeiten zu entdeden und zur Fortfchaffung anzuzeigen. 

$. 20. Kann nad) vorftehenden Grundfägen dem Eigenthümer weder das Pfand 
felbft zuruͤckgeſchafft, noch ihm zu feiner Entſchädigung von dem Pfandverleiher, außer 
der Judenſchaft, verholfen werben; fo ift gegen den Pfandverleiher, welcher nicht Staats 
bürger ift, außer der Caſſation feines Schusbriefes und noch vor feiner Wegfchaffung 
aus dem Lande, mit Zuchthausftrafe nebft Förperlicher Züchtigung, oder anderer verhält 
nißmäßiger Leibeöftrafe zu verfahren. 

8. 21. Zft dagegen das Pfand felbft dem Eigenthümer zurüd verjchafft, ober ihm 
daflır vollftändige Schabloshaltung geleiftet worden, unb es ift das erfte Mal, daß ber 
jüdifche Pfandverleiher auf dem Vergehen, geftohlene Sachen wiffentlich zum Pfanb 
angenommen zu haben, betroffen wirds fo fol, auf Vorbitte der Judenſchaft des Orts, 
und nad) Befund der von felbiger zur Milderung des Vergehens beigebrachten Gründe 
und Umftände, dem Richter erlaubt fein, die in dem $. 16 feftgefegte ordentliche in eine 
außerordentliche Geld: oder Leibesftrafe zu verwandeln. . 

$. 22. Wird aber ein folcher jüdifcher Pfandverleiher auf einem dergleichen Verbrechen 
zum zweiten Male betroffen; fo fol die gefegliche Strafe ($. 16 sqg.) ohne weitere 
Schonung über ihn verhängt werben. 

8.23. Kann der jüdiſche Pfandverleiher, welcher eine geftohlene Sache zum Pfanb 
angenommen hat, zwar keiner wirklichen Wiffenfhaft von biefer Qualität der Sache, 
dagegen aber einer Bernadhläßigung ber in den 88. 6—10 vorgefchriebenen Prüfung und 
Borficht überführt werden; fo fol bei dem erften Sontraventionsfalle die Vorfchrift 5.14 
wider ihn ftattfinden. Wenn er aber zum zweiten Dale auf einer dergleichen Contraven⸗ 
tion betroffen wird; fo foll, in fofern er nicht Staatsbürger ift, mit der in dem $. 18 
beftimmten ordentlichen Strafe der Kaflation feines Schugbriefs, auch feiner und ber 
Seinigen Fortſchaffung außer Landes verfahren werden. 

(N, C. C. de 11787. ©. 781. Rabe Bd. 1. Abth. 7. ©. 560.) 


Diefe Beflimmungen wutden modificirt durch dad Negl.v. 18. Juli 1801 
(N.C.C. Tom. XI. &.393. Rabe 8b. VI. S. 554 fig.) Dies beftimmt im $. 1, 
daß Fünftig die Judengemeinden nicht mehr zum Schadenerfaß verpflichtet 
feien, wenn ein Mitglied derfelben einen Diebſtahl begeht, wiſſentlich geſtoh⸗ 
lene Sachen verhebit oder zum Pfand nimmt und nicht des Vermögens if, 
‚den entftandenen Schaden zu erfegen, und demgemäß jeder hierin zwiſchen 

ben ginuchen und jüdiſchen Gemeinden obwaltende Unterſchied aufgeho⸗ 
en ſei. 

2) In Betreff der Juden in den alten Provinzen find die 6. 16—23 
durch das Ed. v. 11. März 1812 für gänzlich aufgehoben zu erachten 
(8$. 7 und 20). Ebenfo die 88. 91 flg. des Regl., welche den jüdiſchen 
Pfandleihern höhere Zinfen zugeſtehen und der $. 79, daß die Judenälteſten 
die Pfandbücher der Juden ihrer Gemeinde revidiren follen, 
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ober Erieiletungen der hieraus von felbft folgenten Rechte eriftiren nicht, 
Bel. Merl bt. I. Abthl. IL. Abfchn. VA, und Bornemann bei Koh 
aD. S. 1. Ä Ä 


ID. Beweis durch den Eid, 


Moses Maimonides de juramentis secundum leges Hebraeorum. Edit. Miegi 

4167 . j .- I " : 

Moller de judaicoram juramentorum a Christianis tam receptorum quam oxacierum 
fide et moralitate. Altd. 1698. 

Wildvogel de juramentis judaeorum, Jena 1720. 

Taufenberg, juramenti judaeorum formula, oder der Judeneid, barinnen Du 
berige Art gegen die Ehriften zu ſchwoͤren, als falfch verworfen, und bagegen o 
dere Art gezeiget wird, mit angehängtem Beweiſe, daß ein Jude ſchuldig fei, gegen 
die Chriften eben fo wie gegen einen andern Juden zu ſchwören. Regensburg un 
Wernigerode 1723 fol. u. Gieſſ. und Ffrth. 1729. 4, > 

Stamlor de jurejurando, secündem disciplinam Ebraeorum (vom’ Subeneibd 
Leipz. 1730. i 

Kayser de juramentis judaeorum. Giess. 1741, , 

Heißler, Erörterung der Trage: ob die Zulaffung eines Judeneides wiber einen Eheb 

ſten bedenklich fei. Halle 1778. 

Bodenfhag, Unterridt über den Zubeneid. Ein Anhang zu Seidlers Cibesvermes 
nungen. Erlang. 1791. 

Dfan, über ben Werth des Judeneides vor hriftlichen Obrigkeiten. 1794. 

Paalzow, de solennitatibus observandis in juramentis judaeorum. Observ. ad ju 
Boruss. fasc. 1. obs. VIII. p. 45. 

Koch, a. a. D. 9.93 ff. 


Darüber, wie die Eide der Juden abgeleiſtet werben ſollen, find den 
Weſentlichen nach: 

1) in der A. Ger. Ord. L 10. 86. 317—351. nachfolgende Vorſchriften 
gegeben, welche nach $. 20 des Ep. v. 11. März 1812 und $. 20 der %. 
v. 1. Juni 1833 auch heut noch zu beobachten find. | 


Ale Eide der Juden, die ihnen von dem Gegentheile zu: oder zurüdge 
ſchoben, oder von dem Richter auferlegt worden, müffen in der Synagegt 
oder Schule abgeleitet werden?),. An Orten, wo feine eigentliche Schrle 
ſich befindet, muß die Ableiflung Led Eides in demjenigen Zimmer oder an 
dern Privatgelaffe gefchehen, wo die bafelbft wohnenden Juden ihre gotieh 
dienfllihe Zufammenkünfte zu halten pflegen?) ' 


1) Die Synagoge ift zu diefem Zwecke auch fremden Juden zu geftatten. Bel, 
die K. D. dv. 30. April 1837 Thl. I. Abthl. I. Abſchn. X. Kap. I. sub II. A. 

2) Gutachten der jübifchen Gerichte zu Berlin v. 15. Aug. 1805, betr. den Ort, m 
gültig Judeneide abgeleiftet werben können, 

Auf Anfuchen des hieſigen Herrn ©. X. L. geben wir demfelben das nad 
Allerhoͤchſtem Decreto eines Königl, Hochpreißl. Kammergerichts erforderlich 
Gutachten über das zu jüdifchen Eiden erforderliche Lokale. 

Bereits im Jahre 1802 haben wir auf Befehl Sr. Excellenz des Herm nf 
kanzlers über diefen Gegenftand einen Bericht abgeflattet, deffen weſentliche 
Inhalt wir bier zuförderſt wicberholen: 

Die Ableiftung des Juden⸗Eides in der Synagoge iſt deswegen eingeführt, 
weil: 

1) die Thora dabei erforderlich, und man biefe nur in höchft Dringenben Züle 
von einem Ort zum andern bringt, und weil 
die Zeierlichkeit der Handlung durch das Ehrwürbige des Orts vermehrt 
wird, und der Einbrud, weldyen die Synagoge auf jeden Ifraeliten madı, 
ihn noch mehr von einem, in moralifcher, religiöfer und bürgerlicher Hinſicht 
gleich. großen Verbrechen abfchredt. Daß 

8) der Rame Adonai in dem Verſe 8 Kap. 16 der Pfalmen, welcher fi orf 
einer Zafel vor dem Kantor befindet, ein unerläßlihes Erforderniß if, gie 
feinen triftigen Grund in jener RÜKiHt, weil denfelben Dienft jede 
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Rabbiner, Aſſeſſor oder Gelehrten. die Strafe des Banned. angebrahet wird, 
wenn. er etwa ohne. Grund auf der Eidesleiſtung beflünde, und muß. derfelbe 
diefe Ankündigung. mit: Amen. beantworten:!). Der Schmörende felbft muß 
fich zur Eidesleiſtung durch Abwaſchung der Hände und durch Anlegung 
des Schetmanteld und der. Gebetſchnur vorbereiten. Bei den Cidesleiſtungen 


—— 


I) In Betreff dieſer Aſſiſtenz jüdiſcher Gelehrten beſtimmt: 
a) dad N. des Sukigminift (dv. Kircheiſen) an das K. O. L. G. zu Breslau 





1 q. Imi 1812. 

Aus dem Werichte. des Königl. O. &. G. zu Breslau v. 24: v. DE. übenbie 
Beſchwerde des Kommiſſarii ©. ift zu erfehen, daß daffelbe der Meinung ift, daf 
die juͤdiſchen Gelehrten im Kal ihrer ferneren Weigerung burch IZmangsmittd 
zur Aflifteng bei bem von dem ©. zu leiftenden Eide anzuhalten find. Da biele 
Meinung nach: ben Geſetzen für gegründet zu achten, indem die Beurteilung ber 
Bebigteit eines Menſchen zur Eibesleiftung und bie Wirkung. eines geleiftetm 

ides keinesweges von der anmaßlichen Entſcheidung der Rabbiner und jübiichen 
Gelehrten abhängig, fondern lediglicdy dem Ermeſſen der Obrigkeit nad den 
Vorſchriften bes bürgerlihen Rechts zu überlafien, hiernach aber der zc. ©. 
wegen feiner Berheirathung mit einer gefchiebenen Frau und feiner ftrpponirten 
Abſtammung von Aazon für unfähig zur Ableiftung eines: Eides nicht zu halten, 
am wenigften aber ben Rabbinern und jüdifchen Gelehrten die Befugniß einzu: 
räumen iſt, in @ivil-Streitigkeiten den Fortgang bes rechtlichen Verfahrens durch 
Verweigerung ber ihnen nach ber Allg. Gerichtsorbn. Thl. J. Zit. X. 5. 824. 
obliegenden Kunftionen. zu hemmen, .und die Definitiv:Entfcheidung.durd Ein: 
wendungen, die'nur bad Gewiflen des Schwörenden und. bas Intereſſe feine 
Gegners, angeb n, zu.verzögern, fo hat das Königl. Ober-Lanbeögericht die Rat: 
biner und la Gelehrten nachdxuͤcklich zuredgtzumeifen und ‚weiter in der 
Sache rechtlich zu verfahren. (Jahrb. Bd. 1. ©. 62. Graͤff Bd. 2. ©. 16.) 


b) Vergl. auch das R. v. 29, Juli 1825 oben Thl. I. Abthl. I, Abſchn. X 
Rap. II. sub. l. C, 2. ©. 148. ‘ 


c) R. v. 13. Febr, 18286, betr. die bei Eid esleifkungen ber Juden zuguzichenben 
Religionsbeamten. 


Dem K. Oberlandesgericht wird auf den Ber. v. 14, Okt. v. J. wegen der 
bei Eidesleiftungen- jüdiſcher Glaubensgenoffen. in. den Provinzjalftäbten zuzu⸗ 
ziehenden jüdiſchen Religionsbeamten, im Einverftändniß mit dem K. Minif. 
der geiftlichen Angelegenheiten, unter abjchriftlicher Mittheilung bes darauf Be 
zug habenden Schreibens v. 11. März v. 3. eröffnet, daß in Fällen der betreffen 
den Art Seitens-der: Gerichte von den Aelteften oder Vorftehern der Suben:Ge 
meinde jedes Orts eine Erklärung darüber zu erfordern ift: welcher Perfon fie 
ſich als eines Rabbiners, Aſſeſſors oder fogenannten jüdifchen Gelehrten bebiene. 

Das bezogene Schreiben des Minift. d, C. lautet dahin: 


Ew. Exc. beehren. wir ung, auf den zur Xeußerung gefälligfk: mitgetheiltn 
Bericht des Königl. Kammergerichtö v. 27. Ian. c., wegen ber bei Eideslei— 
ftungen juͤdiſcher Glaubensgenoffen in ben Provinzialftädten zuguziehenden 
jüdiſchen Religionsbeamten, ganz ergebenft zu erwiebern, daß ben Gerichten in 
den Faͤllen der betreffenden. Art nur übrig bleiben wird, von den Aelteften oder 
Borftehern der Juden⸗Gemeinde jedes Orts eine Erklärung darüber zu erforbern: 
weicher Perfon fie fid) ald eines Rabbiners, Affefjors oder fogenannten jüdiſchen 
Gelehrten bedient. Denn da bie jübifche Religion: in unferem Staate bloß au 
duldet wird, fo haben die Bekenner derfelben Leine kirchliche Offizianten, welde 
als ſolche von der Obrigkeit anzuerkennen oder zu beftätigen wären. Die Wahl 
der Perfonen, deren die Suden-Gemeinden ſich zu igren kirchlichen Berrichtungen 
ober fonftigen religiöfen Gebräuchen bedienen wollen, ift lediglich ihnen felbft 
überlaffen, und es Finnen daher auch nur die Semeinde-Vorfteher oder Aelteſten 
Auskunft: darüber ‘geben, wer dieſe Perfonen find, 

(At. des Zuftizmin. Gen. J. Nro, 24, Vol, 1. fol. 91 und 103. 

d) R. 0.6, Mai 1833. Die EidesabnahmerBebühren der Rabbiner und Juden⸗ 
Beglaubten gehören zu den baasen, allenfalld aus den Gerichts :Bportik 
Saffen zu beffreitenden Auslagen. 

(Jahrb. Bd. 4. ©. 426. —* 8S. 21.) 
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Vorfchriften Statt, indem an Stelle ber vorgefchriebenen Form bie zeligiöfe 
Form, nach Berfchiedenheit des Glaubens des Schwörenden, wieder einge 
führt ift. Dad Zeremoniell bei Eideleiftungen der Juden wird jeboch nicht 
Öffentlich beobachtet; fondern der fchrodrende Jude, wenn er als Zeuge vers 
nommen wird, leiflet zunächft den Eid in der vorgefchriebenen bürgerlichen 
Form und legt darauf fein Zeugniß ab. Sodann wird er.mit in das Delis 
berationdzimmer genommen, von dem beftellten Rabbi oder Gelehrten nad 
Vorfchrift der A. G. O. vermahnt und in Gegenwart der mitgebrachten jüs 
difchen Schwurzeugen, ded Richterperfonald und der Intereffenten, vereidigt. 

III. Während nad) der Praris des Semeinen Deutfchen Rechts Urkunden 
in jüdifcher Sprache und Schrift ald Beweismittel gegen Ehrilten angenommen 
wurden — Cramer observ, Tom, Il. obs. 507 — beflimmte das Preuß, 
Recht ſowohl in dem Gen. Jud. Priv. 0.17. April 1797 gap. III. 8. 6., als im 
ER. 11.8. 8.590 das Gegentheil und aud) dad Ed. v. 11. März 1812 
8. 2 verlangt deutfche Sprache und Schrift. Im Uebrigen gelten über den 
Beweis durch Urkunden in Anfehung der Juden die Grundfäße bed gemei- 
nen Preußifchen Rechts. 

Die Beweiskraft der Dandlungsbücer jüdifcher Kauflene 
anlangend 1), fo bewiefen die Handlungsbücher der Juden, welche die Rechte 
hriftlicher Kaufleute nicht hatten, nur gegen deren Glaubensgenoſſen. Bar 
jedoch ein folcher Jude Unternehmer einer Fabrike oder ein Bankier; fo 
bewielen feine Bücher auch gegen chriftliche Kaufleute, die fich in Wechſel 
oder Fabritengeihäfte mit ihm eingelaffen; doc fonnten Handlungsbü— 
cher, welche in jüdifcher Sprache geführt, ald Beweismittel nicht gebraucht 
werden. A. L. R. Th. II. Zit. 8. 88. 588—590. Diefe Beftimmungen find 
für die alten Provinzen aufgehoben dur dad Ed. v. 11. März 1812 und 
Dr Dofen durch die Verf. v. 1. Juni 1833 in Anfehung der naturalifisten 

uden. 

Den Handlungsbüchern der Juden, welchen die Rechte chriftlicher Kauf 
leute verliehen waren, kam im Uebrigen ſchon früher eben die Beweiskraft 
zu, ald den Büchern chrifllicher Kaufleute; dieſe Beweiskraft fchräntte fid 
jedoch auf folbe Handlungsgeſchaͤfte ein, bie nach dem Zeitpunkte vor 
gefallen, da der Jude die Mechte chriſtlicher Kaufleute erhalten hatte. 
Hatte ein mit diefen Rechten nicht verfehener Jude die chriftliche Religion 
angenommen: fo hatten feine Bücher nur in Abficht der nachher betriebenen 
Ganblungögeic ft Beweiskraft. A. L. R. Thl. 8. 88. 585—587 Diefe 

eftimmungen finden jedoch Feine praftifche Anwendung mehr, da dem 
gleichen Special⸗Rechte der Juden nicht mehr erifliren. 


— —— ——— — 


I) In Anſehung bed gemeinen Rechts vergl. Struben rechtl. Bedenken II. 
©, 486. Glüſck Kommentar XII, &. 385. Cramer Obs, T. II, obs, 50. 
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noch gegen Ausländer flattfindet, in Bezug auf Inländer ſchon 
buch die K. O. v. 4. Ian. 1744 (0. C. M. cont. II. Rr. 1. p. 169.) abge⸗ 
ſchafft wurde und in den allegirten 99. 1243—1246 des Crim. Rechts, 
wie auch das vorftehende R. v. 22. Aug. 1819 ganz richtig annimmt, dad 
damalige Schugverhältniß der Juden, welches durch dad Staatsbürgerrecht 
derfelben befeitiget worden, wefentlich voraudgefegt iſt. 
4. Auf den muthwilligen Banquerut fteht nach $. 1462 a. a. D. glei 
falls der Verluſt des Schubes für den Deliquenten und feine Familie. 


Zweiter Abſchnitt. 


GriminalsBerfahren. 


Hier beſchränken fi die Abweichungen vom gemeinrechtlichen erfahren 
auf.die Befchräntung der Gültigkeit des jüdiſchen Zeugniſſes und biele 
bauert auch nach dem Ep. v. 11. März 1812 $. 22 und der B. v. 1. Juni 
1833 $. 20 noch fort, welche letztere beſtimmen, daß ed bei der Feſtſetzun 
der Crim. O. $. 335. Nr. 7 und 357. Nr. 8, daß keine Juden in ben 
benannten Criminalfällen zur Ablegung eines eidlihen Zeugniſſes gezwun⸗ 
gen werben Tönnen, fo wie bei den bafelbft beflimmten Wirkungen eine 
freiwillig geleifteten Zeugeneides verbleibe. Es beflimmt nım - 

1. die Erim. Ord. a. a. D. übereinflimmend mit der G. O. IL 1% 
88. 352 — 354), . ' 

„Sn Griminalfällen, wo ed auf harte Leibes⸗ oder Lebensſtrafe ankommt, 
fol kein Jude, männlichen oder weiblichen Geſchlechts, zur Ablegung eined 
eidlichen Zeugniſſes gezwungen werden. | Ä ng 
. Auch freiwillige Ausfagen jüdifcher Zeugen können in dergleichen Fen 
niemald einen vollen Beweid ausmachen. “ 

Bei geringen Verbrechen, die.nach den Gefeben nur mit Gelb: de 
mit einer allenfalls in Geldbuße zu verwandelnden Gefängniß- Strafe 
geahndet werben, ift dad eidliche Zeugniß eined Juden. zuläffig und glaube 
würdig.” - | 

2. R. v. 1. Mai 1835. Jüdiſche Zeugen find auch in Injurien 
ſa den zuzulaffen und deren Zeugeneide an gewöhnlicher Gerichtöftelle abzus 
nehmen. " 

Wenn Sie I nicht verkennen, baß die Vernehmung der jübifchen Zeugen ned 
e 88. bes Anh. zur A. ©. O. in Civilprozeſſen und nad) $. 857. Nr, 8 ber Grim. D 
n Sriminalunterfuchungen, dafern die Strafe nicht Über 50 Rthlr. oder 6 woͤchentliches 

. Gefängniß anfteigen kann, zuläffig ift, fo folgt von felbft, daß die Abhoͤrung aud ia 
- Snjurien:Prozeffen, wenn nicht eine höhere Strafe zu erwarten iſt, zuläffig fein 
muß, es mögen biefelben zu den Givil: oder Straffachen gerechnet werden, oder zwiſchen 
beiden Mitten inneliegen. Es kann ihnen daher nur überlaffen werden, diejenigen Um | 
ftände, welche im vorliegenden Kalle die Glaubwürbigkeit der in Vorſchlag gebrachten 
jüdifchen Zeugen ſchwaͤchen, zur Beurtheilung des erfennenden Richters nachzuweiſen. 

Eben fo ift Ihr Verlangen, daß die Zeugeneide in ber Synagoge abgeleiftet werden 
follen, in ben Gefegen nicht gegründet. Diefe Foͤrmlichkeit iſt nah $. 317. Zit. 10. 
Thl. I, der X. G. D. bloß bei den Parteien: Eiden der Juden vorgefchrieben, hingegen 
nad) $. 846, Nr. 1 a. a. O. bei Zeugeneiden nicht zur nothwendigen Bedingung 


gemadht. 
(Suftizminift. At. I. 1600. Gen. Z. No, 6. Fol. 106, 





») Diefe Beftimmungen gehen gleichfalls von Juſtinian aus, — comst. 25, Col, 
2. qu. 7. — find aber in den Religions-Anfichten der Juden begründet, wie 
dies auch das R. v. 30. Mai 1812 ausdrüdlich bemerkt. (Jahrb. Bd. 1. ©. 60. 
Graͤff Bd. 2. 8. 103.) 
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Eidesleiſtungen. 122. 
Eintrittsgeld bei Aufnahme in bie Gemeinde. 121. 
Elementarihulen, Beiträge der Juden. 183. 
Erbredt. 459. 485. 
Erbregulirungen. 457. 

Erelution gegen Juden⸗Gemeinden. 81. 


“ 

Familiennamen. 55. 274. — 'Beränberung berfelben. 114. 
sen 195. 

eiertage. 490. 

eldmeffer. 283. 

rankreich, Verhältniffe der Juden. 24. - 

tantfurtfche 8, Großberzogl. ehemaliges Territorium. 390. 

ranzoͤſiſche ehemalige Landestheile. 364. — Nieberlaffung daſelbſt. 399. 

reie Städte, Verhältniffe der Suben: 24. 

reizügigteit. 391. 
Fremde Juden in Pofen. 309. 


3 


Sarantie ber Verfaffung der Juden. 40. 

Gefangene, iüdifche. 96. 

Gelehrte, juͤdiſche. 151. 

Gemeinde, jüdifche, Verhältniß zum Staate 75. 

Gemeinbeämter. 282. 

Gemeind e- Bürgerrecht. 45. 277. 

Bemeinde:Bedürfniffe, deren Repartion 137. 

Semeinde⸗Verwaltung in Pofen 305. 314. 

Gerihtstermine am Sabbath. 95. 

Serichtsftand 493. — der jüdifchen Religionsgeſellſchaft. 87. 

Gewerbebetrieb in Pofen, 329. 

Geſchichte der Juden. 1. — in Danzig. 284. — in bem —— — Berge 
fhen Territorium. 376. — in dem ehemals koͤnigl. weitphäfiichen Territerium, 
377. — in dem Kulm und Michelauer Kreife und der Stadt Thorn mit Ge 
biete. 336. — in den ehemals fächfifchen Landestheilen, 339, — in Reuvorpom 
mern. 354. — im Herzogthum Weftphalen. 358. — in den alten Provinzen. 203. 

7 in Schleſien. 215. — in Preußen feit 1814. 37. — im ben ehemals frangdfs 
hen Landestheilen. 364. — ber privatrechtlichen Verhältniffe. 451. 

Befindedienft in andern Kandestheilen. 418. 

Gemwerbefteuer. 74. , 

Gottesdienfs, Freiheit in deffen Ausaͤbung. 91. — beflen Feier. 122. — in dem 
— Königl. weſtphäl. Territorium. 382. -— in den ehemals ſaͤchſiſchen Lan⸗ 

eötheilen. 351. ' 

Grundeigenthum. 45. 278. — in den ehemals ſächſiſchen Landestheilen. 344. — 
in Pofen. 326. — in der Laufig. 351. 

Sütergemeinfhaft. 486. Ä 

Symnafiatlfhüler, Schreiben am Sabbath. 96. 


Handel in den ehemaligen ſaͤchſiſchen Landestheilen. 348. — in der Laufig. 351. 
Handelsleute, auswärtige. 438. 
Handelsverkehr in andern Territorien, 408. 
Handlungsbüder. 275. 
Handwerksgeſellen, Reifen in anderen Landestheilen. 417.— auswärtige. 440. Kl. 
Danndverfhe ehemalige Zerritorien. 362. 
Haufirhandel in Pofen. 329. — in den ehemaligen ſächſiſchen Landestheilen. 346. 
— in ben ehemaligen Koͤnigl. Saͤchſiſchen Landestheilen. 415. . 
Henneberg, Graffchaft. 353. “ 
Heſſen Darmftädtfche ehemalige Territorien. 358. 
Helfen Darmſtadt, Verhältniffe der Zuben. 22, 
Holland, Berhältniffe der Zuden. 24, 
omagiaLeid. 98, 
oͤxter, Kreis. 388. 


"afsmärkte in den ehemaligen Köniel. Shen Tatettiellen, 146. 38; 


Andetaſce⸗ Sachregiſter ber Verhaltniſſe der, Juden. 307 


Injurienſachen. 504. 
Inteſtat⸗Erbfolge. 458. | 
Sage Sefangene. 96. haf nu . Zn 
ifhe Religionsgeſellſchaft bildet Keine juriſtiſche Derfon.. 5 - — 
Stellung zum Staate. 84. — eine eduldet «83. — 
den. 108. g e. 83 deren PER zur Au 
Judeng emeinden, Feine Korporationen. 75, Er Hr 
Zudenregifter. 63, FB Pe u 
Zudenwefen im Großherzogtum Poſen. 305. - re. 
Iugendunterricht in Pofen. 311. 324, BE 
Surisbiction. 47. V 
K. ae Pr PP 


Kinder ausländifcher Zuden. 423, et Fu 
Kirchengeſellſchaft, deren Vermögen. 153. ie ag 
Kirchenkollekten. 74, Pe BE 
Kirchhofsweſen. 130. NT 
Kirhenverband, 121. | PA 


Kloͤtze, Amt. 362. 
a Baden * —* fe 
onfiftorien in den ehemaligen franzoͤſiſchen Lanbestheilen. 369, — in d 
gen Koͤnigl. Weftphälifchen Zerritorien. 382. ’ en ehemali⸗ 


Korporationen, jüdifche in Pofen. 322. oe, „ 
Korporations:Verpflihtungen in Pofen, 331. Me EEE Eee 
Koften der religidfen Verbindung, 128. De eG EZ 
Krantenhäufer. 195, on 10.9 

Kurköln. 359. BE Sn 
Kulmer Kreis, 336. call. .3 41. . 7*5 


Landesverweiſung. 503. ren 
Lanbhebammen. 74. ME ern 
Laufig, Verhältniffe der Tuben. 351, u EEE 
Lehrer. 161. — deren Rechte. 180. 

Leibzotl. 213: — in den ehemaligen ſaͤchfiſchen Lanbestheilen. 349. 
Literatur, die Zuben betr. 1. 29—383. 205..290, 339, 451. u 
M, ’ a Tan 
Magiftratsmitglieder. 282. , 
Mamre⸗Storchow. 488. . u in 
Märkte am Sabbath. 94. — .7 
Mark Brandenburg, Geſchichte. 203. en 
Mellenburg Schwerin, Derhettnifle ber. Suben. 23. 
Medizinalperfonen, jüdiſche. 10 " 
Michelauer Kreis. 336. Be Eee 
Milde Stiftungen. 195. a BE DE . * 
 Militairdienit. 51, in Polen. 306. 312. a EZ 
Militair, beffen Vereidigung. 100. 
Minden, Reg. Bezirk. 388. 
Muͤnzvergehen. 503. 
N. 7 non ; 2 
Naſſauſche, ehemalige Territorien. 361. —. .7 


Naturaliſation der J. in Poſen. 386, 318. 324. 326. 
Naturalifation, ausländiſcher %. 420. — in den einzelnen Teithein. 395. 200. 


Reuerungen, in Religionsgebraͤuchen. 94. 8* 
Neuvorpommern. 354. — Handelsverkehr. 40, © a ia 


Niedertändifche, ehemal. Territorien, 364. 24. _ ty 
Nieder⸗Lauſitz. 351. u 
Nordamerika, Verhältniſſe der J. 24. 


Oberaufſicht des Staates auf die jüd. Betigionsgefelfhaft, ss. — af die iöd, 
‚ Gemeinden. Kr — auf das jüd. Schulmwefen, 158. 
Dberstaufig. u 


Deſterreich, GRerbältniffe ber J. 21, TORTE. BR 
a 


860 Aiphabetiſches Sachregiſter dee Verhältnifje der Juden. 
p. 


Paderborn, Kreis. 388. 
)Afſe. 43.5. - 
)atronat. 47. 279. 
HatrimonialsGerihtsbarkeit. 279. 
FH Be Geſch . 
ofen, Stoßherzogthum, ihte der I. 290. — Schulweſen. 187. — auslär 
difche I. dafelbft. 425. — Ueberfiebelung. 401. Pla Handelsverkehr ber 3, 
— in go nadten: 408. — Hauſirhandel. 410. Perfonenfländs: 
egifter 313. Repräfentanten 309. 317. Verheirathun, erwa ⸗ 
amte 309. 317. 320. heirathung 306. 8 ltnnge⸗ Be: 
en „Geſchichte der 3. feit 1814. 37. 
reußen, Provinz, Abgaben rufjifchpoln. 3. 445. 
Privaterziehung. 170. 
Privatgottesdienſt. 92. 
Privatrechtliche Verhältniffe 451. 
Drofelytenmaderei. 108. 


R. 


Rabbiner. 146. 
Reckeberg, Amt. 362. 
Re if en in Wr ee on 418. 

Religions: Gefellfhaft, jüdiſche, 83. — deren Benmte. 143. — deren Mitglie 
der. 152. — deren Vermögen. 152. — deren Berhältnig zur chriftlichen. 
Religidfe Zucht. 123. hoͤttniß zor chriſti 108. 

KRittergutsbefig. 49. 

Ritualgefege. 452. 

Roͤmiſches Reich, Gefhichte der 3. in demfelben. 2. 
" Hügen. 354, 

Ruſſiſch-polniſche J., deren Abgaben, 444. 


©. 


Sabbath. 94.490. Sabbathfchnäre. 95. 
Sachſen⸗Coburg. VBerhältniffe der 3. 23. 
Sadfen:Hildburghaufen, Berhältniffe der I. 23: 
Sachſen, Königreich, Verhältniffe der 3. 22. 339, 411. 
Sahfen- Weimar, Verhältnifle der 3. 23. 364. 
Sanhedrin in Paris, 369. 
Scharfridhter. 284. 
Scheidebrief. 472. - 
Scheintodt. 70. 
Schlaͤchter, jüdifche. 151. 
Schleufinger Kreis. 353. 
Sälefien. 215. 
Schiedsmaͤnner. 283. 
Schulämter. 281. 
et wei ‘ nn ven en. franzöf. Landesth. 375. 
ulmwefen. . . . — in Pofen 311. :324, — ehem. W _ 
ehem. Franz. Sannesth. 375. l ' v eſtphalen 388, 
a burc 128. Fer — 444. 
warzburg Sondershaufener chem. Territ. 363. Muboiftädt . 
Sc weden, Berhältniffe der 3. 24. ’ ſtadtſche 968 
Sektirungen. 93. 
Siesen, ° ht, 37. 362. 
taatsbürgerrecht. 45. — in den alten Provingen. 273. — in den ehem. ſächſiſchen 
Landesth. 340. — Erwerbung durch Heirath u. Abftammung. 421. 
aatsdienft. 281. 50. g durch d r ng. 421 
‚atiftit der 3. 25. 
tände in den Synagogen. 156. 
tändifhe Recht e. 48. 280. 
teuern der Rabbiner, 151. 
‚tirtungen. 195. 
‚tolgebühren. 108. 
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Be ber Aufnahme. austänbifcher Dienfiboten. 486; — wegen verbotener Auf⸗ 
nderen Landest .— ⸗ 

—æe heilen. 419 gegen ausländiſche vagi⸗ 
Studenten, ausmwärtiae, 439. 

ynagogen. Bl. — Eibedleiftung in derfelben 122. — — 

Stände in derſelben. 156. s ü 2⸗ ihre Siihellater 158 

Synagogenbauten in Pofen. 323, 
Synagogendiener. 151. 


T. 
Zalmub. 452. 
Zekament 456. 488. 
Thora. 336. 
Zrauung. 464, 

U. 


Weberfiedelung aus einem Zerritorium in d. andere, 391, — a ⸗ 
vinzen in die alten. 398. we ben neuen. ‚pn 

Uebertritt zum Chriftenthum. 470. 108. 

uneperice Kinder. 481. 

Uniform. 4 

Hnteeihreoerhäftniffe in den ehem. franzöſ. Landesth. 208, 


V. 


Baͤterliche Gewalt. 481. 

Verbrechen. 503. 

Ber Ah Fi Schullehrer. 175. — des jüd. Militairs. 100. — jüb. Mebiginalper: 
onen. 103. 

Berfaffung, garantirt. 40. — frühere, deren. Aufhebung. 266, — . 
Koͤnigl. weſtphäl. Territ. 386. ſhebung. * in den ehem 

Verheirathung, in Pofen. 306. 

Berträge. 486. 457. 

Verwaltungsbeamte, in Pofen. 309. 317. 320, 

Volljährigkeit. 483. 

Vormundſchaft. 483. 

Bornamen. 43. 55. 56. 

Vorſteher, ber). Religions- Geſellſchaft. 143. 


W. 

Warburg, Kreis. 388, | 
Warſchauſche, herzog. ehem. Landestheile, Riederlaſſung beſehh 400. 
Wechſelzahlung. 490. 
Wechſfelfähigkeit. 488. 
Weſtphalen, Herzogthum. 358. 
= ehlar. 890 de, (Königl.) ehemalige Territorien. 377. — Miebeslaffung daſelbſt. 999. 

e&lar. 390. u 
Wiedenbruͤck, Kreis. 362. nn 
Mittgenflein, Grafſchaften. 360. 
Bürtemb erg, Verhaltniſe der J. 22. 


Bi 8. 
Zeugen, 494. 
Zeugniß. 504. 
Zinfen. 486, 
Bulger Gemeinde. 231, 
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Ebronologifches Negifter. 





8. Sept. 1347 . 
7. DE. 134 . 



























Patent. 1559 
8. 19. Juli 1571... 
Pr. Ordnung 4. Mai 187. 
8.7. April 1582.. .. 
Zubem-Drönung 1. "Febr. 159 
1. Aug. 1602.. 









Fx . Ordn. 1. Mi . 
Inf 48. April 1628 . 

Suni 1828 

Juni 1667 





* 

Haufir-Edikt. 17. Au, 
R. 30. Juni 1695. 
Fat, 2. Aug. 1695 
8.16 Zumi 1696. 
S.8. 18. Bin, 000 


Patent, 18. Sept. 1700 
8. 26. Rov. 1700... 


Lbtg. Kofch. 24. Aprit 1711. 
But 19. Juni 1713 ... 

Sen. Pr. 20. Mai 1714 
Regl. 20. Mai 1714... 
Konfirm. 20. Mai 1714. 8. 18.... 
en; „a gonftem. Pehit, v.20. Mai 








Refot. 18. April 1716. 
tg. ofch. 18. April 1716 
—Abſch. 5. Mai 1718. 


Geleits- Rolle. 15. Rov. 1718 . 
M. 10. Zuli 1719. 2 2ece.. 
Reſol. 19. Dec. 1720 
Yubl. 8. Mai 1721 
R. 6. März 722 
@. 18. Xug. 722 
— 4. gebr. 1723 ... 


Kurr. 8. Gebr. 1725. 
Deit. 10. Dec. 17%... 








. 6.220 


ESSENNESSENENNSSSS 


348 


G. 24. De, 1725 .. 
peil 1726 











Pat. 21. DE.1726 ..... 
Gener 6 Noo, 727 

Hauſir⸗Ed. 2. Der. 1727 
©. 8. 24. April 1728. 















. 18. Zuli 1738 
. 47 März 173 
Deit. 15. Febr. 1743 . 
8. D. 25. Mai 1743 


Deit. 6. Mai 1744. 
8. 29. 
DeHl, 7. Jan. 1745... 
®. 2. Febr. 1745 .. 
R. 14. April 1745... 

B.19.Märy1740234 848 347.340.844, 
Mand. 16. Aug. 1748. 
Real. 13. Ian. 1747 


— SERSSIERESE 


Snftv. 26. Dec 1748... 
Deit. 23. Jan. 1749... 
Ed. 14. Febr. 1749... 
K.D. 23. Mai 1749, 


Dei. 12. März 1750 . 
8. 9. April 1750..... 
©. 17 April 750. 
8. ®. 7. Kocit 780, 
R.1 .1750 240. 

Refot. 18. Suni 1750 ... * 
R. 20. Zul 1750 .... 

Eirt. 8. 31. Okt. 1750 . 








Gele nnuLBSABErBEBnE 
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CEhronologiſches Geeghſier zu den Verdältuiſſen ber Suben. 





3. Wit, 17586686. Gebr. 1812 
ternde Kurrende8. März 1758 ° 

















%7.. Dec. 1758, 355 
9. Mai 1760 211, 
5. April 1760 211 
Sept. 1760 . 211 





1. Kug. 176; 
4. Zuli 1763 


kt. 
40, April 1743 
. Aug. 1773 
+ 16. Aug. 1773; 


— Juli 1774 . 
- Zuli 1774 
1, Gebr. 1778. 
SApdl 1776. 
\ April 4775. 
. Mai 1775 . 
9. Dee. 1775 
9. Dee. 1775 


410. Rov. 1777. 
Oft. 1778 .... 
Nov. 1778 ... 


2. Dec. 1780 2.2... 
anzebitt. 13. Mai 1781 


ranz. 10. Juli 1784... 
ÜpLATEE aerenceee 


YubL-48. San. 1786.. 
Dei. 14. Juli 1786 
K.D. 4. Ro. 1786 


Regt 13. März 1787 . 
8. 28. April, 1787 









































8. 8. Ott. 1787 . 212 
B. 31. Dec. 1787 212 
V. * Febr. 1788 213 
8. 4. Suli 1788 213 

Quli 1788. 83 


Ed. 25. Juli 1788, 
8. 17. Dee. 1788 
R. 18. Dec. 1789 
Befehl 23. Ian. 1 


Deil. 28. San. 1790 .. 865 
K. O. 21. Mai 1790 226 
Dell. 20. Zuli 790. . 866 
Nat. Verf. 27. Sept. 366 


K. Santtion 13. Nov. 179; 











R. 5. Zuni 1792 . 213 
Gutacht. 25. Sep! 501 
Gutadt. 10. Nov. 1792 501 
» 8. 9. Aug. 1793 . . 214 
Gutacht. 28. Mai 485 
&. Priv. 9. Aug. 1793 214 
©. Priv, 30. Juni 179 
Infte. 31. Oft. 1794. 


Dei. 2. Gept. 1796 
©. 17. April 1797... 
6.3.8. 17. Kpril 1 


R. 6. Aug. 1798. . 

SR. 25. Sept. 1798. 27 
© R. 22. Okt. 1798... «498, 
8.24. Ian. 1800 . 2.208 
R. 23. April 1800 2.350 
X. 23. April 1800 48 


R. 18. Juli 1801 492. 214 
Reichs⸗Dep. Schluß. 25. Febr. 1803 359 
R. 10. Zuni 1803. 4124 
Cirk. 15. Dec. 1803 
R. 3. März 1804 
R. 18. Mai 1804. 





3.8.6. Juni 1804 . 417 
8. O. 12. Juni 1804 . . 118 
R. 16. Juni 1804 .. . 116 
K. D. 17. Juli 1804 . 458 
K. D. 18. Aug. 1804 . . 452 
8. 11. Kebr. 1805 2.988 
®. 8. Suni 1805 . 88 
& 30. Zuli 805 “359 
Sutadıt. 15. Aug. 1805. . 496 
Gutacht. 5. Mirz 1806 . » 453 
Kaiſ. Del. 30. Mai 1806 .. * 866 
R. 9. Suni 1806 ......- 55 
Gutadt. 8. Zult 1806. 2.468 
Wh. Akte. 12. Juli 1806 . -860 
®. 11. Sept. 1806 . “369 
©. 12. Zuli 1807 . 302 
Konftitution 22. Zuli 1807 ....396. 303 
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Ed. 9. DE. 1807............ .. ©. 50 
Konftitution 15 Nov. 1807 ...... .378 
Dekr. 27. San. 1808. .......... 979: 
K. f. Dee. 17. März 1808 ....... 371 
Dekr. 31. März 1R0OB........... 382 
Der. 17. Mai 1808 ............ 373 
R. Dekr. 20. Juli 1808 ......... 58 
8. 17. DE.1808 ........... 337, 303 
x O. Nov. 1808 ...... ....... 337 
kl. 19. Nov. 1808 ........... 46 
K. Dekr. 19. Nov. 1808 ........ 338 
Dei. 19. Nov. 1808 ........... 326 
&t. 9.19. Rov. 1808 ......... 215 
&.13. Zan. 1809 ............. 22 
N. 27. Febr. 1809 ...... 99. 277. 360 
8. 20. März 1600 ............. 421 
©. 24. März 1800 ............. 838 
8.25. Mär 1809 . ............ 338 
Dekr. 23. Aug. 1809 ..... ...... 384 
R. 26. Aug. 1809 .............. 197 
8.10. Ott. 1809 .......... .... 336 
Kegulativ 10. Nov. 1809 ....... 384 
NR. 6. Dec. 1809 .............. 82 
— 3. San. 1810 ...... ....... . 120 
— 9. Febr. 1810 .............. 503 
Det. 23. Zebr. 1810 ....... . - 46. 338 
Konft. Urkde 16. Aug. 1810 ..... 390 
5; 27. DE. 1810 ............. . 89 
9. Pat. 23. Nov.-1810 . . 357 
% 5, Tan. 1811 .............. 23 
B. 7. Febr. 1811 .............. 390 
Mand. 1. Aug. 1811 .-......... 487 
8,283. Debr. 1811 ............ 19 
Pat. 28. Dec. 1811 ............ 390 
— 17. San. 1812 ............. 470 
©. 29. Zan. 181% ............. 337 
8.30. San. 1812 ........... .. 390 
K. O. 6. Febr. 1812 ........... 107 
R. 6. Febr. 1812 ........ ...... 98 
B. 22. Febr. 1812 | 1 1,1092 000°. 23 
&. 11. März 1812 ... 4t. 37. 240. 215 
— 21. März 1812 .......... 456. 485 
&. 3. April 1812 ............. 289 
Gutacht. 5. Mai 1812 .......... 497 
&. 11. Mai 1812 ........... 78. 289 
R. 12. Mai 1812 ......- PR 267 
8. 15. Mai 1812 ........... 359. 360 
— 30. Mai 1812 soo...» ... 495, 504 
— 9, uni 1812 ....... .... 266. 498 
R. 11. Juni 1812 ............. 151 
V. 19. Juni 1812 .......... .... 359 
— 23. Juni 1812 ............. 485 


Inſtr. 25. Juni 1812 .. 56. 59. 267. 424 
Sciensrichterlice Entf. 26. Zuni 
.... .................. 130 
— Er Juni 1812 ............. 485 
Auszug a. d. I Fe Juli 1812 . 77 
R. 26. Suli 1812 .............. 266 


Inſtr. 8. —* Zi⸗ ........... 269 
R. 19. Sept. 1812 ............ 56 
— 13, Okt. 1312 ............. 495 
V. 30. Okt. 1812 ........... 339. 421 
X. 5. San. 1813 ....... 485. 484. 157 
— 15. Tan. 18313 .......... 0... 


Berf. d. R. zu Potsdam 2b. Jan. 1818 rn 


Verf. 26. Jan. 1813........... 8. per 
— 23. Tebr. 1813 “oo — — — 
— 20. April 1813 ........... Fa 


Ed. 10. Juni 1813 ............ 21 
Verf. d. R. zu Polsdams. Aug. 1813 151 
— 17. Aug. 1813 ....... ...... \ |) 


— 31. Aug. 1813.............. 

Inſtr. 4. Dee. 1813 ............ 24 
Pat. 20. Dec. 1813 ............ 362 
— 28. Dec. 1813 “2100000000 260 3% 
Sriedenstraktat 14. Jan, 1814 ... 354 
V. 24. März 1814 ............. 28 
— 2, April 1814 ........... 458. AB5 
Publ. 24. März 1814 „come. N 
V. 24. März 1814............. 44 


Ed. 29. März IT N 4 
— 11, Mai 1814 .............. dB. 
— 18, uni 1814 .......... 457, 488 
G. 3. Sept. 1814 ....sorccsoee. 33 
Dat. 9. Sept, 1814 .......... .. 44 
— 10. Sept. 1814 ........ ... 893. 37 
R. 17. Sept. 1814 ..... ........ 266 
— 1. Nov. 1814 .............. 276 
— 8. Nov. 1814 — 0— — 37. 393 
Schr. 29. Nov. Vize ..... 287 
— 23. März 18315 ............ 1A 
R. 13. April 1815 ....-..... „. Ab, 338 


Staatsvertrag 3. Mai 1815 ..... 34 
Pat. 15. Mai 1815 ............ 34 
Gutacht. 16. Mai 1818 ..... 130. 140 

20 


R. 18. Mai 1815 .......... —XRX 

Fr. Vert. 18, Mai 1815 ........ 339 
Bertrag 29. Mai 1815 ........ 362 
R. 30. Mai 1815 ...... ........ 216 


Vertrag 1. Zuni 1815 .......... 34 
Zraktat 4. Zuni 1815........... 34 
— 7. Zuni 1815 .............. 354 

Bundesafte 8. Juni 1815. . 282, 34. 19 ° 
Vertrag 10. Zuni 1815 ........ 359 

Pat. 21. Zuni 1815............ 3 
Publ. 15. Juli 1815 ........... 38 
R. 18. Sept. 1815 ....... ne. 180 
Vertrag 22. Sept. 1815 ........ 34 
C. R. 10. Okt. 1815 .......... 49, 69 
R. 23. San. 1816 ............. 273 


— 7. Mai 1816 ....... ........ 28 
Traktat 15. Suni 186 uno. ... 869 
"Vertrag 19. Zuni 1816 „wo ...... 884 
V. 30. Zunt 1816 ..... nu. 350, 360 
— 30. Aug. 1816 sooo... . 37. 47. 10 
— 25. Sept, 1816 ........... 49 
Dat. 9. Kov. 1816 ......... 454. 303 
— 15. Nov, 1816 yo, ———2 . 454 
R. 16, Nov. 1816 ............ . 20 
Vertrag 7. Oft. 1818 ......... . 964 
— 3. San. 1817 ...... ........ ' | 
Publ. 14. Jan. 1817 ........... 432 
K. D. 16. San. 1817 ......... .: U 
R. 17. San. 1817 ....- ........ 4A 
G. 25. San. 1817 ............. 2 
R. 11. Gebr. 1817 .......... ... 3 
Publ, 14, März 1817 .......... IA 
R. 6. BEE ABER anna nenne 9 
— 16. Mai 1817 .......... 225 
KO, Ad Mai AMT. sn.......o % 


r 


tEhronoiogiſches Megifter zu dem Werhäitniffen ber Taten. BIS 


8, 20. Mai 1817 

— 23. Mai 1817 

— 27. Mut 1817 . 

yo 2 En u 
9. &, 

‚Aug. P. e. * aa 1817... 

2. 15. Juli 1817... 


® 18. April 1821 



















18. April 1822 . 
D. 13. Mai 1822 





Ag. —* Sept. 1882. 185 
R. 18. Oft. 1822 . 358 
— 5. Ian. 1819 .. 68.492 — 5. Rov. 1822 . 9 













432 ubl. 15. Nov. 1822. 443 
39 etanntmacdung 4. Det. 1822... 281 
65 8.30. Dec. 278 





— 19. Febr. 1819 . 
8.11. März 1819 . 


— 16. Juni 1819 . — 11 Ian. 1823 
M. 18. Juni 1819 . zutt, 41. Jan. 1823 . 
8.20. Juni 1819 . NR. 14. Febr. 1823 . 





— 12. Juli 1819 . 
m. 17. Kug. 1819 . 


Ang. 1819 . 
2 2.8.08 0 


461 Publ. 28. Behr. 10. 
53 8.3. März 1823 . 
808 — 7. März 1823 























— 14. März 1823 . une 147 

8.D. 30. Oft. 1819 » €. R. 24. Mir; vos . 428 
9. 1. Dee. 1819 . R. 1. April 1823 . 62 
— 31. Ian. 1820 .. — 11. April 1828 . 483 
— 2. Sebr, 1820 . ortofreiheit 11. April 1828 . 113 
— 18. März 1820 480 Yubl. 15. April 1823 62 
"SR. 22. März 1820 748.3. Mai 1823 9 
Yubl. 6. April 1820 . 168 8. 5. Juni 1828 48 
. Juni 1 501 — 20. Juni 1823 . 23 


R. 24. Juni 1823 
@&. 1 Juli 1823 
N. 24. Juli 1823 
Säreiben 27 Juli 4823 
€. Verf. 9. Aug. 1823 . 
& D. 11. Sept. 1823 
Sept. 1823 . 162 
— 10.Rov. 1823 84 ru. 147.485 
an 12. Nov. 1823 .. .. 4167 
K. 16. Rod ARRR on 











3a 
N. 16. Nov. 1823 . 





















Yubl. 28. Nov. 1823. 339 
X. D. 9. Der. 1823 .... 93 
R.12. Dee. 1823 .. 353 
RD. 6. Kebr. 1824 . 93 


Gutachten 23. Febr. 1824 . 
m. Min tel 
10. Mir 1824 
— 21. März 1824 . 
— 23. März 1824 


G. 27. März 1824 . 48. 337 
G. R. 9. April 1824 7} 
@. 28. April 1824 . 348 
— 28. April 1823 . 38 
RR. 3. Mai 1824... 394 
6. 8. 15. Mai 1824 162 
R. 18. Mai 1824 69 
— 18. Juni 1824. * 46 
— 23. Juli 1824 .... 81. 85. 143. 314 
— 16. Aug. 1824 123 
— 27. Aug. 1824 273 











28. März 1825 
— 30. März 1825 . 
Bekanntmaqung 16 
810. Mai 1825 
8: D. 44. Mai 18° 

1. Pat 21 Juni 
©. Juli 1825 ... 
. ®. 10. Juli 1825 . 
R. 15. Juli 1825 .. 
Belanntm. v. 22. Juli une 
Dergleich d⸗ Befanntm. 22. Sat 1825 
R. 29. Juli 1825 . 








Eptr. 28. DE. 1825 ... 


Yubht. 31. Dec. 1825 . 
RD. 31. Dec. 1825 


Fr R. 11 San. ja 
3. Kebr. 1826 .. 

Past, 6. Bebr. 1826... 

— 13. $ebr. 1826 . 

— 4. debr. 1826 . 


Cheonologiſches Megifier zu den Werhältnifien ber Juden: , 


Yusl, 6. März 1826 .. 
&. 18. Xpril 128 .. 
— 5. Mai 1826 
R. 6. Mai 1826. 








































































— 10. Nov. 1826 . 328 
— 15. Nov. 1826. 48 
.R. D. 18. Nov. 1826 4 
B. 18. Nov. 1826. * 
R. 24. Nov. 1826. 4 
— 28. Rov. 1826 . 23 
— 30. Nov, 1826 . 8.7 
&b. 23. Dec. 1826 .. 4% 
8. D. 11. Ian. 1827 8 
R. 10. April 1827 . 47 
©. 8. 29. April 1827 176 
8. D, 17. Mai 1827. [1] 
R. 17. Mai 1827. 114 
R. 21. Mai 1827 . 125 
&..D. 2. Zuni 1827 . [1] 
Sb. 13. Juni (827 108 
&. 8.29. Juni 1827. 16 
8. D. 13. Zuli 1827 * 
R. 13. Juli 1827 480 
8. 30. Zuli 1827 1m 
R. 17. Kug. 1827. 897 
— 4. Sept. 182° 69 
— 14. Sept. 1827 
22. Sept. — 
Hausorbnung 13, 
— 23. Ott. 18: 
R. 30. Oft. N un 
43 
19 
1883 
21 
® 
[7 
. 2 
. 2 
19 Mai 1828. 3 
— 12. Juni 1828, 89. 178 
— 28. Juni 1828 . 48 
— 30. Juni 1828 185 
G.R. 9. Aug. 1828 . nn 497 
&. D. 19. Seot. 1828. 348. 415 


RR 9. Dec. 1828 
— 10. Dee. 1828 . 
KR. 20. Dec. 

8. 29. Dec. 1828 . 
R. 21. Febr. 1829. 
— 12. März 1829 
— 10. April 1829. 
K. D. 17. April 1829 
— 19. Mai 1829... 
R. 25. Mai 1829 
— 22. Juni 1829 ... 
— 14. Yug. 1829. 
— 14, Aug. 1829 .... 
Role 15, aa AR . 
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C. R. 3. Okt. 1829............ S. 93 
R. 23. Okt. 1829 ...... ... 89. 158. 78 
— 30. Ott. 1829...... ......... 444 
Erk. 6. Rov. 1829.............. 141 
ER. 29. Rov. 1829...... ...... 438 
R. 16. Jan. 1830 ............. .. 92 
— 2. Gebr. 311 ...... 201 
— 26. Febr. 1830 . ....... 811 
Schreiben 6. März IB30....un.- 58 
R. 14. Mat 1830. 130 .........» 185 
C. 8. 1. Suli 1830... une ....  ) 
— 1. Juli 1830..... ........... 85 
KD.8. Xug.1890. 39,207. 08. 337.373.390 
— 9. Sept. .............e.es 97 
— 6, Rov; 1830 .......... u... 55 
R. 16. Dec. 1830 ............. 435 
— 2. Dee. 1830. 73.. .... 0 151 
— 30. Dec. 1830....... ........ 422 
—V 446 
R. 9. Febr. 1831............. .. 78 
— 4. März 1831..... ons .... 201 
— 7. März 1831...... ......... 192 
— 7. Apri 1831 cs 10 000000000 ... 3283 
— 25. April 1831 ..... PR 280 
©. 8.29. April 1831 ........ 348. 416 
R. 14. Mai 1831............. .. 419 
LK. O. 16. Juni 1831 ........... 107 
R. 12. Juli IR .............. 417 
Schr: 22. Juli 1831........... 287 
— 25. Juli 1831......... ...... 466 
R. 16. Sept. 1831 ............. 430 
— 26. Ott. 1831 .——....o.n,—.—10 0,0 000% 447 
— 25. Nov. 1831........ 78. 143. 193 
— 5. Dec. 1831 ............... 466 
— 25. San, 183% .............. 440 
— 17. April 183% ....... ..... 53 
K. O. 25. April 1832........ 288. 203 
R. 1. Mai 1832................ 288 
— 21. Mai 1832.... 328 
K. D. 4, Zuli 1832............. 860 
— 8. O. 4. (14.) Juli 1832. ..... 45 
N. 10. Nov. 1832 ............. 417 
— 12. Dec. 1832 ........... 346, 388 
Reſol. 26. San. 1833 ........... 328 
Bekanntmadung 1%. Febr. 1832... 178 
V. 31. März 1833 ............ . 38 
R. 20. April 1833 .............. 99 
— 22. April 18833............. 82 
—. 29, April 1833..... ......... 135 
— 1. Mai 1833 ................ 288 
C. R. 4. Mai 1833........ un... 282 
— 6, Mai 1833 ............ 498. 150 


&.1.3uni 1833.52—76—80.162.329. 305 
3.1.3uni1833. 57.105. 187.183.303.423 


— 411. Zuni 1833 .............. 46 
R. 25. Suni 1833........... 348, 416 
— 28. Aug. 1833 .............. 402 
Gen. Befe 124. Sept. 1833...... 350 
G. 29. Dit, 1833 ............ . 22 
K. D. 5. N00.1833 ........ .. 103. 09 
N. 22. Nov. 1833 .............. 430 
K. DO. 22. Dec. 1833 ......... 834, 57 


B.14. Jan. 1834 .............. 65 
Inſtr. 14. San. 1834.334. 305.309 188 
R. 10. Febr. 1834..... .oredede 


mo. AR. 
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E. B. 14! Maͤrz 1834.. scene S. 4832 
3.7. Zumi HB een 410 
* O. 10. Juni 1884 ....... .... 417 
8.8, 12. Zuni 1834 ........... 179 
8.1. Juli 1834 needneoden ..... 817 
R. 30. Aug. 1834 ...... ....... 56 
— 31. Aug. 1834 ....... .. 466 
— 10. Nov. 1834 .............. 180 
— 31. Dec, 1834 „0.2.0... .. 483 
— 23, Maͤrz 1835 ............. 280 
— 30. März 1835.............. 98 
ER. 31. Mir 1835... .. ...... 70 
K. O. 29. Apr. 1835...... ...... 283 
— 1, Mai 1835 ..... .......... 504 
R. 7. Mai 1835 .............. 288 
— 13. Juli 1835............ 348, #16 
— 30, Aug. 1835 ...... ... ..... 
— 4, Sept. 1835......... ... 159 138 
— 14. Sept. 1835 ............ 438 
— 8, DE. 1835 ............ 151. 922 
— 20. Dt, 1835 ........... 331. 40% 
— 22. Dit. 1835... 377. 388. 360. 277 
— A, Nov. 1835 .............. ..% 
K. D. 25. Nov. 1835 ........... 95 
R. 2. Dec, 1835 .......... . 95 
C. 8. 11. Dec. 1835 .......... . 43% 
R. 8. San. 1836 ............... 453 
Refol. 19. März BB ann... 85% 
K. D. 29. März 1836 ....... 466. 464 
R. 2. April 1836 .............. . 817 
— 26. Mai 1836 .......... 2... 408 
8. D. 19 Zuni 1836 ........... 43 
— 24. Suni 1836 .............. 484 
Praͤjud. 30, Zuli 18364. ........- 335 
R. 10, Aug. 1836 ............. . 43 
— 12, Aug. 1836 .............. 199 
— 12. Sept. 1836 .._— or 0 0000000 ° 329 
C. 8.13. Sept. 1836 .......... 43% 
K. D. 20. Sept. 1836 ........ 388; 46 


Detanntmadiung 29. Sept, 1836 416. 348 


R. 1. DE. 1836 ............... 44 
di 1838 ........ ........ 279 
&. R. 8. Oft. 1836......... nu. 448 
R. 10. DE. 1836 .............. 441 
— 13, DE. 1836 ............. .. 44 
K. D. 15. Okt. 1836 ...... en 4 
R. 25. DE 1536 .............. 94 
— 12. San. 1837 ........... 467, 147 
— 414. San. 1837 .......... .... 79 
— 11. März 1837..... ......... 481 
— 21, März 1837 ........... ... 410 
C. R. 19. April 1837 ........ 417. 348 
R. 22, April 1837 .............. 403 
K. D. 30. April 1837 ....... 496. 122 
N. 5. Mai 1837 ........ nenn 419 
— 8, Mai 1837 ............... 331 
GR. 12. Mai 1837............ 348 
R. 12. Mai 1837........ ....... 417 
— 31. Mai 1837. ............. 68 
Bekanntmachung 7. Zuli 1837.... 331 
R. 7. Juli 1837 ............... 97 
B. 7. Juli 1837................ 402 
— 10. Juli 1837 .............. 189 
— 19, Juli 1837 ............... 122 
SA 
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R. 13. Nov. 1837 ............ ©, 322 
8. d. Kammergerichts 29. Du. 1837 97 


Girk. 16. San. 1838 ........... 189 
— 19. Gebr. — ......... ...... 468 
N. 24. März 1838 ........ .. 183. 186 
— 29. März 1838..... een nene 

— 6. April 1838 ............... 92 
6. 8. 30. April 1838 ........... 335 
Cirk. 29. Juni 1838 ...........- . 178 
— 29, Juni 1838... -un0.... ... 159 
&. 30. Zuni 18838 .............. 24 
R. 11. Juli 1838 ............. 194 
— 18. Sept. 1838........... 90. 374 
V. 21. Sept. 1838 .........- ... 

8. D. 14. Dt. 1838....... .... 441 
R. 8. Rov. 1838..... PREFFRFFET 150 
— 24. Nov. 1838 . —orogeenncncer 194 
6. R. 28. Dec. 1838...... Fe 442 
K. D. 5. Jan. 1839 ...........- 389 
R. 9. April 1839... ... oc... 397 
K. D. 25. April 1839 ........... 314 
R. 4. Juni 1839 ............... 398 
— 9. Juni 1839 ........ kesasee 404 
Kefol. 31. Juli 1839 ......... +. 322 
ur. 28. Sept. 1839 ............. 106 
©. R. 10. Dit. 1839 ......... 428..66 
— 24. Nov. 1839 .............. 171 
R. 30. Nov. 1839 .............. 279 
Inſtr. 31. Dec. 1839......... ... 171 
V. 2. Jan. 1840 ............ 96. 395 
R. 5. San. 1840 ......... ....... 2306 
Beſcheid 5. Jan. 1840........- ++ 363 
— 8. Jan, 1840 ............ 325 
Bericht 1. Febr. 1840...... . - 374. 375 
R. 17. üchr. 1840. 121.147. 330.408. 467 
— 27. Zebr. 1840 ...... 180, 143. 135 
— 4. März 1840 ...... ....... 408 
— 9. Marz 1840 ............ 40. 395 
— 18. Marz 1840 or .00n . 1 
8. D. 14. April 1840 ........... 156 
R. 26. April 1840............. 395 
— 27. April 1840 ............. 156 
Judikat 28. April 1840......... 359 
R. 12. Mai 1840 ............ 93, 336 
- 18. Mai .840. 182. 183.361. 375. 186 
V. 26. Mai 1840... »..... 423. 398 
R. 3. Suni 1840 ....... 135. 148. 405 
Beſcheid 3. Zuni 1840......... . 79 
R. 12. Zuni 1840 ..... ......... 181 
— 18. Juni 1840 ............. 332 
C. V. 18. Juli 1840........ ... 103 
R. 29. Sun 1840 .......... 401. 395 


Beicheib 8. Sept. 1840..... 79 
R. 12. Okt. 1840 ....... 337. 400. 395 
K. O. 26. Okt. 1840.......... .. 156 


Cheonologichea Regiſter zu den Verhaͤltniſſen der Judem 


Cirk. 8. Nov. 1840 ............ S. 60 
R. 31. Dec. 1840 .............. 153 
— 2. Jan. 1841 ............ee 282 
— 10. Jan. 1841 “oo 00 —60 —20 418 
— 3. Febr. 1841............... 404 
Cirk. V. 3. Febr. 1841 .......... 330 
N. 11. Febr. 1 1:7 3 324 
K. D. 16. Febr. 1841........... 317 
— 9. März 1841........ en 57 
R. 18. Di 1841 ............. 58 
P. 22. März 1841 ............. 59 
&. 8.23. März 184 ........... 57 
— 11. Mai 1841............... 9 
R. 27. Mai 1841 ........... 4685 
— 25. Juni 184 ..... seat 404 
— 14. Zuli 1841.............. 70 
8. O. 2. Aug. 1841 u. 000200... 49 
— 10. Aug. 1841 ......... voran 483 
8.21. Aug. 1841.............. 325 
R. 5. Okt. 1841................ 57 
Landg. Hrdnung 31. Okt. 1841 . 360 
R. 18. Nov. 1841 .............. 334 
R. 9. Der. 1841 oo 0001110000 %° vooe 103 
B. 10. Dec, 184 ... .......... 74 
Erl. 27. Deu. 184 ............ 323 
C. 8.30. Dec. 1841............ 181 
R. 30. Dec. 1841 .............. 151 
— 14. San. 1842 ..... Keane. .. 143 
8. 14. Ban, 1842............ 

R. 15, Febr. 1842 ..........:.. 335 
8: D. 19. Kebr. 1842.20. .....5. 443 
E. V. 25. ebr. 1842........... 105 
R. 25. Febr. 1842 .......... 354,330 
C. R. 9. März 1842............ 

Er. 11. März 1842 ............ 436 
8. O. 14. März 1842........... 52 
R. 17. März 1842 ............. 

— 4. März 1842 ...... 130. 334, 135 
— 8. April isi...... .... 

— 37. Kpril 184% .............. 105 
— 59. Mai 1848 .............. 406 
8.23. Mai 1842 .............. 360 
R. 24. Mai 1842 .............. 406 
— 17. Mai 1842 ........... 321. 143 


Präliminarartikel 11. Zuni 1742.. 106 


R. 23. Zuni 1842 .............. 151 
— 25. Juni 1842 ............ 121. 90 
- 28, Juni 1842 .............. 18 
— 12. Aug. 1842 .............. 65 
— 5. Sept. 1842 .............. 419 
— 30. Sept. 1842... ...-..... .. 89 
— 7 Rov. 1842. “oT 111000...» 326 
— 27. Dec. 1842............... 418 
— 30. Dee. 1842 ......... ...... 325 
— 18. Jan. 1843 ........ ...... 321 
— 20. San. 1843 ....... ....... 395 
— 13. Febr. 1843 ....... nun . 321 


Maſchinendruc und Hapiec von Keinäh, Fit. 
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